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89.019 

Militärische Bauten und Landerwerb 
Ouvrages militaires et acquisition de terrain 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 27. Februar 1989 (BBI 1, 1092) 
Message et projet d'arrete du 27 fevrier 1989 (FF 1, 1040) 

Antrag der Kommission 
Eintreten 

Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Jagmetti, Berichterstatter: Nicht Sensation, sondern Kontinui­
tät kennzeichnet die Vorlage, die ich Ihnen zu erläutern habe. 
Wir erhalten jedes Jahr ein Bauprogramm des EMD. Sie haben 
vielleicht bemerkt, dass es dieses Jahr einen neuen Titel trägt, 
mit dem zum Ausdruck gebracht werden soll, dass der Ent­
scheid nicht definitiv mit der Botschaft getroffen wird, sondern 
mit dem Bundesbeschluss, weshalb denn auch vom Baupro­
gramm und nicht mehr von der Baubotschaft die Rede ist. 
Wie in den Vorjahren hat sich auch diesmal die Militärkommis­
sion in Gruppen an Ort und Stelle ein Bild gemacht, hat die 
Vorlage gemeinsam beraten und beantragt Ihnen Eintreten 
und Zustimmung. 
Das Programm, das Ihnen der Bundesrat und die Militärkom­
mission vorlegen, enthält-wie ich schon sagte-wenig Sensa­
tionelles, weil es in verschiedener Weise in eine Gesamtkon­
zeption eingebettet ist, die wir nicht jedes Jahr neu erarbeiten, 
sondern periodisch überprüfen müssen, und in die sich die 
einzelnen Vorlagen zielkonform einzuordnen haben. Diese 
Einbettung ist dreifacher Art. Ich möchte einleitend dieseallge­
meinen Gesichtspunkte etwas ausleuchten: 
Zunächst müssen diese Bauten selbstverständlich in die Ver­
teidigungskonzeption eingeordnet werden. Unsere Landes­
verteidigung stützt sich -das ist keine Neuigkeit-auf ein star­
kes Gelände. Deshalb sind auch die Kampf· und Führungs­
bauten als Geländeverstärkungen bezeichnet, womit dieser 
Zusammenhang unserer Verteidigungsanstrengung mit dem 
eigenen Raum sehr deutlich wird. Unser Milizsystem bedingt 
sodann eine Ausbildungsinfrastruktur, die den spezifischen 
Anforderungen einer so gestalteten Armee entspricht. 
Schliesslich brauchen wir auf das ganze Land verteilt Infra­
strukturen, um im Ernstfall über die notwendigen Versor­
gungs- und anderen Anlagen zu verfügen. Der systemati­
schen Ausrichtung auf diese Zielsetzungen dienen die ver­
schiedenen Ausbauschritte. Wir bewegen uns auch hier in ei­
ner Planung über mehrere Jahre hinweg. Die Vorlage ent­
spricht ganz dem Ausbauschritt 1988 bis 1991. Konzeptionelle 
Aenderungen drängen sich hier nicht auf. Sie gestatten mir 
noch die Bemerkung, dass alle Bauten, die uns beantragt wer­
den, nicht nur sinnvoll, sondern notwendig bleiben, wenn das 
Konzept der Armee 1995 verwirklicht wird. 
Der zweite Rahmen ist der finanzielle: Die Vortage hält.sich an 
den Finanzrahmen der Legislaturplanung. Diese sieht bei den 
Verteidigungsausgaben ein Schwergewicht bei den lnvestltio-

nen vor, während die laufenden Ausgaben ganz bewusst in ih­
rem Wachstum stark begrenzt werden. Wenn man die Zahlen 
über mehrere Jahre vergleicht, muss man auch berücksichti­
gen, dass sich innerhalb der Investitionen für die Landesvertei­
digung gewisse Schwergewichtsverlagerungen ergeben kön­
rten·. 
Wir haben mit dem Rüstungsprogramm 1984 den grossen 
Schritt der Panzerbeschaffung getan mit einer Konzentration 
der Investitionen bei der Rüstung. Das blieb auf die Baupro­
gramme nicht ohne Rückwirkung. In den Jahren 1984 bis 1985 
bewegten sich die jährlichen Bauprogramme auf etwa300 Mil· 
lionen Franken. Sie stiegen dann auf etwas über 400 Millionen 
Franken, und diesmal sind es 470 Millionen Franken. Beach­
ten Sie aber, dass gleichzeitig das Rüstungsprogramm für die­
ses Jahr etwas geringer ist als im Vorjahr, so dass sich im gan­
zen ein ausgeglichenes Verhältnis ergibt. Das zeigt auch, dass 
bei einem festgelegten Finanzrahmen durchaus noch Platz für 
jährliche Gewichtssetzungen und Schwergewichtsbildungen 
bleibt. 
Das Dritte, in das die Bauten eingebettet sein müssen, ist et­
was vom Wichtigsten: sind Raum und Umwelt. In unserem 
dicht besiedelten Land überlagern sich die Nutzungen be­
kanntlich, und Konflikte sind nicht auszuschliessen, ob es um 
die Abgrenzung Bauland/Landwirtschaftsland, um Siedlung 
und Verkehr oder um andere Bedürfnisse geht. Dass die Ar· 
mee in diese Nutzungsüberlagerungen einbezogen ist, ist uns 
ebenfalls klar, und dass dort besondere Schwierigkeiten auf­
treten, naheliegend. Wir kennen alle das Problem der Ausbil­
dungsanlagen mit den Waffen von Schiessplätzen, wo wir auf 
besondere Schwierigkeiten stossen. In der Kommission ist in 
diesem Zusammenhang besonders hervorgehoben worden, 
dass uns eigentlich ein Uebungsgelände für den Kampf der 
verbundenen Waffen fehlt. Wir können insbesondere mit den 
Panzerverbänden nur immer eine Disziplin aufs Mal üben, 
aber nicht das kombinierte Gefecht, jedenfalls nicht im Scharf­
schuss. Das führt zu Problemen bei der Ausbildung, mit denen 
wir leben und die wir bewältigen müssen. Aber wir müssen uns 
doch immer wieder bewusst sein, dass wir uns mit solchen 
Problemen auseinanderzusetzen haben. Nur ganz begrenzt 
ist es möglich, die Ausbildung ins Ausland zu verlegen. Ich 
weise darauf hin, dass jetzt wieder ein Training der Luftwaffe in 
Sardinien durchgeführt wird. Aber das sind Ausnahmen, wäh­
rend wir uns sonst in unserem beQrenzten Raumttinrichten 
müssen. 
Die Integrationsnotwendigkeit zeigt, dass wir die militärischen 
Anlagen in enger Entwicklung mit der Raumplanung gestalten 
müssen. Es hat sich da eine Zusammenarbeit mit den Kanto­
nen entwickelt. Ich hoffe, sie lasse sich weiterführen und da 
und dort noch vertiefen. Natürlich schafft die Raumplanung 
keine neuen Quadratmeter oder Quadratkilometer. Das wis­
sen wir. Aber sie erlaubt, Nutzungskonflikte sinnvoll in ein Gan­
zes zu bringen und den Bedürfnissen der Armee und dem 
ganzen Land besser zu dienen. 
Besonders hervorheben möchte ich, dass sich die Militärkom­
mission dieses Jahr wieder gefragt hat, wie sich die einzelnen 
Vorhaben in die Bemühungen des Bundes .für den Land­
schaftsschutz einordnen lassen. 
Sie hat sich eine Liste der Anlagen geben lassen, die in soge­
nannten BLN-Gebieten liegen, also in Gebieten des Bundesin­
ventars der Landschaften und Naturdenkmäler. Dazu kann ich 
Ihnen nun etwas detailliert folgendes sagen: Bei den Gelände­
verstärkungen, die in solchen Gebieten liegen, handelt es sich 
entweder um kleine, unterirdische Anlagen oder um solche, 
die wie Panzerhindernisse in die Strassen eingebaut werden, 
also das Gelände überhaupt nicht berühren. Nur an ganz we­
nigen Stellen - es sind zwei kleine Objekte - werden solche 
Anlagen im BLN-Gebiet überhaupt sichtbar. Eine Uebermitt­
lungsanlage im Alpenraum liegt zwar in einem solchen Gebiet, 
ist aber vom nächstmöglichen Standort aus nicht erkennbar, 
wie sich die Militärkommission überzeugen konnte, Dass eine 
Lawinenschutzanlage in einem BLN·Gebiet errichtet werden 
muss, ist naheliegend und stört uns sicher nicht. So glauben 
wir, dass insbesondere im Programm dieses Jahres in dieser 
Beziehung keine Probleme auftreten sollten. Die Fragen sind -
ich möchte das betonen - geprüft worden. 

michael.tellenbach
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Das gleiche gilt für die Umwelt Mit Bezug auf zwei grössere 
Vorlagen ist ein Umweltverträglichkeitsbericht ausgearbeitet 
worden. Das EMD pflegt auch eine gute Zusammenarbeit mit 

-dem Buwal, so dass hier die Integration militärischer Bedürf­
nisse und Fragen des Umweltschutzes gewährleistet ist 

_ Insgesamt hat die Militärkommission den Eindruck erhalten, 
- dass diese Zusammenarbeit mit den Stellen der Kantone und 
des Bundes, die sich mit räumlichen und Umweltfragen aus­
einandersetzen, gepflegt wird, und dass Nutzungskonflikte, 
wie sie unvermeidlich auftreten, auf das Minimum reduziert 
und beim Landschaftsschutz und bei der Umwelt in sehr er­
folgreicher Weise in die Planung einbezogen worden sind. 
Lassen Sie mich nun noch einige Details darlegen. Die Kampf­
und Führungsbauten umfassen einmal die Geländeverstär­
kungen. Mit 143 Millionen Franken bilden sie ein Schwerge­
wicht. Es handelt sich um Sprengobjekte, um Panzerhinder­
nisse, um Sperrstellungen im Mittelland und um Minenwerter­
stellungen. 
Mit den dieses Jahr beantragten Minenwerterstellungen ist 
das Programm. das sich über lange Jahre hingezogen hat, 
fast abgeschlossen. Es folgt noch eine weitere Tranche, und 
dann werden andere Geländeverstärkungen an der Reihe 
sein. Zu den Geländeverstärkungen gehören auch Komman­
doposten. Bei den Kampf- und Führungsbauten, die sonst 
noch errichtet werden, geht es um Uebermittlungsanlagen, 
um Alarmunterstände und um Pistenarbeiten auf Militärflug­
plätzen. Ein erheblicher Teil dieser Kredite betrifft Bauten, die 
geheimzuhalten sind. Ich erlaube mir den Hinweis, dass die 
Militärkommission sich in durchaus sinnvoller Weise damit be­
fassen konnte. 
Die Bauten für die Logistik seien hier nicht einzeln aufgezählt, 
denn sie finden sich auf Seite 14 ff. der Botschaft. Einige Fra­
gen, die sich in diesem Zusammenhang stellen, sind von der 
Militärkommission erörtert worden. Sie sind auch von der Ver­
waltung befriedigend beantwortet worden, so dass ich dazu 
keine weiteren Bemerkungen anzubringen habe. 
Hingegen möchte ich einige Worte zu den Bauten für die Aus­
bildung sagen. Wir brauchen - ich wiederhole es Schiess­
und Uebungsplätze, aber wir brauchen auch weitere Ausbil­
dungsbauten, dies. besonders in einer Armee, die mit der tech­
nischen Entwicklung Schritt hält. Vier Projekte seien in diesem 
Zusammenhang genannt: Einmal ein nicht sehr grosses Pro­
jekt für die Versorgungstruppen. Das alte Armeeverpflegungs­
magazin soll in eine Ausbildungsanlage umgewandelt wer­
den. Das gab kaum Anlass zu Diskussionen. Hingegen befrie­
digte die in Aussicht genommene Lösung für die Truppenun­
terkunft noch nicht ganz. Wir wissen freilich, dass es sich um 
eine vorübergehende Massnahme handelt, bitten aber das 
EMD, der Unterbringung der Rekrutenschulen der Versor­
gungstruppen volle Aufmerksamkeit zu schenken, auch in die­
ser Zwischenphase, bis das Definitivum bezogen werden 
kann. 
Die Sanierung des Waffenplatzes Bure zeigt, welche Probleme 
sich auf Schiess- und in diesem Falle Uebungsplätzen erge­
ben können. Der intensive Gebrauch dieses Geländes hat zu 
einer Bodenverdichtung geführt und zu einem Aufrauhen des 
Bodens, was nun Sanierungsmassnahmen erfordert, denen 
auch eine gewisse Einschränkung der freien Bewegung in die­
sem Gelände folgen muss. Da zeigt sich, dass sich die Natur 
nicht beliebig beanspruchen lässt. Diese Gegebenheiten 
müssen beachtet werden. Das führt zu einem grösseren In­
vestitionsaufwand über mehrere Jahre hinweg. 
Das Projekt 246, der Waffenplatz Herisau-Gossau, erscheint 
hier mit einem Kredit von 34,5 Millionen Franken. Ich möchte 
Sie darauf hinweisen, dass in der diesjährigen Vorlage keines­
wegs das ganze Projekt enthalten ist. Wir haben für diesen 
Waffenplatz mit Totalkosten von etwa 90 Millionen Franken zu 
rechnen und werden das nächste Jahr die Kasernenanlage 
präsentiert erhalten, die etwa 50 Millionen Franken kosten 
wird. Es ist aber richtig, dass wir uns, wenn wir eine Tranche 
beschliessen, der Gesamtkosten bewusst sind. Das ist nun ein 
Projekt, für das ein Umweltverträglichkeitsbericht ausgearbei­
tet worden ist. Ins Gewicht fällt auch der Betrag von mehr als 
20 Millionen Franken für den Waffenplatz Payerne. Auch das 
ist eine Notwendigkeit im Hinblick auf unsere Fliegertruppen. 

Unter Ziffer 25, bei den Bauten für die Rüstungsämter, finden 
Sie einen Kredit für den Ausbau der Waffenfabrik in Bern für die 
Abteilung Optronik und Elektronik der Gruppe für Rüstungs­
dienste. Wir haben das angeschaut und erkannt, dass hier 
eine Divergenz zwischen baulicher Hülle und technischer Ein­
richtung b2!W. -Geräten besteht, die dort geprüft und entwickelt 
werden. Da muss die bauliche Entwicklung der technischen 
folgen, die bei den Geräten schon voll eingesetzt hat. 
Zu den Vorlagen über den Umweltschutz, die Sie auf Seite 55 
der Botschaft finden, und über den Land- und Liegenschaften­
erwerb habe ich keine weiteren Bemerkungen zu machen, 
denn es ergaben sich dort keine besonderen Schwierigkeiten. 
auch keine möglichen Fragen, so dass Ihnen hier die Kommis­
sion ohne weiteren Kommentar Zustimmung beantragen 
kann. 
Dasselbe gilt für die Zusatzkredite. Bei den Zusatzkrediten 
sind wir immer ein bisschen skeptisch. Wir fragen uns, ob rich­
tig geplant worden ist, ob schon bei der ursprünglichen Vor­
lage klarer Wein eingeschenkt worden ist. Ich darf Ihnen sa­
gen, dass wir bei den Zusatzkrediten keine Beanstandungen 
oder Fragen haben, sondern Ihnen Zustimmung empfehlen. 
Hinweisen möchte ich darauf, dass wir hoffentlich nicht den 
ganzen Zusatzkredit für die Armeeapotheke brauchen wer­
den. Die Mehrkosten sind dort darauf zurückzuführen. dass 
ein Bauunternehmer ausgestiegen ist. Er ist für die Mehrko­
sten verantwortlich, und es besteht dafür auch eine Bürg­
schaft, so dass anzunehmen ist, dass wir dort etwas weniger 
belastet werden, als es scheint. 
Ein letztes Wort möchte ich Ihnen zu den Bauten sagen, die 
unter Ziffer 5 genannt werden. Es sind die Bauten für die Rü­
stungsbetriebe. Dabei geht es um eine Montagehalle beim 
Flugzeugwerk Emmen. Diese Montagehalle ist notwendig, da­
mit das Flugzeugwerk Emmen Aufträge ausführen kann, für 
die es sich international beworben hat und die ihm in einem in­
ternationalen Wettbewerb zugewiesen worden sind. Dass es 
sich dabei um Ariane-Köpfe und um Teile für Titan-Raketen 
handelt, zeigt, dass unser Rüstungsbetrieb im internationalen 
Feld absolut konkurrenzfähig ist. Ich möchte dem Flugzeug­
werk Emmen zu diesem Mitmachen bei der technologischen 
Entwicklung gratulieren, die natürlich auch bedingt, dass wir 
entsprechende Ausstattungen vorsehen. Das andere grosse 
Vorhaben ist jenes der Munitionsfabrik Altdorf, wo vor allem 
Panzer- und Artilleriemunition hergestellt wird. Auch dort ha­
ben wir mit unseren Rüstungsvorlagen entsprechende Kredite 
beschlossen. Nun muss diese Munition auch zweckmässig fa­
briziert werden, und dafür sind die entsprechenden Anlagen 
notwendig. Bei der Munitionsfabrik Altdorf - das dürfen wir 
auch nicht vergessen - handelt es sich um den zweitgrössten 
Industriebetrieb des Kantons Uri mit über 1000 Beschäftigten. 
Die Kommission hat das Flugzeugwerk Emmen letztes Jahr et­
was genauer angeschaut und die Munitionsfabrik Altdorf die­
ses Jahr besucht. Sie beantragt Ihnen auch bei den Rüstungs­
ämtern Zustimmung zur Vorlage. 
Ich komme zum Schluss und wiederhole, dass die Militärkom­
mission Ihnen Eintreten auf die Vorlage und Zustimmung zu 
allen beantragten Krediten empfiehlt. 

Bundesrat Villlger: Ich danke zunächst Ihrem Präsidenten für 
die kompetenten und eingehenden Ausführungen und .die 
wohlwollende Aufnahme der Botschaft. Ich will nicht alles wie­
derholen, was er gesagt hat. Aber ich greife zwei, drei Aspekte 
auf, die zum.Teil in der Kommission zu Diskussionen Anlass 
gegeben haben und die Sie interessieren mögen. 
Zum Allgemeinen: Die Aufwendungen für Bauten und Lander~ 
werb sind typische Folgekosten aufgrund von neuem Rü­
stungsmaterial und von neuen Ausbildungsbedürfnissen. Für 
logistische Zwecke müssen nach den eigentlichen materiellen 
Entscheiden Bauten erstellt werden. Weiter müssen Bauten 
saniert, Ausbildungsplätze verlegt oder neu eingerichtet wer­
den. Der planerische Gesamtzusammenhang ergibt sich aus 

, Leitbild und Ausbauschritt. In unregelmässigen, Abständen 
haben wir dem Parlament auch immer wieder den Gesamt­
überblick über Waffen- und Schiessplätze vermittelt, letztmals 
im Mai 1987. 

michael.tellenbach
Textfeld
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Der Umfang und die Prioritätensetzung für die jährlichen Bau­
aufwendungen werden durch finanzielle Zwänge gesteuert. 
Wir haben uns intern unlängst wieder über die nächsten Pro­
gramme unterhalten, und ich kann Ihnen sagen, dass das 
enorm schwierig ist, weil der Bedarf etwa doppelt so gross ist 
wie die finanziellen Mittel, die wir zur Verfügung haben. Das 
gibt immer ein grosses Gerangel um Prioritäten. 
Wir bemühen uns einerseits, innerhalb des Investitionsrah­
mens des EMD für eine Legislatur ein deutliches Schwerge­
wicht beim Rüstungsmaterial zu setzen und müssen deshalb 
zwangsläufig die Baubedürfnisse etwas zurückstufen. Sie be­
anspruchen heute noch etwa 14 Prozent der gesamten Inve­
stitionskredite; früher waren es 20 Prozent und mehr. Sie se­
hen, wir müssen uns nach der Decke strecken. 
Andererseits muss für eine optimale Steuerung das Verhältnis 
zwischen Verpflichtungskrediten die hier vorliegen - und 
künftigen Zahlungskrediten, die Sie mit dem Budget bewilli­
gen, berücksichtigt werden. Innerhalb dieses Finanzrahmens 
bemühen wir uns um eine Prioritätensetzung streng nach mili­
tärischen Kriterien. Was also zur Steigerung der Kampfkraft 
und für eine hohe Anfangsleistung wichtig ist, hat erste Priori­
tät. So bilden denn auch Kampf- und Führungsbauten mit 
rund 40 Prozent das Schwergewicht dieses Bauprogramms. 
Weitere rund 30 Prozent betreffen logistische Vorhaben. Hier 
spielt der Zwang zur Rationalisierung eine eminente Rolle. 
Weil wir immer mehr Mühe haben, Arbeitskräfte zu finden, 
müssen wir auch hier rationalisieren, was bauliche Investitio­
nen bedingt. 
An dritter Stelle folgen mit 23 Prozent die Ausbildungsbauten. 
23 Prozent sind allerdings ein Tiefpunkt, den wir nicht unter­
schreiten sollten. Hier hat Ihr Präsident ein typisches Gross­
vorhaben erwähnt: die Verlagerung der Kaserne aus der Stadt 
St. Gallen aufs Land. 
Ein Problem, das gerade jetzt aktuell ist und das in der Kom­
mission aufgegriffen worden ist, ist die Frage, ob solche Bau­
programme nicht auf die Konjunkturlage abgestimmt werden 
sollten. Sie wissen, dass vor allem in den Ballungszentren die 
Baukonjunktur sehr stark angezogen hat, was sich in höheren 
Preisen und in vermindertem Wettbewerb niederschlägt. Es 
wird häufig die Forderung erhoben, der Staat müsse sich in 
solchen Fragen antizyklisch verhalten, sich also jetzt zurück­
halten, um dann in schlechteren Zeiten wieder etwas «Gas zu 
geben». 
Die Frage wurde aufgeworfen, ob wir nicht Objekte zurückstel­
len oder die Botschaft etwas reduzieren sollten. Ich bin nicht 
dieser Auffassung: 
1. Die Baukonjunktur hat noch nicht das Ausmass erreicht wie 
anfangs der siebziger Jahre, als der Staat Bremsmassnahmen 
ergreifen musste oder wenigstens glaubte, solche ergreifen zu 
müssen. 
2. Ein Grossteil dieser EMD-Bauten liegt in Randregionen aus­
serhalb der Ballungsgebiete, wo im Moment keinerlei Ueber­
hitzungsmerkmale sichtbar sind. 
3. Eine Steuerung müsste-wenn schon - nicht bei der Bewilli­
gung, sondern bei der Ausführung erfolgen, d. h. erst in eini­
gen Jahren, weil sich die Bauten über mehrere Jahre er­
strecken können.' Jetzt schon weiss niemand, wie dann die 
Konjunkturlage sein wird. Zudem sind- das habe ich gesagt­
die Bauinvestitionen auf ein Minimum abgesunken. Wenn wir 
jetzt noch tiefer gehen würden, würden wir einen nicht mehr 
vertretbaren Projektstau auslösen. Eine persönliche Bemer­
kung: Staatliche Konjunkturprogramme neigen auch dazu, 
ihre Wirkung im falschen Moment zu entfalten. 
Eine weitere Frage, die aufgeworfen word~n ist, ist diejenige 
der Pachtgüter. Das ist ein interessantes Problem. Unsere 
Waffen- und Schi~ssplätze dienen primär der militärischen 
Ausbildung. Gleichzeitig sind wir natürlich auch verpflichtet, 
diese Gelände zu pflegen und dadurch das Landschaftsbild -
soweit als möglich - zu erhalten. Ihr Präsident hat das ange­
deutet. Wir tun dies mit einer Bewirtschaftung, die den örtli­
chen Gegebenheiten angepasst ist. Deshalb finden sich in 
diesen Bauprogrammen auch immer wieder Kredite für die Sa­
nierung und Erneuerung von Bauernhöfen, von Ställen, von 

11 Scheunen und Alphütten. Bei diesem Programm sind es un­
gefähr 8 Millionen Franken für die Sanierung und den Neubau 

von fünf Landwirtschaftsbetrieben auf dem Waffenplatzareal 
Herisau-Gossau. 
Die Frage der Bewirtschaftung -das wissen eigentlich die we­
nigsten Leute und der Landschaftspflege nimmt beim EMD 
respektable Dimensionen an. Unser Grundbesitz umfasst 

··etwa 25 000 Hektaren. Das ist etwas mehr als die ganze Fläche 
des Kantons Appenzell-Ausserrhoden. Davon sind rund 
11 400 Hektaren oder 44 Prozent Alpen und landwirtschaftlich 
nutzbares Weide- und Kulturland. Wir haben 48 landwirtschaft­
liche Pachtgüter und 53 Alpwirtschaftsbetriebe Sie sehen, 
das EMD ist ein sehr grosser Bauer-, die an Bauernfamilien, 
Genossenschaften oder andere Institutionen verpachtet sind. 
Natürlich muss deren Bewirtschaftung auf die militärischen 
Bedürfnisse ausgerichtet sein. Trotzdem stellen diese Güter 
für das EMD grosse Probleme in bezug auf Unterhalt und Er­
neuerung. Auch wir sind verpflichtet, diese Infrastrukturen auf 
einem einigermassen modernen Stand zu halten. Ich darf 
nicht verhehlen, dass wir wegen der knappen Finanzen in die­
sem Bereich einen gewissen Rückstand haben. Einige von Ih­
nen, die sich in diesen Fragen auskennen, wissen, dass sol­
che Güter auch heutzutage eine nicht besonders gute Kapital­
anlage darstellen. 
Vielleicht noch ein Wort zur Regionalpolitik: Sie hängt mit den 
Infrastrukturen zusammen. Sie hat im Zusammenhang mit 
Schiess- und Waffenplätzen eine relativ grosse Bedeutung er­
halten. Wir tun auch hier sehr vieles, angefangen bei Verpach­
tung und Sanierung, über die Beiträge an Erschliessungs­
bauten bis hin zur Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplät­
zen. Ich darf nur das Stichwort Projekt Koberio erwähnen, das 
noch nicht voll abgeschlossen ist, aber im laufe des nächsten 
Frühjahrs vielleicht erste Resultate zeitigen sollte. 
Wir sind auch bestrebt, überall dort, wo unvermeidbare Immis­
sionen stark ins Gewicht fallen, wenn irgendwie möglich auch 
positive Aspekte, wirtschaftliche Aspekte in Erscheinung tre­
ten zu lassen. Wir müssen - ich habe das, glaube ich, in die­
sem Rat schon einmal gesagt - in Zukunft die Nutzung dieser 
Schiess- und Uebungsplätze häufiger zentraler regeln, damit 
wir die Immissionen einigermassen gleichmässig verteilen 
können. Das geht leider etwas auf Kosten der Freiheit der 
Truppenkommandanten. 
Ich möchte jetzt noch auf einige Fragen eingehen, die der Prä­
sident kurz aufgeworfen hat: Die Frage der Uebungsgefände 
für verbundene Waffen macht uns natürlich Sorgeal Wir haben 
nicht so viele leere Räume wie grosse Staaten. Wir hoffen aber, 
dass Armee 95 mit einer Teilbrigadisierung der Verfügungs­
truppen mit kleineren Einheiten, mit einem anderen Ausbil­
dungsrhythmus und mit weniger hierarchischen Stufen etwas 
mehr Möglichkeiten eröffnet. 
Ihr Präsident hat auch die Auslandverlagerung angedeutet. 
Sie hat gewisse Grenzen. Wir wissen das. Ich denke an Sardi­
nien. Ich werde morgen erstmals unsere Flieger in Decimo­
mannu besuchen. Leider ist.die Nutzung dieses sehr gut ein­
gerichteten Kampfflugplatzes über der See gefährdet. Ich bin 
nicht sicher, ob wir nächstes Jahr noch dort üben können. Wir 
werden natürlich versuchen, den Vertrag zu verlängern. Sie 
wissen, dass wir auch in Schweden mit Flugzeugen üben. 
Aber das ist nicht das gleiche, weH wir dort keine Kampfflüge, 
sondern nur Tiefflüge üben oder gewisse Schlessübungen 
durchführen können. 
Ihr Präsident hat auch das Problem der Umweltverträglich­
keitsprüfungen angesprochen. Das EMD macht seit längerer 
Zeit Umweltverträglichkeltsprüfungen, schon bevor sie ge­
setzlich vorgeschrieben wurden. Bis heute haben wir bei fol­
genden Projekten solche Prüfungen gemacht: Versuchs· 
schiessptatz Val Medel, Lärmschutzbauten wie Wittaumatte in 
Thun, Ausbau Waffenplatz Herisau, Ausbau Waffenplatz 
Chamblon, Tankanlage in einem Armeekorpsraum. Weitere 
sechs Umweltberichte sind im Moment in Vorbereitung oder in 
Arbeit. In der vorliegenden Botschaft sind die Vorhaben Cham-. 
blon und Herisau-Gossau enthalten. 
Für alle andern Vorhaben des Bauprogramms 1989wurde das 
Buwal frühz~itig orientiert, ebenso wie die kantonalen Umwelt· 
instanzen. Das Buwal hat denn diesem Programm auch for­
mell zugestimmt. Die Kontakte zwischen unserem Departe­
ment und dem Departement des Innern in Fragen des Um· 

michael.tellenbach
Textfeld



20.Juni1989 s 335 

weltschutzes sind seit 1985 institutionalisiert. Das Buwal aner­
kennt, dass sich diese Zusammenarbeit gut eingespielt hat. 
Ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung ausgearbeitet werden 
soll, entscheiden wir jeweils zusammen mit dem Buwat Die In­
halte dieser Prüfung sind von Projekt zu Projekt verschieden. 
Bei EMD-Projekten stehen naturgemäss Fragen des Natur­
und Landschaftsschutzes im Vordergrund, auch Aspekte des 
Gewässerschutzes, der Luftreinhaltung und der Entsorgung. 
Ich kann Ihnen aber sagen, dass die Mittel, die wir in diese 
Umweltverträglichkeitsprüfungen investieren, sehr erheblich 
sind. 
Herr Jagmetti hat das Problem Bure aufgeworfen. Das ist ein 
Problem. das auch in diese Richtung geht Schon bei der 
Schaffung des Waffenplatzes wussten wir, dass die Boden­
beschaffenheit gewisse Probleme aufwerfen könnte. Die Aus­
wirkungen konnten aber nicht umfassend abgeschätzt wer­
den. Am Anfang ging es gur, weil wir eine gestaffelte Benüt­
zung vorgesehen haben. Nach einer militärischen Benützung 
liessen wir Zeit für Rekultivierung, für eine gewisse Ruhe­
pause, um eben eine übermässige Belastung des Bodens zu 
vermeiden. Das liess sich dann leider nicht durchhalten. Weil 
kein weiterer Panzerübungsplatz geschaffen werden konnte, 
musste Bure sehr intensiv belegt werden. Die Folge war eine 
gewisse Uebernutzung dieser Böden. Wir wollen nun mit den 
beantragten Massnahmen der fortschreitenden Zerstörung 
des Geländes beikommen. Man hat versucht, zuerst mit der 
Truppe allein bauliche Verbesserungen zu erzielen, aber das 
hat sich als nicht genügend erwiesen. 
Ich weiss, es haben sich Truppenkommandanten der Panzer­
truppe zu Recht beklagt, dass die freie Bewegung des Panzers 
im Gelände nicht mehr gewährleistet werden kann. Wir wer­
den versuchen, diese Möglichkeit teilweise zu erhalten. 
Ich danke Ihnen nochmals für die gute Aufnahme und bitte 
Sie, auf dieses Programm einzutreten. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress, Art. 1 -3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, art. 1 - 3 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung- Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Nationalrat-Au Conseil national 
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Informationspolitik des EMD 
Politlque d'informatlon du Q 
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(Einstimmigkeit) 

Kürzlich haben d' ffenchefs der Infanterie, der Mechani­
sierten und Lei. · n Truppen und der Artillerie sowie der Chef 
Führung un insatz der Flieger- und Fliegerabwehrtruppen 

er Allgemeinen Offiziersgesellschaft Zürich und 
g Ausbaubedürfnisse der Armee skizziert und c;lar-

aus entsprechende Folgerungen abgeleitet. Die Meinungs­
freiheit von Chefbeamten sowie ihre Vortragstätigkeit sollen 
nicht in Zweifel gezogen werden. Doch weist das gewählte 
Vorgehen in diesem Fall auf ein grundsätzliches Problem hin. 
Ich möchte deshalb den Bundesrat um die Beantwortung fol­
gender Fragen bitten: 
1. In welcher Form erfolgt die Information des EMD über künf­
tige Entwicklungsmöglichkeiten, Konzeptionsfragen und Aus­
baubedürfnisse der Armee? 
2. Kann bei einem gemeinsamen Auftritt von vier Waffench 
noch von einer rein persönlichen Vortragstätigkeit 
chen werden? 
3. Wie g_edenkt der Vorsteher des EMD die politischen 
zen, vor allem das Parlament, in die Diskussion über 
tige Entwicklung der Armee einzubeziehen? 

Texte de l'interpellation du 14 mars 1989 
Dernierement, les chefs d'armes de l'infanterie, 
mecanisees et legeres et de l'artillerie ainsi que 
conduite et de l'engagement des troupes 
defense contre avions (ADCA) ont expose d 
generale des officiers de Zurich et environs 1 
l'armee de se developper et les conse 
tent. II n'est pas question de mettre end 
nion de fonctionnaires superieurs ni leur 
poses. Mais le procede employe dans le 
probleme de principe. C'est pourquoi je · 
de bien vouloir repondre aux question 
1. Sous quelle forme te DMF informe-t 
developpement futur de l'armee, sur 
la conception de celle-ci et ses besoi 
2. Lorsque quatre chefs d'armes s ntent ensemble en 
public, peut-on encore alleguer qu' tiennent des exposes a 
titre purement personnel? 
3. Comment le chef du DMF pens -il faire participer tes auto­
rites politiques, notamment le Pari ent, a la discussion sur le 
developpement futur de I' armee? 

Mitunterzeichner - Cosignata 
Onken, Rüesch, Schoch, We 

: Gadient, Huber, Hunziker, 
(7) 

Rhinow: Die lnformationsp des EMD zeichnet sich seit 
vielen Jahren, ja Jahrzehnte , durch eine grosse Zurückttal­
tung aus. Zwar werden pub kums- und vielleicht auch medi­
enwirksame Neuerungen in aller Offenheit vorgestellt. Ich 
denke etwa an die neue Uniform oder an den verbesserten 
Gehörschutz. Doch in grundlegenden Fragen, vor allem im 
Bereich der künftigen Konzeption der militärischen Landes­
verteidigung pflegt sich das EMD und die Armeeführung weit­
gehend in Schweigen zu hüllen. Dabei dürfte unbestritten 
sein, dass die geltende Konzeption der militärischen Landes­
verteidigung aus dem ,/ahre 1966 - immerhin bereits respek-
table 23 Jahre alt ode - früher oder später der Ueberprü-
fung und Anpassun edarf, der Anpassung beispielsweise 
an die sich wandel Bedrohungsformen, an die verkürzten 
Voiwarnzeiten, an Entwicklung der modernen Waffensy-
steme, an die domi ierende Bedeutung des Feu.ers auf dem 
modernen Gefach feld; an die Veränderungen im eigenen 
Raum, an die dem graphische Entwicklung, an die wachsen­
den Schwierigke' n der Ausbildung für bestimmte Truppen­
gattungen im eig nen Land -wir haben es auch vorhin gehört 
- und nicht zule auch an die sich anbahnenden, jedoch un­
gewissen Forts hritte in der Abrüstungspolitik der Gross-
mächte. . 
Auch wenn de ' Grundsatz der Milizarmee unverzichtbar ist, so 
stellen sich · eh wichtige Fragen, wie diejenigen nach der 
Technisieru mit ihren Chancen und Grenzen, nach der poli­
tisch brisa n Verteilung der Kräfte auf Grenzraum, Mittelland 
und Zentr aum, nach der allenfalls gebotenen und verant­
wortbaren inimaten Professionalisierung in Teilbereichen, 
nach der chwergewichtsbildung im Rahmen mehr oder we­
niger ge ebener Kostengrenzen, nach der allfälligen Neu­
strukturi rung der Heereseinheiten und der Bildung einer 
längst geforderten Armeereserve. Zum Konzeptionellen gehö­
ren auch Fragen in verwandten Bereichen, etwa der Definition 
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Militärische Bauten und Landerwerb 
Ouvrages militaires 

. et acquisitions de terrain 

Botschaft und Beschlussentwurlvom 27. Februar 1989 (BBI 1, 1092) 
Message et projet d'arrete du 27 fevrier 1989 (FF 1, 1040) 

Beschluss des Ständerates vom 20. Juni 1989 
Decision du Conseil des Etats du 20 juin 1989 . 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de /a commission 
Entrer en matiere 

Wyss _Paul, Berichterstatter: Der Bundesrat unterbreitet dem 
Parlament jedes Jahr eine Reihe von Kreditbegehren von ins­
gesamt einigen hundert Millionen Franken für militärische 
Bauten und Landerwerb. Sowohl im Interesse einer sparsa­
men Verwendung der Bundesmittel als auch einer effizienten 
Landesverteidigung werden die Projekte durch Ihre Militär­
kommission immer sorgfältig geprüft. Wir haben auch dieses 
Jahr stichprobenweise einige Objekte herausgegriffen und 
genau angesehen. 
Die Kommission des Ständerates, der dieses Jahr Erstrat ist, 
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hat andere Vorhaben geprüft, so dass ein grosser Teil der fast 
40 Kreditbegehren gründlich durchleuchtet worden ist. 
Oer Kommission standen für die vertiefte Prüfung vertrauliche 
und geheime Sonderbeilagen, Projekthefte und Kostenvoran­
schläge zur Verfügung. Die Besichtigung an Ort und Stelle 
und das Gespräch mit den Fachleuten brachten zudem viele 
wertvolle Informationen. Die Kommission verlangte auch Er­
gänzungsberichte zu bestimmten Vorhaben. 
Der Bundesrat legt in seiner Botschaft auf Seite 6 dar, welche 
Bauten in die erste Priorität fallen und welche in die zweite. Ne­
ben den rein militärischen Prioritäten gilt es aber, auch andere 
Aspekte zu berücksichtigen. Damit ein Waffenplatz mit gros­
sen Lärmemissionen von der Bevölkerung akzeptiert wird, 
müssen z. 8. erhebliche Mittel für Umweltschutzmassnahmen 
investiert werden. 
Auch zeitgemässe Truppenunterkünfte sind wichtig. Rekruten 
und Soldaten, die in einer veralteten und muffigen Kaseme un­
tergebracht sind, werden sich schwer davon überzeugen las­
sen, dass unsere Armee modern ist Das Vertrauen in die 
Schlagkraft unserer Armee ist aber sehr wichtig. Es hängt 
eben sehr davon ab, wie unsere Rekruten, unsere Soldaten 
untergebracht sind. 
In der Kommission wurde die Frage aufgeworfen, ob nicht der 
Staat sich antizyklisch verhalten sollte, ob also nicht einige der 
heute zur Diskussion stehenden Projekte zurückgestellt und 
reduziert werden sollten, um nicht die Konjunktur noch mehr 
anzuheizen. Das Bauprogramm ist nicht der richtige Ort für 
solche Ueberlegungen, weil es sich um Verpflichtungskredite 
handelt, die erst in einigen Jahren zur Ausführung respektive 
zur Zahlung kommen. Wir wissen aber nicht, wie dannzumal 
die Baukonjunktur aussieht. Zudem liegen viele der Objekte in 
Berg- und Randgebieten, in denen keine Ueberkonjunktur be­
steht und die sogar eher auf wirtschaftliche Belebung ange­
wiesen sind. 
Mit der diesjährigen Baubotschaft beantragt der Bundesrat 
Kredite in der Grössenordnung von 470 Millionen Franken. 
Das Schwergewicht der Kredite liegt bei den militärischen 
Bauten, wobei die Kampf- und Führungsbauten mit 39 Pro­
zent, das sind rund 170 Millionen Franken, im Vordergrund 
stehen. Bei den Führungsbauten geht es in erster Linie um die 
Sicherstellung des Betriebes moderner Führungssysteme der 
Uebermittlung. Der allgemeine «Komfort» der Kommandopo­
sten wurde zugunsten der Arbeitsplätze reduziert. Von den 
170 Millionen Franken sind 144 Millionen Franken allein für 
Geländeverstärkungen vorgesehen. Darunter fallen der Bau 
von Sprengobjekten, Geländepanzerhindernissen, Panzer­
barrikaden, Unterständen, lnfanteriebunkern und Sperrstel­
lungen. 
Kollege Brügger hat hier einen Kürzungsantrag eingereicht, 
dessen Begründung ich natürlich noch nicht kenne, so dass 
ich auch nicht darauf eintreten kann. Einige Bemerkungen zu 
diesem auch in der Botschaft etwas kurz geratenen Abschnitt 
seien mir jetzt schon erlaubt. Ein Gegner braucht viel Zeit, um 
Sperrstellungen überwinden zu können, und muss auch mit 
grösseren Verlusten rechnen. Diese Zeit wird von den eigenen · 
Panzerverbänden benötigt, um Gegenschläge vorzubereiten 
und durchzuführen. Zu den Sperrstellungen gehören neu 
auch die sogenannten Centurion-Bunker. Das zukünftige Kon­
zept- ich unterstreiche das- besteht darin, noch vorhandene 
Türme der ausgeschiedenen Centurionpanzer in feste Bunker. 
einzubauen. Die Frontseite des Turms wird verstärkt, so dass 
er mit keinem heute bekannten Geschoss durchschlagen wer­
den kann. Zudem wird ein Wärmebifdzielgerät eingebaut, da­
mit auch bei vernebeltem Gelände, in der Nacht und bei auf­
gewirbeltem Staub der Gegner gesehen und getroffen werden 
kann. Die Kosten einer Anlage, also Bauten, Wärmebildzielge­
rät, Verstärkung und Anpassung des Turms, belaufen sich auf 
900 000 Fran.ken. In der ersten Ausbauetappe 1990 bis 1993 
sind etwa 50 Centurion-Bunker vorgesehen. Die Militärkom­
mission betrachtet dieses Vorhaben als sehr zweckmässige 
und auch kostengünstige Lösung. 
Es würde zuweit führen, hier auf alle Projekte der Baubotschaft 
einzugehen. Auf die Minderheitsanträge trete ich - damit wir 
Zeit gewinnen - nicht jetzt ein, sondern erst am Schluss, wenn 
sie begründet sind. 

Die Militärkommission beantragt einstimmig - bei zwei Enthal­
tungen -. auf die Vorlage einzutreten· und den Bundesbe­
schluss zu genehmigen. 

M. Leuba, rapporteur: Comme chaque annee, le Conseil 
federal soumet au Parlement une serie de demandes de 
credits pour des ouvrages militaires et des acquisitions de ter­
rains. Votre commission s'est elle-meme divisee en cinq 
sous-commissions qui ont, chacune, examine, par une visite 
locale, plusieurs des objets proposes. De son cöte, la Com­
mission militaire du Conseil des Etats a examine d'autres ob­
jets, de teile sorte que l'on peut dire que la plupart des acquisi­
tions de terrains et surtout des constructions qui figurent au 
programme de 1989 ont fait l'objet d'un examen attentif sur 
ptace, puis ont ete discutees par la commission en plenum 
lors de sa seance des 21 et 22 aoCrt 1989. Les collaborateurs 
du Departement militaire federal ont ete ä notre disposition sur 
les differents lieux ä visiter, comme nous remercions M. Villi­
ger, conseiller federal, des complements d'information qu'il a 
pu nous donner lors de la discussion generale. 
Comme taute activite etatique, notamment dans le domaine 
des investissements; les acquisitions de terrain et les cons­
tructions militaires doivent faire l'objet d'une comparaison 
entre ce qui est sou.haitable du point de vue de fa defense mili­
taire en generaf et ce qui est possibfe du point de vue financier. 
Cefa amene tout naturellement a faire des choix et a donner 
des priorites. Les contraintes financieres ne presentent pas 
que des aspects negatifs. Elles imposent une reflexion appro­
fondie au gouvernement et a l'administration pour determiner 
les efforts principaux qui tiennent compte de la modification de 
la menace potentielle et de l'evolution de fa societe. A cet 
egard, on mentionnera tout particufierement les constructions 
destinees a renforcer fes moyens antichars dans les vallees, 
permettant l'acces a nos Alpes, et les montants importants qui 
sont consacres a la protection de l'environnement. 
Le message indique clairement sous chiffre 11 quel est l'ac­
cent principal. II s'agit tout d'abord des installations qui per­
mettent ä l'armee d'avoir une efficacite initiale elevee et 
d'ameliorer sa puissance combative. Dans ce sens, il est parti­
culierement necessaire de pouvoir proteger nos troupes 
contre la puissance de feu accrue de l'ennemi dans des posi­
tions d'ou elles puissent, ä leur tour, couvrir la totalite de leur 
secteur. L'installation des tourelles de Centurion, demontees 
sur les chars destines au rebut et remontees dans des fortifica­
tions fixes, accroitra considerablement la puissance defensive 
des troupes statiques qui possederont ainsi une arme antichar 
de portee appreciable. De surcroit, les constructions sont co­
n~es de teile maniere qu'aucun projectife aujourd'hui connu 
ne puisse les transpercer sur fe devant. En outre, un appareif 
de visee, en fonction de la chaleur degagee, permet de tou'­
cher l'ennemi de nuit par brouillard ou s'il se masque au 
moyen de fumees artificielfes. 
Le total des credits d'engagement demandes dans le Pro­
gramme des constructions de 1989 s'eleve a 469,9 millions de 
francs. Pres de 40 pour cent, soit 170 millions, concernent 
precisement la construction d'installations de combat et de 
postes de commandement. C'est, comme je l'ai indique, l'ac­
cent principal du Programme des constructions de 1989. Le 
renforcement du terrain et la construction des Installations de 
commandement s'eleventä 144 millions, dont 45 millions pour 
l'edification d'installations de conduite civile. 
Le deuxieme effort principal concerne la logistique. La phase 
de prealerte en cas de menace contre notre pays deviendra 
toujours plus courte. Cela implique evidemment une meilleure· 
repartition sur l'ensemble du territoir national des installations 
de soutien. Ce sont 125 millions qui seront consacres a cette 
amelioration pour dix objets, soit environ 30 pour cent du 
cr~it demande. Dans ce sens, l'extension et l'assainissement 
de l'arsenaf federal de Kloten-Bülach et celle du parc automo­
bile de l'armee de Romont, deuxieme etape, constituent les 
objets les plus importants. 
En troisieme lieu viennent les constructions necessaires a 
l'instruction, dont le coOt s'eleve a environ 100 millions dans le 
programme ou 23 pour cent de l'ensemble du credit d'enga­
gement. Signalons ä cet egard le debut de la construction et 
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de l'assainissement de la place d'armes de Herisau-Gossau 
qui, ä elle seule, coütera 34,5 millions de francs. 
Dans le cadre de la protection de l'environnement, on peut si­
gnaler les efforts du Departement militaire federal dans deux 
directions: taut d'abord, la construction d'une halle d'entrepo­
sage pour le materiel de corps sous une autoroute. On a pro­
fite de la construction d'une raute nationale pour realiser cet 
ouvrage. II s'ensuit de toute evidence une economie de sols 
cultivables et une atteinte extremement limitee au paysage. En 
outre, on a profite des couloirs de protection contre les avalan­
ches, qui doivent assurer l'acces en taute securite des chars ä 
la place de tir de Hinterrhein, pour en faire une halle d'instruc­
tion ä couvert, moyennant evidemment certains amenage­
ments. La aussi, on evite de porter atteinte ä l'environnement. 
Un objet a retenu tout naturellement l'attention de votre com­
mission. II s'agit de l'installation des troupes de soutien dans 
1a caseme de Seme. Actuellement et depuis 1973, les troupes 
de soutien font leur ecole de recrues dans l'ancienne caseme 
de la Planche, sise dans la vieille ville de Fribourg. Si la ca­
seme appartient au canton de Fribourg, les terrains et les 
constructions qui l'entourent sont propriete de la ville de Fri­
bourg qui desire les reprendre des 1990. Comme de taute rna­
niere l'installation des troupes de soutien ä Fribourg etait une 
solution provisoire, mais un provisoire qui dure, la disparition 
des constructions destinees ä l'instruction oblige ä deplacer 
les troupes de soutien. Elles prendront leur quartier, au milieu 
des annees 1990, dans la caseme cantonale de Seme, tandis 
que l'instruction technique aura lieu sur une partie des terrains 
ou se trouvait l'ancien magasin de subsistance de l'armee 
d'Ostermundigen. Comme ces installations doivent etre 
pretes des 1990, les travaux ont dejä commence avec l'accord 
de 1a Delegation des finances. 
Ce n'est toutefois pas cet aspect des choses qui a retenu l'at­
tention de votre commission. En effet, comme les troupes d'in­
fanterie de l'ecole de Seme ne prendront leur quartier definitif 
au Sand qu'au milieu des annees 1990, les deux compagnies 
actuellement logees ä la Planche ä Fribourg devront etre can­
tonnees l'une ä Grosshöchstetten et l'autre ä Jegenstorf. II y 
aura ainsi une dispersion considerable de l'ecole avec des 
deplacements importants pourvenir ä Ostermundigen. 
Votre commission considere que cette solution est sans doute 
plus favorable qu'une solution consistant ä laisser ces compa­
gnies ä Fribourg, nonobstant la perte des bätiments d'instruc­
tion. Maiselle n'est acceptable que taute de mieux.11 ne fait 
pas de doute que les troupes de soutien vont se trouver dans 
une situation difficile pour l'instruction, durant les six ou sept 
prochaines annees. On a calcule que, pour chaque compa­
gnie, on perdra en deplacements motorises sept heures et de­
mie sur les heures d'instruction, ce qui doit etre considere. 
campte tenu de la modicite de celles-ci, comme extremement 
lourd. 
En ce qui conceme les mesures de protection de l'environne­
ment, il y a lieu de mentionner, en particulier pour la Suisse ro­
mande, des travaux sur la place d'armes de Chamblon qui doi­
vent permettre l'exercice des vehicules antichars TOW­
Piranha sur des pistes en dur. L'experience a montre, en effet, 
que l'atteinte au terrain est beaucoup moins forte si l'on cons­
truit un certain nombre de pistes en dur, permettant aux vehi­
cules de se rendre dans leur position d'attente et de tir, que si 
on laisse les conducteurs choisir leur itineraire, au gre de leur 
fantaisie, dans un terrain meuble. Une etude d'impact particu­
lierement convaincante a permis de choisir la solution opti­
mum pour la protection de l'environnement et de la nature et, 
semble-t-il, admissible aussi du point de vue de l'instruction. 
En tout cas, les rr:iilitaires n 'ayant pas emis d 'objection, on peut 
le souhaiter. 
A Bure, il s'agit egalement de constituer des bandes de roule­
ment afin de laisser se reconstituer le terrain qui a ete excessi­
vement mis a contribution par les exercices des troupes blin­
dees. II en decoule la formation d'une boue qui colle aux che­
nilles et qui se transforme en poussiere en cas de secheresse, 
de teile sorte que la couche de terre vegetale ne peut pas se 
regenerer. 
Enfin, apres une courte discussion, la commission a accepte 
le credit de programme pour l'acquisition de terrain de 4 mil-

lions de francs. II s'agit de permettre au Departement militaire 
federal d'acquerir de petites surfaces dans l'ensemble de 1a 
Suisse, au fur et ä mesure des besoins et des possibilites. L'es. 
sentiel de ce credit doit etre consacre ä l'acquisition de terrains 
ou de servitudes de non bätir, en prolongation des pistes 
d'aerodromes pour eviter des conflits relatifs au bruit, resultant 
de l'application de la loi sur la protection de l'environnement et 
de l'ordonnance sur la lutte contre le bruit. . 
Sur deux projets construits, cefui du stand de tir de Böle, d'une 
part, et, d'autre part, celui de la place d'armes de Herisau­
Gossau. premiere etape, des propositions d'amendement ont 
ete presentees tendant ä la renonciation de ces travaux. Elles 
ont ete rejetees; nous entrerons dans la discussion par articles 
au moment .ou les amendements pourront etre presentes au 
plenum. 
En conclusion, la commission, par 19 voix contre zero et 3 abs­
tentions, a approuve l'article premier de l'arrete federal. L'en­
semble de l'arrete a ete accepte par la commission par 20 voix 
contre zero et 2 abstentions. 

Brügger: Ich beantrage Ihnen, den Kredit zu kürzen, die für 
die sogenannten Geländeverstärkungen vorgesehene Glo­
balsumme von 143,7 Millionen Franken zu reduzieren und 
höchstens 80 Millionen dafür vorzusehen. Zwar muss ich ei­
nen gewissen Argumentationsnotstand zugeben, für den ich 
allerdings nicht verantwortlich bin. Dafür müssen die Urheber 
der Botschaft geradestehen, denn wir Parlamentarier werden 
punkto Erläuterungen zu diesem doch ansehnlichen Betrag 
von 143, 7 Millionen Franken wahrhaftig an der kurzen Leine 
geführt. Eine einzige Seite, genau Seite 9 der Botschaft, gibt in 
grundsätzlichen Erwägungen schematisch und schablonen­
haft, praktisch mit den gleichen Sätzen wie schon letztes Jahr, 
Auskunft, was mit 143, 7 Millionen Franken zu geschehen hat. 
Das ist in Sachen Auskunft, in Sachen Transparenz herzlich 
wenig und erlaubt in keiner Weise eine seriöse Beurteilung 
des verlangten Kredites. 
Immerhin sind die 143,7 Millionen Franken der grösste Hap­
pen dieser Vorlagen, denn sie betragen 35, 1 Prozent des gan­
zen Kredites. Der Rest wird auf 24 Einzelobjekte aufgeteilt; um 
in einem gewissen Sinne doch eine Transparenz zu demon­
strieren, werden die verhältnismässig unbedeutenden Be­
träge dieser Einzelobjekte bis ins kleinste Detail dargestellt. 
Man kann dann beispielsweise erfahren, dass die Ausstattung 
einer Lagerhalle für Verpackungsmaterial für Munition in utti­
gen 34 000 Franken kosten soll. Dagegen werden für die Ge­
ländeverstärkungen, die 143,7 Millionen Franken verschlin­
gen, lapidar die letztjährigen Textbausteine wiederholt. Unge­
fähr kann ich mir zwar die Antwort auf mein Begehren nach 
mehr Auskunft ausmalen. Vermutlich wird es einen Hinweis 
auf militärische Geheimhaltung absetzen. Aber damit lasse ich 
mich in diesem Fall nicht abspeisen. Wenn auch innerhalb der 
EMD-Verwaltung Beamte mit militärischer Geheimhaltung 
konditioniert werden, kann und darf das Gleiche doch nicht 
mit dem Parlament geschehen. 
Es mag sein, dass in gewissen Dingen militärische Geheim­
haltung geboten ist. Wenn ich aber im Fall der Geländeverstär­
kungen starke Zweifel hege und diesen Hinweis auf Geheim­
haltung als Vorwand auffasse, dann ganz einfach deshalb, 
weil ich aus eigener Erfahrung und aus eigener Anschauung 
weiss, wie ein unterirdischer Bunker für das Kommando einer 
Heereseinheit gebaut wird. Die ganze Bevölkerung konnte 
diesem Treiben während eines vollen Jahres in unserem Dorfe 
zuschauen. Es wirkt schon etwas grotesk, wenn im Nationalrat 
militärische Geheimhaltung zelebriert wird und gleichzeitig 
draussen im Gelände die Bevölkerung einer ganzen Region 
im Massstab 1 zu 1 miterleben kann, wie ausländische Gastar­
beiter einer auswärtigen Baufirma Eisen und Beton in rauhen 
Mengen in die Erde versenken. Dabei ist mir persönlich etwas 
besonders Merkwürdiges aufgefallen. Die Mauem und die 
Decken der Zivilschutzanlage für die BE;ivölkerung, deren Ein­
gang sich auf der gleichen Parzelle befindet - und diese Mau­
ern erreichen immerhin schon eine ansehnliche Dicke-, sind 
bedeutend weniger dick als die Schutzbauten für das Militär. 
Die Zivilbevölkerung soll offensichtlich im Kriegsfall das grös­
sere Restrisiko tragen. Interessant und aufschlussreich ist die-
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ser verstärkte Schutz der Offiziere alleweil. Die paar wenigen 
Zivilisten, die bis heute bedingungslos vorn Zivilschutz über­
zeugt waren, werden nun ihren Glauben in die doch etwas pe­
dan,tische Kriegsvorsorge ebenfalls verloren haben. 
Mit 'der Kreditvortage für die Geländeverstärkungen verlangt 
das EMD meines Erachtens vorn Parlament nichts anderes als 
ei~en Blankocheck. Gegen diesen Blankocheck wehre ich 
mich. weil ich der Meinung bin, dass dieses Vorgehen echte 
G~hren in sich birgt. Wie steht es beispielsweise mit der Ge­
falir der Begünstigung? Wie spielt in diesen Dingen die Parla­
mentsaufsicht? Braucht es sie nicht auch? Wer wird dann letzt­
lich in diese militärische Geheimhaltung eingeweiht? Der 
hohe Offizier etwa, der gleichzeitig auch Bauunternehmer ist? 
Hat man nicht schon einmal in früheren Jahren in der Schweiz 
einen Sandbunker-Skandal erlebt? 
Darf ich noch eine weitere Begründung anführen? Der Rhyth­
mus von etwa 150 Millionen Franken pro Jahr für diese Gelän­
deverstärkungen hat sich offenbar fix installiert. Das muss 
doch nicht so sein. Ich glaube kaum, dass die Schweiz mor­
gen den Krieg verlieren wird, weil für diese Vorhaben auch 
konjunkturpolitische Ueberlegungen miteinbezogen werden. 
Sie wissen vermutlich alle, dass gegenwärtig auf dem Bausek­
tor eine überhitzte Situation herrscht. Wie ich vom oben ange­
führten Beispiel wei!:?S, kann das sture Festhalten an übereilten 
Bauterminen zu echten Problemen führen, vor allem dann, 
wenn zu guter Letzt nicht einmal das einheimische Gewerbe 
berücksichtigt wird. Ich verstehe zwar schon, dass die 150 Mil­
lionen Franken, wenn sie einmal bewilligt sind, auch verbeto­
niert werden müssen. Doch kann das Baugewerbe offensicht­
lich bei diesem Rhythmus nicht mithalten. Fragen zu dieser 
doch mehr als eilfertigen Priorität sind sicher erlaubt. 
Ich bitte Sie, meinen Antrag zu unterstützen. Ein Blankocheck 
über 143,7 Millionen Franken ist zu gross. Den Bundesrat bitte 
ich, bei zukünftigen Botschaften doch für etwas mehr Transpa­
renz besorgt zu sein. 

Stappung, Sprecher der Minderheit 1: Der Ausbau und die Sa­
nierung des Waffenplatzes Herisau-Gossau sind sehr umstrit­
ten. Das ist begreiflich, weil ein Teil der militärischen Anlagen 
in die Allmend im Breitfeld zu liegen kommt. Das Breitfeld in 
St. Gallen ist aber eines der Naherholungsgebiete dieser 
Stadt. Seit das Vorhaben des EMD bekannt wurde, war es wie­
derholt Gegenstand von Diskussionen im sanktgalfischen 
Stadtparlament. Die vom zusätzlichen Schiesslärm und weite­
ren Immissionen betroffenen Bewohner der angrenzenden 
Quartiere haben mit 2200 Unterschriften eine sogenannt «freie 
Allmend» verlangt. Vor rund fünf Jahren lehnten die Stadt 
St. Gallen und die angrenzenden Gemeinden das Projekt ei­
ner regionalen Schiessanlage.ab. Die Gründe dieser Ableh­
nung sind die gleichen wie die heute gegen das EMD-Projekt 
vorgebrachten. Das Breitfeld verträgt keine zusätzliche Um­
weltbelastung und muss so, wie es heute ist, weiterhin als 
Naherholungsgebiet erhalten bleiben. 
Wenn in der Botschaft zum Bericht über die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung unter anderem steht: «In bezug auf Schiess­
lärm werden Wohngebiete in der Stadt St. Gallen mit der Verle­
gung des Schiessbetriebes entlastet», entsteht tatsächlich ein 
falsches Bild. Durch die Entlastung im Bereich des Sittertobels 
ergibt sich zwangsläufig eine Mehrbelastung im Breitfeld und 
anderen Bereichen des projektierten Waffenplatzes Herisau-
Gossau. · 
Der UVP-Bericht zeigt denn auch einige belastende Schwer­
punkte auf. Bei. der Beurteilung der Lärmgrenzwerte beim 
Schiessen dient - in Ermangelung anderer Grundlage - der 
Schlussbericht der Expertenkommission zum Bau des Waf­
fenp,latzes Berrihardzell. In ihrem Schlussbericht legte die Ex­
pertenkommission Bernhardzell die Emissionsgrenzwerte für 
den Einzelschuss auf 80 Dezibel sowie für den jährlichen Ener­
giepegel auf 119 Einheiten fest. 
In seinem Bericht zur Beurteilung des Projekts sowie der Ums 
Weltverträglichkeitsprüfung vom 13. April 1989 weist das Bun­
desamt für Umwelt, Wald und Landschaft auf verschiedene 
Probleme hin. Verschiedene Standorte für das Handgranaten­
Werfen und Schiessen erweisen sich im Hinblick auf die Immis­
sionen als sehr kritisch. 

43-N 

Einige Beispiele: Beim Hof und Schloss Oberberg kann der 
von der Expertenkommission Bernhardzell empfohlene jährli­
che Energiepegel nicht eingehalten werden. Ausserdem wer­
den bei diesen Wohnhäusern Einzelpegelwerte von 89 bis 
97,5 Dezibel erreicht. Die von der Expertenkommission Bern­
hardzell empfohlene Grenze von 80 Dezibel wird zudem auch 
im Hafnersberg, in Staubhausen, Herisau-Rüti und Gossau­
Oberdorf durch den Einsatz von Handgranaten deutlich über­
schritten. 
Das Buwal weist in seiner Stellungnahme auch darauf hin, 
dass die durch Serienfeuer der Gewehrpatrone 11 entstehen­
den ~mimmissionen im Bericht über die Umweltverträglich­
keit nicht vollumfänglich berücksichtigt und nach seiner Auf­
fassung unterschätzt worden sind. 
Im Zusammenhang mit den Massnahmen zur weitergehen­
den Verminderung der Umweltbelastung beantragt das Buwal 
in seiner Stellungnahme auch Massnahmen im Bereich des 
Natur- und Landschaftsschutzes. So soll auf den Ausbau der 
Strassenstrecke Hafnersberg-Staubhausen-Käserei Sonnen­
berg sowie der Umfahrung Hafnersberg verzichtet werden. Im 
weiteren fordert das Buwal, gestützt auf den Bericht über die 
Umweltverträglichkeit des Projektes, eine reduzierte Ausbau­
variante der Strassenstrecke Breitfeld-Hafnersberg und eine 
Fahrbahnbreite von höchstens 3,5 m. 
Bei der Beratung dieser Vortage in der Militärkornmission 
zeigte es sich, dass man beim EMD nicht bereit ist, erstens die 
Schiesslärmgrenzwerte gernäss Schlussbericht der Experten­
kommission Bernhardzell auch für dieses Projekt anzuerken­
nen und einzuhalten und zweitens auf den Ausbau von Stras­
sen zu verzichten bzw. gewisse Ausbauvornaben zu redimen­
sionieren. Es hat wirklich keinen Sinn, dass wir Hunderttau­
sende von Franken für Umweltverträglichkeitsprüfungen aus­
geben, wenn sich auf der anderen Seite verantwortliche De­
parternente ·und Bundesstellen einen Dreck um umweltschüt­
zende Anträge und Auflagen kümmern. 
Nur mit einer Rückweisung können wir das EMD dazu zwin­
gen und verpflichten, die Empfehlungen und Anträge gernäss 
der Umweltverträglichkeitsprüfung und des Buwal einzuhal­
ten. 
Gestern habe ich eine Broschüre erhalten: «Versuchsschiess­
platz Val Cristallina». Der grösste Teil der Ratsmitglieder wer­
den sich an die Debatten über diesen Versuchsschiessplatz 
im Val Cristallina erinnern, als man auf Umweltverträglichkeits­
prüfungen drängen musste. In der Broschüre zur Eröffnung 
des Versuchsschiessplatzes im Val Cristallina brüstet sich 
nun das EMD - bzw. die GRD mit dem Privatdozenten Dr. P. 
Gresch, beauftragter UVP-Gutachter -, was bei diesem Ver­
suchsschiessplatz im Val Cristallina geleistet worden sei. 
Weisen Sie die Vortage zurück, damit Sie, wenn dieser 
Schiessplatz tatsächlich noch gebaut werden sollte, ebenfalls 
mit gutem Gewissen eine solche Broschüre der Bevölkerung 
abgeben können! ·• 

Ledergerber, Sprecher der Minderheit II (Objekt 246) und der 
Minderheit (Objekt 248): In der Schweiz werden jeden Tag 
etwa 200 000 Gewehrschüsse abgeschossen. Pro Jahr sind 
das fast 60 Millionen Patronen, eine beeindruckende Zahl. 
Das Militär ist heute, zusammen mit dem Verkehr urid der Bau­
wirtschaft, die grösste Lärmquelle in diesem Land. Davon 
dürfte der Schiesslärm neben dem Fluglärm etwas vorn 
Schlimmsten sein. Ich möchte Ihnen dazu ein paar Zahlen in 
Erinnerung rufen. 
Wir haben in der Schweiz heute etwa 3000 Schiessstände. Nie­
mand hat genaue gesamtschweizerisctie Zahlen, wie sich 
diese Schiessstände in die Lärmimmissionen aufteilen. Es gibt 
in einigen Kantonen allerdings Erhebungen, und die lassen 
auf folgende Zahlen schliessen: 600 bis 800 Schiessstände in 
der Schweiz sind als äusserst problematisch zu bezeichnen. 
Das ist der Ausdruck, den das EMD braucht, «äusserst proble­
matisch». Die Lärmimmissionen liegen dort über den Alarm­
werten. 10 bis 30 Prozent oder etwa 300 bis 900 Schiessstände 
sind als kritisch zu bezeichnen. Nur etwa 2 bis 4 Prozent gelten 
als problemlos. 
Das EMD hat heute schon Probleme im ganzen Land mit 
Lärmimmissionen bei Schiessständen. Das Land leidet unter 
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dankbar, wenn Sie diese Anschlussfragen auch beantworten 
könnten. 

Schmid: Ich habe Ihnen einen Antrag gestellt zur Streichung 
von Parkplätzen im Raume Breitfeld. Ich habe unterdessen er­
fahren, dass die Skizze, der ich diese Zahl entnommen habe, 
offenbar einen Fehler enthält. Es seien nur 22 Hartplätze vor­
gesehen, allerdings sollen 50 weitere Parkplätze beim Schüt­
zenhaus dazukommen, die im System des Schotterasenprin­
zips erstellt werden. Es ist aber für das nächste Jahr vorgese­
hen, einen grösserenPosten von Parkplätzen für Rekruten zu 
erstellen, und da möchte ich jetzt schon ganz entschieden 
meine Opposition anmelden. Es geht heute nicht mehr an, 
dass wir grossflächig Parkplätze erstellen bei Kasernen, die ir­
gendwo im Grünen liegen, und es den Rekruten überlassen, 
ob sie mit dem Auto oder mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu 
diesen Kasernen fahren wollen. Das ist heute entschieden 
überholt. Man hat auch bereits Massnahmen in die Wege ge­
leitet, dass die Leute verbilligt mit dem Zug fahren können, und 
dies müssten wir weiter unterstützen. Hier wäre eine Möglich­
keit, etwas zu befehlen, das einen Sinn hat, nämlich, dass man 
zugunsten der Natur und der Allgemeinheit die öffentlichen 
Verkehrsmittel benützt. 
Wenn mir Herr Bundesrat Villigerversichern kann, dass es hier 
nicht um diese grosse Anzahl von Plätzen geht, ziehe ich mei­
nen Antrag zurück, betone aber, dass der Aufnapme einer 
grossen Zahl von Parkplätzen in das Budget der folgenden 
Jahre von unserer Seite entschiedener Widerstand erwachsen 
wird. 

Neukomm: Die SP-Fraktion ist für Eintreten auf den Bundes­
beschluss über militärische Bauten. Ich kann mich grundsätz­
lich positiv zur Vorlage aussprechen. Klare Prioritätskriterien 
und Nutzwertanalysen sind gerade bei diesen Bauten uner­
lässlich; diese müssen aber auch unserer Ansicht nach trans­
parent sein. 
Die Mitglieder der Militärkommission hatten Gelegenheit, ein­
zelne Projekte an Ort und Stelle näher zu überprüfen. So konn­
ten wir uns beispielsweise davon überzeugen, wie dringend 
der vorgesehene Bau einer neuen Lagerhalle für Ver­
packungsmaterial für Munition in Uttigen ist, geht es dabei 
doch nicht nur um eine rationellere Bewirtschaftung, sondern 
auch um die Sicherheit der Angestellten. Die baufällige Lager­
halle in Kehrsatz und die veralteten Magazine in Seewen SZ 
entsprechen kaum mehr den heutigen Vorschriften und sind 
deshalb raschmöglichstaufzuheben. Einige Mühe machte mir 
die erneut vorgesehene Uebergangslösung für die Versor­
gungstruppen, Objekt241. Ich habe hier bereits in der Militär­
kommission konkrete Abklärungen verlangt und auch zweck­
dienliche Auskünfte erhalten. Trotzdem bin ich froh, wenn Herr 
Bundesrat Villiger dazu noch einzelne Bemerkungen macht. 
Die Versorgungstruppen waren bis 1973 in Thun und Sitten, 
seither in Freiburg stationiert. Und wieder ist eine Uebergangs­
lösung vorgesehen, die kaum der optimalen Ausbildung 
dient. Erst etwa 1995 wird die Mannschaft in die lnfanterieka­
seme Bern einziehen können, wenn nämlich die restlichen In~ 
fanteriekompanien auch in den Sand bei Schönbühl eingezo­
gen sein werden. Die Einquartierung der Mannschaft in ver­
schiedenen Agglomerationsgemeinden ist keine befriedi­
gende Regelung, aber es gibt leider.zurzeit keine Alternative, 
und deshalb stimmen wir hier zähneknirschend zu. 
Pech, wie es auch ein privater Bauherr haben könnte, hatte 
das EMD mit dem Ergänzungsbau Armeeapotheke in lttigen. 
Hier geht es um einen Zusatzkredit. Die Baufirma mit der nied­
rigsten Offerte stieg bald nach Baubeginn aus, machte Kon­
kurs, und der zweitplacierte Bauunternehmer musste die Ar­
beiten übernehmen. Die Mehrkosten von 900 000 Franken 
und die aufgelaufene Teuerung von 1,67 Millionen Franken 
machen den Zusatzkredit von 2,57 Millionen Franken aus. Es 
zeigt sich hier in aller Deutlichkeit: Der Billigste ist nicht immer 
der Günstigste. Preis und Qualität bzw. die Leistung sind vor 
der Ausführung genau abzuklären. 
Erlauben Sie mir noch eine Zwischenbemerkung: In einzelnen 
Fällen ist es trotz dem meines Erachtens im gesamten gut ein­
gespielten Festlegen von Schwerpunkten für den Parlamenta-

rier schwer erkennbar, wieso längst fällige Sanierungen jahre­
lang hinausgeschoben werden. Eine Unterkommission unter 
dem Vorsitz von Kollege Hänggi besuchte diesen Frühsom-' 

. mer die Waffenmechaniker-AS in Worblaufen. Wir mussten da­
bei feststellen, welche katastrophalen Verhältnisse in diesem 
Altbau für die Rekruten und ihre Ausbildner herrschen. Herr 
Wyss hat heute mit Recht darauf hingewiesen, wie wichtig eine 
zeitgemässe Ausbildung für die Truppe ist. Wir hoffen und ha­
ben auch in der Militärkommission angeregt, dass hier bald­
möglichst die nötigen Sanierungen durchgeführt werden kön­
nen. 
Die SP-Fraktion hat die 30 Kreditanträge nach der Botschaft 
eingehend diskutiert. Dabei gab es in unserer Fraktion selbst­
verständlich nicht nur Lob, wie beim Rüstungsprogramm auch 
nicht, sondern es kam auch die grundsätzliche Frage zur 
Sprache, wie grosse Brocken, wie die Geländeverstärkungen 
mit Kosten im Betrag von 143 Millionen Franken - Herr Brüg­
ger hat seinen Antrag ja bereits begründet-. für die Parlamen­
tarier noch näher begründet werden können. Hier ist das 
Ganze auf rund einer Seite zusammengefasst. Die Problema­
tik ist zwar auch bei uns bekannt. Wir haben es wieder einmal 
mit dem Dilemma «militärische Geheimhaltung» auf der einen 
und «Information für die zuständige Behörde» auf der anderen 
Seite zu tun. Die Mitglieder der Militärkommission hatten 
selbstverständlich vertrauliche Zusatzinformationen; trotzdem 
glauben wir, dass mehr Offenheit für das gesamte Parlament 
heute am Platz wäre. 
Die SP-Fraktion unterstützt die zwei Minderheitsanträge Stap­
pung und Ledergerber bei den Projekten 246 und 248: Beim 
Ausbau des Waffenplatzes Herisau und Gossau sei die Um­
weltverträglichkeitsprüfung zu berücksichtigen; elektronische 
Schiessimulatoren wären auch beim Waffenplatz Colombier 
angebracht. Die beiden Ratskollegen haben die Minderheits­
anträge eingehend begründet; ich brauche also dazu keine 
Ergänzungen anzubringen. · 

Aregger: Die freisinnig-demokratische Fraktion unterstützt 
einstimmig die militärische Bauvorlage gemäss Antrag Bun­
desrat und Kommission. Die Vorlage ist gut ausgewogen. Es 
sind darin Projekte aus den Bereichen Kampfkraftsteigerung, 
Führung und Telekommunikation, Logistik, Ausbildung, Um­
weltschutz, Werterhaltung und Rationalisierung enthalten. Die 
Auswahl der Projekte und die Prioritätensetzung überzeugen 
uns, und ich wage die Prognose, dass eine überwiegende 
Mehrheit des Rates der Vorlage in dieser Form zustimmen 
wird. Damit wäre eigentlich alles gesagt. Die Begründungen 
der Minderheitsanträge aber veranlassen mich zu einigen zu­
sätzlichen Bemerkungen. 
Vor wenigen Tagen fand der letzte von zahlreichen Mobilma­
chungsgedenktagen statt. Alle diese Anlässe waren sehr gut 
besucht, und es herrschte durchwegs eine positive Atmo­
sphäre der Kameradschaft, der Dankbarkeit und der gemein­
samen Erinnerung an schwere Zeiten. Gerade die Erinnerung 
an das letzte grosse gemeinsame Erlebnis der nationalen Ge­
schlossenheit, an die Demonstration des Unabhängigkeitswil­
lens inmitten des europäischen Kriegsschauplatzes, macht 
den Sinn und den Wert dieser Gedenktage aus. 
Nun tauchen verschiedene negativ programmie,:te Ge­
schichtsschreiber auf. Mit der Arroganz der Nachgeborenen 
und in Kenntnis, wie es schliesslich mit dem Tausendjährigen 
Reich zu Ende ging, ziehen sie über die Armee von 1939 und 
über die damalige politische und militärische Führung her, ja 
sie machen selbst vor der Persönlichkeit von General Guisan 
nicht halt. Ich finde es sehr widersprüchlich, wenn einerseits 
die Armee von 1939 im nachhinein als unzulänglich ausgerü­
stet und ausgebildet belächelt wird und andererseits aus dem 
gleichen Lager die Ausrüstung und Ausbildung der heutigen 
Armee mit Streichungsanträgen bekämpft wird. Diese Wider­
sprüchlichkeit ist nur mit der nahen Armeeabschaffungs, 
Abstimmung zu erklären. Ich spreche hier nicht die sich öffent­
lich bekennenden Armeegegner an. Sie sind ohnehin eine 
kleine Minderheit. Ich wende mich vielmehr an die SP, an jene 
Regierungspartei, die zur Armeeabschaffung Stimmfreigabe 
beschlossen hat. Es fällt auf, dass heute sämtliche Kürzungs-
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dem Lärm. Heute ist bereits jeder dritte Schweizer lärrnge­
schädigt, und ich hoffe, dass von diesem Drittel einige hier in 
diesem Parlament sitzen. 
Nun ist gerade der Lärm von Schiessständen zu einem gros­
sen Teil nicht nötig, weder aus militärischen noch aus Trai­
ningsgründen. Es wäre nämlich möglich, den grössten Teil 
dieser Schiessübungen mit Simulatoren zu betreiben, wenn 
die Uebung überhaupt betrieben werden muss. Diese Simula­
toren sind heute technisch sehr weit entwickelt. Sie können 
sehr viel damit machen, Sie können nicht nur die Schiessfer­
tigkeit üben, Sie können auch vielfältige taktische und techni­
sche Finessen einüben, wenn Sie wollen. Man kann die Mani­
pulation genau so gestalten, wie sie beim persönlichen Ge­
wehr vorhanden ist. Sie können Wettereinflüsse simulieren, 
Sie können sich selbst - falls das für einige von Ihnen unver­
zichtbar wäre - beim Offiziersschiessen den Pulverdampf in 
die Nase steigen lassen, wenn Sie wollen. Die Zeit der 
Schiessstände ist heute vorbei. Wir haben alle technischen 
Möglichkeiten, um mindestens die Hälfte dieser Uebungen zu 
ersetzen und besser durchzuführen, nämlich mit solchen Si­
mulatoren. 
Ich habe Ihnen deshalb den Antrag gestellt, beim Objekt 246, 
bei diesem St. Galler Waffenplatz, eventualiter-wenn Sie nicht 
Herrn Stappung zustimmen - mindestens den Betrag um 1 O 
Millionen Franken zu kürzen und vorn Bundesrat ein neues 
Konzept für diese Schiessanlagen zu verlangen, bei denen er 
den Einsatz solcher Schiesssirnulatoren vorsieht. 
Ich habe den gleichen Antrag gestellt beim Geschäft 248, Sa­
nierung der Schiessanlage Böle auf dem Waffenplatz Colorn­
bier. Auch hier soll der Bundesrat ein Konzept vorlegen, wie er 
einen grossen Teil der Lärmproduktion eindämmen und auch 
Simulatoren für das Schiesstraining einsetzen kann. 
Ich bitte Sie, an diesem Punkt ein Zeichen zu setzen, ein Zei­
chen Herr Bundesrat Villiger hat es schon mehrmals gesagt 
-, dass Sie auch bei der Armee nicht nur aus patriotischen und 
historischen Gründen etwas investieren wollen, sondern dass 
Sie auch dort auf der technischen Höhe der Zeit sein wollen. 
Ich bitte Sie, diese beiden Minderheitsanträge zu unterstüt­
zen. Sie leisten damit einen Beitrag für eine Armee, die nicht 
den Schweizer quält, sondern -wenn sie schon notwendig ist 
- möglichst rnenschenschonend ihr Handwerk betreibt. 

Rechsteiner: Ich möchte Sie bitten, mit der Streichung dieses 
neuen Waffenplatzes ein Zeichen zu setzen. 
Die Weiler Neuchlen und Anschwilen liegen auf einem Hoch­
plateau in der Nähe von Gossau und St. Gallen. Dieses Gebiet 
ist von hohem landschaftlichem Wert, auch wenn es oder viel­
leicht gerade weil es abseits grosser Verkehrsströme liegt. In 
seiner landschaftlichen Qualität braucht dieses Gebiet den 
Vergleich mit der Hochebene von Rothenthurm kaum zu 
scheuen. Trotzdem soll es jetzt einem neuen Waffenplatz ge­
opfert werden. 
Im Zusammenhang mit dem Abstimmungskampf um Rothen­
thurm hat Bundesrat Koller jeweils erklärt, dies sei der letzte 
neue Waffenplatz, der noch gebaut werde. Trotzdem soll jetzt 
bei Gossau wieder ein neuer Waffenplatz entstehen. 
Mit der Begründung macht es sich das EMD einfach. Statt 
dass ein Bedürfnisnachweis erbracht wird, wie man es bei ei­
nem Vorhaben von dieser Tragweite erwarten dürfte und wie 
es auch das Umweltschutzgesetz verlangt, wird einfach ge­
sagt, dass es sich um einen schlichten Ersatz für die Kaserne 
St. Gallen handle. Dies ist schon aus zwei Gründen nicht rich­
tig: 
Erstens entsteht auf Neuchlen-Anschwilen ja nicht einfach· 
eine Kaserne-die Kaserne ist nicht einmal Gegenstand dieser 
Vorlage-, sondern ein ganzer Waffenplatz mit allem Drum und 
Dran, mit einer Flächenbeanspruchung, die diejenige der sei­
nerzeitigen Kaserne St. Gallen um ein Vielfaches übersteigt. 
Zweitens existiert die Kaserne St. Gallen ja nun schon seit 10 
Jahren nicht mehr. Die vorher in St. Gallen stationierten beiden 
Einheiten sind seit langem in Ersatzanlagen in Urnäsch und 
Bronschhofen einquartiert. Diese Ersatzanlagen würden nach 
dem Bau des neuen Waffenplatzes nicht aufgehoben. Der 
Waffenplatz Neuchlen-Anschwilen ist somit nichts anderes als 
ein zusätzlicher, neuer Waffenplatz. Damit stellt sich aber 

ernsthaft die Frage des Bedürfnisnachweises und damit auch 
die Frage, wieviel Luxus und Komfort einerseits und Landver­
schandelung und Umweltverbrauch andererseits sich das 
EMD eigentlich leisten kann. 
Wie steht es denn mit der Belegung der bestehenden Waffen­
plätze? Die letzten Zahlen wurden öffentlich - soweit ich sehe-
1976 bis 1981 ausgewiesen. Diese Zahlen zeigen eine Bele­
gung der Unterkünfte im Mittel von nur 20 Wochen pro Jahr, 
also eine starke Unterbelegung. Gleichzeitig sinken die Be­
stände wegen des Geburtenrückganges noch weiter ab. Bis 
1992 sollen die Bestände nur noch 70 Prozent derjenigen von 
1983 betragen. Bei diesen sinkenden Beständen darl doch 
jetzt kein neuer Waffenplatz mehr gebaut werden. 
Der Landhunger aber des EMD in den letzten Jahren ist gewal­
tig. Das Militär besitzt heute siebenmal mehr Land als noch vor 
25 Jahren. Dem EMD gehört heute eine Fläche, die diejenige 
des Kantons Zug erreicht. Noch immer ist der Landhunger des 
EMD nicht gestillt. Auch die Ostschweiz hat in den letzten Jah­
ren einiges an neuen Waffen- und Schiessplätzen abbekom­
men. Denken wir nur beispielsweise an den Truppenübungs­
platz Bernhardzefl. Denken wir an Urnäsch, denken wir an 
Schwellbrunn, mit allem, was dazugehört an Landschaftszer­
störung, an Schiesslärrn usw. Die Ostschweiz - in diesem 
Sinne auch eine Randregion - hat die Belastung durch das Mi­
litär überdurchschnittlich mitgetragen. Einmal muss mit dem 
Weiterausbau Schluss sein. 
Ganz Europa macht sich Gedanken zu einer Rüstungsbe­
schränkung. Einzig unser Land - nach dem Eingeständnis 
von Generalstabschef Lüthy von wohl einmaliger Waffen­
dichte - baut weiter aus. Ich bitte Sie, wenigstens zu diesem 
neuen Waffenplatz nein zu -sagen und damit die unberührte 
Landschaft von Neuchlen und Anschwilen zu retten. Ich bin 
überzeugt davon, dass das Volk bei dieser Landschaft genau 
gleich wie bei Rothenthurm entscheiden würde, wenn es et­
was zu diesem Waffenplatz zu sagen hätte; es hat leider nichts 
zu sagen. So ist es - Herr Bundesrat Villiger -mit der Demokra­
tie in diesem Bereich bestellt. Ich bitte Sie, den Volksentscheid 
zu Rothenthurm nicht zu vergessen, wenn Sie über diesen 
neuen Waffenplatz entscheiden. 
Zum Schluss noch ein paar Bemerkungen im Anschluss an 
den Antrag von Herrn Stappung zur Umweltverträglichkeits­
prüfung im Zusammenhang mit diesem neuen Waffenplatz­
projekt. Der Umweltverträglichkeitsbericht und vor allem auch 
die Bemerkungen des Buwal zu diesem Bericht deuten darauf 
hin, dass es mit der Einhaltung der Lärmvorschriften in diesem 
Bereich Probleme geben wird; dies, obwohl die Grenzwerte­
verglichen mit anderen Anlagen -extrem hoch angesetzt wor­
den sind und die Annahmen bezüglich der Handgranaten und 
des Einsatzes von Maschinengewehren, Rakrohren und Ge­
wehrgranaten und auch des zivilen Schiessens überaus opti­
mistisch sind. Ich weise nur beispielsweise darauf hin, dass 
bei den Schiessanlagen nach den Verordnungen des Bundes 
ein Alarmwert von 80 Dezibel in der, tiefsten Empfindlichkeits­
stufe gilt. Davon wird bei dieser Anlage ohne weiteres als Pla­
nungswert ausgegangen. Man kann doch bei solchen Werten 
nicht im Sinne von Artikel 15 des Umweltschutzgesetzes -
behaupten, dass die Bevölkerung in ihrem Wohlbefinden nicht 
erheblich gestört sei; das aber wäre ja der Massstab, der be-
rücksichtigt werden müsste! · 
Herr Bundesrat, können Sie garantieren, dass die vom Buwal 
vorgeschlagenen Massnahrnen zur Verminderung der Lärm­
belastung durchgeführt werden? Können Sie weiter garantie­
ren, dass eine detaillierte Munitionsstatistik im Sinne der Emp­
fehlungen des Buwal geführt und dass die vorgeschlagenen 
Messungen vorgenommen werden? Und können Sie 
schliesslich generell zusichern - wie dies von Vertretern des 
EMD mündlich angekündigt worden war-, dass der Umwelt­
verträglichkeitsbericht noch öffentlich aufgelegt wird, samt An­
kündigung im Bundesblatt? Können Sie auch zusichern, dass 
wenigstens die gesarntschweizerischen Umweltorganisatio­
nen, die nach dem Umweltschutzgesetz beschwerdelegiti­
miert sind, Gelegenheit erhalten werden, ihre Bedenken und 
Vorschläge zu diesem neuen Waffenplatzprojekt zu äussern? 
Denn dieses Projekt hat eine Tragweite, die eine Mitwirkung 
gerade dieser Organisationen nötig macht. Ich wäre Ihnen 

michael.tellenbach
Textfeld



deterrain 1584 N 3 octobre 1989 

und Streichungsanträge aus den Reihen der Sozialdemokra-
' ten stammen. 
'Herr Stappung und Herr Rechsteiner, Sie wollen den Ausbau 
und die Sanierung des Waffenplatzes Herisau-Gossau verhin­
dern. Sie wollen nicht zur Kenntnis nehmen, dass in enger Ver­
bindung mit den Gemeinden sehr sorgfältig geplant wurde 
und dass 1980 die Kaserne St. Gallen weichen musste. Seither 
bestehen Provisorien. Wo sonst als in Herisau-Gossau sollen 
die St. Galler Soldaten ausgebildet werden? Herr Rechsteiner, 
glauben Sie denn, nur Sie hätten die Nähe eines Waffen- und 
Schiessplatzes zu ertragen? Es gibt solche Plätze auch in an­
deren Gegenden der Schweiz. Sie werden wohl nirgends sehr 
geliebt. Aber sie werden als Voraussetzung zur militärischen 
Ausbildung verstanden und akzeptiert. 
Herr Brügger, Sie wollen die Geländeverstärkungen drastisch 
reduzieren. Sie übersehen dabei, dass uns gerade diese 
Massnahmen entscheidend zur flächendeckenden Landes­
verteidigung befähigen. Modeme Kampf- und Führungsbau­
ten nach dem heutigen Konzept bilden eine echte Alternative 
zum nachträglich umstrittenen Alpenreduit der vierziger Jahre. 
Sie ersetzen veraltete, untauglich gewordene Werke, Festun­
gen auch, die inzwischen in Museen umgewandelt wurden. 
Herr Ledergerber, Sie lehnen den Schiessstand bei der Ka­
serne Colombier und andere Schiessstände ab. Sie wollen 
dem Soldaten die Handhabung seiner persönlichen Waffe auf 
elektronischen Simulatoren beibringen. Ihr Antrag hätte letzt­
lich zur Folge, dass der Schweizer Soldat seine Schiesspflicht 
in einem Spielsalon vor einem Bildschirm erfüllen müsste oder 
könnte. Ich glaube nicht an den Erfolg Ihres Antrages. Ich 
glaube· nicht daran, dass die Schweizer Schützenhäuser in 
Spielsalons umgewandelt werden. 
Die freisinnig-demokratische Fraktion empfiehlt Ihnen, alle 
Kürzungs- und Streichungsanträge der SP abzulehnen und 
der Vorlage gemäss Kommission und Bundesrat zuzustim­
men. Wir bekennen uns klar und eindeutig zur Landesverteidi­
gung. Wir wissen, welche Werte wir zu verteidigen haben. Wir 
wissen, dass letztmals um 1798/99 fremde Heere, französi­
sche und russische Truppen, unser land mit Krieg überzogen. 
Ausser kleinen kantonalen Kontingenten hatte die Schweiz 
damals keine Armee. Der Krieg hinterliess bittere Armut, Elend 
und Hungersnot. Seither haben wir eine eigene Armee, und 
seit wir eine Armee haben, leben wir im Frieden. Wir sind stolz 
auf unser glückliches land, in dem wir leben und wohl auch 
bleiben dürfen. Stimmfreigabe und damit Orientierungslosig­
keit und Gleichgültigkeit gegenüber einer entschlossenen 
Landesverteidigung stehen bei uns nicht zur Disku51!ion. 

Schmid: Das militärische Bauprogramm, das rund 470 Millio­
nen Franken verschlingt, ist einmal mehr beträchtlich. Es han­
delt sich dabei überwiegend um Gelder für die Sanierung oder 
die Erweiterung bestehender Anlagen und nur zu einem gerin­
geren Teil um neue Projekte. Ob die dafür eingesetzten Be­
träge übersetzt sind und daher ohne weiteres gekürzt werden 
könnten, ist schwer zu beurteilen, stehen uns doch detaillier­
tere Angaben aus Gründen der Geheimhaltung nicht zur Ver­
fügung. Es wird also hier - auch in unserer Fraktion - immer 
geteilte Meinungen geben. 
Unsere Aufmerksamkeit gilt vor allem den neuen Projekten, 
und da ist dem geplanten Ausbau des Waffenplatzes Herisau­
Gossau Opposition erwachsen. Man kann sich aus grundsätz­
lichen Erwägungen heraus gegen jeden neuen Waffenplatz 
wenden, ihn auch unter Hinweis der zurückgehenden Gebur­
tenzahlen als nicht notwendig erachten oder dann den Stand­
ort bezüglich Immissionen und aus Gründen des Landschafts­
und Kulturlandschutzes ablehnen. Vielleicht aber ist das vor­
liegende Projekt nicht unbedingt der geeignete Gegenstand 
für einen solchen Streichungsantrag, und dies aus folgendem 
Grund: Die ehemalige lnfanteriekaserne in St. Gallen musste 
einem städtischen Zubringer der Nationalstrasse 1 weichen. 
Sie wurde somit abgerissen, bevor ein anderes Gebäude, das 
ursprünglich im Sittertobel nördlich von St. Gallen geplant 
war, die Rekrutenschulen hätte aufnehmen können. Nebenbei 
gesagt: Es ist ja eigenartig, dass für gewisse Vaterlandsvertei­
diger auch Kasernen nicht schnell genug abgerissen werden 
können, wenn es darum geht, Autobahnen zu bauen. 

Seit bald zehn Jahren sind die Einheiten der lnfanterierekru­
tenschule an drei verschiedenen Standorten untergebracht, 
was organisatorisch, ausbildungstechnisch und nicht zuletzt 
auch ökologisch problematisch ist. Von daher ist es verständ­
lich, dass mit einem geplanten Ausbau die Gebäude- und Aus­
bildungseinrichtungen wieder etwas zusammengerückt wer­
den. 
Das Projekt allerdings löst in der grünen Fraktion keine grosse 
Begeisterung aus; denn wir fragen uns generell, ob der schon 
seit einiger Zeit geübte Grundsatz des EMD, Kasernen ir­
gendwo im Gelände draussen, weitab von Siedlungen zu 
bauen, überhaupt sinnvoll sei, zumal nachher dann die Dienst­
leistenden wieder mit eigenen Fahrzeugen dorthin einrücken. 
Mindestens der verkehrsmässigen Infrastruktur muss unbe­
dingt die nötige Aufmerksamkeit geschenkt werden. Da es 
sich jedoch weitgehend um einen Ersatz der nicht mehr vor­
handenen früheren Kasernenanlage handelt, opponieren wir 
diesem Vorhaben mehrheitlich nicht. 
Hingegen können wir dem Projektkredit einstweilen nicht zu­
stimmen, da das Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft 
in verschiedener Hinsicht die Schiesslärmbelastungen bean­
standet. Das Amt gibt seine Zustimmung nur unter der Voraus­
setzung, dass die im UVP-Bericht vorgesehenen Massnah­
men eingehalten und die ergänzenden Anträge berücksichtigt 
werden. Was in Chamblon vorbildlich getan wurde, sollte auch 
für den Waffenplatz Herisau-Gossau möglich sein. Aus die­
sem Grunde unterstützen wir den Rückweisungsantrag Stap­
pung einstimmig, lehnen den Streichungsantrag Rechsteiner 
jedoch mehrheitlich ab. 
Beim Antrag der Minderheit II (Ledergerber) sind unsere Auf­
fassungen geteilt. Das Breitfeld ist ja seit jeher Truppenaus­
bildungs- und Schiessplatz gewesen, so dass sich elektroni­
sche Schiessanlagen nicht unbedingt aufdrängen. 

Oester: Die LdU/EVP-Fraktion wird dem militärischen Baupro­
gramm 1989 zustimmen. Nicht aus Gewohnheit und auch 
nicht aus innerer Achtungsstellung, sondern nach kritischer 
Prüfung der bundesrätlichen Botschaft. Diese Prüfung veran­
lasst uns zu vier Bemerkungen. 
1. Angesichts einer kritischer werdenden Oeffentlichkeit müs­
sen im Bereich der Bauten und des Landerwerbs wie bei der 
Rüstung nach strengen Massstäben Prioritäten gesetzt wer­
den. Wir erwarten deshalb vom EMD und vom Bundesrat, 
dass sie bei allen Vorhaben trotz einseitiger Druckversuche 
konsequent aufgrund einer seriösen Nutzwertanalyse ent­
scheiden; dass tatsächlich diejenigen Anlagen in erster Priori­
tät behandelt werden, welche eine hohe Anfangsleistung un­
serer Armee bewirken, die Kampfkraft unmittelbar steigern 
und damit ~ine starke Dissuasionswirkung haben. Das ist ja 
das Ziel all unserer Landesverteidigungsanstrengungen. 
2. Was den Rückweisungsantrag der Minderheit I und den 
Streichungsantrag zum Ausbau und zur Sanierung des Waf­
fenplatzes Herisau-Gossau betrifft, kann man die eine oder die 
andere Haltung einnehmen. Entweder glaubt man dem EMD, 
dass der Umweltverträglichkeit volle Beachtung geschenkt 
wird, dass die in Zusammenarbeit mit dem Buwal erarbe~ten 
Lärmpegelwerte auf dem Lärmschutzgesetz beruhen werden 
und dass man bei der Realisierung der Bauten danach han­
delt, oder man traut den Aussagen der Verwaltung nicht und 
weist Objekt 246 an den Bundesrat zurück. Persönlich traue 
ich den Aussagen des Chefs des EMD und seiner Spitzenleu­
ten. Ich bitte ihn, auch hier im Rat die unmissverständliche 
Aussage zu machen, dass er die UVP bei Waffenplätzen nicht 
als eine modische Alibiübung betrachtet, sondern als integrie­
renden Bestandteil der ganzen Bauplanung. Wir wissen, dass 
Landesverteidigung nicht aus Umweltschutz besteht. Wtr sind 
aber entschieden der Meinung, dass der bedrohten Umwelt -
die langfristig auch uns bedroht - gerade auch bei militäri­
schen Bauten und Anlagen soweit als irgendwie vertretbar 
Rechnung getragen wird. Weil wir darauf vertrauen, dass die 
zuständigen Instanzen willens sind, bezüglich der zur Diskus­
sion stehenden Waffenplätze Chamblon und Herisau-Gossau 
nach dieser Einsicht zu handeln, lehnen wir den Rückwei­
sungsantrag zu Objekt 246 ab. Er brächte nichts ausser einer 
unliebsamen Verzögerung. Ueber den Streichungsantrag 
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Rechsteiner konnten wir uns in der Fraktion nicht unterhalten, 
weil er nicht vorgelegen hat. Ich selber kann ihm schon des­
halb nicht zustimmen, weil ich mich vorher dafür eingesetzt 
h;1be, dass in unseren Bemühungen um militärische Landes­
verteidigung der Ausbildung grösseres Gewicht beigemessen 
wird. 
~- Der Gedanke, dass die heutigen Möglichkeiten der elektro­
if1ischen Simulation bei Schiessanlagen soweit als möglich 
/ausgenutzt werden sollen, ist in unserer Fraktion auf ein positi-
ves Echo gestossen. Wir sind der Meinung, dass diese Frage 
im Interesse der jeweils vom Schiesslärm betroffenen Bevölke­
rungskreise grundsätzlich studiert werden soll, nicht nur be­
züglich grosskalibriger·waffen. Schon vor 25 Jahren hat sich 
unser Fraktionschef in Zürich für bauliche Vorkehrungen zur 
Verminderung des Schiesslärms eingesetzt und ist dabei lei­
der beim EMD auf geradezu unglaubliche Abwehrreaktionen 
gestossen. In dieser Vorlage ein Exempel statuieren zu wollen 
und erst noch - besonders im Fall Böle oberhalb Colombier -
am offensichtlich untauglichen Objekt, halten wir für wenig 
sinnvoll. Hingegen erwarten wir, dass das EMD den Militär­
kommissionen innert nützlicher Frist Bericht erstattet, wie weit 
elektronische Simulatoren sich auch im Bereich der infanteri­
stischen Ausbildung einsetzen lassen. 
4. Im Hinblick auf die «Armee 95» sollen die Schutz- und Bewa­
chungsaufgaben von lebenswichtigen zivilen und militäri­
schen Objekten neu überdacht werden. Wir würden gerne hö­
ren, was in der Zwischenzeit vorgekehrt wird, um die in Frage 
stehenden Anlagen vor Diebstählen und terroristischen An­
schlägen besser zu schützen. Dem Chef EMD danke ich zum 
voraus bestens für seine Antwort. 

Feigenwinter: Ich beantrage Ihnen namens derCVP-Fraktion 
Zustimmung zur vorgelegten Baubotschaft unter Ablehnung 
sämtlicher Minderheitsanträge. Das bedeutet, dass wir damit 
einverstanden sind, für bauliche Massnahmen 470 Millionen 
Franken als Verpflichtungskredite zur Verfügung zu stellen. 
Priorität bei dieser Baubotschaft haben ja kampfwertstei­
gernde Massnahmen. Hierfür sind rund 170 Millionen Franken 
vorgesehen. Herr Oester hat richtigerweise auf die hohe Dis­
suasionswirkung derartiger Anlagen aufmerksam gemacht. 
Es geht darum, im Ernstfall möglichst schnell bereit zu sein. Es 
geht auch darum, das Gelände so zu verstärken, dass man 
dieses auch zu seinem Verbündeten machen kann. Gerade 
das will man mit dem Ausbau dieser Sperren erreichen. 
Herr Brügger beantragt nun, hier 80 Millionen Franken einzu­
sparen, mit einer Begründung die eher für den Verzicht dieser 
Sperranlagen sprechen würde. Er geht offensichtlich nicht so 
weit. Er sagt, wir haben zuwenig Auskunft über diese Objekte. 
Einerseits trifft das natürlich zu. Das wird etwas lakonisch auf 
einer Seite abgehandelt. Wenn es um zivile Belange ginge, 
müsste das schon etwas weiter ausgeführt werden. Es geht 
aber hier wirklich um das Interesse der Geheimhaltung. Herr 
Brügger, wenn in Ihrem Dorf solche Sperren gebaut werden, 
heisst das natürlich noch nicht, dass all das, was in Ihrem Dorf 
vorgeht, im ganzen Kanton oder in der ganzen Schweiz oder 
gar in der Welt bekannt wird. Damit machen Sie Ihr Dorf und 
Ihren Fall zum Zentrum der Welt, und das ist nun einmal nicht 
so. Bauen kann auch das Militär nicht unter einer Glocke, wo 
man nicht sieht, was passiert, sondern auch das Militär muss 
diese Objekte natürlich mit den regulären Mitteln bauen. Man 
kann also nicht eine Zeltblache darüber legen und sagen, hier 
darf niemand zuschauen. Das kann uns nicht am Bauen hin­
dern, wir müssen in Kauf nehmen, dass diese Bauten der Oef­
fentlichkeit teilweise bekannt werden, aber es ist eben eine be­
schränkte Oeffentlichkeit, und man kann davon ausgehen, 
dass der, Standort dieser-Objekte jeweils nur einigen wenigen 
Leuten bekannt ist, unter anderem auch der Bevölkerung, die 
beim Standort wohnt. 
125 Millionen Franken werden für Logistikbauten aufgewen­
det. Auch das ist notwendig. Die Armee ist eine Grossorgani­
sation. Sie muss den Nachschub sicherstellen, und deshalb 
braucht es von Zeit zu Zeit- und hier besteht ein grosser Nach­
holbedarf - die Sanierung von Zeughäusern, die Neuerstel­
lung von militärischen Fahrzeugparks; insbesondere, wenn 
wir an die Rüstungsbeschaffung der letzten Jahre denken, in 

denen doch sehr viele Raupenfahrzeuge neu beschafft wor­
den sind. 
Für die Ausbildungsbauten werden letztlich rund 100 Millio­
nen Franken anbegehrt. Auch hier muss man aus der Tatsa­
che, dass wir eine Armee haben, den Schluss ziehen, dass 
diese Armee auch über Uebungsplätze verfügen muss. Dem 
Schweizer Soldaten wird die Verteidigungsfähigkeit nicht mit 
der Muttermilch eingegeben, sondern er hat - wie jeder an­
dere Soldat auf der Welt - diese Fähigkeit zu erlernen, und 
dazu braucht es Uebungsplätze, Waffenplätze und auch den 
Waffenplatz Gossau-Herisau, trotz den Ausführungen von 
Herrn Rechsteiner. 
Ich möchte im einzelnen nicht auf seine Ausführungen einge­
hen. Dafür hat es ortskundigere Leute in diesem Saal. Ich habe 
das Gelände auch nicht gesehen. Ich habe nur die Ausführun­
gen des Vorstehers des EMD und der Mitarbeiter der Verwal­
tung gehört. Sie haben mich überzeugt. Herr Rechsteiner hat 
es wiederum nicht geschafft, mich von seinen Argumenten'Zu 
überzeugen. Ich kann sein Votum nur unter das Motto stellen, 
das schon Hamlet ausgedrückt hat: «Ist es auch Wahnsinn, 
hat es doch Methode.» Herr Rechsteiner hat mindestens die 
Methodik seiner Ausführungen über lange Jahre beibehalten. 
Ich bin auch der Meinung, dass militärische Uebungsplätze 
nicht gegen die Umwelt zu erstellen sind, sondern dass die 
Verträglichkeit in jedem einzelnen Fall abzuklären ist und dass 
auch das Militär alles zu unterlassen hat, was diese Umwelt 
aus dem Gleichgewicht bringt. Aber Gewehrschüsse und 
selbst Handgranatendonner bringen diese Umwelt nicht aus 
dem Gleichgewicht. Deshalb glaube ich, dass bei der Güter­
abwägung zwischen der Möglichkeitfür den Wehrmann, üben 
zu können - und zum Ueben gehört auch der scharfe Schuss 
-, und dem dadurch entstehenden Lärm die Landesverteidi­
gung einen höheren Stellenwert hat als die meines Erachtens 
erträgliche Lärmbelästigung. 
Herr Ledergerber hat einen - mindestens auf den ersten Blick 
-sehr überzeugenden Gedanken entwickelt. Herrn Lederger­
ber ist sicher zuzustimmen, dass überall dort, wo komplexe 
Waffensysteme wie Flugzeuge oder Panzer zur Diskussion 
stehen, zum Simulator gegriffen werden muss, wie wir das bei­
spielsweise bei Elsaleo und bei allen Flugzeugtypen und -Si­
mulatoren gemacht haben, um die Lärmbelästigung mög­
lichst kleinzuhalten. Aber auch dort - ich habe schon einmal 
darauf hingewiesen, und es kann nicht genügend betont wer­
den - ist im Massstab 1 :1 zu üben. Es ist eines unserer gros­
sen Anliegen, dass die Armee das noch kann und es nicht im 
Ausland tun muss. Wenn die persönliche Waffe angesprochen 
werden muss, kann und soll man den Wehrmann nicht zwin­
gen, mit elektronischen Geräten zu üben. Es gibt vielleicht 
Ausnahmefälle; aber der Fall, den Herr Ledergerber anspricht, 
die Anlage Böle, ist ein untaugliches Objekt. 
Ich bitte Sie deshalb im Namen der CVP-Fraktion, auch diesen 
Antrag abzulehnen und der Botschaft zuzustimmen. 

Hess Otto: Die SVP-Fraktion empfiehlt Ihnen, auf das Baupro­
gramm 1989 einzutreten und dem Verpflichtungskredit von 
469,9 Millionen Franken für Bauten und Landerwerb zuzustim­
men. Das Schwergewicht im vorgelegten Bauprogramm bil­
den die Kampf- und Führungsbauten. Uns, Herr Brügger, 
scheint es richtig, dass die Priorität so gesetzt worden ist, da 
diese Investitionen zur Steigerung der Kampfkraft beitragen, 
die Anfangsleistung der Armee erhöhen und letztlich ...: und 
das scheint uns besonders wichtig - zu einem wesentlich bes, 
seren Schutz des Wehrmannes beitragen. 
Unter dem Titel «Bauten der Logistik» möchte ich nur die Posi­
tion 221 erwähnen: die Lagerhalle in der Gemeinde Müllheim. 
Mit dem Neubau dieser Lagerhalle unter dem neu zu erstellen­
den Teilstück der N 7 hat man eine Bauvariante gewählt, die 
als äusserst landsparend und dazu noch kostengünstig beur­
teilt werden kann. Es ist zu hoffen, dass dieses Baumodell eine 
positive Auswirkung auf künftig notwendige Bauten hat und in 
vermehrtem Mass Nachahmung findet. 
Fast 100 Millionen Franken sind für Bauten für die Ausbildung 
vorgesehen. Die SVP-Fraktion befürwortet, dass der Ausbil­
dung unserer Truppen grösste Beachtung geschenkt wird. 
Neue Waffensysteme, neue Erkenntnisse in der modernen 
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Kriegsführung zwingen dazu, unsere Ausbildung auf dieses 
, veränderte Umfeld auszurichten. Wir wollen in der zur Verfü­

gung stehenden Ausbildungszeit einen möglichst hohen 
! Ausbildungsstand erreicheo. Dies gelingt nur, wenn auf unse­

ren Ausbildungsplätzen eine entsprechende Infrastruktur 
vorhanden ist. Fehlt diese, kann die Schulung der Soldaten 
nicht· mehr mit der nötigen Effizienz durchgeführt werden. 
Schliesslich sind wir alle daran interessiert, dass auf unseren 
Uebungsplätzen der Kampf mit den verschiedenen Waffen 
unter bestmöglicher Sicherheit geübt werden kann. 
Auf der Fahne sehen Sie zwei Minderheitsanträge zu Objekt-
246, zur Sanierung des Waffenplatzes Herisau, und zu Objekt-
248i Schiessanlage Böte. Ich bitte Sie im Namen der SVP­
Fraktion, diese Minderheitsanträge abzulehnen. Zum Antrag 
Stappung ist zu sagen, dass nach Zusicherung des EMD 
die UVP berücksichtigt wird und die Lärmpegelwerte mit dem 
Buwal erarbeitet werden. Sie wollen doch, Herr Stappung, 
nicht Im Ernst noch mehr UVP verlangen! 
Es ist Z!Nal" verständlich, dass die Anwohner an einem Aus­
bau des Waffenplatzes keine Freude haben. Die entschei­
dende Frage ist einfach, ob ein Ausbau zumutbar ist oder 
nicht. Die Region St. Gallen verfügt noch über andere wunder­
schöne Erholungsgebiete. Jemand muss letztlich die Immis­
sionen tragen, die mit der Ausbildung und Aufrechterhaltung 
unserer Armee entstehen. Im vorliegenden Fall meine ich, ist 
der geplante Ausbau absolut verantwortbar. Er ist übrigens 
mit den betroffenen Gemeiden abgesprochen worden. Sie 
stehen hinter dem Ausbau dieses Ausbildungsplatzes. 
Im Minderheitsantrag II wird ein neues Konzept der Schiessan­
lagen unter Einbezug von Simulatoren gefordert. Die SVP 
befürwortet den Einsatz von Simulatoren dort, wo sie sinn­
voll, technisch ausgereift und möglich sind. Der Simulator 
kommt bis heute vor allem bei den grosskalibrigen Waffen 
zur Anwendung. Er hat sich bewährt, ist.kostensparend und 
entlastet die Umwelt. Ich kann mir aber schwer vorstellen, 
dass ein Simulator für die· Handhabung der persönlichen 
Waffe sinnvoll eingesetzt werden kann, ganz abgesehen da­
von, dass zurzeit nirgends ein brauchbares System für den 
militärischen .Einsatz der in Frage stehenden Waffen zur Verfü­
,gung steht. Es wäre · absolut unrealistisch, zum heutigen 
Zeitpunkt einen Simulator für die Schulung der persönlichen 
Waffen zu fordern, da er nicht verfügbar ist. Das will nicht 
heissen, dass der Einsatz eines Simulators auch auf diesem 
Gebiet nicht weiter geprüft werden soll. 
Gestatten Sie mir einige Worte zur Resolution gegen den 
Ausbau des Waffenplatzes Breitfeld, die uns Parlamentariern 

- verteilt worden ist. Es handelt sich nicht - wie behauptet wird 
- um einen neuen Waffenplatz, der geschickt getarnt auf-
gebaut wird, sondern um einen Ersatz. der 1980 aufgegebe­
nen Kaserne Kreuzbleiehe St. Gallen mit dem Schiessplatz 
Sittertobel. Die Konzeption dieses Waffenplatzes wurde über 
Jahre offen diskutiert und in Zusammenarbeit mit den Behör­
den von St. Gallen und den betroffenen Gemeinden erarbei­
tet. Es liegen Verträge vor, die auch das HG-Werfen und das 
Schiessen zeitlich limitieren. Es wird auf diesem Waffenplatz 
künftig nicht mehr Munition verschossen. Der Ausbau dient 
vor allem der besseren Effizienz in der Ausbildung, der bes­
sern Sicherheit und der geringeren Lärmbelastung. Die Stadt 
St. Gallen wird durch die Aufgabe des Schiessplatzes Sitterto­
bel vom lärm sogar entlastet werden. 
Die Anlagen wurden in enger Zusammenarbeit mit den Natur­
schutzorganisationen konzipiert. Von der Zerstörung von 40 
Hektaren Kulturland kann keine Rede sein. Teile des intensiv 
bewirtschafteten Landes werden gar der extensiven Nutzung 
zugeführt. Ziel muss doch sein, dass mit dem dringend not­
wendigen Ausbau des Waffenplatzes die Anliegen des Natur­
schutzes mitberücksichtigt werden, damit der Region am 
Wochenende und in der Zeit der Nichtbelegung ein Erho­
lungsgebiet zur Verfügung steht, das der Bevölkerung auch 
tatsächlich zugänglich ist, was bei einer intensiven landwirt­
schaftlichen Nutzung nicht im gleichen Umfang der Fall wäre. 
Dass das EMD bereit und in der Lage ist, solches zu tun, 
dafür haben wir ein Beispiel. Mit der Verlegung der Kaserne 
Zürich ins Reppischtal hat man eine Lösung gefunden, die 
allgemein akzeptiert wird, so dass dieses Gebiet übers Wo-

chenende zu einem gerne besuchten Naherholungs 
geworden ist. 
Zum Antrag Rechsteiner. Er verlangt die Streichung des 
tes, der für den Ausbau des Waffenplatzes Breitfeld-Ne 
notwendig ist. Zum Teil führt er die gleichen Argumente an 
Sie sie in diesem Flugblatt finden. Ich möchte auf diese ' 
mente nicht eintreten, aber folgendes festhalten: 
Das heutige Provisorium mit den Unterkünften in Urnäscti · 
Bronschhofen darf kein Daueriustand werden. Die u 
künfte entsprechen knapp dem Minimum dessen, was 
von einer Truppenunterkunft verlangt werden muss. Vor 
müssen durch die Bewältigung der grossen Distanzen zu 
Ausbildungsplatz grosse Leerzeiten, Verlustzeiten in Kaut 
nommen werden. Dass die Strassen durch diesen zusätzr 
notwendigen Transport belastet werden, sei nur am Rande er 
wähnt. Gute, zeitgemässe Truppenunterkünfte helfen mit, die 
Moral der Truppe zu heben. Ein Thema, dem grosse Aufmerk 
samkeit geschenkt werden muss. Und von Landhunger, 
Rechsteiner, kann nicht die Rede sein. Die Bauten kom 
auf Land zu stehen, das schon längstens im Besitz des Bu 
des ist. Aber eines haben Sie übersehen: In diesem Kredit ist 
auch die Sanierung der sechs Bauernbetriebe eingeschlos­
sen, die das bundeseigene Land im Pachtverhältnis bewirt­
schaften. Die Sanierung der Bauerngüter ist nicht allein wegen 
dem Ausbau des Waffenplatzes notwendig, sondern vor allem, 
auch wegen den Tterschutzvorschriften, die Sie ja sicherlich . 
unterstützen, aber auch wegen den Gewässerschutzvorschrif­
ten, dem fehlenden Stapelvolumen für Hofdünger und den 
maximal zulässigen drei Düngergrossvieheinheiten pro Hekt- · 
are. Ich meine, dass der Bund bei seinen eigenen Liegen- . 
schatten mit gutem Beispiel vorangehen und die Gebäude, , 
Stallungen und Hofdüngeranlagen so konzipieren soll, dass 
sie den gesetzlichen Vorschriften entsprechen. Mit der Strei­
chung dieses Kredites verunmöglichen Sie nicht nur den Aus- · 
bau des Waffenplatzes, sondern auch eine zeitgemässe, ge­
setzlich zwingende Sanierung dieser Pachtgüter. 
Herr Schmid hat sich tatsächlich geirrt, und zwar um das Zehn­
fache. In Breitfeld sind - wie er ja in der Zwischenzeit selber 
festgestellt hat - nur 22 Parkplätze vorgesehen. Es scheint mir 
aber vernünftig, dass im Breitfeld auch in dieser Hinsicht eine 
vernünftige Infrastruktur bereitgestellt wird, damit vor allem 
auch bei den vielen zivilen Veranstaltungen die Privatfahr­
zeuge geordnet parkiert werden können. 
In der neu zu erstellenden Kaserne Neuchlen, die Sie ange­
sprochen haben, ist der Parkplatz so angelegt, dass er einem 
Drittel der Kasernenkapazität entspricht Wir können unseren 
Rekruten nicht vorschreiben, mit welchem Transportmittel sie 
einrücken. Wir können sie höchstens in empfehlendem Sinne 
zur Benützung der öffentlichen Verkehrsmittel animieren. 
Dass die privaten Fahrzeuge ordnungsgemäss parkiert wer­
den können, dafür sind die notwendigen Vorkehren zu treffen. 
Im Namen der SVP bitte ich Sie, die Minderheitsanträge Stap­
pung und Ledergerber sowie die Streichungsanträge Brüg­
ger, Rechsteiner und Schmid abzulehnen und der Kommis-
sion zuzustimmen. · 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est inte.rrompu · 

Schluss der Sitzung um 13.00 Uhr 
La seance estlevee a 13 h 00 
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Fortsetzung-Suite 

Frau Eppenberger Susi: Ich spreche zum Rückweisungsan­
trag Stappung und zum Streichungsantrag Rechsteiner: Waf­
fenplatz Herisau-Gossau. 
Wir sind ja leider langsam daran gewohnt, dass Exponenten 
der SP, die sich zwar immer noch zu den staatstragenden Kräf­
ten in unserem land zählt, bei jeder Gelegenheit das grosse 
Halali gegen unsere Armee blasen. Ich wäre mir auch zu 
schade, hier zu sprechen, wenn ich nicht mehr als 20 Jahre 
neben diesem Waffenplatz gewohnt hätte. Ich habe als Orts­
ansässige so quasi Insiderwissen. 
Ich muss auch noch meine Verbindungen offenlegen. Ich bin 
nicht im Militär. Ich bin aber Tochter eines Soldaten, Ehefrau 
eines Soldaten und Mutter zweier Soldaten. Ich habe also ein 
Interesse, dass diese Soldaten richtig ausgebildet werden 
können. , 
Ich finde es als Ortskundige irreführend, wenn eine kleine 
Gruppe der SP Bruggen-Winkeln in einem Schreiben an die· 
Militärkommission den Umweltschutz wieder ins Feld führt 
und den Verfust des letzten Naherholungsraums von St Gal­
len beklagt; denn ausgerechnet St Gallen-Bruggen und 
St. Gallen~Winkeln haben im Rücken nicht nur das schönste 

· Naturreservat Gübsensee, sondern dahinter noch die Tobel 
und grünen Hügel des Appenzellerfandes; Dass das Vorge­
lände nicht noch mehr durch Autobahn und Industrie und Sän­
tispark aufgefressen worden ist, verdanken wir ausgerechnet 
dem Waffenplatz. Dieser Ist seit vielen Jahren im Besitz des 
Bundes,und der Oeffentlichkeit zugänglich. Er soll nun sogar 
nochmals für Reiter, «Hündeler .. , Sportler und Spaziergänger 
erweitert werden. · 
Wenn erwähnt wird, dass es dort seltene Vogelarten, Schmet­
terlinge,-- Amphibientümpel und Blumenwiesen habe, dann 
eben gerade deshalb, weil wegen dem Waffenplatz keine ln­
tensMandwirtschaft mehr betrieben werden kann. Deshalb 
haben sich in den Verhandlungen auch d_ie Leute vom Natur­
SChutz zufrieden erklärt. 
Vom Umweltschutz her unbefriedigend ist der heutige Zu­
stand. Wenn z. B. täglich sechs Lastwagen sechsmal über 
rnehr als 100 km die Soldaten von ihren Unterkünften Urnäsch 
Und Bronschhofen zu den Uebungs- und Schiessplätzen im 
Breitfeld fahren müssen, ist das unnötige Umweltverschmut­
zung, abgesehen von der Schikane gegenüber den Leuten 
Und dem Verlust von wertvoller Ausbildungszeit. 
Die St. Galler Bevölkerung, und die Appenzeller und Thur-

116-N 

gauer übrigens auch, wartet auf die Verbesserungen, auf die 
neue Kaserne und den erweiterten Waffenplatz. Diese Verbes­
serungen sind übrigens sehr sorgfältig und unter Wahrung der 
demokratischen Spielregeln - manchmal sind auch Fetzen 
geflogen - mit den Gemeinden und mit der Bevölkerung dis­
kutiert und ausgehandelt worden. Von diesen demokrati­
schen Spielregeln, Herr Rechsteiner, halten Sie offenbar nicht 
viel, wenn Sie jetzt wie die alte Fasnacht im nachhinein einen 
Schuss aus dem Hinterhalt provozieren und die Umweltver­
träglichkeit wieder ins Feld führen, nachdem sich schon Herr 
Stappung in der Kommission eines Besseren hat belehren fas­
sen müssen. 
Es gibt natürlich neben der ökologischen auch eine politische · 
und erst noch eine persönliche Umweltverträglichkeit. So ge­
sehen, Herr Aechsteiner, sind Sie ein besonders spezieller 
Umweltverträglichkeitsspezialist, wenigstens bis zum 26. No­
vember. Dabei ist zu beachten, dass bei dieser Umweltverträg­
lichkeitsprüfung Emission und Immission leicht ausgetauscht 
werden können. Zwischen beiden zu wählen, machen Sie uns 
mitunter nicht einfach. Im Jahr der Armeeabschaffungs­
Abstimmung ist Ihnen natürlich jede Gelegenheit recht, Ihr 
Süpplein am Kochen zu halten und unserer Armee eins auszu­
wischen. 

-Ich bitte Sie, diese beiden Anträge abzulehnen. 

Ruckstuhl: Ich war eigentlich der Meinung, dass dieser Waf­
fenplatz kein allzu grosses Thema mehr darstellen sollte, nach 
all den Abklärungen, die getroffen worden sind, und den Vor­
arbeiten, die zu dieser Botschaft geführt haben. Trotzdem wer- . 
den einzelne nicht ruhen, mit Leserbriefen auf die Leute einzu­
hacken, dass man Farbe bekennen und sich von diesem Pro­
jekt distanzieren solle. 
Ich lehne die Anträge Stappung und Aechsteiner mit aller Ent­
schiedenheit ab; Die Argumente, die hier aufgeführt worden 
sind, sind nicht stichhaltig und können auch von den Vortra­
genden dieser Argumente kaum ergänzend begründet wer-
den. · 
Es ist uns klar, dass -wie bei allen grössereri Bauvorhaben -
hier aufmerksame Beobachter am Werk sind und dass Kritik 
und Gegnerschaft wachsen, insbesondere dann, wenn Immis­
sionen in Kauf genommen werden müssen und wenn die Ei­
gentumsfreiheit tangiert wird. Interessenvertretung ist in die-

. sem Sinne legitim. Ich trage mich aber, ob diese nicht offener 
dargelegt werden sollte von Leuten wie Herrn Rechsteiner, der 
sich offensichtlich darauf spezialisiert hat, in diesem Gebiete 
Unzufriedene zu schaffen; Ich weiss nicht, wieweit das mit sei­
ner beruflichen Tätigkeit zusammenhängt; denn diese Interes­
senvertreter suchen ja auch Rechtsvertreter, und das könnte 
dann doch eine eigentümliche Mischung darstellen, 
Ich habe gesagt, die Argumente seien nicht stichhaltig. 8ner­
seits kenne ich persönlich die Verhältnisse in der Kaserne und 
auf dem Mobilmachungsplatz Wil. Ich habe sehr viel Kontakt 
mit jungen Leuten, die die Aekrutenschulen in diesen Gegen­
den absolvieren, mit Eltern, die gar keine Freude haben, dass 
ihre Söhne einen langen Weg zu Ausweichkasernen, wie z. B. __ 
Liestal oder Aarau, in Kauf nehmen müssen. Ich sehe die 
Transporte von Bronschhofen nach St Gallen, die täglich 
durchgeführt werden müssen, die Platzverhältriisse in 
Bronschhofen, insbesondere wenn andere Truppen hier sind. 
Wenn Herr Aechsteiner dieses Problem genau angeschaut 
hat, dann weiss er auch, dass Bronschhofen nicht gebaut wor­
den ist als Ersatz für die Kaserne St. Gallen, sondern für ganz 
andere Zwecke, und dass diese Bedürfnisse heute noch be­
stehen, zumindest bis zum 26. November. Man kann deshalb 

· nicht davon sprechen, dass es hier einen neuen Waffenplatz 
gibt, sondern es geht ganz klar darum, die Kaserne St Gallen 
zu ersetzen. , · 
Was die Belange von Natur- und Heimatschutz betrifft, haben 
wir ja die Stellungnahmen gehört. Auch Frau Eppenberger hat 
darauf hingewiesen. Wir haben aber auch ein deutliches Bei­
spiel in dieser Gegend, wie sie aussehen würde, wenn das Mi­
litär nicht präsent wäre: Sehen Sie einmal auf die andere Tal­
seite. Wie sieht es dort aus? Industriequartiere, fast die ganze 
Gegend der Autobahn entlang zwischen Gossau und St. Gal­
len ist bereits überbaut. Man kann wohl davon ausgehen: 
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Wenn der Waffenplatz nicht gebaut würde und dieses Gebiet 
in dieser Art und Weise genutzt würde, dann sähe es bald ähn­
lich aus. Das·istwohl der Grund, weshalb sich die Umweltorga­
nisationen nicht gegen diesen Waffenplatz wehren. 
Wir sehen auch, dass die Zahlen, die diese Woche veröffent-

; Ucht worden sind - unter Beistand von Herrn Rechsteiner auf 
' dem Bundesplatz und in diesem Haus -, in keiner Art und 

Weise stimmen. Wir wissen, dass auf dem Gebiet Breitfeld - in 
dieser Botschaft enthalten - ebenfalls der Bau von fünf Bau-

1 ernhöfen geplant ist, dass also dieses Gebiet wieder landwirt- . 
schaftlich genutzt wird. Wir sehen, dass dfe Zahl von 40 Hekt-

. aren überbautem Boden in keiner Weise stimmen kann. Dem 
·, Grossen Rat vom Kanton St Gallen ist erklärt worden, es 

handle sich um etwa 10 Hektaren, aber nicht um 40 Hektaren,. 
wie behauptet. 400 Parkplätze-die sind offenbar auch in Ihren 
Köpfen - sind real auf die projektierten 22 zusammenge­
schrumpft. Wir sehen also, man muss nicht allen Argumenten 
nachgehen, aber diejenigen, die gut überprüfbar sind, sind 
eindeutig widerlegbar. 
Ich bitte Sie deshalb, und ich bitte auch das Militärdeparte­
ment, die Auflagen ganz klar einzuhalten, die in diesem Zu­
sammenhang gemacht worden sind, damit auch die umlie­
gende Bevölkerung und die Landwirte damit rechnen können, 
dass ihre Anliegen berücksichtigt werden. Ich bitte Sie ander­
seits aber, die beiden Anträge abzulehnen. 

Zwingli: Es scheint heute ein St.-GallerTag zu werden. Natio­
nalrat Rechsteiner bläst zum Sturm auf das Projekt Ausbau 

. und Sanierung des Waffenplatzes Herisau-Gossau. Das ist 
sein gutes Recht Offen gestanden, ich wäre richtig erstaunt 
gewesen, wenn dieser Streichungsantrag nicht erhoben wor­
den wäre. Was er allerdings zur Begründung anführt, spottet 
jeder Sachlichkeit. Da wird behauptet, es entstehe ein neuer 
Waffenplatz. Generationen von Rekruten erhielten auf dem 
Breitfeld und dem angrenzenden Gblände ihre militärische 
Ausbildung. Herr Rechsteinerweiss natürlich genau. dass die 
Kaserne St Gallen samt dem umliegenden Exerziergelände 
1980 dem Nationalstrassenbau weichen musste. Auch der 
Schiessplatz Sittertobel musste ersetzt werden. Anstelle der 
damaligen Anlagen soll nun im Gebiet Neuchlen-Anschwilen 
Ersatz beschafft werden. Das benötigte Gelände befindet sich 
im Besitz der Eidgenossenschaft Seit Jahren wird in Zusam­
menarbeit mit den beteiligten fünf Gemeinden und den Fach­
leuten von Natur- und Umweltschutz geplant Frau Eppen­
berger hat darauf hingewiesen, in welchem Einvernehmen die 
Gemeinden mit dem EMD zusammenarbeiten. Der Gemein­
deammann der hauptsächlich beteiligten Gemeinde Gossau 
erklärte mir, dass die Gemeinde mit gutem Gewissen zu die­
sem Waffenplatzvertrag stehen könne. 
Das Breitfeld ist schon immer, trotz der militärischen Verwen­
dung, an Wochenenden für zivile Anlässe benutzt worden. Ich 
erwähne Pferdesportanlässe; Modellflugwettbewerbe, ·An­
lässe der Hundesportler usw. Grosse Teile dieses Geländes 
werden jeweils während der Olma als Parkplatz beansprucht 
Im Waffenplatzgebiet sind neu drei Naturschutzgebiete aus­
geschieden worden. Von den bisherigen sechs Bauernbetrie­
ben werden fünf mit neuen·oder renovierten Gebäuden weiter­
hin von den Pächtern bewirtschaftet werden können. Das Ge­
biet wird als Naherholungsgebiet nach den Wünschen des 
Natur- und Heimatschutzes erschlossen. Durch die geplanten 
Schiessanlagen besteht zudem die Möglichkeit, dass Schüt­
zenvereine der umliegenden Ortschaften inskünftig diese An­
lagen benützen können und dadurch der Schiesslärm in Dorf- ·· 
nähe reduziert werden kann. Es wird schlussendlich behaup­
tet, dass Militär sei nicht bereit, die in der UVP geforderten 
Massnahmen zu erfüllen. Das Militärweiss sehr wohl, dass ein 
Jutes Einvernehmen mit Behörden und Bevölkerung der Urn­
qebung angestrebt werden muss. Das Militär wird dieses gute 
Einvernehmen nicht mutwillig aufs Spiel setzen. Alle diese Vor­
aussetzungen überzeugen mich davon, dass nicht sachliche, 
sondern politische Gründe Anlass für den Streichungsantrag 
von Herrn Rechsteiner waren. Es war doch zu verlockend, 
.auch in der Ostschweiz so .ein Feuerchen anzuzünden, um 
darauf so ein besonderes Süppchen kochen und warm halten 
.zu können. · 

Ich bitte Sie aus all diesen Gründen, den Streichungsantrag 
Rechsteiner abzulehnen. · 

M. Jeanneret: Je crois qu'il taut varier et. apres les attaques 
contre M. Rechsteiner, j'airnerais moi-rnerne m'occuper de M. 
Ledergerber et de I' objet 248 qu'il propose de refuser et dont le 
texte exact est: «II y a lieu d'elaborer un nouveau concept des 
installations de tir en tenant compte des simulateurs electroni­
ques». 
Je vous invite tres ferrnement ä rejeter la proposition Lederger­
ber qui est particulierement mal venue. Je me permets de dire, 
ayant ete pendant douze ans le patron de Colombier comme 
ancien chef d'un departernent cantonal, que s'il y a deux ins­
tallations en Suisse qui sont des stands de tir de qualite, ce 
sont bien ceux de Böte et de Colombier. 
M. Ledergerber veut proposer un nouveau concept: c'est son 
droit le plus strict Je n'en parlerai pas ici car il appartient au 
chef du Departement militaire federal de se prononcer. Je 
pense qu'une etude generale ·ctoit etre· entreprise dans la­
quelle un certain nombre de reserves sont ä faire. Mais, les 
stands de Böle et de Colombier nedoivent pas etrevictimesde 
cette etude. On ne peut pas refuser ces places d'armes parce 
· que, comme le precise tres clairement le message, elles doi­
vent etre terminees apres les differents investissements de la 
Confederation et du canton de Neuchätel ä Colombier. 
M. Ledergerber nous dit qu'il veut donnernn signal ä M. Villi­
ger. Je suis d'avis que ce dernier n'en a pas besoin mais que, 
s'il y a lieu de le faire, une fois encore, ce n'est pas Colombier 
qui doit etre la premiere victirne. M. Ledergerbers' en prend au 
Departement militaire federal; or, les stands de tir concernent 
des centaines et des milliers de tireurs individuels, militaires et 
sportifs. En l'occurrence, le stand de Colombier a !'immense 
avantage d'eviter la proliferation d'autres stands locaux et de 
concentrer un bon nombre de tirs precisement dans son 
perimetre. 
Le stand de tir de Colombier donne lieu depuis des annees a 
des conversations, ä des discussions et ä une collaboration 
etroite entre les communes concernees pour ameliorer ie 
bruit. En outre, c'est un stand ou 1a foret s'harmonise remar­
quablement avec les tranchees de tir. II est reconnu - il ra ete 
aussi par la commission -comme un des meilleurs stands de 
tir de Suisse. 
Monsieur Ledergerber, ·votre proposition me fait penser au 
probleme concemant la circulation routiere dont on a debattu 
il y a une semaine. A mon avis, c'est lä la proposition abstraite · 
d'un socio-ecologiste zurichois qui, une fois de plus, perd de 
vue 1a realite des petites communes de Suisse romande qui 
vous dernandent de les laisser continuer ä travailler librement, 
et de ne pas leur refuserde nouveaux creditsad hoc. 

Weber-Schwyz: Ich äussere mich aus grundsätzlicher Sicht 
.und.befürworte selbstverständlich die Kredite des vorliegen­
den Bundesbeschlusses. Vor allem unterstütze ich jene Vor­
haben, welche vorgesehen sind für Kampf- und Führungs­
bauten, Ausbildungsanlagen, Rüstungsbetriebe und Kriegs~ 
materialverwaltung. Die eingesetzten Mittel werden einer bes­
seren Logistik, der Rationalisierung und der Sicherheit des 
Personals dienen. · 
Kritische Anmerkungen will ich hingegen zu einer bestimmten. 
Tendenz anbringen, die sich seit gut 20 Jahren abzeichnet, 
nämlich die zunehmende Konzentration von EMD-Anlagen im 
goldgrünen Dreieck Bem/Thun/Spiez. Diese Rationalisie­
rungsinvestitionen und Neubauten waren vielfach mit einem 
Abbau von Arbeitsplätzen verbunden, so auch in der Zentral­
schweiz. Damit gelange ich zu meiner Hauptfeststellung. Das 
Anstreben von besseren logistischen Abläufen und Rationali­
sierungsmassnahmen ist zwingend und sinnvoll. Aber dies 
bedeutet noch lange nicht, dass diese Zielsetzungen nur im 
goldenen Dreieck erreicht werden können. Ich nenne Bei­
spiele. Armeeverpflegungsmagazine: Die notwendige zen­
trale Auslieferung für Armeeverpflegung wurde in Brenzikofen 
bei Thun realisiert. Die Bahnwagen werden um 27 Ecken her­
urnmanövriert, bis sie endlich eine Hauptachse der SBB errei­
chen. Selbst der Standort Zentralschweiz, ja sogar Egerkin­
gen, wäre strategisch nicht schlechter gewesen. AC-Ausbil-
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dungszentrum: Dieses wurde ohne zwingenden Grund in der 
schönen Touristikregion Spiez verwirklicht. Solche EMD­
Betriebe könnten überall im Schweizerland - im Appenzeller­
land wie auch in Graubünden - plaziert werden. Lagerhalle für 
Munition: In Kehrsatz und Seewen (Schwyz) stehen baufällige 
Mag~ne, die zu ersetzen sind. Die Munition für das ausser­
dienstliche Schiesswesen: Spreng- und Zündmittel müssen 
be~r gelagert werden, das ist selbstverständlich, ebenso· 
sind peue Verpackungseinrichtungen dringend. Warum aber 
ausgerechnet an einem neuen Standort wie Uttigen? Diese 
Anmerkungen sind kein Vorwurf an den heutigen Vorsteher 
des EMD oder seine Vorgänger. Der zu häufige Führungs­
wechsel in Departement und Kommandostellen stärkt aber 
immer die mittlere Verwaltungsstruktur. 
Die Landerwerbsverhandlungen führen oft zu voreiligen Ver­
sprechungen bei den so nahestehenden Gemeinden. Stimmt 
es, dass in Gwatt bei Thun bereits wieder ein neuer KMV­
Betrieb in Planung ist? Herr Bundesrat, ich bitte Sie, diesen 
ungesunden Konzentrationsströmungen Ihre ·kritische Auf­
merksamkeit zu schenken. Es scheint nämlich fast widersin­
nig,. zuerst zulasten von Landesregionen zu rationalisieren, 
um dann überein neues Koberio-Programm die Bergregionen 
wieder zu unterstützen. 

Loretan: Ich spreche ebenfalls zu den Minderheitsanträgen 
Ledergerber, zu den Objekten 246 und 248. 
Herr Ledergerber hat am Dienstag bei der Begründung seiner 
beiden Anträge zu einem Rundschlag gegen das Schiessen in 
300-Meter-ständen ausgeholt. Herr Ledergerber, da haben 
Sie keine «Mouche» geschossen. Sie sehen: Ich bin Schütze, 
und damit ist meine «Interessenbindung» offengelegt, wenn 
es überhaupt eine ist. · 
Die Ausführungen des Kollegen Ledergerber dürfen aus der 
Sicht des ausserdienstlichen Schiesswesens nicht unwider­
sprochen bleiben. Er hat in Kenntnis der Stellungnahme des 
Bundesrates auf seine Motion vom 16. März 1988 die in der 
Motionsbegründung aufgestellten Behauptungen in dersel­
ben süffisanten Art erneut aufgetischt. Wenn Herr Ledergerber 
zum Beispiel behauptet, dass von <len etwa 3000 Schiessan­
lagen in der Schweiz rund 20 Prozent die Alarmwerte und ein 
weiterer Drittel die Immissionsgrenzwerte überschreiten, so 
lässt sich dies nicht beweisen. Der Bundesrat macht denn 
auch klar, dass die Auswirkungen der Lärmschutzverordnung 
auf das ausserdienstliche Schiesswesen heute noch nicht 
restlos beµrteilt werden können. Gesamtschweizerisch lägen 
noch keine genauen Ergebnisse der Abklärungen in den Kan­
tonen vor. Der Bundesrat schätzt, dass bei rund 25 bis 30 Pro­
zent der Anlagen die Alarm- bzw. Immissionsgrenzwerte für 
einzelne Wohngebäude überschritten werden könnten. Jeder 
einzelne Schiessstand muss gesondert untersucht werden. 
Die Schiessvereine und Gemeinden bestehen darauf,· dass 
vor der Bereitstellung von Ersatz, das heisst einer den gesetz­
lichen Vorschriften genügenden Anlage, kein Schiessstand 
aufgehoben werden darf. . 
Was. Herr Ledergerber am Dienstag gesagt hat, ist ebenso 
übertrieben wie etwa die Meinung, die Schützen hätten sich 
nicht an~ Umweltschutzgesetz zu halten. Die Sch~n ha­
ben ein gewisses Verständnis dafür, dass Schiesslärm nicht in 
jedennanns Ohren wie Musik klingen mag. Sie erwarten in­
dessen, dass das öffentliche Interesse, welches das ausser­
dienstliche Schiesswesen beanspruchen darf, berücksichtigt 
wird. So ist es im Bundesgesetz Ober die Militärorganisation 
verankert, wo den Gemeinden die Errichtung von Schiessan-
lagen zur Pflicht gemacht wird. · 
Auch das Umweltschutzgesetz geht im übrigen von diesem öf­
fentlichen Interesse aus. So hat das Verwaltungsgericht des 
Kantons Aargau festgestellt, dass das Umweltschutzgesetz 
nicht den Sinn haben kann, das Schiesswesen ausser Dienst 
lahmzulegen. Gemeinden und Schiessvereine sind aber nicht 

· untätig geblieben. Elektronische Trefferanzeigeanlagen füh­
ren zu einer sehr wesentlichen Verkürzung der Schiesszeiten. 
Die Schützen sollen meiner Meinung nach an Sonntagen -
und das gilt je länger, je mehr - keine Uebungen mehr abhal­
ten. Zahlreiche Gemeinden haben den Schiesslärm mit tech­
nischen und baulichen Massnahmen erfolgreich reduziert. 

Noch ein Wort zu den Simulatoren, wie sie Herr Ledergerber 
für das 300-Meter-Schiessen mit Sturmgewehren seit einiger 
Zeit eifrig propagiert. Verschiedene Kollegen haben bereits 
darauf aufmerksam gemacht: Die Ausbildung an der persön­
lichen Waffe des Wehrmannes kann - im Gegensatz zur 
Ausbildung an den grosskalibrigen Kollektivwaffen mit ihrer 
teuren Munition - nicht für Zehntausende, ja Hunderttau­
sende am Simulator betrieben werden.· Es sollen nicht nur 
das Zielen und Treffen, sondern auch die Waffenhandhabung 
geschult werden. Das Simulieren von Schiessen in geschlos­
senen Räumen und auf kurze Distanzen kann das Schiessen 
mit der· persönlichen Waffe im Gelände nicht ersetzen. 
Schiessübungen mit Sturmgewehren müssen im freien statt-
finden. · . · 
Der Schiesslärrn soll und kann reduziert werden, aber nicht 
auf diesem untauglichen und dazu noch sehr teuren Weg, 
wie ihn Herr Ledergerber empfiehlt. Ich beantrage Ihnen, die 
Minderheitsanträge Ledergerber abzulehnen. 

Rechsteiner: Wir haben eine in mehrfacher Hinsicht erstaun­
liche Debatte hinter uns. Die Fraktionssprecher der grünen 
und der Landesring/EVP-Fraktion haben sich für einen Waf­

. fenplatz in einer bisher unberührten Landschaft eingesetzt, so 
dass man - zumindest hier - den Bndruck erhält, es handle 
sich für einmal nicht um grüne, sondern um feldgrüne Politik. 
Offenbar ist Rot wieder einmal das schönste Grün. 
Erstaunlich ist auch die Haltung der Landwirte in diesem Rat. 
Herr Ruckstuhl, aber auch Herr Hess, Sie haben so getan, als 
ob die militärische Nutzung dieser weitgehend unberührten 
Landschaft die beste Garantie für ihre Erhaltung sei. Herr Hess 
konnte hingehen und behaupten, es gehe kein Kulturland ver­
loren. Wenn auf diesem Gebiet ein Waffenplatz entsteht, dann 
geht Kulturland verloren, und die Auswirkungen werden sicht­
bar sein. Sie werden spürbar sein in dieser wertvollen Land­
schaft. 
Wenn man der Logik der Herren Hess und Ruckstuhl folgen 
würde, müsste die Schweiz für 1991 nicht einen neuen Natio­
nalpark, sondern einen neuen Waffenplatz ins Auge fassen: 
Die bisher unberührten, wertvollen Landschaften müssten mit 
Waffenplätzen überzogen werden. Das kann ja wohl nicht Ihr 
Ernst sein. Es ist klar, dass jeder neue Waffenplatz eine Beein­
trächtigung der Umwelt bedeutet. Die Berggebiete haben das 
erfahren, aber auch die Ostschweiz. Bemhardzell, Schwell­
brunn und Umäsch zeigen deutlich, dass mit jedem Waffen­
oder Schiessplatz eine ganz erhebliche Beeinträchtigung d.er 
Natur verbunden ist und dass·auch auf die Bevölkerung ge­

. waltige Immissionen zukommen. · 
Die Vertreter der Ostschweiz haben offenbar nicht zur Kennt-' . · 
nis genommen, was in Rothenthurm passiert ist Rothenthurm 
ist von der Bevölkerung nicht mehr gewünscht worden, auch 
vom Kanton St. Gallen nicht, und ich bin überzeugt, die Bevöl-
. kerung. würde im Falle Neuchlen-Anschwilen, im Falle dieser 
weitgehend unberührten Hochebene, genau gleich entschei­
den wie bei Rothenthurm. Wenn Demokratie oder die Mitwir­
kung. der Gemeinden angesprochen ist, muss man zu Frau 
Eppenberger präzisieren. Die Bevölkerung hatte aber zu. die­
sem neµen Waffenplatz nie etwas zu sagen. Die Bevölkerung 
hätte mitsprechen können, wenn in dieser Hochebene ein 
Schulhaus oder beispielsweise eine. Zivilschutzanlage gebaut 
worden wäre. Wenn nun eine viel grössere Beeinträchtigung 
dieses Gebiets durch den Waffenplatz herbeigeführt wird, 
dann hat das Volk dazu nichts zu sagen. Einzig die Gemeinde­
behörden hatten etwas dazu zu sagen, die bürgerlich domi-
. nierten Gemeindebehörden, für die EMD-Bedürfnisse ein aus­
gewiesenes Faktum sind, das nicht hinterfragt wird. 
Es ist in der ganzen Debatte nie vom Bedarf die Rede gewe­
sen. Das Umweltschutzgesetz verlangt in Artikel 9 eine Be­
darfsprüfung. Diese Bedarfsprüfung ist nicht vorgenommen 
worden. Herr Feigenwinter hat beispielsweise einfach sagen 
können, die Argumente des EMD hätten ihn überzeugt, ohne 
in der Lage zu sein, ein Argument wiederzugeben. Das Ge­
länffe hat er nicht gesehen. Es ist fragwürdig, über das Schick­
sal eines solchen Gebiets zu entscheiden, ohne dass sich bei­
spielsweise die Militärkommission die Mühe genommen 
hätte, dieses Gebiet überhaupt zu besichtigen. In der Militär-
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kommission ist über etwas entschieden worden, was sie nie 
gesehen hat. 

1lnsgesamt gewinnt man wieder einmal den Eindruck, dass 
eine Diskussion über einen Waffenplatz, über ein Einzelobjekt, 
nicht sachlich geführt werden kann, sondern dass im Hinter­
grund immer das Gespenst der GSoA-lnitiative lauert. Das ist 
allerdings nicht weiter erstaunlich angesichts des Demokra­
tie-Defizits in diesem Bereich. 
Herr Bundesrat Villiger hat in den letzten Wochen und Mona­
ten immer wieder vor Proteststimmen gewarnt. Aber man 
muss hier schon die Preisfrage stellen: Was soll denn die be­
troffene Bevölkerung tun, die mit solchen Projekten wie dem 
neuen Waffenplatz Neuchlen-Anschwilen nicht einverstanden 
ist? Was soll denn die betroffene Bevölkerung mangels ande­
rer Mitsprachemöglichkeiten tun als ein Protest-Ja gegen 
diese Politik des EMD in die Urne zu legen? 

Ruckstuhl: Ich bitte.Herrn Rechsteiner, sich auch an die Spiel-· 
regeln in diesem Saale zu halten. Er hat sich nicht zu den fal­
schen Zahlen und Fakten,. die er veröffentlicht und verbreitet 
hat, geaussert. 
Wenn Sie nicht in der l.age gewesen sind, die ganze Debatte 
zu verfolgen, dann können Sie nicht behaupten, es sei hier 
nicht von Bedarf und von Bedarfsnachweis gesprochen wor­
den. 
Im weiteren bitte ich Sie auch. - wie alle anderen in diesem 
Saale -. ihre persönlichen Interessen in solchen Geschäften 
offenzulegen .. 
Zum dritten Punkt: Sie haben von einer unberührten Land­
schaft gesprochen. Meines WISSens ist die ganze Landschaft 
landwirtschaftlich und forstwirtschaftlich genutzt, und wenn 
Sie das noch- im Gegensatz zu Ihren anderen früheren Voten 
und denjenigen Ihrer Kollegen - als unberührte Landschaft 
betrachten, dann danke ich als l.andwirtfürdiese Blumen. 

Ledergerber: Ich bin immer wieder von der aggressiven Stim­
mung überrascht, die in diesem Saal aufkommt, sobald es um 
Militärangelegenheiten geht, die eigentlich mit einer gewissen 
Heiterkeit diskutiert werden könnten. ' 
Es ist vieles zu diesen Schiessanlagen gesagt worden. Ich 
möchte mich auf eines konzentrieren: Meine Darstellung der 
technischen Möglichkeiten war nicht süffisant, sondern es ist 
mir und Zehntausenden von Menschen in diesem land ein 
Anliegen, nicht mehr derart durch Lärm gestört zu werden. Es 
ist nicht so, dass keine technischen Möglichkeiten zur Verfü­
gung stünden. In der Schweiz und auch im Ausland bestehen 
min<;lestens drei taugliche technische Möglichkeiten zur ge­
räuschlosen Durchführung von solchen Schiessübungen. Die 
~nfachste ist ein l.asergerät, das auf das persönliche Gewehr 
aufgesteckt werden kann~ womit die Manipulatio11en, das 
Funktionieren der Waffe und die Treffsicherheit völlig ge­
räuschlos und billig geübt werden können. Aber es scheinen 
eben nicht diese Fragen im Vordergrund zu stehen; es scheint 
vielmehr um einen falsch verstandenen, überholten Patriotis­
mus zu gehen. Herr Feigenwinter hat das auf den Punkt ge­
bracht, als er vom «freien Schuss» gesprochen hat. Von da bis 
zum «Freischütz» ist es dann nicht mehr weit, womit wir end­
gültig beim Theater angelangt sind. 
Es geht nicht darum, ob ich die. Schiessübungen in die Spiel­
salons verlegen möchte, wie das gesagt wurde. Es geht viel­
mehr darum, ob wir gewisse alte Bräuche aufrechterhalten · 
können, die heute, in unserem dicht besiedelten land nicht 
mehr aufrechterhalten werden dürfen. 

Wyss Paul, Berichterstatter: Herr Leuba und ich haben verein­
bart, dass wir hier nicht ~lle Details nochmals besprechen, die 
in der Kommission besprochen worden sind, weil Herr Bun­
desrat Villiger das tut. Wir hoffen, dass wir damit ein wenig mit­
helfen, den Zeitplan einzuhalten. Ich bitte Sie und vor allem die 
Kommissionsmitglieder also um Verständnis, wenn ich nicht 
jedes Detail bespreche. Deshalb nur einige kurze Bemerkun­
gen: 
Zum Kürzungsantrag von Herrn Brügger: Herr Brügger, die 
Frage nach Umfang und Inhalt der Botschaft haben wir uns 
auch gestellt. Das Kapitel über die Geländeverstärkungen war 

tatsächlich kurz. Ich kann Ihnen aber versichern, dass wir in ei­
ner Unterkommission die Geländeverstärkungen weitgehend, 
aber natürlich nicht alle angesehen haben. Wir haben die Ge­
heimberichte einsehen, wir haben mit Fachleuten sprechen 
können. Ich kann Ihnen sagen - ich habe übrigens noch Bei­
spiele genannt -, dass unserer Ansicht nach die Gelder hier 
gut angelegt worden sind. Es ist auch von keiner Seite in der 
Kommission in bezug auf Geländeverstärkungen ein Ein­
spruch erhoben worden. 
Zum Ablehnungsantrag von Herrn Rechsteiner: Da haben wir 
jetzt einige Voten gehört. Das, was ich nicht ganz begreife 
beim Antrag Rechsteiner - er ist natürlich auch nicht in der 
Kommission gewesen-, ist, dass er behaupten kann, dass es 
sich um einen neuen Waffenplatz handelt, denn seit 1971 ist 
dieses Gelände in der Planung, ist überall besprochen wor­
den. Ein Teil davon gehörte zum alten Waffenplatz St. Gallen­
Herisau. Jetzt gehört er eben zur neuen Organisation. Breitfeld 
war aber immer inbegriffen. • · 
Zu den übrigen Fragen und Vorwürfen wird Herr Bundesrat Vil­
liger Stellung nehmen. 
Der Minderheitsantrag I von Herrn Stappung verlangt Rück­
weisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, die Auflagen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu berücksichtigen. Das wur­
de offenbar getan. Mit kleinen Ausnahmen können alle Forde­
rungen der Umweltverträglichkeitsprüfung erfüllt werden. Ins­
besondere kann entgegen dem UVP-Bericht nicht auf eine 
Strasse verzichtet werden, weil sonst die Militärfahrzeuge den 
Weiler Hafnersberg durchfahren müssten, was wegen der Un­
fallgefahr und der Umweltbeeinträchtigung nicht zumutbar ist. 
Es geht hier um die Abwägung der Interessen. 
Die Umweltverträglichkeitsprüfung bildet aufgrund der Ver­
ordnung vom 19. Oktober 1988 eine Grundlage für den Ent­
scheid, ist aber nicht allein massgebend. Im vorliegenden Fall 
sind die Interessen der Bewohner des Weilers Hafnersberg 
höher einzustufen. 
Die restlichen Fragen werden, wie gesagt, vom Bundesrat be­
antwortet. 
Die Kommission hat den Rückweisungsantrag von Herrn 
Stappung mit 14 zu 5 Stimmen abgelehnt. 
Mit dem Minderheitsantrag II von Herrn Ledergerber, welcher 
den 300-Meter-Schiessstand auf dem Waffenplatz Herisau­
Gossau betrifft, will der Antragsteller den Betrag um 10 Millio­
nen Franken kürzen und ein neues Konzept der Schiessan- · 
lagen unter Einbezug von elektronischen Simulatoren ausar­
beiten lassen. Dies lehnte die_Kommission mit 15 zu 6 Stim­
men ab. Die Grundidee ist für gewisse Zwecke, zum Beispiel 
Zielerfassungsübungen usw., prüfenswert und wird auch stu­
diert, wie uns Ausbildungschef Korpskommandant Binder in 
der Kommission ausführte. Bis jetzt sind aber offenbar noch 
keine Simulatoren grösseren Ausmasses für das Schiessen 
mit Sturmgewehr in Betrieb, und ausschliesslich simulieren 
können urid wollen wir das Scharfschiessen ohnehin nicht; 
auch das ist in der Kommission klar ausgedrückt worden. 
Dasselbe gilt im übrigen auch für die Schiessanlage Bole auf 
dem Waffenplatz Colombier. Auch hier ist der Antrag Leder­
gerber mit 14 zu 6 Stimmen abgelehnt worden. 

M. Leuba, rapporteur: O'entente avec le presldent de la com­
mission, nous nous limiterons ici ä traiter les trois objets pour 
lesquels nous avons des propositions, sans revenir sur tous 
les arguments qui ont ete invoques dans le debat. · 
En ce qui concerne l'amendement Brügger, la. commission 
n'en a pas discute. II faut reconnaitre que le message est un 
peu squelettique quant a cette proposition qui est d'ailleurs la 
plus importante au point de vue financier. Toutefois, la com­
mission etait convaincue qu'il s'agissait veritablement de l'ob­
jectif prioritaire du Departement militaire federal en matiere de 
construction et d'acquisition de terrains. Le fait que cette 
depense-la soit prioritaire n'a pas ete conteste en commmis­
sion; par consequent il est un peu paradoxal de nous propo­
ser d'economiser la ou nous avons un effort principal, qui est 
d'ailleurs souvent demande dans cette salle au Departement 
mifitaire federal. 
En ce qui concerne la place d'armes d'Herisau-Gossau qui a 
fait couler beaucoup de salive ici, nous avons la proposition de 
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renvoi Stappung et la proposition de suppression de M. Rech­
steiner. Apres les propos tenus par M. Ruckstuhl et Mme Ep­
penberger, surtout, qui a l'avantage d'habiter a cöte de la 
pl&ce d'armes et donc de connru"tre parfaitement les lieux, je 
voudrais simplement rappeler a M. Rechsteiner que la defense 
generale n'est pas un probleme saint-gallois, c'est un pro­
bl,eme suisse, et si l'on parle de democratie c'est au niveau 
SJ!isse que le probleme se pose. II y a donc lä un abus du 
tsrme democratie. 
L'amelioration de la place d'armes est apparue comme neces-

~- saire ä la majorite de votre commission, en ce qui conceme 
non seulement les terrains d'exercices qui permettent une 
bohne instruction, mais egalement les cantonnements de la 
troupe; c'est pourquoi j'ai quelque peine ä comprendre, alors 
qu'on reclame ä cor et ä cri de meilleures conditions pour nos 
recrues, que l'on s'oppose ä un credit destine precisement ä 
cet effet O'apres les interventions, il semble qu'il s'agit ici d'un 
combat qui interesse surtout jes representants de la Suisse 
orientale. Je rappellerai simplement que le projet du Departe­
ment militaire federaLa fait l'objet d'une etude d'impact, qu'il 
a ete elabore en collaboration avec !'Office federal de l'envi­
ronnement, et que, a une exception pres, les desiderata for­
mules ont ete respectes. II est difficile, par consequent, de 
pretendre que ce projet ne repond pas aux necessites de la 
protection de l'environnement Je rappelte que 1a proposition 
Stappung avait ete rejetee en commission par 15 voix contre 
5 et une abstention. 
J'en arrive enfin ä la proposition Ledergerber de renvoyer les 
depenses ,generales qui concement les stands de tir. M. 
Ledergerber voudrait qu'on ne vote plus de depenses pour 
l'amelioration des stands de tir mais qu'on se concentre sur 
l'utilisation des simulateurs de tir. Je lui propose de faire cette 
suggestion a une assemblee de tireurs, il obtiendra certaine­
ment un succes considerable et il pourra mesurer ainsi la 
popularite de sa proposition. Quoi qu'il en soit, il ne s'agit pas 
seulement de s'exerceräson arme, il fautaussi avoir les condi­
tions reelles, 1/1, de l'utilisation de l'arme, notamment ce pe­
tit detail qui est souvent, chez les recrues en particulier, la 
peur du depart du coup, et cela le simulateur ne peut pas le 
donner. 
En ce qui conceme plus particulierement le stand de Bole, le 
representant du groupe ecologiste m'a prie de preciser qu'il 
est d'avis qu'on ne peut absolument pas remplacer le tir 1/1 
par le simulateur, raison pour laquelle il a donne son accord . 
ä 1a renovation du stand de Böle. J'ai eu l'occasion de decou­
vrir ce stand lors de la visite sur place. Comme l'a dit M. Jean­
neret, c'est vraiment un stand ideal, dans une clairiere, et, 
element determinant pour le representant du groupe ecolo­
giste a:ussi d'ailleurs, les riverains beneficient d'une bonne 
protection contre le bruit, de sorte qu'il n'y a pas de raison de 
ne pas voterle credit relatif a la renovation de ce stand de Böle. 
Je rappellerai enfin que la proposition Ledergerber a ete re­
jetee en commission par 16 voix contre 4. 

Bundesrat Vilfiger: Mit diesem Bauprogramm beantragt Ih­
nen der Bundesrat Verpflichtungskredite von ungefähr 470 
Millionen Franken, davon sind 430 Millionen für militärische 
Vorhaben und rund 40 Millionen Frankßn für die Rüstungsbe­
triebe, die ihre Vorhaben selber finanzieren müssen, vorgese­
hen. Es geht um 28 neue Bauprojekte, um drei Kredite für den 
Erwerb von Land sowie um acht Zusatzkredite zu früher bewil­
ligten Vorhaben. Die anbegehrten Kredite sind bezüglich 
Höhe der Verpflichtungssumme im Verhältnis zu den jährlich 
:zur Velfügung stehenden Zahlungskrediten angemessen. Wir 
unternehmen grosse Anstrengungen, um mit einer Nutzwert­
analyse die .Prioritäten der einzelnen Bedülfnisse klar zu er­
kennen und zu objektivieren. Dieses Vorgehen erlaubt eine 
objektivere Beurteilung der verschiedenen Bauvorhaben an­
hand von definierten Zielkriterien. Wir haben denjenigen Vor­
haben erste Priorität zugemessen, die eine hohe Anfangslei­
stung bewirken und die zur Steigerung der Kampfkraft unmit­
telbar beitragen. Dies wäre eine erste Antwort auf den Antrag 
von Herrn Brügger. · 
Die zweite Priorität liegt bei Vorhaben, die durch gesetzliche 
Vorschriften bestimmt sind, die der Werterhaltung oder der 

, 

Einsparung von Kosten dienen, der Verbesserung des Um-
weltschutzes und der Sicherheit. · · 
Für die abschliessende Beurteilung eines Bauprojektes sind 
neben Nutzwert vor allem die Kostenwirksamkeit, die Bot­
schaftsreife und die Dringlichkeit im Verhältnis zu anderen, 
gleichgelagerten Vorhaben massgebend. 
Das Bauprogramm 89 enthält wieder eine Reihe von Bauvor­
haben, die direkt mit der Beschaffung von Rüstungsmaterial 
verknüpft sind. Dieser Zusammenhang ist ersichtlich bei­
spielsweise bei der Einstell- und Lagerhalle in Dagmersellen 
oder beim Bau von Anlagen für die Gefechtsausbildung der 
Panzerjäger auf dem Waffenplatz Chamblon. Typisch ist auch 
die Erhaltung und die Sanierung von zum Teil sehr alten An­
lagen. Dazu gehören etwa die Erneuerung von Asphaltpisten 
auf Militärflugplätzen, die zum Teil noch aus der Aktivdienstzeit 
stammen, die Sanierung von Munitionsanlagen, Zeughäusern 

· usw. Der Anteil der .Baukredite an den gesamten Investitions­
krediten beträgt zurzeit noch etwa 14 Prozent In den früheren 
Perioden betrug er bis zu 20 Prozent Hier kommt eine deut­
liche Prioritätensetzung zum Ausdruck; Wir betrachten Bau­
aufwendungen als typische Folgekosten, die wir möglichst tief 
zu halten versuchen. Allerdings haben wir wahrscheinlich in 
der Zwischenzeit die untere Grenze dieser Sparanstrengun­
gen erreicht, und wenn wir noch weitergingen, würde ein Stau . 
entstehen, den wir in Zukunft kaum mehr abbauen könnten. 
Viele Bauvorhaben dienen natürlich auch, wie in der Privatwirt­
schaft, sehr direkt der Rationalisierung, und auch die Effizienz 
der Ausbildung verlangt nach baulichen Investitionen. 
Für zwei Vorhaben hat der Bundesrat einvernehmlich mit der 
Finanzdelegation das Dringlichkeitsverlahren für den vorzeiti­
gen Baubeginn gutgeheissen. Es betrifft dies zuerst die Aus­
bildungsanlagen für die Schulen der Versorgungstruppen auf 
dem Waffenplatz Bern. Ich nehme Stellung zu einer Frage von 
Herrn Nationalrat Neukomm. Wir müssen leider die Versor­
gungstruppen auf den Waffenplatz Bern verlegen. Es gibt 
keine andere Lösung. Wir haben das alles geprüft Die Aus­
bildungsanlagen in Bern müssen ab 1990 schon zur Verfü­
gung stehen, damit sie diese Versorgungsschulen, die jetzt 
noch in Freiburg stationiert sind, aufnehmen können. Freiburg 

, war schon immer ein Provisorium, und die Verlegung ist un­
ausweichlich. Die Stadt Freiburg kündete auf den 1. Januar 
1990 das für die Ausbildung unerlässliche Gelände, womit 
eben. auch die Belegung der dem Kanton gehörenden La­
Planche-Kaseme nicht mehr möglich sein wird. Umgekehrt 
bietet die Kaserne Bern den nötigen Platz, und der bernische 
Militärdirektor begrüsst diese Umnutzung. Die Kaserne Bern 
ist heute noch von Teilen der lnfanterieschule belegt, so dass 
vorderhand nur eine Kompanie· der Versorgungstruppen- . ' 
schule in Bern Platz hat Eine weitere Kompanie ist in Boltigen 
stationiert ,Sie besteht aus Bäckern und wird auch in Zukunft 
dort bleiben. Es trifft nun zu, dass zwei Kompanien während ei­
niger Jahre Ortsunterkünfte in Jegenstorf und in Grosshöch­
stetten beziehen müssen. Diese Unterkünfte sind aber für die 
Einquartierung, wenn auch nicht ideal, so doch geeignet 
Auch der zeitliche Mehraufwand, der durch die Verschiebun­
gen zu den Ausbildungsplätzen bedingt ist, ist tragbar. Er be­
trägt pro Rekrutenschole etwas mehr als sieben Stunden, alles 
zusammengerechnet. 
Beim zweiten Vorhaben, auf welches das Dringlichkeitsverfah­
ren angewendet wird, handelt es sich um die Lawinenschutz­
massnahmen auf dem Panzerschiessplatz Hinterrhein. Hier 
wollen wir die Bauarbeiten sehr zügig weiterführen, damit die 
Galerie bereits ab Frühjahr 1990 als Ausbildungsraum genutzt 
werden kann. Wir verwirklichen damit eine originelle und ko-
~tengünstige Mehlfachnutzung. , 

· Ich komme zu den umstrittensten Punkten der Vorlage: zur er­
sten Etappe des Ausbaus und der Sanierung des Waffenplat­
zes Herisau-Gossau, zu den Streichungs- bzw. Kürzungsan­
trägen Rechsteiner und Schmid und zu den in diesem Zusam­
menhang am vergangenen Dienstag und heute gefallenen Vo­
ten. So viel ist hier gefragt und auch vorgewolfen worden, dass 
ich etwas ins Detail gehen muss. Ich werde mich _selbstver­
ständlich auch bemühen, meinen eigenen Adrenalinspiegel 
gut unter Kontrolle zu halten. 
Seit 1878 bestand die kantonale Kaserne auf der Kreuzbleiehe 
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in der Stadt St. Gallen, und das dazugehörige Uebungsge- handelt es sich keineswegs um einen zusätzlichen Waffen.. 
lände befand sich mitten in der Stadt. Die Rekrutenkompanien platz. Man hat hier überhaupt nie mit verdeckten Karten ge-
benützten für die Ausbildung die Kreuzbleiehe, weiter dann spielt. Das geht schon daraus hervor, dass der Waffenplatz fnl.: 
das Schiessgelände im Sittertobel und auf dem Breitfeld, dem her St. Gal!en-Herisau hiess und inskünftig Herisau-Gossau 
gleichen Breitfeld, von dem jetzt wieder die Rede ist. Das Breit- heissen wird. Das Vorhaben wurde auch im Bericht des Bun.. 
feld wurde schon um 1880 vom Bund erworben. Ende der fünf- desrates über den Stand und die Planung auf dem Gebiete der 
ziger Jahre wurde dann langsam klar, dass die Kaserne geie- Waffen-, Schiess- und Uebungsplätze erstmals 1971 und seit-
gentlich aus der Stadt verlegt werden müsste. Deshalf:? erwarb her alle fünf Jahre immer wieder erwähnt. Die Aussage meines· 
der Bund als Ausweichstandort das sogenannte Burentobel. Vorgängers, wonach Rothenthurm der letzte Waffenplatz sei 
Der Plan Burentobel konnte aber nicht realisiert werden, weil ist aus dem Zusammenhang genommen. Gleichzeitig wurd~ 
die Autobahn über dieses Areal führen sollte. Der Kanton nämlich immer wieder betont, dass es sich bei Rothenthurm 
St. Gallen hat dann das bundeseigene Areal Burentobel über- um den einundvierzigsten Waffenplatz in unserem land 
nommen, im Abtausch gegen Gelände im Gebiet Neuchlen- handle,undniemandwarimunklarendarüber,dassinden40 
Anschwilen. bestehenden Waffenplätzen St. Gallen-Herisau bzw. Breitfeld 
Dieses Gebiet, zusammen mit dem angrenzenden Breitfeld, inbegriffen ist. Wir haben uns weder verzählt noch Etiketten-
war die Voraussetzung für den Bau einer Kaserne und für den schwindet betrieben. 
Bau von Ausbildungsanlagen, die eine zeitgemässe Ausbil- Ich komme auf den Bedarf zu sprechen. Hierzu hat auch Herr 
dung ermöglichen. 1980 wurde die Kaserne St Gallen abge- Ruckstuhl einiges gesagt. Der Bedarf ist ausgewiesen, schon 
brochen. Es war, nicht zuletzt aus finanziellen Gründen, nicht durch die Tatsache, dass zwei Rekruteneinheiten in einem ·. 
möglich, die neuen Kasernenanlagen sofort am neuen Stand- zeitlich befristeten Provisorium leben. Das Projekt trägt auch 
ortbereitzustellen. Deshalb wurden zwei Kompanien für eine den jetzt in der Tat abnehmenden Rekrutenbeständen Rectt.: 
mehrjährige Uebergangslösung - ich betone Uebergangslö- . nung. Auf den bestehenden Waffenplätzen haben wir keinen : 
sung - in Urnäsch und in Bronschhofen stationiert. Sie benüt- Platz für diese Rekrutenkompanien. 
zen aber von dort aus teilweise die Schiessanlagen im Breit- lassen Sie mich auch die Feststellung von Herrn Rechsteiner ' 
feld. Das Ausbaukonzept der künftigen Waffenplatzanlagen in kurz kommentieren, wonach die bestehenden Waffenplätze 
Neuchlen-Anschwilen und im Breitfeld wurde von Anfang an nur während 20 Wochen pro Jahr belegt seien. Die Auslastung 
mit den Behörden der Stadt St. Gallen und den betroffenen der Betten .in unseren Kasernen beträgt derzeit im Jahres-
Gemeinden sehr intensiv besprochen. Mit den Gemeindebe- durchschnitt44 Prozent. Das ist immerhin noch einiges besser 
hörden wurde dann vom EMD aus am 6. Mai 1989 eine Verein- als bei der schweizerischen Hotellerie, wo sie 34 Prazent be- . 
barung betreffend Bau und Weiterbetrieb eines Waffenplatzes trägt. Nun wurde aus ·dieser Zahl eine zeitliche Vollbelegung 
unterzeichnet. Ich habe selber -weil es mir wichtig schien -an sämtlicher Kasernenbetten errechnet, was die erwähnten t~ 
dieser Unterzeichnung teilgenommen, und ich habe mit den 20 Wochen ergibt Dass diese Art der Berechnung natürlich al-
Behördevertretern der betroffenen Gemeinden auch ein inten- les andere als richtig ist, erkennen Sie schon, wenn Sie die · ·1 
sives Gespräch geführt. Ich durfte feststellen, dass auch die- zeitlichen Perioden der Rekrutenschulen, auch die Felddienst- .· ,:_ .. · ... 
ses Waffenplatzprojekt mit den Gemeindebehörden überaus perioden usw., zusammenzählen. . 
gründlich vorbereitet worden ist, und das, Herr Rechsteiner, Im übrigen richtet sich die Belegungskapazität eines Waffen- .·.~ 
sind immerhin gewählte Behörden, die ihre Bevölkerung - so platzes vor allem nach den Ausbildungsplätzen und deren l 
glaube ich - legitim vertreten. Ich durfte feststellen, dass auch Ausnützungsmöglichkeiten, die auch durch die Rücksicht- :t 
überaus intensiv Wege für .ein gedeihliches zusammenleben nahme auf die Nachbarschaft mitbestimmt sind. Es ist kein i 
von Zivilbevölkerung und Militär gesucht und auch gefunden. Waffenplatzbekannt,derindieserHinsichtunterbelastetwäre. :.:.;, 
wurden. Herr Rechsteiner, es trifft 'ZJNaf zu, dass die Unterkorn- Die· Standorte Urnäsch und Bronschhofen sind Uebergangs- l 
mission des Nationalrates diesen Waffenplatz nicht untersucht lösungen. Sie bleiben nicht Standorte von Rekrutenschulen, :'_J_, 
hat; aber die beiden Militärkommissionen Ständerat und Na- sondern werden nach der Verlegung der Rekrutenkompanien l 
tionalrat pflegen sich gegenseitig abzustimmen. Es war eine in die neue Kaserne wieder nur für WK-Truppen sowie für mo- .t 
Unterkommission des Ständerates, die vor Ort und mit den bilisierende und demobilisierende Einheiten verwendet ! 
Behörden dieses Projekt näher geprüft hat. ·Noch ein Wort zum Landhunger des EMD: zum Glück ist es ;1 
Heute geht es um die erste Ausbauetappe. Die Oeffentlichkeit vor allem in den fünfziger und sechziger Jahren gelungen, 
wurde schon vpr Jahren, an Orientierungsversammlungen · . ·land für die militärische Ausbildung durch Kauf sicherzustel-
und ständig auch über die Lokalpresse, orientiert, so dass ich len, sonst wäre die Ausbildung heute schon nicht mehr mög-
den Vorwurf, man hätte nie informiert, zurückweisen muss. Die lieh. Die Zahlen von· Herrn Nationalrat Rechsteiner - sieben-
u~ene Militärschiessanlage ist in einer Randzone des malmehrEigentumalsvor25JahrenundGrössedesKantons 
Areals im östlichen Breitfeld geplant. Es ist keine Regional- ZUg- müssen korrigiert und relativiert werden. Das Eigentum 
schiessanlage, sondern eine Anlage, die ausschliesslich auf des EMD macht ganze 6. Promille der: Fläche unseres Landes 
die militärischen Bedürfnisse des Waffenplatzes ausgerichtet aus. Seit 1966, also in den letzten 23 Jahren, hat sich der Land-
ist Sie steht aber in der militärfreien Zeit auch den Schützen- besitz nicht versiebenfacht, sondern verdoppelt In den letzten 
gesellschaften der angrenzenden Gemeinden zur Verfügung. Jahren ist die ZUnahme abgeflacht: Sie betrug in den letzten 
Die Anlage umfasst e(nen 300-m-Stand mit 24 Scheiben mit 15Jahren nur noch 14,6 Prozent. · 
elektronischer Trefferanzeige, eine 50-m-Pistolenanlage mit Umweltschutz und Naturschutz - und ich komme zu einem 
vier und eine 25-m-Anlage mit 5 Scheiben. Die Regional- weiteren Kritikpunkt-", inklusive Umweltverträglichkeitsprüfun-
schiessanlage, die zur Diskussion stand, aber dann abgelehnt gen, sind im EMD keine leeren Worte und auch keine modi-
wurde, _hätte ganz andere Dimensionen erhalten. Die Anlage sehen Alibi-Uebungen. Ich gehe jetzt auf die Voten von Henn 
beansprucht nur einen sehr geringen Teil des Breitfelds, dies Stappung und auch von Herrn Oester ein. Im EMD waren Um-
im Gegensatz zu Behauptungen, die in der Presse erhoben weltverträglichkeitsprüfungen schon aktuell, bevor die Verord-
worden sind. nung über die UVP auf den 1. Januar 1989 in Kraft getreten ist. 
Die Möglichkeiten zur AI.Jsübung von Freizeitaktivitäten auf Wir können also den Tatbeweis erbringen, dass wir uns auch 
dem Breitfeld - vom Hundesport über die Modellfliegerei bis an die Bestimmungen und Empfehlungen halten. Die Kosten 

. zu Veranstaltungen aller Art- bleiben vollumfänglich erhalten; für die Umweltverträglichkeitsprüfungen sind sehr hoch. Bis-
nach wie vor bestehen bleibt auch der Parkplatz für zivile her haben wir für solche Berichte und entsprechende Untersu-
Grossanlässe. Wir können uns sicher mit Fug und· Recht die chungen annähernd 1 Million Frankeri aufgewendet, dafür al-
Frage stellen - Frau Eppenberger hat darauf hingewiesen -, lein für das Projekt Herisau-Gossau um 200 000 Franken. Die 
ob dies heute. auf dem Breitfeld noch möglich wäre, wenn das Umweltschutzfachstellen attestieren uns im übrigen eine gute 
Gebiet nicht seit über hundert Jahren dem Bund gehörte und und konstruktive Zusammenarbeit. Aus der Zusammenarbeit 
Bestandteil des Waffenplatzes wäre. mit dem beauftragten Büro für Umwelttechnik und Oekologie 
Ich möchte nun auf verschiedene andere Einwendungen und und den Fachleuten des Buwaf resultieren 42 Massnahmen 
Fragen eingehen. Wie Herr Ruckstuhl zu Recht gesagt hat, und Vorschläge für Planung und Bau der Anlagen im Gebiet 
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Breitfeld-Anschwilen. Diese werden, sofern sie nicht bereits 
laufend in das Projekt eingearbeitet worden sind, bei der wei­
teren Bearbeitung berücksichtigt. 
Den Vo[Schlägen für Massnahmen beim Betrieb und bei der 
Bewirtschaftung. - darunter zum Beispiel der Forderung, auf 
die _Düngung von Randzonen der Moosgebiete zu verzichten 
sowie ;einige Handgranatentümpel als Laichgewässer offen-

-wird entsprochen. 
Unte , Tltel «Weitergehende zu empfehlende Massnah­
men,; Ist auch der Vorschlag enthalten, auf den Ausbau der 
Strassen zu verzichten oder ihn mindestens zu reduzieren. 
Dem Vorschlag wird weitestgehend entsprochen. Einzig auf 
dem Teilstück beim Weiler Hafnersberg und dessen Umfah­
rung ist aus Gründen der Verkehrssicherheit eine Kompro­
misslösung leider nötig. 
Das Problem des Schiesslärms wird sehr ausführf!Ch behan­
delt. Für militärische Schiessplätze bestehen allerdings noch 
keine verbindlichen Grenzwerte. Deshalb kamen hier nur die 
sogenannten Zielwerte zur Anwendung. 
Im Bericht wird festgestellt, dass im Gebiet Anschwilen diese 
gesetzten Zielwerte eingehalten werden können und dass im 
Bereich der bestehenden Anlagen im Breitfeld die Schiess­
lärmimmission zumindest nicht höher - ich sage vorsichtig: 
zumindest nicht höher - sein wird. Der Lärm von Handgrana-

. ten übersteigt schon bisher die gesetzten Zielwerte bei einzel­
nen Liegenschaften. Wir werde11 die vorhandenen und auf­
gezeigten Möglichkeiten zur Lärmeindämmung ausschöpfen. 
Bereits im Vertrag mit den Gemeinden wurden u. a. für das 
Handgranatenwerfen zeitliche Beschränkungen eingeführt. 

· Dieser lärm ist nicht durch den Ausbau bedingt, weil seit Jah­
ren dort Handgranaten geworfen werden. Die Lärmreduktion 
wird also auch in Zukunft ein Problem sein, dem wir Beach­
tung schenken werden. 
Ich kann Herrn Schmid bestätigen, dass nach Fertigstellung 
der Anlage die im Bericht empfohlenen weiteren Lärmmes­
sungen durchgeführt werden. Ebenso wird eine Statistik des 
Munitionsverbrauchs geführt werden. 
Herr Stappung, auch wenn wir den schönen Prospekt nicht 
schon gedruckt haben, wie beim Val Cristallina, werden wir mit . 
unseren Massnahmen zur Vermeidung oder Verminderung 
der Umweltbelastung auf diesem Platz sehr gut dastehen. Wir . 
wollen uns damit nicht brüsten, es ist uns eine selbstverständ­
liche Pflicht 
Es darf auch erwähnt werden, dass ein Waffenplatz auch eine 
landschaftserhaltende Wirkung hat Viele Plätze in unserem 
land - ich denke beispielsweise auch an das luzernische Ei-

l ' gental-, insbesondere auch im Bereich der Agglomerationen, 
! wären heute nicht mehr grün, wenn sie nicht militärische 

Uebungsplätze wären. 
Der hier erwähnte Bericht zur Umweltverträglichkeit wurde 
den beteiligten Gemeinden zur Verfügung gestellt und wird 
auch Herrn Rechsteiner auf Anfrage abgegeben. Ersteht wei­
teren Interessenten zur Verfügung. Ein Beschwerderecht der 
Umweltschutzorganisationen -' wir haben das rechtlich klären 
lassen-besteht nicht. Weder auf Stufe Bund noch Kanton und 
Gemeinde werden bei solchen Projekten Verfügungen erlas­
sen, die eine Beschwerde an den Bundesrat oder an das Bun­
desgericht begründen könnten. Entscheidungsinstanz ist bei 
uns die höchste Instanz, nämlich das Parlament. Bel der Be­
handlung des Bauprogramms kann die Einhaltung der Vor­
schriften des Bundesgesetzes über den Umweltschutz - wie 
Sie das jetzt hier tun und wie das in der Kommission bespro­
chen worden ist - geprüft werden. Im Zusammenhang mit 
dem vorliegenden Projekt Herisau-Gossau ist auch das 
Thema UVP im Botschaftstext speziell behandelt. 
Jetzt muss ich lei<:ier meinem ehemaligen Parlamentsfreund 
Stappung zweierlei sagen. Ich habe Sie im laufe der gemein­
samen parlamentarischen Arbeit sehr schätzen gelernt. Was 
Sie aber am Mittwoch hier gesagt haben, das hat mich-wenn 
ich das etwas vorsichtig ausdrücken darf - ein wenig ent­
täuscht. Ich möchte dazu zwei Bemerkungen machen: 
1. Meine Mitarbeiter nehmen Umweltschutzfragen ernst und 
geben sich überaus grosse Mühe. Sie fühlen sich natürlich 
schon etwas verletzt, wenn Sie hier pauschal sagen: «Das 
EMD kül'f!mert sich einen Dreck um die UVP.» Es gab in der 

Militärkommission sogar Stimmen, die die Frage stellten, ob 
wir mit den UVP im EMD nicht sogar etwas übertreiben wür­
den. Ich glaube, dass die UVP nötig sind. Aber Sie sehen, es 
gibt auch andere Stimmen. · 
2. Sie haben hier auf ein angebliches Gerücht hingewiesen, 
wonach Herr Korpskommandant Dürig einen Verwaltungs­
ratsposten bei der Ascom angeboten erhalten habe. Sie ha­
ben das im Zusammenhang mit der Beschaffung des SE-225 
gesagt. Nachdem Herr Dürig für die Beschaffung des SE-225 
in seinem Verantwortungsbereich mit Ueberzeugung einsteht,· 
haben Sie ihn damit natürlich dem Verdacht ausgesetzt, er 
habe dies im persönlichen Interesse getan. Sie haben den Ver-

- dacht in die Welt gesetzt, Herrn Dürigs Verhalten und damit 
auch die Beschaffungspolitik des EMD grenzten zumindest an 
Korruptionsbereiche. Ich habe das persönlich abgeklärt, weil 
ich auf einem meiner Mitarbeiter solches Unrecht nicht sitzen 
lassen kann. Nichts, aber auch gar nichts an dieser Behaup­
tung ist wahr, und ich kann Ihnen nur sagen, dass sich Herr 
Dürig sehr verletzt fühlt 
Ich komme nun zu den Parkplätzen. Die Parkplätze im vorlie­
genden Projekt- das ist eine Antwort an Herrn Schmid - sind 
nur bei der Schiessanlage vorgesehen. Ich kann Ihnen bestäti­
gen, dass es sich nur um 22 Plätze mit Hartbelag und weitere 
,:und 40 Plätze längs der Strasse, auf dem Schotterrasen, han­
delt. Die Zahl von 220 Parkplätzen entstammt offenbar einer 
früheren, überholten Projektstudie. Allerdings werden in der 
nächsten Kreditvorlage, zu der Sie sich dann wieder äussern 
können, Parkplätze für die Fahrzeuge der Wehrmänner im Ka­
sernenbereich enthalten sein. Das sind beim heutigen Stand. 
der Planung ungefähr 120 Plätze auf Schotterrasen. Wenn das 
Problem der Stationierung der ZMlfahrzeuge schon nicht aus 
der Welt geschafft werden kann, wollen wir wenigstens versu­
chen, diese Plätze möglichst landschaftsschonend zu plazie­
ren. Ein Kasernenstandort in der. Nähe der öffentlichen Ver­
kehrsmittel wäre -so glauben wir- keine Lösung, weil er neue 
Probleme bringen würde, nämlich mehr Fahrzeugverkehr der 
Truppe zu den Uebungsplätzen, was wir natürlich gerne ver­
meiden möchten. Im übrigen ist der Fahrzeugverkehr beim 
Einrücken und bei der Entlassung in der künftigen Kaserne 
Neuchlen bereits jetzt in der Vereinbarung zwischen den Ge­
meinden und uns geregelt. 
Ich komme nun zum Antrag der Minderheit II, vertreten durch 
Herrn Nationalrat Ledergerber:" Streichung Schiessanlage 
Breitfeld. Dazu haben die Kommissionssprecher, Herrloretan 
und auch Herr Jeanneret schon einiges gesagt Ich habe das 
Projekt einleitend kurz skizziert. Wir können darauf nicht ver­
zichten. Simulatoren für die Ausbildung auch an der persön­
lichen Waffe sind möglicherweise technisch machbar, aber sie· 
sind keine Alternative. Sie könnten die Ausbildung im Scharf­
schiessen höchstens ergänzen, aber nicht ersetzen. Anlagen 
im Breitfeld gehören eben zum Waffenplatz, nicht anders als . 
auf den anderen Waffenplätzen, wie z. 8. eben auch in Bole. In. 
Bole wird die Situation durch den Kredit, den wir hier spre­
chen, lärmmässig sogar erheblich verbessert Herr Jeanneret 
hat das gesagt. Im Breitfeld wird es sicher nicht schlechter. 
Es komrrrt ein Weiteres dazu: Mit der Revision des Bundes­
gesetzes über die Militärorganisation, die gestem im Stände­
rat beschlossen· worden ist, schlägt der Bundesrat auch die 
Reduktion der Inspektionen vor. Das Schiessen mit Kampf- , 
munition ausser Dienst erlaubt es dann u. a. auch, den techni­
schen Zustand der Waffe des Armeeangehörigen zu überprü­
fen. Wenn die Zahl der Inspektionen reduziert wird, gewinnt 
dieser Aspekt an Bedeutung. Schiessanlagen sind deshalb 
auch in Zukunft unerlässlich, und ich bitte Sie, den Antrag der 
Minderheit II abzulehnen. · . 
Ich komme zum Antrag von Herrn Brügger: Er will den Kredit 
für das Objekt 211, Geländeverstärkungen, um rund 63 Millio­
nen Franken kürzen. Ich nehme es ihm nicht einmal übel, dass 
er nicht genauer spezifizieren konnte, welche 63 Millionen. · 
Ihm schien die Botschaft zu knapp, zu wenig transparent. Man 
verlange vom Parlament sozusagen einen Blankocheck, und 
die Geheimhaltung sei in vielen Fällen übertrieben. Die jährli­
chen Kredittranchen von dreistelligen Millionenbeträgen für 
Geländeverstärkungen seien offenbar zur Gewohnheit gewor­
den. Ich gebe durchaus zu, dass der Botschaftstext zu diesem 
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Objekt knapp ausgefallen ist. Die 144 Millionen sind ein Sam­
melkredit, mit dem unter anderem unterirdische Kommando-

' posten, Sperrstellungen, Festungsminenwerfer usw. finan­
ziert werden sollen. Die Prioritäten im Bausektor werden mit ei­
ner Nutzwertanalyse bestimmt, und erste Priorität haben eben 
solche Vorhaben, die zur Steigerung der Kampfkraft beitra­
gen. Dazu gehören auch die Geländeverstärkungen. Diese 
Priorität entspricht dem Willen, den Sie im Rat und in der Mili­
tärkommission in den letzten Jahren mehrfach zum Ausdruck 
gebracht haben. Das Gelände i:=it eben, H_?rr Brüg!iler, ei~e un­
serer Stärken. Die Verstärkung des Gelandes mit baulichen 
Massnahmen ist einer.unserer Haupttrümpfe und im Verhält­
nis zur Kampfkraftsteigerung auch finanziell relativ günstig. 
Geländeverstärkungen erhöhen die Abwehrbereitschaft we­
sentlich und erlauben es der Truppe zudem, das gegnerische 
Feuer zu überleben. All dies erfolgt gemäss einem langfristi­
gen Bauprogramm, aus dem wir jetzt nicht pl~tzlich Elemente 
herausbrechen sollten. 
Nun noch zum Argument der fehlenden Transparenz und zur 
Geheimhaltung: Die Militärkommission verfügte bei ihren Be­
ratungen auf Wunsch auch über klassifizierte und sogar ge­
heime Unterlagen. Es wurden ihr über alle Projekte des Sam­
melkredites die gewünschten Auskünfte erteilt. Ich nehme an, 
dass auch Sie etwas Vertrauen in Ihre Kommission haben dür­
fen, und es sind ja auch Freunde aus Ihrer Fraktion in der Kom­
mission vertreten, die Sie als Treuhänder nutzen können. Wi.r 
haben aber die Problematik der Geheimhaltungspraxis er­
kannt. Ein neues Geheimhaltungskonzept ist im Moment auf 
guten Wegen. Es wird wahrscheinlich ermöglichen, in Baupro­
grammen künftiger Jahre auch etwas mehr zu sagen über Pro­
jekte von Geländeverstärkungen, vor allem über solche, die im 
Gelände sichtbar sind. Aber in einem gewissen Umfang wird 
es auch in ZUkunft schützenswerte Anlagen geben. Ich ersu­
che Sie deshalb, auch den Antrag von Herrn Brügger abzuleh­
nen. 
Herr Oester hat, wie Herr Ledergerber, das Thema des Einsat­
zes von Simulatoren aufgegriffen, ebenso das Problem des 
Schutzes und der Bewachung von lebenswichtigen militäri­
schen und zivilen Objekten im Hinblick auf die Neustrukturie­
rung der Armee. Ich nehme an, dass der Präsident der Militär­
kommission durchaus bereit ist. Ihre Anregung entgegenzu­
nehmen und die beiden Themen gelegentlich in einer Militär­
kommissionssitzung zu traktandieren, wo wir dann Auskunft 
geben werden. • · 
Herr Nationalrat Weber hat die Zentralisation von EMD­
Anlagen im Raum Thun und Bern kritisiert. Es trifft zu, dass 
heute viele Betriebe-vor allem KMV-im Raum Thun angesie­
delt sind; Das ist historisch begründet. Thun ist traditionell der 
grösste Waffenplatz und auch ein traditionelles Militärzentrum. 
Wir versuchen, Gegensteuer zu geben, um eine weitere Kon­
zentration zu vermeiden. Wir prüfen heute auch Möglichkei­
ten, KMV-Fach~ellen von Thun wegzunehmen und in andere 
Landesgegenden, .Wallis, Umerland usw., umzusiedeln. Das 
kann aber frühestens in den neunziger Jahren wirksam wer­
den. Wir bemühen uns, auch den Landesteilen, die viel Militär­
präsenz aufweisen, im Rahmen des Projektes Koberio, eine 
entsprechende Abgeltung zuteil werden zu lassen. Das Pro- · 
jekt ist aber noch nicht ausgereift. Ein typisches Beispiel einer 
Koberio-Massnahme ist die Verlagerung des Geniematerial­
parkes der Armee von Bremgarten nach Bilten, welche zurzeit 
projektiert wird, die uns aber gewisse Sorgen bereitet. Ich ver­
hehle Ihnen nicht, dass wir grosse Zielkonflikte haben werden. 
Die KMV muss umstrukturiert werden, wenn sie auch in Zu­
kunft ihre Aufgabe erfüllen soll. Einfache Aufgaben fallen stän­
dig weg, und anspruchsvolle, Stichwort Elektronik, nehmen 
zu, so dass hier ganz gewaltige Umschichtungen im Gange 
sind, die nicht leicht zu bewerkstelligen sind und die auch ge­
wisse lokale Konzentrationen unumgänglich machen. Es ist 
eine schwierige Aufgabe, unseren Willen zu dieser Dezentrali­
sation mit einer natürlichen Tendenz zur Konzentration zu ver­
einbaren, so dass eine regionalpolitisch gangbare Politik dar­
aus resultiert. Wir wollen das umsichtig und tatkräftig an­
packen, aber ich kann Ihnen nicht versprechen, dass wir im­
mer alle Wünsche erfüllen können. Ich muss mich noch einmal 
entschuldigen, dass mein Referat etwas lang geworden ist, 

aber Sie haben sehr viele und sehr detaillierte Fragen gestellt, 
die ich glaubte, beantworten zu müssen. , 
Ich bitte Sie, die verschiedenen Rückweisungs- .und Ableh­
nungsanträge abzulehnen undder Vorlage integral zuzustim­
men. 

Präsident: Das Wort für eine kurze persönliche Erklärung hat 
zuerst Herr Stappung, dann Herr Rechsteiner. 

Stappung: Die Ausführungen von Herrn Bundesrat Villiger 
zwingen mich zu einer persönlichen Erklärung im Zusammen­
hang mit meiner Aeusserung bezüglich der Gerüchte eines 
Angebotes für einen Verwaltungsratsitz in der Ascom. Es war 
nie meine Meinung, Herrn Dürig-den ich im übrigen ebenfalls 
schätze - zu diffamieren. Ich bin froh, dass sich meine An­
nahme, dass er ein solches Angebot ablehnen würde, bestä­
tigt hat Noch einen Hinweis auf das EMD betreffend den 
Schiesslärrn auf dem Waffenplatz Herisau-Gossau. Hier ver­
misse ich, Herr Bundesrat, leider auch heute die Zusicherung, 
dass die Werte der Expertenkommission Schiessplatz Bern­
hardzell auch bei Herisau-Gossau beachtet werden. Das war 
einer der Hauptgründe meines Rückweisungsantrages. Wir . 

· haben keine gesetzlichen Bestimmungen. Vorläufig gelten nur 
die Werte der Expertenkommission Bemhardzell. (Glocke des 
Präsidenten) Können Sie hier noch etwas ausführlicher sein, 
Herr Bundesrat? · 

Rechsteiner: 1. Aus den Ausführungen von _Herrn Bundesrat 
Villiger ist zum ersten Mal klar geworden, dass offenbar aus­
gerechnet bei einem Projekt von dieser Tragweite keine Auf­
lage des Umweltvertraglichkeitsberichtes und auch keine Mit­
wirkung der gesamtschweizerischen Umweltorganisationen 
vorgesehen ist, während sie schon bei einem grösseren Park­
haus zum Beispiel mitsprechen können. Ist das Ihr Ernst, Herr 
Bundesrat Villiger? Soll diese Mitwirkungsmöglichkeit aus­
gerechnet bei diesem grossen Projekt nicht bestehen? 
2. Sie haben zu den meisten Bereichen der Empfehlungen 
des Buwal zum Waffenplatz (Umweltverträglichkeitsprüfung) 
Stellung genommen, aber Sie haben nicht im Detail Stellung 
genommen zu den Folgerungen und Anträgen im Bereich des 
lärm$. Ist Ihnen eine Stellungnahme in diesem Bereich noch 
möglich? · . · 
3. Sie haben zugegeben, dass die Bestände in den neunziger 
Jahren ·zurückgehen würden. Ist dieser Bestandesrückgang 
quantifiziert worden? Ist ·unter Berücksichtigung dieser O!-fan-
tifizierung der Waffenplatz tatsächlich noch nötig? , . 

Bundesrat Villiger: ZUr ersten Frage von Herrn Rechsteiner. 
Das ist nicht mein Ernst, das ist die Rechtslage, und die habe . 
ich nicht zu verantworten. Das ist so beschlossen, stehtso in 
den Gesetzen. Sie können das nachsehen. Aber es ist natür­
lich die Aufgabe des Parlamentes-ob Sie den Kopf schütteln, 
Herr Bodenmann, oder' nicht Ich bin nicht Rechtsgelehrter,· 
ich habe diese Analysen machen lassen -. diesen Fragen 
nachzugehen und damit sicherzustellen, dass die Umweltver­
träglichkeit auch eingehalten wird. Wir tun. un~rerseits alles, 
damit das möglich wird. · 
Die Frage von ·Herrn Stappung ist nicht so leicht zu beantwor­
ten, denn Bemhardzell ist ein Modellfall. Das wird jetzt um­
gearbeitet, um dann mit der Zeit ständige Richtwerte zu be­
kommen. Ich kann Ihnen im Moment leider nicht mehr sagen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

Detailberatung-Discussion par articles 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule 
Proposition de 1a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
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Angenommen -Adopte 

Art.1 
Ant{ag der Kommission 
Abs.1 
Z(!stimmung zum Beschluss des Ständerates 

l 
Abs.2Bst.a 
Qojekt246· 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates . 

Minderheit I 
(Stappung, Aguet, ledergerber; Neukomm, Ott) . 
Rückweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, die Auflagen 
der Umweltverträglichkeitsprüfung zu berücksichtigen. 

Minderheit II 
(Ledergerber, Aguet, Neukomm, Ott, Rebeaud, Stappung) 
Der Betrag sei um 1 O Millionen zu kürzen (Anteil Schiessan­
lagen Breitfeld) und ein neues Konzept der Schiessanlagen 
unter Einbezug von elektronischen Simulatoren auszuarbei­
ten. 

Objekt248 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit · 
(Ledergerber, Neukomm, Ott, Stappung) 
Ablehnen. Es sei ein neues Konzept unter Einbezug elektroni­
scher Simulatoren vorzulegen. 

Abs. 2 Bst. b-d 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Brügger 
Objekt211 
Kürzung des Kredits um 63 710 000 Franken 
(80 000 000 anstatt 143 71 O 000 Franken) 

Antrag Schmid 
Objekt246 . 
Die geplanten 220 Parkplätze im Raum Breitfeld sind um min­
destens 180 Einheiten zu reduzieren. 
DerVerpflichtungskredit ist um den entsprechenden Betrag zu 
kürzen. · · 

Antrag Rechsteiner 
Objekt246 
Streichen 
Kürzung des Kredits um 34,5 Millionen Franken. 

Art.1 
Proppsition de la commission 
Al.1 . . 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Al.2/eta 
Objet246 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats · 

Minoritel 
(Stappung, Aguet, ledergerber, Neukomm, Ott) 
Renvoi au Conseil federal avec mandat de tenir compte des ef­
fets de l'impact sur I' environnement 

Minorit6ll 
(Ledergerber, Aguet. Neukomm, Ott, Rebeaud, Stappung) 
le credit doit etre reduit de 1 o millions (part destinee aux instal­
lations de tir de Breitfeld). II y a lieu, en outre, d'elaborer un 
nouveau concept des installations de tir en tenant compte des 
simulateurs electroniques. 

57-N 

Objet248 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Ledergerber, Neukomm, Ott, Stappung) 
Refuse. II y a lieu d'elaborer un nouveau concept des installa­
tions de tir en tenant des simulateurs electroniques. 

Al.2/et.b-d 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition Brügger 
Objet211 
Reduire le credit de 63 71 O 000 francs. . 
(80 000 000 au lieu de 143 71 o 000 tran'cs) 

Proposition Schmid 
Objet246 
Reduire d'au moins 180 unites les 220 places·de stationne­
ment prevues dans la region de Breitfeld. 
Le credit d'engagem~nt est reduit d'autant. 

Proposition Rechsteiner 
Objet246 
Bitter 
Reduire le credit de 34,5 millions de francs. 

Präsident: Mikel 1 bereinigen wir aufgrund des Verzeichnis­
ses der militärischen Bauten auf den Seiten 2 und 3. 

Der Antrag Schmid ist zurückgezogen 

Abs.1-Al.1 
Angenommen-Adopte 

Abs. 2 Bst a-AI. 2 let a 

Objekt211-0bjet211 

Abstimmung-Vote 

Für den Antrag Brügger 
Für den Antrag der Kommission 

Objekt 246-0bjet 246 

Abstimmung-Vote 

35Stimmen 
127Stimmen 

· Erste Eventualabstimmµng-Premiervote preliminaire 
Für den Antrag der Mehrheit 128 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit 1 42Stimmen 

Zweite Eventuatabstimmung-Deuxieme vote preliminaire 
Für den Antrag der Mehrheit 140Stimmen . 
Für den Antrag der Minderheit II 30 Stimmen 

Definitiv-Definltivement 
Für den Antrag Rechsteiner 
Für den Antrag der Mehrheit 

Objekt 248-0bjet 248 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antra~ der Minderheit 

Abs. 2Bst b-d-Al.2/et b-d 
Angenommen-Adopte · 

Art.2,3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

30Stimmen 
139Stimmen 

141 Stimmen 
26Stimmen 
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Motion du Conseil.des Etats (Gadient) 1694 N 

Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung- Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

88.333 

Motion des Ständerates (Gadient) 
Eidgenössischer Ombudsmann 

132Stimmen 
15Stimmen 

Motion du Conseil des Etats (Gadient) 
Mediateur federal 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 551 hiervor - Voir page 551 ci-devant 

~------
~ller Hanspeter: In der SVP-Fraktion hat man die Frage der 
Sc~ffung eines eidgenossischen Ombudsmannes einge­
hen diskutiert. Dabei tauchten - ich muss Ihnen das geste­
hen uch recht viele Zweifel an der Notwendigkeit und Wirk­
samk · dieser Einrichtung auf. So wird zum Beispiel in ländli­
chen G'eQenden der Parlamentarier bestimmt nach wie vor 
Ombuds~nn-Funktionen ausüben. Er bzw. sie bleibt Ver­
trauensma oder Vertrauensfrau und spielt die Mittlerrolle 
zwischen Bü er und Staat. Im weiteren ist zu sagen, dass der 
Kontakt mit s ichen Instanzen, der für viele unbefriedigend 
oder frustrieren sein· kann, weitgehend auf Vollzugsebene 
passiert, und Voll g geschieht eben mehrheitlich auf Stufe 
Kanton und Gemei e. 
Es ist nun aber eine atsache, dass sich der einzelne im zu­
nehmend dichteren setzes- und Vorschrittengestrüpp im­
mer weniger zurechtfin et, dass damit die Anonymität des 
Staates wächst und das immer mehr Bürger eine Orientie­
rungshilfe benötigen. De~mbudsmann könnte damit also 
nicht nur Klagemauerfunkt n haben, sondern auch eine Art 
Auskunftsstelle sein. Wenn e Ombudsmann mithelfen kann, 
dieses Verhältnis des Bürgers·,u seinem Staat zu verbessern, 
wenn der Ombudsmann bei Bürger Verständnis für Vor­
gänge im Staat wecken kann, w nn er beitragen kann, offen­
sichtliche Mängel wie etwa Betrie blindheit in der Verwaltung 
auszumerzen - dazu braucht es ja "cht immer unbedingt Bü­
ros a la Hayek -, dann scheint mir d Ombudsmann gerecht­
fertigt. Zumindest ist es gerechtfertigt, ass wir diese Frage nä­
her prüfen. Wunder darf man aber wohl aum erwarten. 
Mit der Zustimmung zur Motion schaff wir die Ombuds­
mann-Einrichtung ja noch nicht. Wir erm liehen aber - das 
scheint mir wesentlich zu sein -, die seit Ja en in einer Bun­
desschublade liegende Vorlage zu diskutier und dann auf­
grund konkreter Bestimmungen über Aufg , Kompeten­
zen, Umfang, Kosten usw. zu entscheiden. 
Aus diesem Grunde empfehle ich Zustimmung zu 
Ständerates, auch wenn wir offen gestanden w 
Vortage nicht vor lauter Begeisterung von den Sitzen 

\önnen. Demzufolge ist es auch weniger wichtig, ob Wir 
B~ehren als Motion oder als Postulat überweisen. Wie 
da\is der Wille vorhanden ist, das Problem einmal im 
me~ auszudiskutieren, und dass wir dann diesen Wil 
Bu rat zur Kenntnis bringen. Die ablehnende Haltung d 
Bunde ates wird nicht so recht verstanden, handelt es · 
doch nie um eine komplexe und riesig grosse Vortage. 
In der chri~· -demokratischen Fraktion ist die Frage Po 
lat oder Mo n eingehend diskutiert worden. Die einen 
warteten die nverbindliche Form eines Postulates, ctam· 
Bundesrat de Zeitplan bei der Entwicklung der Vorlage fest­
legen kann. Di andern sehen in der Motion den Auftrag an 
den Bundesrat, ·e bereits in der Schublade liegende Vorlaga 
baldmöglichst de Parlament zu unterbreiten, weil das Volk 
erwartet, dass man ·ese Frage einmal prüft. Beide Auffassun. 
gen sind vertretbar. 
Persönlich bin ich für · Ueberweisung der Motion, denn ats 
Postulat ist das Proble schon 1981 dem Bundesrat über­
wiesen worden, ohne da s die Vorlage, die bereitliegt, dem 
Parlament unterbreitet wor en wäre. 

\ ;:. 

M. Martin: Une administrat;~n de plus, un rouage de p~ 
dans l'administration federall!!? C'est la question que l'on 
pourrait se poser a l'egard de la\reatiori eventuelle d'un poste 
de mediateur de la Confederatiok). 
En fait, ce n'est pas pour compliq~er les choses que la propo­
sition estfaite mais, au contraire, p~r les simplifier. En effet, je 
pense qu'il n'est pas difficile de de ontrer que les rouagesde 
l'administration sont toujours plus c mpliques aujourd'hui, et 
que certaines personnes peu habitu~s peuvent s'y perdrent 
II arrive aussi que certains dossiers re'$tent bloques ou subis­
sent un retard inadmissible a l'egar de ceux qui se sont 
adresses ä l'administration. C'est la r ·son pour laquelle je 
vous propose de donner suite ä la motio du Conseil des Etats 
demandant la creation d'un poste dem' ·ateur federal. 
Quel serait son röle? II s'agirait avant tout d'orienter les gens 
qui ont de la peine ä s'y retrouver da s l'administration 
federale, je viens d'y faire allusion. Mais un autre fonction, a 
mes yeux plus importante encore, consiste enqueter dans 
les departements au cas Oll une procedure endrait trop de 
temps et au cas Oll un dossier aurait ete mis d un tiroir. Cela 
arrive malheureusement et il est bon qu'en dehqrsmäme dela 
hierarchie, une personne puisse s'adresser af~ responsable 
neutre afin d'etre entendue. • \ - - . 
Qu'on nous comprenne bien. II ne s'agit pas de;\ eer un pou­
voir parallele; il ne s'agit pas de pouvoir, puisqu l'ombuds­
man, le mediateur n'aurait aucune competence d declsion. 
La seule chose qu'il pourra faire sera de signalerqu' n dossier 
n'a pas subi le traitement qu'il aurait du suivre. C'es cela son 
röle, et non de se substituer aux autorites qui ont te desi­
gnees pour prendre les decisions. 
En conclusion, je vous propose d'accepter la motion u Con­
seil des Etats et de renoncer ä la transformer en po lat. En 
effet, un postulat allant dans le meme sens a ete depo e il y a 
quelques annees et il a ete examine, le Conseil fader I s'est 
determine de fa90n negative ä ce sujet; la seule ibilite 
serieuse que nous ayons de relancer ce projet raste la 
Je vous invite donc a suivre la motion proposee par le 
des Etats. 

Weder-Basel: Die Verwaltung nimmt ständig zu, und die on­
trolle hält mit diesem Wachstum nicht Schritt, nimmt also t­
sächlich ab. Mit der Expansion der Verwaltung laufen wir au h 
Gefahr, dass der Machtmissbrauch zunimmt, und daher wi 
es künftig nötig sein, eine besondere, aufsichtsführende In"'\ 
stanz einzuführen. In Zürich kennt man den Ombudsmann seit \. 
Beginn der siebziger Jahre, in Basel und Baselland kennen wir · 

Schnider: Auch wenn hier jetzt über Vorzüge und Na teile, ihn seit kurzer Zeit und haben mit ihm ausgezeichnete Erfah-
über Wünschbarkeit und Nutzlosigkeit der Institution m- rungen gesammelt. Der Ombudsmann kontrolliert, er hebt nie 
budsmann gesproahen wird, müssen wir uns im klaren s in, einen Verwaltungsakt auf, er kann dies auch gar nicht, nicht 
dass es bei unserem heutigen Entscheid nicht darum geht, ·a einmal, wenn ihm ein Verwaltungsentscheid als unbillig oder 
oder nein zu einem eidgenössischen Ombudsmann zu sage ungerecht erscheint. Ebensowenig kann er Abänderungen 
Vielmehr geht es darum, ob wir dem Bundesrat den Auftrag er- \ von Entscheiden bewirken. Das neue Amt - und das sage ich 
teilen, dem Parlament einen Vorschlag zu unterbreiten, über ' ganz speziell dem Herrn Bundesrat und seiner Verwaltung -
den wir in aller Ruhe und mit dem nötigen Wissen diskutieren ändert überhaupt nichts an der bestehenden Kompetenzord· 
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freigemacht werden konnten. Damit wurden zu Recht die Ver­
besserung der Kampfkraft durch Beschaffung neuer Waffen­
systeme wie Panzer Leopard, Stinger usw. und die Kampfwert­
steigerung bestehender Waffensysteme angestrebt und zu ei­
nem guten Teil auch erreicht. 

,---------------------

Es ist unüttersehbar, dass sich seit dem Beschluss über das 
letztjährige Rüstungs- und Bauprogramm in der Welt, vor al­
lem in Europa, Veränderungen ergeben haben, die man noch 
vor wenigen Monaten für undenkbar hielt. Präsident Reagan 
wurde als Utopist verspottet, als er Mitte 1989forderte, die Ber­
liner Mru:.ter müsse weg. Die vermeintliche Utopie als Bedin­
gung für ein neues Verhältnis zwischen West und Ost hat sich 
in atemberaubendem Tempo very.,irklicht. Was im Osten fest­
gefügt erschien, ist in gewaltigem Mass in Bewegung geraten. 
Ob diese Entwicklung halten kann, was sie verspricht, steht 
noch nicht mit letzter Gewissheit fest. Vieles scheint nicht in er­
ster Linie der Ueberzeugung zu verdanken zu sein, dass das 
kollektivistische kommunistische Gesellschaftssystem mit sei­
nem menschenverachtenden Charakter versagt hat. Vielmehr 
zwingt offenbar die katastrophale wirtschaftliche Lage in den 
osteuropäischen Ländern zur Umkehr. Gewiss sehnen sich 
die Menschen in Osteuropa nach Freiheit. Ob die Veränderun­
gen in ihren Ländern ihnen die Freiheit bringen wird, wie wir 
sie verstehen und zu Recht verteidigen, können wir heute 
noch nicht mit letzter Gewissheit sagen. 

* !t 
tf: 
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Botschaft und 8eschlussentwurfvom 4. April 1990 (881 II, 489) 
1 Message et projet d'arr~te du 4 avril 1990 (FF II, 453) 

Le president: Je vous donne quelques indications sur la pro­
. cedure que nous allons suivre. 

,, Nous aurons d'abord un debat d'entree en matiere sans abor­
,,· der l'objet Neuchlen-Anschwilen. Nous aurons les rappor­
i teurs de la commission, la proposition de renvoi de M. Boden­

·" mann, les porte-parole des groupes, les orateurs individuels 
puis nous donnerons a nouveau la parole aux rapporteurs de 
la commission et bien sür au Conseil federal. 
L'entree en matiere n'etant pas combattue, nous voterons sur 
la proposition de renvoi. Nous passerons ensuite a la discus­
sion par articles en prenant l'appendice 1. Nous aurons les 
propositions de minorite Ledergerber au poste 211 et, au pos­
te 232, le probleme de Neuchlen-Anschwilen, nous aurons 
des propositions de minorite Ledergerber, Günter, ainsi que la 
proposition de minorite Rebeaud et la motion Rechsteiner. 
Nous nous prononcerons ensuite sur l'arrete federal, article 
par article, puis sur l'ensemble, et ensuite sur la motion Rech­
steiner. 
Je souhaite a Mme Ursula Ulrich un bon anniversaire, car alle 
a sa fete aujourd'hui. (Applaudissements) 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 
Minderheit 
(Bodenmann, Aguet, Ledergerber, Neukamm) 
Eintreten und Rückweisung der Baubotschaft 1990 an den 
Bundesrat 

Proposition de la commission 
Majorite 
Entrer en matiere 
·Mfnbrite 
(Bodenmann, Aguet, Ledergerber, Neukomm) 
Entrer en matiere et renvoi du programme des constructions 
de 1990 au Conseil federal 

Feigenwinter, Berichterstatter: Das Armeeleitbild bildete bis­
her den langfristigen Bezugsrahmen für die jeweils mehrere 
Legislaturperioden umfassende Rüstungs- und Investitions­
politik unserer Armee. Der Bundesrat hat sogenannte Aus­
bauschritte verabschiedet, denen das Parlament generell zu­
stimmte. In der Legislaturplanung 1988 bis 1991 sollte der In­
vestitionsrahmen im Bauwesen durch flrioritätensetzung und 
Kostensenkungsmassnahmen so tief gehalten werden, dass 
möglichst viele Mittel für die Rüstungsmaterialbeschaffung 

Eines aber scheint gewiss: Noch nie im 20. Jahrhundert be­
stand so viel Aussicht auf Entspannung und Abrüstung in Eu­
ropa Noch nie war die Hoffnung auf die Durchsetzung der 
Menschenrechte auf unserem Kontinent so gross wie heute. 
Dieser Prozess ist hoffnungsvoll, er ist aber noch längst nicht 
abgeschlossen. Noch hören wir viele Worte und sehen wenig 
Taten, weil diese bekanntlich mehr Zeit brauchen. 
Europa ist daran, ein neues Haus zu bauen, in welchem West 
und Ost Platz finden. Aber man beugt sich immer noch über 
die Grundrisspläne dieses Hauses. Der Wille zur Einigung 
scheint dazusein. Die Einigung selber, das Fundament, ist 
noch nicht gefunden. Erstmals in der Geschichte der Schweiz 
zeichnet sich die Möglichkeit ab, dass die Frontlinien nicht 
mehr bei uns oder in unserer Nachbarschaft verlaufen. Der 
Sinn der Neutralität und die abwehrende Haltung nach allen 
Selten scheinen aufgrund kommender Entwicklungen in 
Frage gestellt. Sie müssen neu überdacht werden. Ebenso 
wie die wirtschaftliche Stellung der Schweiz in Europa neu 2' 
definieren ist, wird man auch nicht darum herumkommen, die 
militärische Stellung und Aufgabe der Schweiz zu hinterfragen 
und entsprechend den gegenwärtigen und zukünftigen Ent­
wicklungen neu festzulegen. Der Umstand, dass diese Ent­
wicklungen noch in vollem Fluss sind, macht die Neubeurtei­
lung der Lage nicht leichter, sondern wesentlich schwerer als 
bisher. 
Der Bundesrat ist keineswegs untätig geblieben. Eine neue si­
cherheitspolitische Lagebeurteilung ist im Gang, und das Pro­
jekt «Armee 95» ist eingeleitet. Dass der Ausgangspunkt die­
ser Untersuchungen teilweise andere Motive hat, kann den 
Wert der eingeleiteten Operationen nicht schmälern. Wesent­
lich ist dabei nur, dass die aktuelle Bedrohungslage und der 
Gang der Abrüstungsgespräche sowie der Abrüstungs­
schritte einfliessen. Wesentlich scheint zudem auch, dass 
Massnahmen, die sich als in jedem Falle notwendig erweisen, 
auch bei uns sofdrt ein9Sleitet werden. Der sichere Boden soll 
und darf aber nicht verlassen werden. 
Uebertragen auf die konkrete Vorlage des militärischen Bau­
programmes führt das zu den folgenden Ueberlegungen, die 
der Meinung des Bundesrates und der Kommissionsmehrheit 
entsprechen: 
1. Soweit sich Bauten als Folge bereits beschlossener oder in 
Verwendung stehender Waffensysteme als notwendig erwei­
sen, sind sie auszuführen. 
2. Es ist auf Bauten zu verzichten, welche die jetzige Konzep­
tion zementieren und eine neue Konzeption unserer Armee 
präjudizieren würden. 
3. Bereits beschlossene und in Ausführung stehende Bauten 
sind fertigzustellen. 
4. Das Schwergewicht des Bauprogramms ist auf Ausbil­
dungsbauten zu legen, welche einerseits ein~ zeitgemässe 
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Unterbringung der Truppe und andererseits eine Ausbildung 
unter möglichst guten Bedingungen ermöglichen. Damit wird 
das Schwergewicht des Bauprogrammes eindeutig auf die 
Ausbildungsbauten verlegt, welche heute ziemlich genau 
40 Prozent der rund 370 Millionen Franken umfassenden Bau­
botschaft ausmachen. Bundesrat und Kommissionsmehrheit 
sind der Auffassung, dass Ausbildungsbauten in jedem Fall 
notwendig sind, und zwar ohne Rücksicht auf die künftige Ver­
teidigungskonzeption der Schweiz. 
Es kann auch in einer veränderten Bedrohungslage und bei 
entsprechend verändertem Auftrag unserer Armee davon aus­
gegangen werden, dass sowohl Armee wie allgemeine Wehr­
pflicht bleiben. Das entspricht im übrigen dem klaren Ausgang 
der Armee-Abstimmung vom 26. November 1989, aber auch 
der möglichen künftigen Sicherheitskonzeption der KSZE, in 
der niemand, aber auch gar niemand, über die Abschaffung 
von Armeen diskutiert und in der das Prinzip der Selbstvertei­
digung ausdrücklich unbestritten bleibt. Das Bauprogramm 
umfasst nach den Beschlüssen der Kommission Verpflich­
tungskredite von rund 370 Millionen Franken. Das sind rund 
40 bis 70 Millionen Franken weniger als die Bauprogramme 
1987 bis 1989. Die Kürzung konnte,erzielt werden, weil ins­
besondere auf Kommandoposten für Heereseinheiten ver­
zichtet wurde. Für Sperrstellungen sind 37 Millionen Franken 
eingesetzt, damit die 1986 beschlossenen Waffensysteme 
auch eingesetzt werden können. 24,7 Millionen Franken sind 
für die .Unterbringung und Anpassung der 1988 beschafften 
Richtstrahlstationen R-915 der Bodenfunkausrüstungen der 
Flugwaffe und das neue Flugplatz-Luftraumüberwachungs­
radar nötig. Es handelt sich ausschliesslich um Folgekosten 
für bereits beschaffte Systeme. 
Im Logistikbereich werden Verpflichtungskredite von insge­
samt 71,9 Millionen Franken beantragt. Grösster Posten ist da­
bei ein Neubau des Zeughauses Sursee mit einer zentralisier­
ten Wäscherei, wie sie im Prototyp bereits auf dem Waffenplatz 
Thun betrieben wird. Ebenso fallen darunter die Unterhalts­
und Einstellhallen für die letztes Jahr beschlossenen Super 
Puma im Betrag von 31,26 Millionen Franken. 
Ausbildungsbauten bilden - wie gesagt- das Schwergewicht 
der Baubotschaft uhd umfassen nach den Beschlüssen der 
Kommission rund 146 Millionen Franken. Darunter fällt ins­
besondere die zweite Tranche von 49,3 Millionen Franken für 
die schon letztes Jahr beschlossene Waffenplatzanlage Heris-
au-Gossau. · 
Die Mehrheit den Kommission schlägt Ihnen hier zusätzlich 
auch den Beschluss über die dritte Etappe im Betrag von 
11,65 Millionen Franken vor. Ich komme in der Detailberatung 
auf diesen Antrag zurück. , 
Ebenfalls wird eine neue Kasernenanlage in Airolo im Betrag 
von 32, 7 Millionen Franken zum Beschluss vorgeschlagen. 
Die erste Anlage (Herisau-Gossau) ist - wie Ihnen ja bekannt 
sein dürfte - bestritten und wird Gegenstand der Detaildebatte 
sein. Die zweite Anlage (Airolo) sowie weitere Ausbildungs­
bauten in Payeme und Sitten sind bis heute unbestritten. 
Die beantragten ZUsatzkredite von insgesamt 9,73 Millionen 
Franken sind ausgewiesen und halten sich im Rahmen. 
Die Kommission hat mit 16 zu 4 Stimmen Eintreten auf die 
Baubotschaft beschlossen und den gestellten Rückweisungs­
antrag abgelehnt. Aus den eingangs dargelegten sicherheits­
politischen Ueberlegungen besteht nach Auffassung der 
Kommissionsmehrheit kein Anlass, die Vortage zurückzuwei­
sen. Sie trägt- wie gesagt - der heutigen verWl(lerten Bedro­
hungslage Rechnung und legt das Schwergewicht auf verbes­
serte Ausbildungsstätten für unsere Armee. 
Ich beantrage Ihnen daher namens der Kommissionsmehrheit 
Eintreten auf die Vorlage und Abweisung des Rückweisungs­
antrages. 

M. Leuba, rapporteur: Le Programme des constructions de 
1990, tel qu'il est presente par le Conseil federal, s'eleve a 
358, 14 millions de francs. Ce programme est inferieur a celui 
des annees 1987 a 1989, qui depassait chaque fois les 400 mil­
lions. Cette reduction ne correspond pas ä une diminution de 
la volonte de defense mais a une necessite, les credits de paie­
ment, tets qu'ils resultent des budgets annuels, manifestant 

une tendence serieuse ä la baisse, vu 1a situation des finances 
federales. Mais, moins on ade moyens ä disposition, plus il est 
important d'effectuer des choix entre ce qui est indispensable, 
ce qui est necessaire et ce qui n 'est qu'utile. Le Conseil federal 
souhaite, conformement aux voeux du chef du departement, 
Enettre davantage l'accent sur l'infrastructure de l'instruction, 
au detriment des depenses de renforcement du terrain. 
A cet egard, deux remarques paraissent s'imposer, qui sont 
suscitees par 1a lecture du message: premierement, l'intro­
duction d'armes sophistiquees et dont 1a munition est fort 

· chere necessite le recours de plus en plus frequent ä des ins­
tallations de simulation qui rendent necessaire, ä leur tour, 1a 
.construction de bätiments adaptes. C'est d'ailleurs aussi une 
consequence de l' exiguile du territoire suisse et de ta difficutte 
d'y trouver des places de tir adequates. 
Deuxiernement, nos jeunes concitoyens ontle droit - c'est 
l'avis de votre commission comme celui du Conseil federal -
de beneficier de conditions de logement et d'instruction qui 
correspondent aux exigences de la fin du XX:e siecle. H ne 
s'agit bien entendu pas de creer une hötellerie a trois, quatre 
ou cinq etoiles, mais on ne peut pas motiver les jeunes pour la 
defense nationale si les moyens techniques que I' on rnet aleur 
disposition doiventfaire l'objet d'une instruction dans des con­
ditions et avec des moyens archaiques. La construction ou re­
construction de la caserne de Neuchlen-Anschwilen ou Heris­
au-Gossau, sur laquelle nous reviendrons, comme celle d'Al­
rolo, les installations pour simulation de tir Stinger et DCA 
legere 20 mm de Payeme et le remplacement des baraques 
folkloriques de l'ecole de pilotes de Sion obeissent indiscuta­
blement ä ces priorites. 
Les ouvrages de renforcementdu terrain representent 33 pour 
cent ou 118,2 millions de francs. Ces rnontants sont donc di­
rectement consacres ä l'amelioration de 1a puissance comba­
tive de notre armee. 20 pour cent ou 71,96 millions serviront a 
des ouvrages de logistique, essentiellement des agrandisse­
ments et la renovation de l'arsenal federal de Sursee. Mais, 
conformement ä ce qui a ete dit tout ä !'heure, l'accent princi­
pal a ete mis sur les constructions en faveur de l'instruction, 
soit 135 millions de francs (38 pour cent) du credit d'engage­
rnent. Enfin, 9,3 millions constituent des credits supplementai­
res pour des objets acceptes anterieurement. 
Comme chaque annee et conforrnement a son reglement; Yo­
tre commission a procede, par sous-commissio"-, ä la visite 
d'un certain nombre d'objets. Ces visites sont importantes, car 
elles perrnettent aux membres de 1a Commission des affalres 
militaires de voir in situ de quoi il s'agit. La sous-commission, 
qui s'est occupee des casemes de Neuchlen-Anschwilen sur 
la ptace d'armes d'Herisau-Gossau, a eu aussi l'occasion de 
s'entretenir avec des· partisans et des adversaires de cette 
place. 
La Commission des affaires militaires s'est livree a un long 
debat d'entree en matiere apres qu'un de ses membres a pro­
pose le renvoi au Conseil federal. Cette proposition sera re­
prise tout a l'heure comme amendement de minorite dont les 
motifs vous seront exposes par notre collegue Bodenmann. 
La discussion a porte sur les modificatlons survenues cette · 
demiere annee, notamment dans les pays de l'Est, sur les dis­
cussions intensives concemant le desarmement et sur l'in­
fluence de ces evenements ainsi que sur la conception de la 
menace sur la politique de securite de la Suisse. On s'est de­
mande egalement quelles consequences il y avait lieu de tirer 
de la votation du 26 novembre et, enfin, si le Programme des 
constructions de 1990 est bien compatible avec la reforrne de 
l'arrnee 1995. II s'agit evidemment d'eviter que des construc­
tions programmees, mais pas encore executees, deviennent 
inutiles avec le plan «Armee 1995». 
Pour la majorite de la commission, un programme de cons­
tructions ne peut etre qu'un programme a longue echeance, 
qui ne saurait etre modifie au gre de circonstances trop recen­
tes pour que l'on puisse juger de leur permanence. Au sur­
plus, pour l'essentiel, les constructions pour lesquelles les 
credits d'ouvrages vous sont demandes sont necessaires, 
des le moment ou, conformement ä la volonte populaire ex­
primee le 26 novembre, la Suisse doit continuer ä avoir une 
armee. La majorite de la commission est egalement d'avis que 
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la discussion generale sur la direction que doit prendre notre 
defense nationale doit avoir iieu a propos du rapport du Con­
seil federal sur notre politique de securite et non apropos d' un 
message sur les constructions, qui se prete mal a des modifi­
cations fondamentales, si tant est que celles-ci soient neces­
saires. II tombe en effet sous le sens que ni l'amelioration des 
conditions de logements pour les services d'instruction, ni 
celles des conditions d'instruction proprement dites ne sau­
raient etre remises en cause par la situation internationale ou 
par «Armee 95». II en va pour l'essentiel de meme, c'est du 
moins l'avis de la majorite, pour les constructions de la logisti­
que ou celles touchant au renforcement du terrain, comme 
d'ailleurs pour les depenses tendant a la protection de l'envi­
ronnement. L' entree en matiere a ete des lors votee par 16 voix 
contre4. 
Deux objets ont ete le sujet de discussions nourries: un credit 
de 56,5 millions pour l'infrastructure de commandement et le 
credit pour la caserne de Herisau-Gossau de 49,3 millions. 
Les constructions pour les structures de commandement con­
cernent le commandement superieur. Ces Installations sont 
strictement secretes. Seule la Delegation des finances a le 
droit de conna1tre les couts d'execution. La procedure paraft 
conforme aux prescriptions sur l'exploitation des finances, 
nous y reviendrons dans la discussion par articles. II appar­
tient au Conseil tederal de decider quels renseignements 
complementaires il entend encore donner. 
Une minorite de la Commission des affaires militaires estime 
qu'elle ne peut pas voter de credits sur la base de renseigne­
ments qu'elle estime insuffisants. Elle s'est elevee contre le 
manque de confiance du Conseil federal a l'egard de la com­
mission. Son point de vue sera developpe"dans la discussion 
dedetail. 
La majorite, au contraire, estime qu'il y a lieu de faire confiance 
au Conseil federal sur la base des renseignements, a vrai dire 
succints, qui lui sont fournis. Mais la commission a demande 
au Conseil tederal de reexaminer la question du secret a 
l'egard de la Commission des affaires militaires. 
Une tres large discusion s'est engagee sur le projet de Neu­
chlen-Anschwilen. Rappelons que le 6 octobre 1989, les 
Chambres ont vote un credit de 34,5 millions pour la premiere 
etappe, cette fois c'est un credit d'engagement de 49,3 mil­
lions qui est demande. Une troisieme etappe devrait suivre 
pour la construction d'une halle a usages multiples, qui serait 
ouverte aussi aux civils, d'un emplacement pour combats de 
localites et d'un stand de tir a courte distance. Au moment ou 
la commission a siege, on prevoyait pour cette tranche un 
montant de 12,97 millions; dans un message complemen­
taire, le Conseil federal nous informe qu'un montant de 11, 
65 millions serait suffisant. La commission a ete saisie des 
quatre propositions que vous retrouverez d'ailleurs dans la 
discussion: une proposition de renvoi, une proposition de re­
jet, une proposition d'ajouter au credit 13 millions pour la troi­
sieme etappe, une proposition d'autoriser le Conseil federal a 
suspendre !es travaux pour consulter !es populations concer­
nees. 
La proposition de renvoi a ete repoussee par 11 voix contre 4 
et 3 abstentions. La proposition d'ajouter 13 millions pour join­
dre la troisieme etape a la deuxieme a ete acceptee a la maJo­
rite; la proposition de suspension a ete rejetee par 11 voix 
contre 6; enfin, le credit a ete adopte par 11 voix contre 5. Nous 
y reviendrons a l'occasion de la discussion de detail. 
L'agrandissement des boxes de l'aerodrome de Sion, qui fait 
l'objet de la demande de credit complementaire No 341 a 
aussi donne lieu a discussion. L'agrandissement est neces­
saire pour pouvoir abriter aussi, si cela se revele necessaire, 
des F/A-18. Une proposition de refuser ce credit a ete re­
poussee par 11 voix contre 5. 
En vote final, l'arrete federal a ete adopte par 11 voix contre 5. 

. La commission vous recommande des lors d'entrer en ma­
tiere. 

Bodenmann, Sprecher der Minderheit: Der Warschauer Pakt 
zerfällt, Länder wie Polen, Ungarn, die CSSR haben sich fak­
tisch bereits verabschiedet. Die einst im Stechschritt daher­
kommende DDR wird bald Bestandteil Deutschlands und 

wohl auch der Nato sein. Die Sowjetunion wird wenn nicht 
alle Anzeichen täuschen in mehrere Bestandteile zerfallen. 
Sie muss, will sie wirtschaftlich eine Chance haben, massiv ab-
rüsten. _ 
Wir haben heute zweifellos eine total neue Ausgangslage. 
Denkbar sind in Europa nur mehr lokal begrenzte militärische 
Konflikte. Auf der anderen Seite öffnet sich für uns die Möglich­
keit, ein System kollektiver Sicherheit in Europa zu schaffen 
und gleichzeitig die Armeeausgaben zu senken. Glaubt man 
den Ausführungen unseres Kommissionspräsidenten Feigen­
winter, teilt er die Einschätzung, aber die Konsequenzen sind 
ganz anderer Art. 
Wir sinci der Meinung, dass wir heute unsere Militärausgaben 
massiv senken können, schlicht und einfach deshalb, weil wir 
heute zu viel ausgeben. Wir geben bezogen auf das Bruttoso­
zialprodukt dreimal mehr für die Armee aus als Japan. Wir ha­
ben pro Quadratkilometer siebenmal mehr Soldaten, zehnmal 
mehr Panzer und achtzehnmal mehr Flugzeuge als Oester­
reich. Die Zahlen stammen von Herrn Däniker. Dass Sie über 
Oesterreich lachen, das ist Ihre Art, mit unserem Nachbarn 
umzugehen. Oesterreich wird von Herrn Maximilian Reimann 
mit Liechtenstein verglichen, das entspricht in etwa dem Ni­
veau der Debatte. (teilweise Heiterkeit) 
Wir müssen die neue Ausgangslage nutzen, um effektiv neue 
Konzepte und Abrüstungsschritte zu entwickeln. Statt dessen 
wird uns das EMD im Herbst einen Sicherheitsbericht präsen­
tieren, der praktisch nur vom Denken freisinniger Chefbeamter 
geprägt ist, ein Sicherheitsbericht, der nichts anderes sein 
wird als ein philosophisches Dach, ohne die anstehenden Fra­
gen zu beantworten. Gleichzeitig mit diesem Sicherheitsbe­
richt will uns das EMD auch die Botschaft zum F/A-18 bringen 
und uns vorschlagen, diese Kampfflugzeuge zu beschaffen; 
sie kosten bereits heute mehr als 100 Millionen Franken. Frü­
hestens Ende 1991 werden wir ein Armeeleitbild haben, das 
sich die Verantwortlichen im EMD nicht anders vorstellen kön­
nen als Fortschreibung der «Armee 95», die alles in allem nur 
ein Aufrüstungsprojekt ist. 
Wir stellen im EMD eine schreckliche Unbeweglichkeit fest, 
welche selbst den CVP-Nationalrat Oehler veranlasst hat, Ko­
stensenkungen bei den Armeeausgaben zu verlangen. 
Nichts eignet sich besser als das Bauprogramm des EMD, um 
jetzt Zeichen zu setzen, und zwar deshalb, weil der Grossteil 
der beantragten Kredite, die ja vorab für Ausbildungsbauten 
eingesetzt werden, keine Dringlichkeit besitzen, ganz im'Ue­
genteil. Ein Ueberdenken der Bauausgaben ist um so vor­
dringlicher, als diese Aufgaben nur mit grosser zeitlicher Ver­
zögerung verwirklicht werden. 
Dazu kommen einige aktuelle Probleme. Niemand von uns 
weiss, ob sich hinter den Positionen dieses Bauprogrammes 
nicht auch Ausgaben für die Una oder die Geheimarmee ver­
stecken. (teilweise Heiterkeit) Ihnen wird das Lachen noch ver­
gehen. Ich möchte den Bundesrat bitten, hier eine formelle Er­
klärung abzugeben, dass dies in dieser und in den letzten 
Baubotschaften nicht der Fall war und ist. 
Zu Beginn dieser Woche stellte der freisinnige Nationalrat 
Willy Loretan dem freisinnigen Departementsvorsteher Fragen 
bezüglich des Baues einer EMD-Strasse in das Gerental. Die­
ser wird. ebenfalls im Rahmen der Baubotschaftskredite ab­
gewickelt. Bundesrat Villiger ging nicht auf die Details ein und 
behauptete, die Gemeinde sei Bauherrin und für die Bewilli· 
gungen zuständig. Wahr ist: Die Gemeinde Obergestein zahlt 
keinen roten Rappen an diese Strasse. Sie wird zu 92 Prozent 
durch das EMD finanziert; der Rest der Gelder wird ausgerech­
net einem Fonds der «Glückskette» entnommen. Für den Bau 
dieser Strasse wie auch anderer EMD-Projekte liegt weder 
eine Baubewilligung noch ein bewilligtes Strassenprojekt vor. 
Der Wald wird ohne Bewilligung gerodet, Flussufer werden 
ohne Bewilligung zerstört. Damit diese Arbeiten über die 
Bühne gehen, wird eine Gemeinde als Strohmann vorgescho­
ben. 
Noch schlimmer ist die Informationspolitik des EMD gegen­
über der Kommission, wenn es etwa um das Problem der Füh­
rungsinfrastruktur geht, welche ebenfalls Bestandteil dieser 
Vorlage bildet. Hier stellte sich selbst Kommissionspräsident 
Feigenwinter schützend vor das EMD, um der Kommissions-
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minderheit selbst minimale Informationen vorzuenthalten. Wir 
werden im Verlaufe der heutigen Debatte noch ausführlicher 
über diesen Fall sprechen. Das EMD mit seiner Informations­
politik ist ein Staat im Staat, welcher Veränderungen nicht 
wahrnimmt. Aufgrund einer repräsentativen Umfrage sind 
83 Prozent der Bevölkerung gegen den Bau neuer Waffen­
platze. Trotzdem soll Neuchlen-Anschwilen nicht nur pro­
grammgemäss gebaut werden, nein, der entsprechende Kre­
dit soll sogar aufgestockt, der Bau beschleunigt werden I Man 
will hier offensichtlich ein Zeichen setzen gegen die Interessen 
der Mehrheit der Bevölkerung. Die Mehrheit der Bevölkerung 
möchte auch beim EMD massiv sparen, die Ausgaben ange­
sichts der veränderten Bedrohungslage senken. Die bürgerli­
chen Parteien wollen nach wie vor nichts davon wissen. Be­
reits heute hat die Hälfte der Bevölkerung den berechtigten 
Eindruck, dass die Schweiz in Sachen Abrüstung europäisch 
zu wenig tut. Wer sich die Details dieser Vorlage anschaut, und 
wir werden sie noch ausführlich diskutieren, stellt unschwer 
fest, dass das EMD weder die laufenden Veränderungen der 
militärischen Grosswetterlage noch das diese Veränderungen 
spiegelnde Bewusstsein und entsprechende Stimmungen in 
der Bevölkerung wahrnimmt. Wir beschliessen hier eine 
Grosswäscherei, obwohl wir nicht wissen, ob wir diese künftig 
im Rahmen massiv reduzierter Mannschaftsbestände an die­
sem Ort wirklich noch so brauchen. Vor der Kommission be­
tonte der Generalstabschef, man könne in einem solchen Fall 
halt notfalls auch die private Wäsche der Soldaten in dieser 
Grosswäscherei waschen. 
Wir beschliessen hier die Erweiterung der Hangars in Sitten, 
damit neu auch die F/A-18 Kampfflugzeuge darin Platz haben, 
obwohl der Flugplatz Sitten unmittelbar am Rand eines Wohn­
gebietes liegt und obwohl drei Viertel der Bevölkerung gegen 
den Kauf dieses Flugzeuges sind. Wir beschliessen hier den 
Ausbau eines neuen Waffenplatzes, obwohl wir in den kom­
menden Jahren die Mannschaftsbestände auf vermutlich 
150 000 bis maximal 200 000 Mann senken müssen, nicht weil 
dies die Mehrheit hier im Saal will, sondern weil uns die laufen­
den Abrüstungsverhandlungen dazu zwingen werden. 
Hier war nun beachtlich, was die beicien Kommissionsspre­
cher ausgeführt haben. Sie haben immer wieder betont, dass 
die Ausbildungsplätze unabhängig von den künftigen Ent­
wicklungen ausgebaut werden müssen. Ich frage Sie: Wenn 
wir die Mannschaftsbestände massiv reduzieren, hat das nicht 
auch eine Auswirkung auf die Zahl der Ausbildungsplätze? 
Der Kommissionspräsident schüttelt den Kopf. Ich glaube, 
das illustriert die Logik. CVP und SVP fordern eine Denkpause 
beim F/A-18. Sie möchten von seiten des EMD einen umfas­
senden Sicherheitsbericht erhalten, der aufzeigt, was wir in 
Zukunft allenfalls noch brauchen und was nicht. Das EMD sei­
nerseits ist aber nicht gewillt, einen solchen umfassenden Si­
cherheitsbericht zu erstatten. Es gibt keinen Grund, warum wir 
das gleiche Prinzip, das die Mehrheit im Saal beim F/A-18 an­
wenden will, nicht auch auf das Bauprogramm des Bundes 
anwenden sollen. Nur wenn wir das EMD zwingen, wird sich 
dieser schwerfällige und träge Apparat in Sachen Abrüstung 
Gedanken machen und für uns einen Sicherheitsbericht ver­
fassen, der nicht nur eine philosphisches Dach ist, sondern 
auch konkrete Abrüstungsschritte beinhaltet. 
Deshalb beantragt Ihnen die SP-Fraktion Rückweisung dieser 
Botschaft bis zum Vorliegen des entsprechenden Sicherheits­
berichtes samt anschliessender Diskussion hier im Rat. 

Günter: Unsere Fraktion befürwortet Eintreten auf das Ge­
samtpaket mit zwei Ausnahmen, nämlich das Geschäft 211, 
Geländeverstärkungen und Führungsinfrastruktur, und das 
Geschäft 232, Kaserne Herisau-Gossau, Waffenplatz Neuch­
len-Anschwilen. Beim Geschäft Führungsinfrastruktur werden 
wir uns mehrheitlich der Stimme enthalten oder dagegen stim­
men, da wir weder während der Entstehung noch zur Beurtei­
lung dieses Geschäftes beigezogen wurden. Die erst Ende der 
ersten Sessionswoche nachgelieferten Informationen haben 
erst recht zur Verwirrung und nicht etwa zur Klärung beigetra­
gen. Grundsätzlich ist unsere Fraktion der Meinung, dass ein 
Geschäft von demjenigen dem Rat vorgelegt werden soll, der 
darüber orientiert ist und hier eine kompetente Meinung ab-

geben kann. Wenn dies aus mir unerfindlichen Gründen die 
Finanzdelegation ist, soll diese dafür geradestehen. Ich erin­
nere hier nur daran, dass in diesem Gremium nur die SP, die 
CVP und die FDP vertreten sind. Wir von der LdU/EVP-Fraktion 
haben im heiklen Bereich Militär und vor allem in dessen Ge­
l'itiimbereich nicht genug Vertrauen. um blind darauf zu ver­
trauen, die Verantwortlichen täten dann schon das Richtige, 
auch wenn wir nicht genau wissen, was. 
Zudem hat sich nun bei den letzten Abklärungen herausge­
stellt, dass vom Riesenaufwand, der da getrieben wird, ein 
Grossteil möglicherweise gar nicht ins Militärbudget gehört, 
da er zivilen Zwecken dient und unter anderem auch für Kata­
strophenfälle geplant sein dürfte. Das Katastrophenszenario 
dürfte, so vermute ich, etwa identisch sein mit dem Gau, dem 
grössten anzunehmenden Unfall im Atomkraftwerk Mühle­
berg, vor den Toren Berns und damit vor unserer Hauptstadt. 
Dann aber sind die Kosten hier sowieso am falschen Platz; 
dann gehören sie ins EVED oder noch besser auf die Rech­
nung der BKW, weil diese sie mit ihrem Atomkraftwerk ja mit­
verursachen. 
Der zweite Punkt, der uns Mühe macht, ist der Waffenplatz 
Neuchlen-Anschwilen, die zweite Tranche, die den Kasernen­
bau Herisau-Gossau betrifft. Unserer Fraktion scheint es 
falsch, dass die Polarisierung nun von beiden Seiten geschürt 
wird, dass Objektivität und Sachlichkeit dabei auf der Strecke 
bleiben und das Ganze als Politprestige und Politcabaret en­
den soll, bei dem die bürgerliche Mehrheit schliesslich ihre 
Stimmkraft einsetzt anstelle von Argumenten. 
Der Antrag, nun nicht nur die zweite Tranche zu beschliessen, 
sondern demonstrativ gerade auch noch die dritte, kam typi­
scherweise von freisinniger Seite. Man hat den Eindruck, es 
gehe jetzt nach dem Motto «Nun erst recht, jetzt zeigen wir, wer 
der Stärkere ist». Wir glauben, dass das keine gute Entwick­
lung ist. 
Die Verhältnisse in Europa haben sich in den letzten achtzehn 
Monaten stark verändert. Die Völker Europas sind auch heute 
noch bedroht. nur sind die Gefahren anders geworden: Um­
weltzerstörung, Aids, Drogen, Atom, Nord-Süd-Ungleichge­
wicht und -Ungerechtigkeit mit Minderheiten sind Bedrohun­
gen, die genau so tödlich sein können wie Kriege und die 
wahrscheinlich auch, alles gerechnet, mehr Leute umbringen, 
als die fetzten Kriege insgesamt umgebracht haben. Die klas,. 
sischen militärischen Sicherheitsbedrohungen tijiben aber 
derart abgenommen, dass die Vorwarnzeit der Schweiz in ei­
nem möglichen Konflikt nicht mehr Wochen, sondern Monate 
bis Jahre beträgt. All das muss doch irgendwelche Auswirkun­
gen auf unsere Politik haben. Unsere Staatsausgaben müs­
sen doch für die Abwehr wirklicher Gefahren eingesetzt wer­
den, nicht für die Abwehr möglicher, hypothetischer und un­
wahrscheinlicher Gefahren. Daher wird die gegenwärtige Ent­
wicklung im militärischen Bereich zu Ausgabenkürzungen 
führen müssen. 
Alle laufenden Ausgaben, besonders die irreversiblen Bauin­
vestitionen, müssen sorgfältig neu evaluiert werden. Kürzere 
Wehrdienstzeiten gehören dazu - das hat Auswirkungen auf 
den Kasernenbau -. auch bei den Unteroffizieren und Offl;ie­
ren muss die Dienstzeit massiv heruntergesetzt werden. Bes­
sere Einteilung bei der Aushebung muss sodann dazu führen, 
dass die Ausgehobenen dort eingesetzt werden, wo sie aus 
dem zivilen Leben schon Kenntnisse haben. Die Frage der Di­
mension neuer Kasernen ist damit gestellt, und damit wäre ich 
konkret beim Thema Neuchlen-Anschwilen. Für die LclU/EVP­
Fraktion ist es unerklärlich, dass man ins Grüne hinaus eine 
Grossanlage bauen will, wie kein Privater und keine Industrie 
das dürften. Wir werden beim konkreten Antrag darauf einge­
hen, aber unsere Fraktion wird sicher den Minderheitsantrag 
auf Rückweisung unterstützen. 
Wir erwarten von Ihnen, Herr Bundesrat, dass Sie die nächste 
Budgetvorlage nicht nur einfrieren, sondern deutlich kürzen. 
Die Redimensionierung beim Budget muss für das nächste 
Jahr mindestens 10 Prozent betragen. Das sollte auch bei ei­
nem Betrieb wie dem EMD. möglich sein. Ich stelle fest, dass 
wir dieses Jahr aufgestockt haben. Nicht Kürzung an dem, 
was Sie möchten, meine ich, sondern Kürzung an dem, was 
wir ausgegeben haben. 
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Die Vorlage «Armee 95» ist nicht das Dringende, sondern das 
Nachdenken, wie unsere Wünsche an eine sich entwickelnde 
europäische Sicherheitspolitik aussehen müssten. Wir müss­
ten in der Schweiz darüber nachdenken, wie eine Sicherheits­
politik, die zumindest Mitteleuropa, die näheren Staaten des 
Ostens, inklusive Jugoslawien und die baltischen Staaten, die 
CSFR, Ungarn und die DDR miteinbezieht, für unser Land aus­
sehen müsste, welches unsere Zielvorstellungen sind. Dar­
über müssten wir heute eigentlich diskutieren, und nicht in er­
ster Linie darüber, welche Bunker wir bauen und welche Waf­
fen wir beschaffen wollen. 
Herr Bundesrat Villiger hat gesagt, das EMD sei ein schwerfälli­
ges Schiff, das mühsam zu wenden sei. Als Konzession daran 
treten wir auf diese Vorlage ein, mit Ausnahme der zwei er­
wähnten Positionen, der Führungsinfrastruktur, die uns zu 
gross ist und über die wir zu wenig wissen, und des Kasernen­
baus, den wir zurückweisen möchten. 

Begrüssung - Bienvenue 

Le president: J'aimerais saluer a la tribune des diplomates les 
membres du Reseau international de neologie et de terminolo­
gie qui tiennent leur cinquieme reunion en Suisse a l'invitation 
de la Chancellerie federale. A defaut d'un temps ensoleille, je 
leur souhaite des journees fructueuses et un agreable sejour 
tout de meme. (Applaudissements) 

M. Jeanneret: Le groupe liberal adhere sans reserve aux pro­
positions du Conseil federal et de la majorite de la commis­
sion, en se concentrant sur l'essentiel, l'attaque sur la place 
d'armes d'Herisau-Gossau, dont nous ne parlerons pas main­
tenant puisqu'il y aura un debat en la matiere et le renvoi au 
Conseil federal selon la proposition de M. Bodenmann. 
Deux evenements, depuis que nous traitions la derniere fois, 
l'an dernier, un tel rapport, ont surgi qui sont evoques par d'au­
cuns, la transformation de l'Europe de l'Est et la votation du 
26 novembre. 
Pour nous, ces deux evenements n'ont aucune consequence 
quant au projet presente, qui est un programme annuel dans 
le cadre d'une planification a long terme et d'un plan directeur, 
qui definit des priorites, et qui est un plan modeste, realiste, 
SOUple, deja adapte a l'evolution d'une Situation comme J'a 
rappele le president de la commission et le rapporteur de lan-
gue fran9aise. ' 
Si l'on veut faire du social, que l'on en fasse aussi dans le do­
maine militaire, que l'on s'occupe des recrues, de leur confort 
-je crois qu'on peut utiliser ce terme -c'est ainsi que nous au­
rons une armee de milice, ce que le peuple suisse a voulu 
dans sa tres grande majorite, c'est-a-dire des soldats qui con­
sacrent une partie de leur temps au Service du pays. lls doivent 
donc beneticier de conditions de qualite et nous ne compre­
nons pas comment certains milieux, qui ne cessent de parler 
du social, ne sont pas .les premiers a souhaiter que nos soldats 
puissent faire leur service militaire dans des conditions raison­
nables. Ce message s'est adapte a l'evolution, il fait une tois de 
plus - et nous l'avons souligne plusieurs tois a cette tribune -
un effort enorme - de 8 millions - dans le domaine de l'envi­
ronnement et l'on invoque la defense de la nature pratique­
ment a chaque page du message. 
Monsieur Bodenmann, vous n'aimez pas que nous riions 
quelque peu des propos que vous tenez a cette tribune. En ce 
qui conceme les considerations savantes que vous avez faites 
sur l'Europe de l'Est, qui sont peut-etre de la science-fiction, 
nous vous en laissons la responsabilite, .quant a nous - nous 
ne sommes pas savants - nous ne pouvons pas savoir ce que 
deviendra l'Europe de l'Est et l'URSS. Nous disons simple­
ment: en quoi, Monsieur Bodenmann, ce modeste projet met­
trait-il en cause un systeme de securite collective en Europa? 
En quoi ce modeste projet serait-il une agression de la Suisse 
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a une politique de paix en Europa? II suffit d'y reflechir, de po­
ser la question pour se rendre compte qu'elle est negative et 
que ce projet raisonnable et realiste n'est pas une atteinte de la 
Suisse a la politique de paix voulue en Europe. Ensuite vous 
dites que nous devons economiser parce que nous depen­
sons beauc.oup trop. 
Nous venons d'adopter !es comptes de 1989 et dans ces der­
niers, une fois de plus, la defense nationale est largement au­
dessous de la prevoyance sociale - ce qui a ete aussi le cas 
ces dernieres annees, soit 2 pour cent pour 1989. Si vous pre­
nez la part de la defense nationale dans l'ensemble des 
depenses de la Confederation, des cantons et des commu­
nes, le 7,4 pour cent se situe apres l'enseignement et la re­
cherche, apres la prevoyance sociale, apres la sante, apres les 
communications et l'energie. Ne venez donc pas dire que le 
Conseil federal et les Chambres ne tiennent pas compte de la 
situation pour adapter les depenses militaires. 
Enfin, en ce qui concerne le rapport de securite, vous dites, 
Monsieur Bodenmann, que c'est le Departement militaire 
federal ainsi que des fonctionnaires radicaux qui le preparent. 
Vous avez peu de confiance dans le Conseil federal, vous avez 
peu de confiance dans le chef du Departement federal des af­
faires etrangeres, Monsieur Felber, votre «compatriote» de 
parti - si c'est mon compatriote de canton, c'est votre compa­
triote de parti - croyez-vous que ce departement, croyez-vous 
que M. Felber va laisser passer un rapport fondamental sur 
notre politique de securite sans donner son avis? Vous n'avez 
donc aucune confiance dans le röle que ce departement peut 
jouer. A cette tribune meme, j'ai dit au nom de la Commission 
de gestion que la collaboration entre le Departement des affai­
res etrangeres et les autres departements, notamment le 
Departement militaire, etait une collaboration qui fonctionnait 
parfaitement. Non, le danger ne s'apprecie pas quand il se 
presente, c'est-a-dire trop tard, le danger se previent. Ce que 
nous propose le Conseil federal est raisonnable et modeste, 
nous vous engageons a le voter sans reserve. 

Hess Otto: Nachdem in der Eintretensdebatte über den Waf­
fenplatz Herisau-Gossau nicht gesprochen werden darf, 
werde ich mich sehr kurz halten und die Meinung der SVP zu 
dieser Frage in der Detailberatung vorbringen. 
Mit der Baubotschaft 1990 unterbreitet der Bundesrat ein Bau­
programm mit Verpflichtungskrediten von 348,41 Millionen 
Franken. Wird die dritte Ausbauetappe des Waffenplatzesl-te­
risau-Gossau vorgezogen, so beläuft sich der Kredit auf eine 
Summe von 360,06 Millionen Franken, dazu kommen die Zu­
satzkredite früher bewilligter Vorhaben. 
Die SVP steht einstimmig für diese Baubotschaft ein und lehnt 
sämtliche auf der Fahne aufgeführten Minderheitsanträge aus 
Ueberzeugung ab. Insbesondere begrüssen wir das Vorzie­
hen der dritten Ausbauetappe beim Kasernenbau Neuchlen­
Anschwilen, damit die Ersatzbaute zügig vorangetrieben wer­
den kann und das Ganze nicht in eine endlose Diskussion 
ausmündet. 
Das Schwergewicht dieser Vorlage, annähernd 40 Prozent 
des Verpflichtungskredites, liegt bei den Ausbildungsbauten. 
Es geht Vor allem um den Ersatz von veralteten, nicht mehr sa­
nierungswürdigen Unterkünften und Theorieräumen. Die SVP 
begrüsst die Verschiebung der Stossrichtung im Baupro­
gramm 90 von den Kampf- und Führungsbauten zu den Bau­
ten, die der Ausbildung dienen. Wenn wir bei der Armee spa­
ren wollen und müssen, weil das Volk nicht mehr bereit ist, die 
Rüstungsausgaben und Ausgaben für Bauten in bisheriger 
Höhe zu akzeptieren, so dürfen wir das ganz bestimmt nicht 
bei der Ausbildung tun. Eine Motivation der Jungen - derjeni­
gen, die auch künftig unsere Milizarmee mittragen sollen und 
werden - kann nur erfolg13n, wenn die,Ausbildung effizient ge­
staltet wird, ohne Leerläufe, ohne lange Transportwege, wo 
viel Zeit verbummelt wird. Sie kann nur erreicht werden, wenn 
den Rekruten und Soldaten in ihren Unterkünften anständige 
Bedingungen für Unterbringung, sanitäre Einrichtungen und 
Aufenthalt geboten werden. Dazu muss das Parlament qie ent­
sprechenden Rahmenbedingungen schaffen. 
Wenn die SVP geschlossen hinter diesem Bauprogramm 
steht, so heisst das nicht, dass wir das veränderte Umfeld be-
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züglich Bedrohungslage nicht zur Kenntnis genommen hät­
ten. Unsere Fraktion hat am 5. Juni 1990 eine Motion zur militä­
rischen Landesverteidigung eingereicht und darin gefordert, 
dass angesichts des veränderten sicherheitspolitischen Um­
feldes das bestehende Konzept unserer militärischen Landes­
verteidigung zu überprüfen und, wenn notwendig, den neuen 
Gegebenheiten anzupassen ist. Doch das vorliegende Bau­
programm hat keine präjudizierenden Auswirkungen auf die 
«Armee 95» und weitere, allfällig notwendige Anpassungen. 
Objekte, die in dieser Beziehung fragwürdig sind, wurden zu­
rückgestellt. Herr Bodenmann, wenn die Armee zahlenmässig 
reduziert werden soll, so vollzieht sich das bei den ältesten 
Jahrgängen der Wehrpflichtigen und ganz sicher nicht bei den 
Zwanzigjährigen, so dass Investitionen in die Ausbildung 
auch im Hinblick auf eine zahlenmässige Redimensionierung 
der Armee ohne Bedenken bewilligt werden können. 
Die SVP bekämpft den Antrag Bodenmann ganz entschieden. 
Die Armee-Abstimmung hat eindeutig zutage gebracht, dass 
eine überwiegende Mehrheit eine Armee will und dazu steht. 
Ich meine, dass eine Armee-Abstimmung einen grösseren 
Aussagewert hat als solche fragwürdigen Umfragen. Es geht 
nicht an, dass wir jede Militärvorlage in Frage stellen, wenn die 
notwendigen Kredite ausgewiesen sind. In der Schweiz befin­
den wir uns auf der Ebene einer reinen Verteidigungsarmee. 
Wenn im Osten auch allerhand in Bewegung geraten ist, so ist 
die Weltlage noch lange nicht sicher geworden. Bis andere Ar­
meen sich auf unseren Stand redimensioniert haben, ist es 
noch ein weiter Weg. Es sind noch immer gewaltige Waffen­
potentiale vorhanden. Es liegt in der Natur der Sache, dass 
man die Ausgestaltung der Armee von der momentanen Welt­
lage abhängig macht und dabei die dringend notwendige 
Langzeitstrategie vergisst. Es ist aber eine Illusion zu glauben, 
wegen der Vorkommnisse des letzten Dreivierteljahres wäre 
der Weltfrieden schon ausgebrochen. Die anbegehrten Kre­
dite sind notwendig, weil sie Bauvorhaben betreffen, die auch 
bei einer redimensionierten Armee notwendig sind. 
Ich bitte Sie deshalb im Namen der SVP, auf die Vorlage einzu­
treten, den Mehrheitsanträgen zuzustimmen und vor allem 
den Minderheitsantrag Bodenmann abzulehnen. 

M. Rebeaud: le groupe ecologiste n'a pas cru reconna1tre 
dans ce programme de constructions une occasion idoine 
pour refaire le debat sur !'initiative «Pour une Suisse sans 
armee». L'objet est trop mediocre pour justifier les grands 
developpements exprimes de part et d' autre. 
La plupart des credits qui nous sont presentes peuvent etre 
discutes du point de vue de leur opportunite. Le groupe ecolo­
giste entre en matiere parce que !'inverse signifierait refuser 
l'ensemble des travaux dont certains sont utiles et d'autres 
peut-etre necessaires. Ceux qui ont visite les installations des 
ecoles de recrues de pilotes ont pu prendre note de la neces­
site de liberer certains credits avant que les toits ne tombent 
sur la tete des gens. 
Nous n'approuvons pas tous les projets sans reserves, 
comme le souhaiterait M. Jeanneret. Un certain nombre 
d'entre eux appellent quelques reflexions, voire des opposi­
tions. Comme ta regle du jeu interdit d'aborder Herisau-Goss­
au maintenant-j'y .reviendrai tout ä l'heure-je rnentionne tout 
de meme deux points ä propos desquels j'aimerais que le 
Conseil federal nous donne quelques eclaircissements quant 
a: sa politique et quant a: son interpretation de la loi. 
Le premier concerne l'aerodrome de Sion. Tout a: !'heure, 
nous voterons sur un credit complementaire pour construire 
six boxes, destines a: recevoir des aVions, qui appartiennent a 
un groupe de douze dont six sont deja: edifies. La plus grande 
partie du credit complementaire est destinee a. construire des 
boxes plus grands que ceux qul avaient ete prevus a. l'origine, 
parce qu'on veut pouvoirytaire entrer les F/A-18. Le Departe­
ment militaire federal se sent suffisamment sur d'obtenir l'ap­
probation de ce Parlament pour l'acquisition de ces derniers 
pour, ä l'avance, dimenslonner ces boxes ä leur grarideur. 
Alors, si je n'ai pas voulu entrer dans un debat ideologique, 
fondamental et strategique en ce moment, je me reserve nean­
moins de le faire pour l'achat du F/A-18. J'espere bien que la 
nouvelle conception de ladefense en train d'etre elaboree par 

le Conseil federal mettra en question la necessite de l'acquisi­
tion des F/A-18 et donnera d'autres idees sur les developpe­
ments possibles de notre systeme de defense. Ma question au 
Conseil federal est la suivante: Ne craignez-vous pas de don­
ner !'Impression de prejuger la decision du Parlament? 
J..a deuxieme question porte sur les competences de la Com­
mission des affaires militaires. 56 millions sont prevus - vous 
les voterez probablement taut ä i'heure - pour l'infrastructure 
de commandement. Evidemment, les membres de la commis­
sion, puisque c' est leur travail, ont vouiu savoir ce que cela re­
presentait. On leur a donne quelques vagues explications. II 
s' agit de creuser des abris, probablement a l'interieur du pays, 
pour permettre ä quelques conseillers d' Etat et quelques auto­
-rites de se mettre en Heu sOr en cas de bombardement ou de 
danger. 
Le lieu Oll se construisent ces Installations est tellement secret 
que des membres de la Commission des finances peuvent y 
avoir acces. mais ceux de la Commission des affaires militaires 
n'ont pas le droit de connaitre l'emplacement. Si l'on admet 
que les membres de la Commission des affaires militaires sont 
dignes de confiance dans le sens Oll ils respecteront le secret 
dans les affaires ou il leur est impose, il n'y a aucune raison de 
faire ce genre de discrimination, meme si les reglements et les 
lois autorisent le Conseil federal ä agir de cette maniere. M. le 
conseiller federal peut-il nous expliquer clairement s'il y a, du 
point de vue de la defense nationale et de la securite du pays, 
moins de risques ä devoiler ces lieux ultra-secrets aux mem­
bres de fa Commission des finances plutöt qu'a: ceux de la 
Commission des affaires militaires? Si tel etait le cas, il faudrait 
peut-etre creer un groupe special charge de garder secrets 
des endroits que le parlementaire commun, meme engage 
par le serment, n'a pas le droit de conna1tre. 
En conclusion, nous rappelons que nous entrons en matiere 
et que nous ne voyons pas, ä propos de cet objet, meme si 
nous partageons les inquietudes et les interrogations de 
M. Bodenmann, l'occasion d'entreprendre un debat fonda­
mental. Dans la discussion, nous nous reservons fa possibilite 
d'insister sur les aspects politiques actuels, c'est-ä-dire fa 
place d'armes d'Herisau-Gossau et la question de la decision 
prejudicielle concernant l'eventuel achat du F/A-18. 

Hänggi: Die Christlichdemokratische Volkspartei unterstützt 
einstimmig die Anträge des Bundesrates, also derJ(ommissi­
onsmehrheit, und lehnt alle Minderheitsanträge entschieden 
ab. Die Schweiz ist keine Abbruch-GmbH und auch kein 
Selbstbedienungsladen. Deshalb kann es jetzt nicht nach 
dem Willen der Minderheit gehen, welche diese Kredite ganz 
oder teilweise zurückweist. Es entspricht einem schlechten 
politischen Stil, wenn auf diese Weise versucht wird, Volks­
entscheide zu umgehen. Der Hinweis auf den zu erwarten­
den Sicherheitsbericht kann wohl nicht als Begründung ak­
zeptiert werden. Mit der Rückweisung werden diese Pro­
bleme nicht gelöst. Erwarten Sie bitte auch keine Wunder von 
diesem Sicherheitsbericht Es war wohl in den letzten 20 Jah­
ren noch nie so schwer, eine Lagebeurteilung vorzunehmen, 
wie dies heute der Fall ist. Die Verhältnisse im Osten haben 
zwar einiges an Turbulenz verloren, nicht aber an Brisanz. Die 
Tagesereignisse beweisen es. Deshalb wird· ein Sicherheits.· 
bericht uns zwar die neuen Bedürfnisse besser und begrün­
deter aufzeigen können, er wird uns aber mit Sicherheit nicht 
von der grundsätzlichen Landesverteidigung dispensieren 
können. 
Der Sprecher der SP hat in salopper Art und Weise die Ereig­
nisse im Osten so kommentiert, als ob es seine Verdienste 
oder diejenigen seiner Partei wären. Bei aller Aktualität des 
Ostens sollten wir aber bei unseren Ueberlegungen auch die 
weltweiten Krisenherde nicht aus den Augen verlieren. Die 
CVP steht zu unserer Armee, im Wissen darum, dass diese re­
organisiert werden muss. Die «Armee 95» wird kleiner, schlag­
kräftiger sein, sie wird besser ausgebildet sein müssen und 
auch den allgemeinen Lebensgewohnheiten ir) unserem 
Lande Rechnung. tragen müssen. Das heisst: Die Armee 
braucht zeitgemässe Unterkünfte und effiziente Ausbildungs­
plätze für unsere Rekruten und Soldaten. Auch bei einerver­
kleinerten Armee haben diese Bedürfnisse erste Priorität; 
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denn die Verminderung der Wehrpflichtdauer bedeutet nicht 
weniger Rekruten und damit weniger Auszubildende. 
Der Kasernenneubau Neuchlen-Anschwilen ist deshalb auch 
kein neues Projekt, wie es immer wieder behauptet wird, son­
dern ein Ersatz für die Kaserne St. Gallen. Aber darauf werden 
wir noch speziell zu sprechen kommen. Die Planungsarbeiten 
dafür laufen ja bekanntlich seit 1979 und haben alle, aber auch 
wirklich alle rechtsstaatlichen Instanzen und Vernehmlassun­
gen durchlaufen. Aus opportunistischen Gründen jetzt dage­
gen zu sein, entspricht jedenfalls nicht meinem Verständnis 
von Demokratie. 
Die CVP unterstützt deshalb auch den Kredit für die dritte 
Bauetappe von etwa 13 Millionen Franken für Herisau-Goss­
au, wie die Kommissionsmehrheit ihn Ihnen vorschlägt. 
Der Minderheitsantrag, eine Konsultativabstimmung über die­
sen Waffenplatz durchzuführen, entspricht einer Selbstbedie­
nungsmentalität, und es kann ihm auch aus staatspolitischen 
Gründen nicht zugestimmt werden. Da würde das Sankt-Flori­
ans-Prinzip geradezu Urständ feiern. 
Die Rückweisung des gesamten Projektes an den Bundesrat ist 
ebenfalls abzulehnen, weil sowohl Standort- wie auch Bedürf­
nisfragen eingehend studiert wurden: Objektiv kann eine noch­
malige Ueberprüfung zu keinem anderen Resultat führen. 
Für die Führungsinfrastruktur des Bundes ist eine weitere 
Tranche von 56 Millionen Franken vorgesehen. Hier stellt sich 
in der Tat für die Zukunft die Frage, ob ein solcher Kredit das 
Militärbudget belasten muss und soll oder ob nicht das Bewilli­
gungsverfahren selber geändert werden sollte, handelt es sich 
hier doch eher um ein ziviles Bedürfnis des Bundesrates. Das 
Verfahren entspricht aber den gesetzlichen Grundlagen und 
der bisherigen Usanz. Wir haben deshalb keinen Grund, der 
empfehlenden Finanzdelegation und dem Ausschuss der Mili­
tärkommission zu misstrauen. 
Ich fasse die positive Stellungnahme der CVP-Fraktion wie 
folgt zusammen: 
1. Die CVP befürwortet den Totalkredit von 358 Millionen Fran­
ken plus die 13 Millionen Franken für die dritte und abschlies­
sende Bauetappe auf dem Waffenplatz Herisau-Gossau. 
2. Wir begrüssen die Trendwende und neue Prioritätenord­
nung des EMD, vorrangig in die Ausbildung und in die Infra­
struktur zu investieren. 
3. Die Tatsache, dass die gesamte Objektsumme dieses Bau­
programms deutlich tiefer als diejenige der vorgängigen Jahre 
liegt, betrachten wir ebenfalls als Tatbeweis, dass das EMD die 
Ausgaben reduzieren will. 
4. Dem Umweltschutzanliegen wird mit diesem Baupro­
gramm im Rahmen unserer gesetzlichen Bestimmungen voll 
Rechnung getragen. Noch vor dem Inkrafttreten der UVP­
Verordnung wurde z. B. im Falle Neuchlen-Anschwilen eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt, deren Empfeh­
lungen voll berücksichtigt wurden. In der Detailprojektierung 
kann noch weiter maximiert werden, wozu nach Angaben von 
Herrn Bundesrat Villiger auch noch Landschaftsspezialisten 
beigezogen werden. Das Waffenplatzgelände soll in Zukunft 
zum Teil nur noch extensiv bewirtschaftet werden. Die Bei­
spiele Thun, Frauenfeld, Reppischtal und andere belegen ein­
drücklich, dass eine militärische Nutzung den naturschützeri­
schen Anliegen oft näher kommt als die Bewirtschaftung. Letz­
teres kann jetzt auch in Rothenthurm festgestellt werden. 
5. Ich erinnere Sie daran, dass es sich bei dieser Vorlage um 
20 Verpflichtungskredite und um fünf Zusatzkredite zu früher 
bewi.lligten Projekten handelt. 
6. Oas vorliegende Bauprogramm hat keinerlei präjudizie­
rende Wirkung auf die «Armee 95». 
Aus all diesen Gründen bitte ich Sie im Namen der CVP, auf 
das Geschäft einzutreten, die Anträge des Bundesrates und 
der Kommissionsmehrheit zu unterstützen und sämtliche Min­
derheitsanträge abzulehnen. 

Ledergerber: Kurz zu drei Aspekten der Eintretensdebatte: 
erstens zur mehrfach gehörten Aussage, alle Objekte in die­
sem Bauprogramm seien unabhängig von einer zukünftigen 
Veränderung dieser Armee zu verwirklichen; zweitens zur Aus­
sage, das Volk hätte mit klarer Deutlichkeit entschieden, was 
es wolle; und drittens noch etwas zum Thema «Armee 95». 

Man kann sehr wohl verschiedefler Meinung sein, wie man auf 
die neue Situation reagieren solle. Wir sind der Auffassung, 
dass heute nur Lösungen getroffen werden können, die sehr 
flexibel sind, denn es ist wirklich noch nicht absehbar, wie sich 
unsere Sicherheitspolitik im nächsten Jahrzehnt entwickeln 
wird. Es ist richtig, dass sich die Verhältnisse noch wesentlich 
verändern können, dass sehr vieles im Fluss ist und sehr viele 
Konturen noch nicht sichtbar sind. Es ist aber auch klargewor­
den, dass die in den letzten Jahrzehnten vorherrschende Si­
cherheitsdoktrin in Europa hinfällig ist; das gilt nicht nur für 
den.Ost-, sondern auch für den Westblock. 
Die Einsatzdoktrin der Nato hat sich aufgelöst, sie ist nicht 
mehr vorhanden und muss zuerst neu erarbeitet werden. Das 
ganze1<onzept der westlichen Abschreckungs- und Abhalte­
doktrin mit dem Ersteinsatz der taktischen Nuklearwaffen ist 
heute hinfällig. Das wirft auch Fragen zur schweizerischen Si­
cherheitspolitik auf. Die Fragen sind noch nicht gelöst, wir wis­
sen das auch. Wir möchten aber vermeiden, dass sich die 
ganze Welt verändert und nur das EMD so bleibt, wie es gewe­
sen ist. 
Wir wissen, dass Bundesrat Villiger grosse Anstrengungen un­
ternimmt, aber wir meinen, dass auch die Rüstungs- und Bau­
programme nicht so realisiert werden können, wie sie vor Jah­
ren angelegt und beschlossen wurden. 
Die Hauptaussage von verschiedenen Rednern lautet: Für alle 
Varianten einer zukünftigen Sicherheitspolitik können die Bau­
programme, die Sie heute verabschieden sollen, genutzt wer­
den. Dazu gebe ich Ihnen hier ein paar Hinweise. Wir haben ei­
nen Posten bezüglich Basis für Festungswachtkorps. Es gibt 
heute Vorstellungen über einen Umbau der Armee, bei der die 
Festungswacht eine ganz andere Rolle, nämlich fast keine 
mehr, spielen würde. Damit sind doch auch die entsprechen­
den Bauten in Frage zu stellen. Des weiteren werden die Muni­
tionsmagazine, die auf ganz bestimmte Truppen-, Nach­
schub- und logistische Bedürfnisse ausgerichtet sind, hinfäl­
lig, wenn plötzlich eine andere Versorgungsstruktur gewählt 
würde. Das gleiche gilt für die Führungsbauten. Heute wissen 
wir, dass das EMD landauf, landab alte Führungsbauten 
schliessen muss, weil der Unterhalt zu teuer ist und sie heute 
nichts mehr bringen. Das gleiche kann für die Führungsbau­
ten gelten - oder für einen Teil davon -, die Sie heute bewilli­
gen sollen. Das gleiche kann ich über die Festungsminenwer­
fer oder erst recht über die Artilleriewerke sagen, die mögli­
cherweise in einer modernen Konzeption nichts mehr zu su­
chen haben oder eine ganz andere, untergeordnete Bedeu­
tung haben sollen. Man kann mit Fug und Recht nicht mehr 
behaupten, alles, was wir heute an Bauten vorhaben, habe in 
Zukunft noch einen Sinn. 
Herr Bundesrat Villiger, Sie haben Ihr Amt als Chef des EMD 
mit der ausdrücklichen Aussage angetreten: «Ich will diesen 
Betrieb so leiten, wie man einen Konzern leitet.» Aber ich 
möchte einen Konzern sehen, der auf Zusehen hin jährlich 
Hunderte von Millionen Franken investiert, obwohl er weiss, 
dass in den nächsten Jahren grundsätzliche Aenderungen auf 
ihn zukommen werden. Ein Konzern würde das nicht überle­
ben. Und er würde es auch nicht überleben, wenn er nicht 
weiss, ob für das Produkt, das er herstellt- nämlich Sicherheit 
-, in dieser Form tatsächlich noch eine Nachfrage besteht. 
Herr Hänggi, Sie haben gesagt, es sei schlechter politischer 
Stil, wenn man ein deutliches Verdikt des Volks, eine deutliche 
Aussage für eine Armee, über diese Minderheitsanträge unter­
laufen wolle. Das Volk - Herr Hänggi - hat gesagt: Wir wollen 
weiterhin eine Sicherheitspolitik, und wir wollen jetzt die Ar­
mee nicht abschaffen! Aber wenn Sie das Volk fragen, wie die 
Armee aussehen solle, wird es Ihnen mit Sicherheit nicht sa­
gen, sie solle so aussehen, wie sie heute aussieht. Ich erinnere 
Sie an die Abstimmungen vom letzten Wochenende, das wa­
ren keine Umfragen, das waren Volksabstimmungen, und da 
sind z. B. die Zivilschutzbauten mit sehr deutlichen Mehrhei­
ten abgelehnt worden, und das sollte Ihnen doch zeigen, dass 
das Volk ein Ueberdenken wünscht. 
Noch einige Worte zur «Armee 95»: Es ist begrüssenswert, 
dass vom EMD aus Anstrengungen unternommen werden, 
die Armee neuen Zeiten anzupassen. «Armee 95» hat aber 
den entscheidenden Nachteil, dass sie eigentlich eine Moder-
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nisierung dieses sicherheitspolitischen Instruments darstellt, 
basierend auf den sicherheitspolitischen Vorstellungen aus 
der Mitte der achtziger Jahre. Sie erhöht die Schlagkraft, es ist 
ein Abspecken, ein Schlankerrnachen, ein wirkungsvollerer 
Einsatz im Rahmen der alten Randbedingungen. Mit den 
neuen Randbedingungen hat das überhaupt noch nichts zu 
tun. Und ich wage die Behauptung, dass «Armee 95„ vor dem 
Jahre 1995 Makulatur sein wird und dass wir vielleicht eine «Ar­
mee 96» oder «97» haben werden, die grundsätzlich andere 
Strukturen haben wird, als wir uns das heute vorstellen. 
In diesem Sinn scheint mir der Rückweisungsantrag der SP zu 
diesem Bauprogramm eine richtige und vernünftige Mass­
nahrne zu sein. Sie soll uns ermöglichen, das Geld, das wir 
weiterhin für die Produktion von Sicherheit aufwenden wollen, 
etwas rationaler einzusetzen. 

Weber-Schwyz: Die FDP-Fraktion wird der Baubotschaft klar 
und deutlich zustimmen und alle auf der Fahne aufgeführten 
Minderheitsanträge ablehnen. Diese Anträge halten einem ob­
jektiven Urteil nicht stand. 
Mit der Rückweisung der Botschaft bezwecken die Sozialde­
mokraten nichts anderes als eine Verzögerung von Bauten. 
Die genannten Gründe sind fadenscheinig: Aenderung der 
Bedrohungslage, Schwerpunktänderungen im Baupro­
gramm der Zukunft, «Armee 95». Alle diese Begründungen 
zeigen, dass die Sozialdemokraten hier im Parlament bezüg­
lich Armee konzeptionslos dastehen, so etwa nach dem 
Motto: Wir wissen nicht, was wir wollen, aber wir machen trotz­
dem Opposition. Man will die Armeegegner und das Verhalten 
der Zögerer ausnützen und versuchen, Stimmung zu machen. 
Wir können dieses Verhalten einer Regierungspartei - und be­
sonders ihres Präsidenten - nicht verstehen und letztlich auch 
nicht akzeptieren. 
Unsere Fraktion stellt zur heutigen Situation folgendes fest 
und zieht auch die entsprechenden Schlussfolgerungen: 
1 . Die Bedrohungslage hat sich geändert. Die Bedrohung zu 
Boden - lnfanterieangriffe - ist eher unwahrscheinlich gewor­
den. Die Luftbedrohung aber bleibt bestehen. Die kürzlichen 
Erklärungen des russischen Verteidigungsministers und das 
Treffen von Gorbatschow und Bush bestätigen, dass die 
Selbstverteidigung jedes Landes zu gewährleisten ist. Ueber 
Abrüstung wird wohl gesprochen. Nach wie vor werden aber 
von beiden Grossrnächten modernste Flugzeuge und Panzer 
produziert. 
2. Mit unserem System der langfristigen Planung, dem die So­
zialdemokraten bisher grossrnehrheitlich immer zugestimmt 
haben, erstrecken sich die grossen Bauvorhaben über viele 
Jahre. Das Bild vorn Schiff mit dem langen Bremsweg - das 
Herr Bundesrat Villiger anlässlich der Pressekonferenz ge­
braucht hat- ist zutreffend. Kursänderungen brauchen Zeit. 
Aus der vorliegenden Baubotschaft geht hervor, dass der Bun­
desrat bereits Kurskorrekturen vorgenommen hat und grös­
sere Aenderungen bei den Ausbildungsbauten für die näch­
sten Jahre plant. Dies wurde uns in der Kommission nochmals 
zugesichert. Aber die Sozialdemokraten hören solche Zusi­
cherungen nicht, respektive wollen sie überhören. Dabei wis­
sen wir um die schlechten Zustände in einem Teil unserer Ka­
sernen. Der Neubau in Airolo beispielsweise kommt jetzt 
schon reichlich spät, von Herisau-Gossau nicht zu sprechen. 
3. Weil wir der Ueberzeugung sind, dass das in den letzten 
Jahren eindeutig vernachlässigte persönliche Wohl der Solda­
ten verbessert werden muss, ist es zu begrüssen, wenn auf 
diesem Gebiet rasche Fortschritte gemacht werden. Aber of­
fenbar will man das gar nicht. Man ist eher an unzufriedenen 
Soldaten interessiert. Die SP hat vermutlich primär die näch­
sten Wahlen im Visier und nicht das Wohl unseres Landes, das 
nach wie vor verteidigt werden muss. Allerdings - das ist auch 
unsere Meinung - muss man andere Schwergewichte setzen 
und mehr Rücksicht auf die heutigen Lebensgewohnheiten 
und die künftigen Bedürfnisse der Wehrmänner nehmen. 
4. Man will sich nicht mehr daran erinnern, dass die Volksab­
stimmung vorn vergangenen November eine deutliche Mehr­
heit zugunsten unserer Selbstverteidigungsarmee ergeben 
hat. Der Wille der Mehrheit unseres Volkes ist rnassgebend, 
und diesen Willen haben wir zu respektieren. 

Ich nehme nicht zu allen Minderheitsanträgen Stellung, weil 
sich noch andere Mitglieder unserer Fraktion äussern werden. 
Aber am Beispiel Herisau-Gossau kann man aufzeigen, wie 
kontrovers die Ansichten der Antragsteller sind. Die grosse 
Mehrheit unseres Volkes, darin inbegriffen eine Mehrheit der 

.sozialdemokratischen Wähler, akzeptiert das Ergebnis dieser 
-genannten Volksabstimmung. Wir wollen doch, dass unsere 
Soldaten und Rekruten in modernen Anlagen leben und arbei­
ten können! 
Ich erinnere daran, dass wir auch nach der Reform 1995 
schwergewichtig eine lnfanteriearrnee haben werden. Nach 
wie vor machen kantonale Truppen das Gros unserer Armee 
aus. Genau für diese - aus den Kantonen St. Gallen, Thurgau, 

-Appenzell - soll nun eine neue Kaserne gebaut werden. Wir 
müssen bauen, weil keine Anlage mehr besteht; denn die be­
stehende Kaserne musste bekanntlich einem Strassenbau in 
St. Gallen weichen. Seitdem müssen diese Wehrmänner in 
teilweise unakzeptablen Unterkünften wohnen. Eine rasche 
Lösung drängt sich in erster Linie wegen der Menschen auf, 
die in diesen Unterkünften Wochen, ja Monate verbringen. 
Bis vor einem Jahr hat auch die SP - der erste Kredit wurde ja 
letztes Jahr gesprochen - diesen Verbesserungszielen zuge­
stimmt und sie unterstützt. Nun soll nach der noch nicht über­
blickbaren Entwicklung im Osten all dies nicht mehr gelten. 
Der Grosse Vorsitzende der SP Schweiz hat es vorhin verkün­
det. Glaubt man wirklich, dass nach dem Scheitern des realen 
Sozialismus der ewige Friede ausgebrochen ist? Es ist noch 
nicht lange her, da hat Kollege Vollmer das Hohelied auf das 
Arbeiter- und Bauernparadies gesungen. Und noch stehen 
Teile der «Friedensarmee» - 300 000 Russen an der Zahl -
nicht weit von unseren Grenzen. Wo bleibt da die Logik? 
Zu den übrigen Anträgen kurz einige Stichworte. Es wird eine 
Konsultativabstirnrnung gefordert zum Bau der Kasernenan­
lage. Das sind Gründe, die wir wohl begreifen, die aber nicht 
realistisch sind. Eine solche Abstimmung hätte, wenn schon, 
früher stattfinden müssen. Wir wissen, dass die betroffenen 
Gemeinden die Waffenplatzanlagen begrüssen. Eine recht­
liche Wirkung ergäbe sich aus dieser Umfrage ja ohnehin 
nicht. 
Beim Antrag Ledergerber zur Ablehnung des Kredites für die 
Führungsinfrastruktur vertritt die FDP-Fraktion die Auffassung, 
dass man diesem Kredit zustimmen soll. Nach dem üblichen 
Verfahren in unserem Rat hat auch die Finanzdelegation zu 
diesen geheimen Bauten Stellung genommen. Essind in die­
sem Rat auch erste Kredite gesprochen worden. Inzwischen 
hat s.ich Bundesrat Villiger gegenüber den Mitgliedern der Mili­
tärkornmission bereit erklärt, zusätzliche Informationen zu ge­
ben und auch eine entsprechende Besichtigung vorzusehen. 
Es ist schlechter Stil, wenn man bereits gestern in einem Ge­
nossenblatt lesen konnte, was unter «vertraulich» den Mitglie­
dern der Militärkornmission mitgeteilt wurde. Es ist sonderbar, 
dass solche Mitteilungen bereits in der Presse verbreitet wer­
den. Ich glaube, den Forderungen von Herrn Ledergerber ist 
mit der Antwort des Bundesrates entsprochen worden, und 
wir hoffen, dass die Einsicht obsiegt und man diesen Minder-
heitsantrag zurückzieht. . 
Ich möchte bekanntgeben, dass unsere Fraktion der eindeuti· 
gen Auffassung ist, dass die nächste Baubotschaft schwer­
punktrnässig und vermehrt nach den Bedürfnissen bei der 
Ausbildung ausgerichtet werden muss. Vordringlich sind da­
bei die Um- und Neubauten von Unterkünften. Wir bitten Bun­
desrat Villiger, sich diesen Anliegen, er hat es bereits zugesi­
chert, vermehrt zuzuwenden und ihnen besondere Aufmerk­
samkeit zu schenken. 
Wir bitten Sie, die Rückweisung abzulehnen, ebenfalls die 
Minderheitsanträge, und dieser Vorlage mit Ueberzeugung 
zuzustimmen. 

Aregger: Die vorn Bundesrat vorgeschlagenen Kredite für mi­
litärische Bauten liegen nicht nur um 40 bis 70 Millionen Fran­
ken unter jenen der Vorjahre, sondern es wird in der Botschaft 
sogar von eirier Umorientierung im Bauwesen des EMD ge­
sprochen. Erstmals beanspruchen nämlich die Ausbildungs­
bauten den grössten Anteil und haben die Kampf- und Füh­
rungsbauten sowie die Bauten für die Logistik überholt. 
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Ich befürworte diese Tendenz aus zwei Gründen: 
1. Es ist unumgänglich, Waffen- und Uebungsplätze in dichten 
Siedlungsgebieten aufzugeben und an geeignete Standorte 
zu verlegen. Ein Beispiel ist Reppischtal (Zürich), ein anderes, 
aktuelles ist Gossau-Herisau, von dem ja heute noch vermehrt 
gesprochen wird. Weitere derartige Verlegungen werden fol­
gen, denn die grossen Grünflächen in den Städten oder in un­
mittelbarer Stadtnähe dienen je länger, je mehr eher zivilen als 
militärischen Aktivitäten. 
2. Die Sanierung von Kasernenunterkünften ist dringlich. Der 
Sammelkredit von 1 O Millionen Franken ist vorgesehen für 
bauliche Sofortmassnahmen in einem Dutzend älterer Kaser­
nen. Mit der Verbesserung der Wohnqualität und der hygieni­
schen Verhältnisse können rasch Resultate erzielt werden, die 
dem jungen Wehrmann etwas bringen. Ich betrachte dieses 
Vorhaben als äusserst wichtig. Einerseits ist es schade, dass 
nicht schon früher in dieser Richtung mehr getan wurde. An­
derseits sind die 10 Millionen Franken nur ein Tropfen auf ei­
nen heissen Stein, oder mit anderen Worten, sie sind nur als 
Anfang einer grösseren, mittelfristigen Aktion zu verstehen. Es 
sind immer noch zu viele Kasernen mit einem rudimentären 
Komfort ausgestattet, wenn überhaupt. Es gibt sogar einzelne 
pitoyable Beispiele. Der heutige Rekrut ist an moderne Auffas­
sungen über Hygiene und Körperpflege gewöhnt und stellt zu 
Recht auch in der militärischen Ausbildungszeit entspre­
chende Ansprüche. Sanitäre Anlagen, Duschen, Trocken­
räume in genügender Zahl müssen unbedingt zur Verfügung 
stehen, d. h. sie müssen, sofern nicht vorhanden, geschaffen 
werden. 
Wir werden heute im Rahmen der Baubotschaft diese Kredite 
beschliessen. Ich möchte die verantwortlichen Stellen des 
EMD ermutigen, in der nächsten Baubotschaft weitere Verbes­
serungen in dieser Richtung vorzuschlagen. Zugleich wün­
sche ich, dass die damit eingeleitete Neuorientierung im Berei­
che der Komfortanpassung von den Kasernenverwaltern, den 
Schul- und Truppenkommandanten übernommen und zum 
Vorteil der jungen Soldaten auch angewendet wird. 
Ein Wort noch zu Herrn Bodenmann: Mit Ihrer kompromisslo­
sen Ablehnungshaltung stellen Sie sich u. a. gegen die ange­
führten raschen Verbesserungen zugunsten der Rekruten. Sie 
negieren mit Ihrer Haltung auch einen deutlichen demokrati­
schen Volksentscheid zugunsten der Armee. 
Für uns gelten immer noch die Ergebnisse von Wahlen und 
Abstimmungen. Sie aber stützen sich, wie aus Ihrem Votum 
von heute morgen zum Ausdruck kam, offenbar auf so­
genannte Repräsentativumfragen zu verschiedensten Pro­
blemen, auf Umfragen, deren Manipulierbarkeit bewiesen ist 
Ihre Ablehnung grenzt an Obstruktion und erzeugt eine 
Polarisierung, bei der Sie immer den kürzeren ziehen wer­
den. 

Fischer-Sursee: Ich mache Sie auf eine Konsequenz einer 
Rückweisung aufmerksam. Eines der grösseren Bauvorha­
ben ist der Neubau und die Sanierung des Zeughauses Sur­
see. Diese Sanierung ist dringend nötig, wie Sie aus der Bot­
schaft gesehen haben und wie ich Ihnen als Lokalmatador ~us 
eigener Erkenntnis bestätigen kann. 
Das Zeughaus muss - unabhängig von einem neuen Armee­
leitbild - saniert werden. Das Land für dieses Zeughaus - es 
sind 20 400 Quadratmeter - wurde vor zehn Jahren von der 
Korporationsgemeinde Sursee zu einem Vorzugspreis von 
1, 1 Millionen Franken - das sind 55 Franken pro Quadrat­
meter-gekauft. Im Vertrag steht die Klausel, dass die Korpora­
tion das Rückkaufsrecht hat, wenn mit dem Bau nicht innert 
zehn Jahren b!3Qonnen wird. Diese Frist läuft am 5. Dezember 
1990, also in gut fünf Monaten, ab. Dieses Land hat heute un­
ter Brüdern einen minimalen Wert von 10 Millionen Franken, 
etwa 500 Franken pro Quadratmeter. Der Korporationsrat hat 
bereits verlauten lassen, dass er das Rückkaufsrecht ausüben 
werde. Für die Korporationsgemeinde ist das natürlich das 
Geschäft des Jahrzehnts. Sie gewinnt nämlich rund 9 bis 
1 O Millionen Franken, und der Bund verliert entsprechende 
Gegenwerte. Wenn das Rückkaufsrecht ausgeübt wird, 
könnte das Eidgenössische Zeughaus an diesem Orte entwe­
der nicht mehr gebaut werden, oder der Bund müsste das 

Land entsprechend viel teurer zurückkaufen. Dieser Fall 
würde wahrscheinlich eintreten. 
Wenn wir also die Vorlage zurückweisen, so wird die Frist am 
5. Dezember 1990 mit Sicherheit verpasst und ist nicht mehr 
einhaltbar. Der Bund und wir verschleudern damit 9 bis 1 O Mil­
lionen franken. Daher bin ich der Meinung, dass wir auf den 
Rückweisungsantrag nicht eintreten sollten. 

Blocher: Die Sozialdemokraten stellen einen Nichteintretens­
antrag, und Herr Ledergerber hat recht blauäugig gesagt, man 
könnte schliesslich verschiedener Meinung sein. Ja, das 
könnte man. Aber bei einem Antrag oder einem Nichteintre­
tensantrag ist entscheidend, aus welchen Motiven der Antrag 
gestellt wird. Da kann man, Herr Ledergeber, bei Ihren Motiven 
jetzt nicht mehr verschiedener, sondern nur noch einer Mei­
nung sein. 
Sie sprechen für eine Partei, die mit Zweidrittelsmehrheit an ei­
ner Parteiversammlung beschlossen hat, die Schweiz brau­
che keine Armee. Sie wollen dieses Land schutzlos dem Feind 
überlassen. Das ist die Tatsache. 
Auf das Motiv kommt es an. Und das Motiv ist: Wir wollen alles 
tun, was die Verteidigungskraft dieses Landes schwächt, Be­
drohungslage hin oder her. Das ist nun die Situation, und ich 
bitte die Bürgerlichen, das auch so zu berücksichtigen. Sie 
die Sozialdemokraten - kämpfen nicht darum, welches bei ei­
ner veränderten Situation der beste Weg wäre, um unser Land 
zu verteidigen. Da kann man wirklich verschiedener Meinung 
sein, und darum hat man wirklich zu ringen. Aber darum kön­
nen nur Leute ringen, die zur Verteidigung eines Landes ste­
hen. Diesen Mut hat die Mehrheit Ihrer Partei nicht aufgebracht 
und Sie persönlich auch nicht, Herr Bodenmann. Sie haben 
die Kraft nicht mehr, Sie haben die Vitalität zur Selbstbehaup­
tung dieses Landes nicht mehr. Das ist die Tatsache. Und aus 
dieser Schwäche, aus dieser inneren Verwahrlosung kommt 
diese Gegnerschaft. Ich freue mich über die Ehrlichkeit der 
PdA in früheren Jahren. Sie hat auch Ablehnungsanträge ge­
stellt, nur hatte sie die Ehrlichkeit und Offenheit, auch zu sa­
gen, dass sie eben an sich gegen die Landesverteidigung ist. 
Diesen Mut haben Sie nicht. 
Herr Bodenmann, Ihre Bedrohungsanalyse - so etwas von 
Naivität habe ich überhaupt noch nie gehört. Warum 
schmücken Sie sich mit akademischen Titeln, wenn Ihr Ge­
schichtsverständnis nicht weiter geht als das eines Seku~ar­
schülers? Also so naiv: Weil einige Länder von Abrüstung 
sprechen, sagen Sie, jetzt sei doch alles vorbei. Sie sagen das 
in einer Situation, wo wir ganze Blöcke haben, die in grossen 
innenpolitischen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
stecken, wo wir aus der Geschichte wissen, dass das immer 
sehr gefährliche Situationen sind, wenn Armeen vorhanden 
sind. Natürlich hat sich die Bedrohungssituation gegenüber 
zwei, drei, vier, fünf Jahren geändert. Sie hat sich geändert. Ob 
sie gefährlicher oder weniger gefährlich geworden ist, das 
bleibt noch zu untersuchen. Sie ist auch unberechenbarer ge­
worden. 
Ich bin entschieden der Meinung, dass wir ein neues Konzept 
der militärischen Landesverteidigung brauchen. Das ist auch 
nichts Schlechtes. Es gibt veränderte Situationen, also brau­
chen wir neue Konzepte. In diesen neuen Konzepten ist Aus­
kunft zu geben über die möglichen Bedrohungsformen, über 
die möglichen Verteidigungsformen. Es ist bekanntzugeben, 
was für finanzielle Mittel wir haben, was wir noch brauchen, 
was wir tun, ob wir noch dasselbe brauchen oder nicht. Wir ha­
ben diese Konzeption gefordert, nicht die Sozialdemokraten. 
Wir haben den Vorstoss eingereicht, dass der Bundesrat dies 
vorlege, weil wir nach einer richtigen Konzeption suchen. 
Darum auch meine Gegnerschaft im heutigen Augenblick ge­
gen den F/A-18, weil wir nicht wissen, ob er ins richtige Kon­
zept passt oder nicht. Auch Unternehmen stehen dauernd vor 
solchen Situationen. 
Aber die Bauten, die wir hier haben, präjudizieren kein Kon­
zept. Bei Ausbildungsbauten anzusetzen kann nur jemandem 
recht sein, der in Kauf nehmen will oder beabsichtigt, dass un­
ten, beim Soldaten, eine Misere entsteht. Ich werde den Ver­
dacht nicht los, dass das bei Ihnen der Fall ist. 
Herr Ledergerber hat gesagt, man müsse die Armee führen 
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wie einen Konzern. Ich möchte Herrn Ledergerber nur sagen: 
Leute, die mit einer Motivation wie der Ihrigen an die Konzern­
führung herangehen, hätte man in einem Konzern längst zum 
Verwaltungsrat hinausgekippt. 

M. Couchepin: L'essentiel de l'argumentation de M. Boden­
mann tient au probleme de fond de savoir quelles sont les 
consequences des evenements qui se passent actuellement 
dans les pays de l'Est. II est exact, comme il l'a releve, que le 
systeme socialiste s'effondre apres un double echec. un politi­
que et l'autre moral. Un echec politique puisque ce regime so0 

cialiste n'a pas reussi a satisfaire les besoins elementaires de 
l'homme, qu'il a detruit l'environnement comme nul autre 
systeme economique et politique. Plus encore, ce regime 
s'est effondre moralement puisqu'il n'a pas reussi a constituer 
une societe plus fraternelle. Au contraire, durant toute son 
existence, il a accumule des frustrations qui ont pour resultat 
que l'on assiste aujourd'hui, dans les pays de l'Est, a la renais­
sance du nationalisme le plus violent et le plus primaire et 
aussi en URSS a une renaissance de l'antisemitisme. 
Ce regime a eu pourtant un succes, d'ordre technique: il a 
reussi a accumuler un potentiel de materiel militaire de qualite 
absolument hors du commun. Or, la grande question au­
jourd'hui, c'est: quevadevenirce potentiel de materiel militaire, 
meme si la tete qui le commande est en train d'avoir des va­
peurs? On constate que l'URSS en particulier tente de sauver 
une partie de ce potentiel militaire, tel est le cas par exemple en 
Allemagne de l'est: les services secrets ont ete transferes en 
URSS. Mais laquestion n'estevidemment pas resolue. Comme 
vient de le dire M. Blocher, que va-t-il se passer? 
Jamais dans l'histoire un empire ne s'est effondre sans vio­
lence et c'est normal puisque, d'une certaine maniere, un em­
pire constitue un facteur d'equilibre: lorsqu'il disparait, desfor­
ces centrifuges sont liberees qui agissent dans des sens 
contraires. II y a donc une possibilite de danger, de chaos 
beaucoup plus grande aujourd'hui que dans le systeme an­
terieur. Mais l'effondrement d'un empire, c'est aussi une 
chance, celle de la creation d'un nouveau systeme de securite 
europeen. Or, ce systeme ne peut se construire dans le vide, il 
doit s'edifier avec l'aide de partenaires solides qui peuvent 
chacun apporter une contribution et la premiere de celles-ci 
c'est qu'il n'y ait pas de trous dans la securite militaire. 
Les depenses que nous faisons aujourd'hui et que nous vote­
rons dans d'autres circonstances sont une contribution de so­
lidarite a la construction du systeme de securite europeen. 
Loin d'etre une menace, c' est notre apport a la paix en Europe. 
Certes, c'est une chance aussi qui s'ouvre de voir se reduire 
les depenses militaires. S'il existe une possibilite de reduire les 
depenses militaires il faut le faire, mais ces reductions doivent 
etre contrölees, elles doivent etre efficaces. Une reduction par­
tielle des depenses, sans reflexion d'ensemble, c'est simple­
ment faire une double taute: rendre l'armee totalement ineffi­
cace et depenser encore trop. 
J'ai ecoute M. Bodenmann avec beaucoup d'interet car je 
pensais que c'etait l'occasion pour lui de nous dire quelle se­
rait la nouvelle doctrine militaire socialiste. Or, sur ce point-la 
j'ai ete tres deQu, il y a un trou, a moins que ce ne soit une sorte 
de secret bien garde. Ce que nous attendons, ce que le peuple 
suisse attend, plus que des invectives ou de la delT)agogie, 
c'est que les socialistes, en tant que parti gouvernemental 
serieux, coresponsable des decisions que nous prenons, 
precisent leur doctrine militaire pour l'avenir et ne fassent pas 
de la polemique avant d'avoir reflechi. 

Jaeger: In unserer Fraktion gibt es zahlreiche Stimmenthal­
tungen zum Antrag Bodenmann. Auch in unserer Fraktion ist 
die Kritik an dieser Vorlage sehr gross. Wir haben sehr einge­
hend darüber diskutiert, und wir sind -vor allem, wenn der An­
trag Bodenmann abgelehnt wird auch für die folgenden 
Rückweisungsanträge. Es ist ja interessant, wie jetzt vor allem 
von freisinniger Seite, zum Beispiel von Herr Aregger und von 
Herrn Weber, der anderen Seite vorgeworfen wird, dass dieje­
nigen, die den Rückweisungsantrag stellen, in Polarisierung 
und in Konfrontationspolitik machen. Ich möchte diesen Vor­
wurf etwas genauer anschauen. 

. 
Wenn wir jetzt die Voten von Ihrer Seite gehört haben und 
wenn wir die Politik verfolgen, die von Herrn Bundesrat Villiger 
in den letzten Monaten betrieben wurde, und wenn wir vor al­
lem jetzt wieder das Votum von Herrn Blocher gehört haben, 
deutet doch alles darauf hin, dass auch von Ihrer Seite her 

- ganz offene, knallharte Konfrontationspolitik gemacht wird. 
- Das ist doch die Tatsache. Herr Blocher, wenn Sie Ihre Argu-

mente hier nicht einfach darlegen können, ohne Ihren Gegner 
zu beleidigen, herunterzumachen oder ihn lächerlich zu ma­
chen, dann fehlt es an der Substanz Ihrer Argumentation. Das 
zeigt doch nur Ihre Nervosität, Herr Blocher. Ich begreife, dass 
Sie nervös sind. weil offensichtlich Ihre Argumente nicht stark 
genug sind. Wenn nämlich jemand immer wieder seinen Ge­
sprächspartner beleidigen muss, dann fehlt es ihm offensicht­
lich an Kraft. Das ist Schwäche, Herr Stocher! Wenn Sie sicher 
wären. dann hätten Sie es doch nicht nötig - Sie und andere-, 
Ihre Gegner zu beleidigen. 
In der ganzen Diskussion um die neue Sicherheitspolitik ha­
ben wir zwei Lager: Jene, die kritisch sind, müssen sich vofl je­
nen,-die am Hergebrachten festhalten wollen, sagen lassen, 
sie seien schwächlich, naiv oder sie hätten aus der Geschichte 
nichts gelernt und wollten nichts anderes als die Selbstbe­
hauptung dieses Landes auf den Opferaltar legen. Es kom­
men noch ganz andere Vorwürfe und Beleidigungen. Ich habe 
das in der ganzen Diskussion immer wieder gespürt: Wer zu 
Kritik ansetzt, wird beleidigt, wird unter Druck gesetzt. Ich 
möchte nicht lamentieren. Das macht mir überhaupt nichts 
aus. Aber erklären Sie doch bitte nicht so weinerlich, meine 
Damen und Herren - leider auch einige Freisinnige-, die Re­
former wollten hier in Polarisierung und Konfrontation ma­
chen. 
Herr Weber, Sie sagen, die Gegner wüssten nicht, was sie wol­
len, und lehnten daher einfach ab. Ich sage: Sie wissen nicht, 
was Sie wollen, und machen einfach weiter. Ich bin überzeugt, 
es gibt unter jenen, die den Rückweisungsantrag unterzeich­
net haben und die ihm zustimmen, sehr viele, die einzelnen 
Positionen zustimmen wollen. Es gibt auch solche, die zuge­
stimmt hätten, wenn nicht in den letzten Monaten von EMD­
Seite her eine derart harte Konfrontationspolitik gemacht wor­
den wäre, wenn man wirklich bereit gewesen wäre, auf neue 
Erkenntnisse einzugehen - Sie können schon den Kopf schüt­
teln, Herr Tschuppert, aber ich bin nicht der einzige, der das 
sagt, aber ich sage es, auch wenn es Ihnen nicht f!)aSst. 
Es ist hier dargelegt worden, dass es eine neue Situation 
gebe. Tatsächlich, wir haben die Feindbilder von gestern nicht 
mehr. Es sind andere Bedrohungslagen entstanden, es sind 
regionale Konflikte in den Vordergrund getreten, es ist nicht 
mehr so, dass uns unsere Nachbarn an der Grenze bedrohen. 
Auch der Feind im Osten ist nicht mehr derselbe wie vorher. Er 
hat Probleme mit sich selber, der Warschauer Pakt steht vor 
der Auflösung, die Supermächte haben Abrüstungsschritte 
beschlossen und nicht einfach nur davon geredet. Nur wir sind 
offensichtlich nicht bereit, wirklich zu lernen und eine Anpas­
sung unserer Sicherheitspolitik vorzunehmen. 
Ich habe Herrn Villiger schon in der letzten Session gesagt: 
Nehmen Sie doch neue Leute, die bereit und in der Lage sind, 
auch innovativ zu denken, wirklich zu überlegen, ob es nicht 
ein neues sicherheitspolitisches Dispositiv braucht. Erst dann 
können wir nämlich die Armeereform 95 vornehmen. Ich finde, 
auf dieser Basis sollten wir die Diskussion führen. Es ist eine 
Frage der Gesprächskultur. Ich anerkenne die Argumente der · 
Gegner, ich respektiere sie, aber ich bitte Sie: Respektieren 
Sie auch unsere Argumente. 

Persönliche Erklärung - Daclaration personnelle 
Ledergerber: Wir haben Herrn Blocher nun öfters poltern ge­
hört. Das gehört zu seinem Stil und ist sehr oft amüsant. Heute 
ist es mir zu weit gegangen, weil ohne Argumente nur noch 
aggressiv dreingeschlagen wurde. Ich verwahre mich ganz 
klar gegen Ihre Unterstellung, bei uns herrsche eine innere 
Verwahrlosung. Sie werden die sozialdemokratische Seele nie 
verstehen können, das ist mir klar. Ich erwarte aber von Ihnen, 
dass Sie uns bei den Worten nehmen, die wir sagen, dass Sie 
sich mit unseren Argumenten auseinandersetzen und uns 
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nicht Motive unterstellen, um nachher auf der Basis dieser Un­
terstellungen politisch zu operieren. Dass Sie gesagt haben, 
die PdA sei Ihnen lieber, ist mir gleich. Ich kann es sogar ver­
stehen, denn es gibt nur noch einen PdA-Vertreter und wieder 
immer mehr Sozialdemokraten, wie ich hoffe. Ich verwahre 
mich dagegen, wenn Sie sagen, wir seien gegen jede Landes­
""''rr,,,,rur,nr,n und wir wollten dieses Land ungeschützt Bedro­

Wir bemühen uns aufrichtig, in einem 
c:"'""""'r,r,on Bereich Lösungen zu finden, die konsensfähig 
sind. Wenn Sie bis nicht gemerkt haben. dass der Kon­
sens für diese Form der Landesverteidigung und für diese 
Form des sturen Durchsetzens alter Konzepte nicht mehr vor­
handen ist, dann, denke ich, liegt der Lernbedarf auf Ihrer 
Seite. 

M. Aguet: C'est toujours le meme dialogue de sourds. Est-ce 
parce que la majorite de ce conseil ne veut pas entendre nos 
arguments que nous devons ies taire? De programme en pro­
gramme, nous devons helas constamment repeter les memes 
arguments. Heureusement, l'histoire nous donne de plus en 
plus raison. 
II y a cependant du nouveau dans les mots. On nous promet 
que le DMF et le Conseil federal vont bientöt faire preuve de 
sagesse, mais de programme en programme on se rend 
campte que ce ne sont que des promesses. Notre armee est 
surequipee, programme apres programme on investit et on 
surequipe. Est-ce parce que le programme de legislature -
nous avons d'ailleurs combattu sur ce point prevoyait 1, 
5 milliafd pour les ouvrages militaires pendant quatre ans? 
Est-ce parce que l'augmentation de 10 pour cent pour les an­
nees 1988-1991 a ete admise par les Chambres que le Conseil 
federal persiste dans ces depenses demesurees? 
L'Europe est totalement differente de ce qu'elle etait encore 
l'an dernier. Les tensions internationales s'estompent. Les 
grandes puissances s'efforcent de construire la paix; elles en 
donnent des preuves. Les vrais grands risques qu'il faut regar­
der en face sont de nature ecologique, economique, demo­
graphique. Mais le Conseil federal ne veut pas prendre en 
compte tous ces changements. Bien sOr, le DMF a nomme de 
nombreuses commissions. On nous parle de l'armee 1995 et, 
de plus, il me semble meme que M. Villiger parait fort sincere 
dans ses propos. 
Certes, pour chacun des projets, on nous dit qu'il eOt ete pos­
sible de depenser encore davantage et que la facture de 
l'annee derniere etait legerement plus elevee. Pour plusieurs 
de ces constructions, on insiste sur le respect des nouvelles 
regles relatives a la lutte contre le bruit ou a la protection de 
l'environnement. Le developpement d'installations visant a 
former nos soldats a de nouvelles armes legeres et tres effica­
ces nous semble relativement plus acceptable que la creation 
de nouvelles piaces d'armes par exemple. Rappelons a ce su­
jet de temps en temps que la surface des places d'armes de 
l'armee atteint presque l'etendue du canton de Geneve, et 
qu'a cöte de cette extraordinaire emprise le DMF est encore lo­
cataire d'une quinzaine de places supplementaires. 
Qu'en disent, dans cette salle, ies defenseurs du moins 
d'Etat? II est temps de revenir a un petit peu de mesure. 
Les propositions presentees donnent l'impression que le 
DMF se depeche de developper ses ouvrages militaires avant 
que des decisions de sagesse ne le limitent dans cette deme­
sure. 
Pour redimensionner les pretentions du DMF, renvoyons ce 
projet au Conseil federal. En outre, notre pofitique de securite 
n'en soiJffrira pas car, devant une teile attitude, le peuple 
suisse, et singulierement sa jeunesse, reprendra confiance. 
Sa volonte de defense n'en sera qu'affermie. Or, c'est cela qui 
compte avant notre arsenal de grande puissance. 

Kühne: Militärische Bauten sind Sachfragen. Gehen wir sie 
doch sachlich an. Sie werden sehen, das geht viel besser. 
Die sicherheitspolitische Lage hat sich verändert. Namentlich 
in Europa ist der Ausbruch eines grossen militärischen Kon­
fliktes nicht wahrscheinlich. Vor allem der über Jahrzehnte be­
fürchtete Durchstoss grosser Verbände zum Atlantik wird mei­
nes Erachtens nicht stattfinden. Soweit haben die Sprecher 

der SP gar nicht so unrecht. Sie ziehen aber die falschen 
Schlüsse. 
Herr Ledergerber, auch im EMD soll nicht alles so bleiben, wie 
es immer war. So weit bin ich mit ihnen einig. Vieles ist in die­
ser Sache in Bewegung. Einiges ist aber auch klar. Wir müs­
sen und können die Armee modernisieren, verjüngen und 
zahlenmässig reduzieren. Die Verjüngung ist übrigens auch 
auf den Zivilschutz auszudehnen. Männer und Frauen über 40 
sind im zivilen Bereich unentbehrlich, und als Füsiliere ma-
chen sie zudem eher oft eine Figur. Also reduzie-
ren wir bei den alten Soldaten, wir noch mehr bei 
den alten Obersten. 
Die allgemeine Wehrpflicht wird aber beibehalten, und wir wer­
den weiterhin eine Milizarmee haben. Das bedeutet, dass wir 
in Zukunft moderne Ausbildungsanlagen haben müssen. Wir 
sagen das nicht leichtfertig. Neue Anlagen bedeuten Land­
bedarf, und das trifft uns regional und auch von unserem Beruf 
her. Wir sagen nur deshalb ja, weil wir die unbedingte Notwen­
digkeit einsehen. Es ist unumgänglich, dass die Ausbildung 
zeitgemäss gestaltet werden muss. Stichwort: Theoriesäle, Si­
mulatoren usw., diese müssen vorhanden sein. Ausbildungs­
stätten, Unterkunft und die Qualität der Vorgesetzten sind ent­
scheidend für die Moral der Truppe. Wenn einer dieser Punkte 
oder sogar mehrere schlecht sind, haben die jungen Soldaten 
eine negative erste Erfahrung mit der Armee. Wir wollen das 
nicht, und deshalb sind wir gegen Rückweisung. 

Carobbio: Sono dell'opinione ehe la proposta di rinvio del 
messaggio possa essere sostenuta, contrariamente a quanto 
hanno preteso qui i deputati dei partiti borghesi ehe sono inter­
venuti contro, senza ricorrere ad argomentazioni ideologiche 
e senza nemmeno troppo soffermarsi sui problemi relativi alla 
situazione generale in Europa. Questo anche se devo dire ehe 
mi ha tatto abbastanza specie il fatto ehe molti, in questo Parla­
mento, sembrano rifiutare di prendere atto o comunque di ri­
flettere a fondo sulle conseguenze ehe quanto sta awenendo 
deve pur avere anche dei riflessi sui nostri problemi della sicu­
rezza. 
Ma aparte questo, per me ci sono tre ragioni ehe giustificano il 
rinvio. 
La prima si base suile stesse indicazioni d1:1I Dipartimento mili­
tare federale, secondo il quale e in corso un riesame della no­
stra politica di sicurezza, e quindi dell'impostazione del n0stro 
esercito, ehe dovrebbe comportare una forte riduzione degli 
effettivi. 
Se cio e vero, e se e vero ehe siamo in una fase di transizione, 
la presentazione anche quest'anno di massicce richieste di 
credito (360 millioni) e perlomeno discutibile. 
Dal mio punto di vista si giustifica una riflessione. 
II secondo argomento - per me il piu importante- e ehe io non 
credo ehe sia piu ammissibile, dopo quello ehe e capitato in 
questi ultimi mesi, ehe questo Parlamento avalli spese dell'or­
dine di 56 milioni per la realizzazione dell'infrastruttura di co­
mando senza ehe queste spese possano essere state esami­
nate con conoscenza di causa almeno dall'intera commis­
sione competente, la commissione militare. 
E' una pratica a mio parere sempre piu assurda quella per cui 
solo alcuni parlamentari, nel caso concreto una sottocommis­
sione, debbano essere informata di tali progetti con la scusa 
del se~reto. 
Questa pratica arrischia di condurci un'altra volta in quelle si­
tuazioni assurde di decisioni ehe poi risultano poco compren­
sibili. 
Mi rivolgo al capo del dipartimento per chiedergli se pensi ehe 
sia ancora possibile continuare con questa pratica, ehe discri­
mina membri della commissione militare e dimostra scarsa fi­
ducia nei loro confronti, ehe tra l'altro sono tenuti al segreto. 
Non vedo quali rischi si possano correre a dare loro un'infor­
mazione completa. · 
Si giustifica percio il rinvio proprio per permettere a tutti i mem­
bri della commissione di prendere conoscenza di tutti gli 
aspetti del progetto. 
In terzo luogo non e possibile liquidere con un semplice voto 
di maggioranza e di minoranza un credito di 50 milioni per la 
piazza d'armi di Gossau, ehe e contestata come tutti sanno. 
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Questi tre motivi concreti a mio parere giustificano la proposta 
di rinvio come scelta per superare la contrapposizione dei 
blocchi ideologici e trovare le soluzioni piu adatte. 
Per concludere, una considerazione del tutto particolare: 
II messaggio in discussione prevede importanti investimenti in 
Ticino e precisamente 4 milioni per l'aeroporto di Lodrino, 33 -­
per la piazza d'armi di Airolo, 15 milioni per if posto delle guar- -
die di confine di Airolo. In tutto 52 milioni su un totale di 350. Un 
settimo della spesa. Non e poca cosa. Come Ticinese qual­
cuno potrebbe dire ehe, non foss'altro ehe dal punto di vista 
degli interessi eeonomici del Cantone, non dovrei sollevare 
grosse obiezionL Cio nonostante, pur non entrando nel detta­
glio e visto ehe non sono membro della commissione e quindi 
non ho potuto esaminare i dettagli delle opere previste per- -
mettetemi di esprimere qualche perplessita sull'ampiezza di 
questi investimenti. In particolare di quelli ehe riguardono la 
piazza d'armi di Airolo e quelli riguardanti l'aerodromo di 
Lodrino. 
Domando in particolare al capo del dipartimento se tutte le 
spese riguardanti l'aerodromo di Lodrino, in particolare il rifa­
cimento di alcuni stabili esistenti, siano veramente giustificate 
o non vadano oltre le necessita stesse di questa struttura? 
Concludendo vi invito a sostenere la proposta di rinvio del col­
lega Bodenmann. 

Spälti: Ich hatte persönlich noch nie Probleme mit Ableh­
nungs- und Reduktionsanträgen, die im Zusammenhang mit 
dem Rüstungsprogramm oder mit dem Bauprogramm gestellt 
wurden. Viele von uns haben immer wieder versucht, die Argu­
mente der Gegner zu werten und sie auch zu achten. Sie kön­
nen das auch im Amtlichen Bulletin nachlesen, als es z. B. um 
die Diskussion über die Beschaffung des Leo 2 ging oder um 
das Retrofitprogramm des Panzers 68. 
Wie die Armee in Zukunft aussehen soll, das muss, das soll 
diskutiert werden, weil das letztlich eine Aufgabe des ganzen 
Volkes ist. Wenn man aber heute einzelne Voten gehört hat, 
dann muss man leider zum Schluss kommen, dass gar nicht 
mehr die sachliche Diskussion im Vordergrund steht. In die­
sem Sinne war besonders aufschlussreich, Herrn Bodenmann 
zu hören, der sich interessanterweise als erster Redner - er 
muss hellseherische Fähigkeiten haben - über das Niveau der 
Debatte beklagt hat. Er hat dabei offenbar nur übersehen, 
dass er mit seinen oberflächlichen Argumenten - das Wort Ar­
gument ist fast zu schön gewählt - den Massstab für das Ni­
veau dieser Debatte selbst gesetzt hat. Wenn er das von ihm 
gesetzte schlechte Niveau nun nachträglich bedauert, dann 
bleibt wenigstens die bescheidene Hoffnung, dass Selbster­
kenntnis der erste Schritt zur Besserung sei. 
Ich gehe auf einige Aeusserungen des Herrn Bodenmann ein. 
Er hat erklärt, es dürften keine neuen Waffenplätze mehr ge­
baut werden. 83 Prozent der Bevölkerung seien gegen den 
Bau neuer Waffenplätze. Dialektisch ist es natürlich nicht 
schlecht, eine solche Behauptung in den Raum zu stellen; 
man vermittelt den Eindruck, es würden ungehemmt zusätz­
liche Ausbildungsräume geschaffen. Tatsache aber ist, dass 
Neuchlen-Anschwilen beispielsweise den verlorengegange­
nen Waffenplatz St. Gallen ersetzt. Wenn das Gelände grösser 
ist als das bisherige, dann ist das sehr weitgehend dadurch 
bedingt, dass heute die Landwirtschaft - zu Recht - und der 
Landschaftsschutz innerhalb eines Waffenplatzes ganz an­
dere Bedeutung gewonnen haben, als das in der Vergangen­
heit der Fall war. 
Es wurde gesagt, die Schweiz gebe dreimal mehr von ihrem 
Bruttosozialprodukt für die Rüstung der Armee aus als Japan. 
Auch das ist dialektisch nicht schlecht für denjenigen, der 
nichts weiss. Nur hat Herr Bodenmann vergessen, uns auch 
ehrlich zu sagen, dass Japan ein zehnmal höheres Bruttosozi­
alprodukt hat als die Schweiz und dass das eine Prozent, das 
Japan nach dem zweiten Weltkrieg auferlegt wurde, schon 
lange auf schwarzem Wege unterlaufen worden ist. 
Es ist auch gesagt worden: Man trüge dem Abbau der Mann­
schaftsbestände nicht Rechnung. Man hat aber nicht gesagt, 
dass das Programm der Unterkünfte von 550 auf 360 reduziert 
wurde. Das einige Feststellungen zu diesen sogenannten Ar­
gumenten. 

Die Herren Günter und· Jaeger haben die Polarisierung be­
klagt. Ich beklage sie auch. Aber wenden Sie sich doch einmal 
an jene, die mit medienträchtigen, rechtswidrigen Handlun­
gen, Auftritten und auch Besetzungen dafür verantwortlich 
sind, dass es Gegenreaktionen gibt. Jawohl, Gesprächskultur, 
einverstanden, sachliche Argumente, einverstanden. Leider 
hat Herr Bodenmann als erster Sprecher in diesem Rat einen 
anderen Massstab gesetzt 

Hubacher: Wenn es in diesem hohen Haus um militärische 
Fragen geht, wird immer im gleichen Stil debattiert. Aus Sicht 
der Sozialdemokraten, die der Meinung sind, die Militäraus­
gaben könnten und müssten ganz gehörig reduziert werden, 
ist das eine erfolgreiche Demonstration der bürgerlichen Hilf­
losigkeit. Machen Sie so weiter, ich empfehle Ihnen das aus 
unserer Sicht; das ist der beste Beweis, dass Sie nichts gelernt 
haben nach dem 26. November 1989. Machen Sie mit dieser 
Armee weiter, in welcher drei von vier Auszugssoldaten genug 
haben von dieser Politik. Wir wissen nur nicht so recht, mit 
wem Sie eigentlich noch Verteidigungspolitik, Militärpolitik be­
treiben wollen. Es reicht nicht mit der alten Generation, bei al­
ler Hochachtung vor ihren Verdiensten im Aktivdienstzeitalter. 
Herr Blocher, es geht ja auch um eine gewisse Sorgfalt. Sie 
haben immer von Nichteintreten gesprochen. Es liegt kein 
Nichteintretensantrag, sondern ein Rückweisungsantrag vor. 
Es war bis jetzt eigentlich so, dass wir Herrn Blocher als wirkli­
chen Sprecher der bürgerlichen, oft der schweigenden bür­
gerlichen Mehrheit angesehen haben, nämlich der Parlamen­
tarierinnen und Parlamentarier, die sich nicht mehr zu sagen 
getrauen, was Herr Blocher hier jeweils so erfrischend offen 
vorträgt. Aber wenn Sie so weit gehen - Herr Ledergerber hat 
das schon zu Recht angetönt -, einfach pauschal alle Sozial­
demokraten unserer Fraktion der geistigen Verwahrlosung zu 
bezichtigen, dann können wir Sie - Entschuldigung, Herr Bio­
eher - nicht mehr ernst nehmen. Das ist nur noch Beleidigung, 
das ist nur noch Diffamierung, und ich bitte Sie, das zurück­
zunehmen, sonst sind Ihr Stellenwert und Ihr Börsenkurs wirk­
lich tief gesunken. Sonst müssten wir Ihnen sagen, wir lassen 
uns das nicht bieten von einem Politiker, der, bevor der Bun­
desrat im Interesse des Landes über die Europäische Wirt­
schaftsgemeinschaft verhandelt, jetzt schon alles ablehnt, Ver­
handlungsergebnis hin oder her. Sie wissen es zum voraus, 
Sie haben die Parole ausgegeben: «Nein, die Sc;:hweiz hat mit 
Europa nichts zu tun.» Das ist dann sehr nahe bef dem, was ich 
verantwortungslos nenne. Von diesem Manne lassen wir uns 
nicht geistige Verwahrlosung vorwerfen. Das geht nicht, Herr 
Blocher. So kann man nicht politische Kultur betreiben, so 
kann man in einer Demokratie nicht miteinander umgehen. 
Dann begreife ich, dass Sie die PdA lieber gehabt haben. Sie 
vertritt den genau gleichen totalitären Stalinismus, wie ihn die 
Kommunisten in den Ostblockstaaten praktiziert haben. Herr 
Blocher, Sie müssen jetzt gründlich überlegen, wie wir mitein­
ander diskutieren, ob wir diffamieren oder ob wir argumentie­
ren. 
Was wollen wir eigentlich? Wir muten dem neuen EMD-Vorste­
her Kaspar Villiger zu, etwas aus der Vergangenheit seiner 
zum Teil bedenklich schwachen Vorgänger zu lernen. Näm­
lich zu lernen, dass man auch im EMD einmal «Uebung halt!» 
sagen müsste, dass man die neue Lage in Europa berücksich­
tigen sollte. Und wir hätten erwartet, Herr Villiger wäre in der 
Lage, zu sagen: «Jetzt gehen wir einmal über die Bücher. Jetzt 
wird nicht so weitergefahren, wie in den letzten Jahrzehnten.» 
Aber: Demokratisierung in Osteuropa hin oder her, Frieden 
und Entspannung hin oder her. Wir bauen weiter, wir machen 
weiter wie gehabt. Wir Sozialdemokraten meinen, «Uebung 
halt!» wäre eine Chance für das EMD. Wenn Sie die auch ver­
spielen - Herr Villiger -, müssen Sie sich nicht bei uns bekla­
gen, sondern bei Ihren angeblichen Freunden. 

Persönliche Erklärung - Declaration personnel/e 
Blocher: Ich möchte an die Adresse der Herren Jaeger, Leder­
gerber und Hubacher sagen: 
1. Ob Sie besser austeilen können als ich, das weiss ich nicht, 
aber ich kann auf jeden Fall besser einstecken. 
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2. Jetzt kommt man hier ans Pult - Herr Jaeger - wie Niklaus 
von Flüe und sagt: «Es hat einer polarisiert. Aber wir sind ja für 
den völligen Ausgleich. wir polarisieren gar nicht.» Wer aus­
teilt. muss auch einstecken können. 
-Herr Hubacher, ich muss mich wirklich entschuldigen, es tut 
mir wirklich sehr leid, und ich nehme es auch zurück, ich habe 

--mich versprochen. ich habe gesagt, es sei ein Nichteintretens-
statt ein Rückweisungsantag. Das muss ich zurückneh-

men, tut mir leid. 
3. Herr Hubacher, ich nehme das mit der inneren Verwahrlo­
'Sung sehr ernst. Das habe ich nicht zum ersten Mal gesagt. Ich 
bin der tiefen Ueberzeugung, dass ein Volk, eine Partei oder 
ein Politiker, welche nicht mehr die Kraft aufbringen, für die 
Verteidigung des eigenen Landes einzustehen, ein Zeichen in­
nerer Verwahrlosung darstellen. Ich kann es nicht zurückneh­
men, es tut mir leid. 

Feigenwinter, Berichterstatter: Es ist ja nicht Aufgabe der 
Kommissionssprecher, diese auf ein bedenklich polemisches 
Niveau hinuntergeratene Diskussion fortzusetzen. Ich rufe Sie 
zur Sachlichkeit in dieser Angelegenheit auf. Ich muss aller­
dings feststellen, dass nicht ganz zutrifft, was Herr Hubacher 
gesagt hat. Der Stil hat sich sehr wohl geändert. Heute wurde 
praktisch nur polemisiert und, was der Sache sehr wenig dien­
lich ist, der Gegner wurde lächerlich gemacht. Zwar hat mit 
diesem Gebaren Herr Bodenmann begonnen. Er hat mir ge­
stern versprochen, die Kanonen zu laden und zu schiessen. Er 
hat aber die Kartätschen geladen, mit denen man üblicher­
weise Dreck verschiesst. Ich möchte jedoch sachlich bleiben 
und wieder zur Sache zurückkehren. 
Es ist falsch, wenn man sagt, die Kommission, der Bundes­
rat und wahrscheinlich auch die bürgerliche Mehrheit in die­
sem Rate hätten keine Lagebeurteilung vorgenommen · in 
dem Sinn, dass sie den neuen, veränderten Gegebenheiten 
in Europa und der Welt nicht Rechnung tragen. Sowohl Sie 
von der linken Seite in dieser Versammlung wie auch wir 
von der andern Seite stehen ja vor denselben Fakten. Wir 
ziehen allerdings daraus andere Schlüsse. Das ist ein intel­
lektueller Denkvorgang, der zulässig ist. Es ist eine Verwilde­
rung der politischen Sitten, dass man denjenigen Gegner lä­
cherlich macht, der eine Situation anders beurteilt. Herr Bo­
denmann, Sie haben das leider getan, wobei Sie keines­
wegs für sich in Anspruch nehmen können, dass die 
Schlüsse, die Sie aus dieser Lagebeurteilung ziehen, die 
richtigen sind. Das wird erst die Zukunft weisen. Das ist ja 
das Schwierige an der heutigen Situation, dass wir auf unsi­
cherem Boden stehen. 
Sie unterstellen dem Bundesrat, er mache nichts. Der Bundes­
rat ist aber gewillt, eine sicherheitspolitische Neubeurteilung 
durchzuführen, weil er natürlich auch nicht blind ist. Es kann 
sich ja der Einsicht nicht entziehen, dass sich vieles gewandelt 
hat und dass unsere Armee möglicherweise total geändert 
werden muss und einen ganz neuen Auftrag erhalten wird, der 
der Situation Rechnung trägt, dass die Frontlinien in Europa 
nicht mehr durch unser Land oder in der Nähe unseres Lan­
des, sondern vielleicht am Bosporus und in Portugal, jeden­
falls an den Aussengrenzen dieses Kontinents, verlaufen 
könnten - ich sage «könnten», denn sicher ist auch das noch 
nicht. Der Bundesrat hat sogar, bevor sich die Situation für alle 
so überraschend geändert hat, den Auftrag gegeben, eine 
neue Armeekonzeption zu erarbeiten, vielleicht eher unter 
dem Gesichtspunkt, dass auch dieser Armee einmal eine 
Ueberprüfung gemäss System McKinsey gut bekommen 
könnte. Notwendig ist sie in jedem Fall. 
Diese Neukonzeption der Armee könnte nun angesichts wirk­
lich veränderter Verhältnisse viel weiter führen, als das ur­
sprünglich geplant war. Aber wir sind immer noch auf unsiche­
rem Boden. Wir sind noch nicht imstande, ein neues Haus zu 
beziehen, und müssen vorläufig in unserem alten Haus ver­
bleiben. Aber, um bei diesem Beispiel zu bleiben, Umbauten 
an diesem Haus, die im Gang sind und offene Seiten bieten, 
müssen wir fertigstellen. Kommission und Bundesrat sind der 
Auffassung, dass in Ausführung begriffene Objekte fertigzu­
stellen sind. Nehmen Sie die Minenwerterstellungen. Wir ha­
ben diese sehr teuren Waffensysteme beschafft, und sie sollen 
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nicht im Zeughaus verrotten, sondern, wenn schon, danndort, 
wo sie notfalls auch eingesetzt werden. 
Wir haben auch gesagt, dass das Schwergewicht dieses Bau­
programms auf Ausbildungsbauten zu verlegen ist, weil wir 
schon lange zu Lasten dieses Sektors Investitionen zurück­
gestellt haeen, um die eigentliche Kampfkraft, die Erstschlag­
kraft der Armee, zu verbessern. Hier besteht ein Nachholbe­
darf, und dieser Nachholbedarf ist gegeben, solange wir eine 
Armee haben. Ich gehe davon aus, dass es sicher ist, dass wir 
diese Armee behalten können. 
Wir haben ausdrücklich auch in der Kommission gesagt, es 
sei auf Bauten zu verzichten, welche die jetzige Konzeption ze­
mentieren. Deshalb gibt es keine neuen Kredite für Sperrstel­
lungen, sondern wir verzichten darauf, zugunsten dieser Aus­
bildungskredite. Wir wollen aber auch keine neuen Bauten, 
um eine künftige, noch nicht bekannte Konzeption zu präjudi­
zieren. 
Das sind die Ueberlegungen, die die Kommission angestellt 
hat und die der Bundesrat teilt. Sie haben dazu geführt, dass 
wir diesem Bauprogramm zugestimmt haben. Es besteht kein 
Grund, diesem Rückweisungsantrag mit unbestimmtem Auf­
trag Folge zu leisten. 
Ich bitte Sie, ihn abzulehnen. 

M. Leuba, rapporteur: S'il y a un point sur lequel tout le monde 
doit au moins etre d'accord, au nom de ce fameux consensus 
apres lequel chacun court mais que si peu contribuent a creer, 
c'est bien celui de la modification de Ja situation en Europe. 
Mais, lorsque l'on constate que cette Situation s'est profon­
dement modifiee, on ne peut encore rien en tirer a titre de con­
clusion pour notre defense nationale. Gar ce qui est absolu­
ment decisit, ce n'est pas cette modification de la situation 
mais l'appreciation que cette nouvelle situation fait peser 
comme menace sur notre pays etc' est a partir de ce point seu­
lement que des conclusions peuvent etre apportees quant a 
notre effort de detense nationale. Or, tout le monde devrait etre 
aussi d'accord pour constater qu'il est trop töt pour tirer ces 
conclusions, tant la situation evolue rapidement et personne 
ne peut nous dire ce qu'elle sera d'ici la finde l'annee. 
Le Rapport sur la politique de securite devra necessairement 
definir cette menace et devra nous indiquer avec quels 
moyens le Conseil tederal entend y faire face. De toute ma­
niere, ce rapport ne peut pas conclure, ainsi que le sou&.,; 
entend la proposition de renvoi, a la suppression de l'armee 
parce qu'il n'y aurait plus aucune menace. Cela n'esttout sim­
plement pas possible apres le vote du 26 novembre 1989. Au­
cun pays ne propose lasuppression de son armee, meme pas 
les pays de l'Est qui ont adopte maintenant une conception 
plus democratique de leur organisation. La Conterence sur la 
securite et la cooperation en Europe ne part pas du principe 
que les armees nationales seront supprimees. Tout au con­
traire, eile entend reglementer la torce de ces armees. Que 
faire alors? Nous seuls, en Suisse, en laissant les bätiments se 
degrader, en ne construisant pas de locaux pour les stimula­
teurs Stinger, par exemple - que vous avez decide d'acheter 
l'annee derniere - menerions une politique parfaitement ab­
surde. Nous devons donc, dans ce cadre-la, continuer l'effort 
de construction dans toute la mesure - et la commission y a 
veille - ou nous ne tigeons pas des structures de l'armee que 
nous pourrions etre amenes a modifier prochainement. 
Mais quelle liaison y a-t-il entre les modifications intervenues 
dans les pays de l'Est et la construction d'une caserne rem­
plac;ant des bätiments vetustes dans lesquels nos recrues doi­
vent de toute fac;on faire leur service? Quelle liaison y a-t-il 
entre les modifications intervenues dans ces memes pays et 
l'assainissement des bätiments ruraux, loues par la Confe­
deration sur les places de tir? Veritablement, la proposition de 
renvoi ne peut pas se justifier par ces modifications en ce qui 
concerne ce projet de constructions. 
Finalement, je constate, en depit de ma brave experience par­
lementaire dans cette maison, que tes debats se suivent et se 
ressemblent. Les contestations des credits militaires sont re­
nouvelles annee apres annee, seule l'argumentation change. 
Alors, apropos de ce raisonnement, je dois avouer a M. Aguet 
que les bras m'en sont quelque peu tombes lorsqu'il pretend 
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que l'histoire donne raison aux socialistes. Est-ce l'annee oü 
s'effondre les regimes socialistes des pays de l'Est qu'il con­
vient de faire cette affirmation? Un peu de modestie dans ce 
domaine me paraitrait convenir parfaitement. 
En conclusion, je dirai que, Ja situation etant plus floue et plus 
incertaine que jamais, ce n'est decidement pas le moment de 
baisser la garde. 

Bundesrat Villiger: Ich hatte eigentlich nicht vor, mich zur Si­
cherheitspolitik zu äussern, weil ich auch davon ausgehe, 
dass der direkte Zusammenhang zwischen der neuen Lage 
und diesem reduzierten Bauprogramm nicht gegeben ist. 
Aber nachdem diese Fragen aufgeworfen worden sind, äus­
sere ich gerne ein paar Gedanken dazu. 
Es ist in der Tat so, dass sich die politisch-militärische Lage 
stark gewandelt hat. Wir stehen vor verschiedenen Umbrü­
chen, die sich gegenseitig beeinflussen. Auf der einen Seite ist 
der Umbruch im Osten mit dem Aufbruch zu Demokratie und 
Marktwirtschaft an sich schon etwas Kompliziertes, auf der an­
dern Seite ist die westeuropäische Einigung auch nichts Einfa­
ches. Beides beeinflusst sich gegenseitig und wird noch kom­
pliziert durch die Vereinigung der beiden Deutschland, die 
auch sehr starke sicherheitspolitische Konsequenzen haben 
kann, je nachdem, wie sie sich vollzieht. 
Der Bundesrat geht davon aus, dass die Chancen für eine po­
sitive Entwicklung besser sind als je und dass die Chancen, 
Konfliktursachen - und das ist immer das Entscheidende einer 
Sicherheitspolitik - beseitigen zu können, heute grösser sind 
als je. Auch unsere Sicherheitspolitik wird dem Rechnung tra­
gen müssen. Man könnte sagen, dass diese Sicherheitspolitik 
in den nächsten Jahren auf zwei Säulen beruhen könnte: auf 
einer offensiven aussenpolitischen und auf einer eher bewah­
renden Säule. 
Zur ersten: Wir sollten eine Sicherheitspolitik anstreben, die 
hilft, Europa im Rahmen unserer Möglichkeiten sicherer zu 
machen: mitwirtschaftlicherKooperation, indem wir helfen, im 
Osten die Marktwirtschaften zu stabilisieren; mit politischer 
Kooperation, indem wir dazu beitragen, dass sich diese De­
mokratien festigen können; mit rechtlicher Kooperation, in­
dem wir zu gewaltfreien Konfliktlösungsmechanismen in Eu­
ropa beitragen, und militärisch gesehen mit friedenspoliti­
schen Massnahmen (Abrüstung, Verifikation usw., das kann 
bis zu Blauhelmen gehen), also mit einem aktiven Beitrag an 
ein sichereres Europa in der Erkenntnis, dass auch unsere Si­
cherheit letztlich von der Sicherheit Europas abhängig ist. Das 
ist die Karte der Hoffnung, die wir ausspielen können. 
Wir müssen das aber - und jetzt komme ich zur bewahrenden 
Komponente - ohne Naivität tun. Wir müssen gegen Rück­
schläge gewappnet sein, gegen Eiszeiten, gegen eine «kalte 
Sophie», die auch politisch wieder kommen könnte, denn wir 
müssen erkennen, dass es nach wie vor Risikofaktoren gibt, 
die nicht auf die leichte Schulter zu nehmen sind. Ich darf ei­
nige aufzählen. Denken Sie an die Kluft zwischen den Erwar­
tungen dieser Völker, die nun befreit sind, und der traurigen 
wirtschaftlichen Realität, die möglicherweise noch für Jahre 
traurig bleibt. Bleiben diese zarten Demokratieansätze tat­
sächlich stabil? Wir müssen dazu beitragen, aber wir können 
es nicht garantieren. Denken Sie an die aufbrechenden Natlo­
nalitätenkonflikte. Denken Sie an die enorm schwierige innere 
Situation der Sowjetunion. Sicherheitspolitisch ist von ent­
scheidender Bedeutung, was in diesem lande geschieht, und 
die Probleme sind grösser denn je: Denken Sie an neue Ge­
fahren, die kommen, an die Proliferation von Raketentechno­
logie, von chemischer Waffentechnologie, von Nuklearwaffen­
technologie in Ländern, die nicht weit von uns weg sind, die 
auch in Zukunft gewisse Aggressivitäten entwickeln könnten. 
Je nach Mischung der Risikofaktoren und der Chancenfakto­
ren kann die Zukunft sehr verschieden aussehen, und dage­
gen müssen wir gewappnet sein. Denken Sie auch daran, 
dass die militärischen Potentiale in Mitteleuropa nach wie vor 
so gross sind wie nie in der Geschichte, unti sie werden immer 
noch. grösser sein als je in der Geschichte, wenn die Abrü­
stung, die wir auch anstreben, Tatsache werden wird. Wir kön­
nen heute auch sagen, dass Sicherheitssysteme der Zukunft 
immer auf Armeen beruhen werden, aber hoffentlich auf tiefe-

rem Rüstungsniveau und hoffentlich mit defensiveren Struktu­
ren, mit Strukturen, die in der Schweiz schon immer beispiel­
haft waren. Ich glaube also, dass die Chancen für Abrüstung 
im Moment gut sind, und wir werden uns zu diesen Problemen 
im Bericht über die Sicherheitspolitik im Namen des Bundes­
rates äussem. 
Herr Bodenmann hat diesen sicherheitspolitischen Bericht 
schon diskreditiert, bevor er ihn kennt. Ich bedaure das, weil 
es nicht unbedingt jene Fairness widerspiegelt, die vorhin von 
Mitgliedern seiner Partei zu Recht gefordert worden ist Warten 
Sie diesen Bericht ab und beurteilen Sie ihn dann. Es wird ein 
Bericht des Bundesrates sein, der breit, interdepartemental 
~bgestütztsein wird. 
Ich habe das EMD an einer Pressekonferenz mit einem Super­
tanker verglichen, der, wenn man am Steuerrad dreht, noch 
50 Kilometer weiter fährt, bis er sich bewegt. Alles, was im 
EMD und in der Armee vorhanden ist, ist eben langfristig ange­
legt. Rüstung ist etwas sehr langfristiges. Es braucht erstens 
einmal ein logisches Ganzes, damit eine Armee in ihren Ele­
menten zusammenpasst, und das muss über Jahre aufgebaut 
werden. Denken Sie nur, wie lange es geht, bis ein Leopard 
vom Anfang der Evaluation, ausgelöst im Departement, über 
die Parlamentsdebatte - wirklich gebaut ist. Das können Sie 
nicht in zwei Minuten verändern. Das wird auch bei der Abrü­
stung so sein. Auch wenn erste Abkommen - was wir hoffen 
im konventionellen Bereich unterschrieben sind, wird es 
sechs bis acht Jahre dauern. bis das wirklich realisiert ist. In 
der Zwischenzeit sind diese Waffen noch vorhanden und ein­
satzfähig. Auch eine Milizarmee braucht lange, bis sie ihre 
Strukturen verändern kann. Nicht nur, weil Veränderungen 
über Vernehmlassungen und verschiedene parlamentarische 
Beschlüsse vorgenommen werden müssen. sondern weil es 
auch lange braucht, bis eine neue Philosophie über die Aus­
bildung bei den Soldaten oder eine neue Strategie dann wirk­
lich wirksam wird, bei den kurzen Ausbildungszeiten, die wir 
haben. Auch bei den Bauten haben wir langfristige Konzepte, 
die Sie nicht plötzlich abbrechen können. Hier haben wir si­
cher erste Akzente gesetzt. Wenn man uns den Vorwurf der to­
talen Unbeweglichkeit macht, muss ich auch hierzu sagen, 
dass dies ungerecht ist. Es mag politisch attraktiv sein, uns 
das immer wieder vorzuwerfen und uns auch als Lügner und 
Spitzbuben zu bezeichnen, aber es ist ungerecht. Es ist in die­
sem Departement wohl noch kaum je so viel gleichzeitig in Be­
wegung gewesen. Es ist so viel, dass es ein beachtliches Ma­
nagementproblem ist -vor dem ich Respekt habe-, das alles 
überhaupt zu bewältigen. Wir gehen über die Bücher - Herr 
Hubacher -, und zwar sehr intensiv. Ich darf «Armee 95» er­
wähnen. Die Reduktion um einen Drittel ist grösser als all das, 
was jetzt irgendwo in unserem Umfeld konkret in Bewegung 
ist Das bedeutet eine völlig neue Struktur dieser Armee. Eine 
politische Vorgabe habe ich unlängst gegeben, die darauf ab­
zielt, dass es nicht wieder fünf Jahre braucht, wenn wir die 
Struktur weiter verändern wollen, sei es Richtung Reduktion/ 
Abrüstung -wenn wir in diese Gespräche einbezogen werden 
sollten-, sei es -wenn die Gefahr wieder steigen sollte- in der 
andereh Richtung. Denken Sie an die Ausbildung, wo die 
Gruppe Schach, aber auch die Gruppe für Ausbildung intensiv 
daran sind, den gewaltigen Brain storm, der in diesem lande 
im letzten Jahre herrschte, aufzuarbeiten und daraus verdau­
bare, vernünftige, richtige Reformpakete zu gestalten. Denken 
Sie an die Bauten, wo wir starke Akzentveränderungen vorge­
nommen haben. Ich komme noch im Detail dazu. Aber den­
ken Sie auch an die Logistik und an unser Industriepotential, 
das natürlich von alldem betroffen wird. Wir überprüfen z. B., 
ob unsere Munitionsbestände richtig sind, ob wir hierzu nicht 
immer zu vornehm waren und zuviel an Lager legten. Das wird 
alles bis zum letzten Munitionshäufchen und bis in die Produk­
tion Konsequenzen haben. Denken Sie an die Elektronisie­
rung, an die Auswirkungen auf die Bestände, auf die KMV­
Zeughäuser. Das alles kann man nicht einfach so mit ein paar 
Schlagworten aus dem Handgelenk abtun. 
Noch zu den Kosten: Ich habe an unserer letzten Pressekonfe­
renz gesagt, dass wir vom EMD her anstreben, die Kosten real 
einzufrieren, und zwar trotz der weiteren Mechanisierung und 
Erneuerung alter Waffensysteme, die weiterhin nötig sein wer-
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den, wenn wir eine Armee haben wollen, die glaubwürdig ist, 
und trotz der Erneuerung der Flugwaffe. Schon das erfordert 
sehr starke Prioritäten. Sie dürfen das nun nicht vergleichen 
mit Ländern, die jetzt vom Abbau wie die Vereinigten 
Staaten, die in sehr kurzer Zeit Budgets nahezu verdop-

hatten, während wir ein einigermassen gedämpftes, linea­
res Wachstum betrieben. Sie können das auch nicht mit der 

""''·r11c,,,-,,,,,n die viel zuviel von ihrem Sozialpro­
qestecKt hat Herr Bodenmann hat natür-

ucvvu;~'"· warum erwähnt hat und nicht die 
110,·ri1,,,ho,n mit den Nato-Ländern wir we-

auf das Sozialprodukt. 
nrr,""i'" Sn7i::.lrirn,11 dass es trotz dieser, von 

nen als klein Ausgaben im Moment die dritt­
grösste Militärmacht der Welt ist. und das macht gewissen 
Leuten hier im Saal sogar Sorgen. Ich glaube, dass mit unse­
rer Politik der Anteil des Militärs an den Bundesausgaben in 
der Zukunft sehr rasch kleiner werden wird, wie das in der Ver­
gangenheit schon gewesen war. Ich werde mich dagegen 
wehren. dass man über das Budget die Armee unglaubwürdig 
machen will. Ich bin der erste, der Schwerpunkte setzen und 
nur das realisieren will, was nötig ist; aber man kann eine Ar­
mee auch über die Budgets so aushungern, dass wegen über­
alterten Waffensystemen die Motivation der Wehrmänner ver­
schwindet, dass das Klima für weitere Antiarmeeaktionen bes­
ser wird. Ich glaube. zu so etwas dürfen wir, solange wir zu un­
serer Landesverteidigung stehen, nicht ja sagen. 
Noch kurz zum eigentlichen Programm: Sie wissen, es um­
fasst für 358 Millionen Franken Bauvorhaben. Nicht mehr 
darin enthalten sind die Vorhaben für die Rüstungsbetriebe, 
weil diese nach dem neuen Finanzhaushaltgesetz nicht mehr 
botschaftspfiichtig sind. Die Objektsumme liegt um 40 bis 
70 Millionen Franken tiefer als in den früheren Jahren, als sie 
sich noch auf zwischen 400 und 430 Millionen belief. Sie ist 
nominell auf dem Stand von 1986; die Teuerung eingerechnet, 
vor allem die Bauteuerung, ist das sogar eine signifikante Re­
duktion. Diese Reduktion war auch deshalb unvermeidlich, 
weil die Zahlungskredite der Bauten, die ja massgeblich sind, 
für das, was in Wirklichkeit realisiert wird, in der letzten Zeit real 
abgenommen haben. Der Hauptteil der Kürzungen wurde bei 
den Geländeverstärkungen vorgenommen. Sie erreichen den 
Stand von Mitte der achtziger Jahre, auch nominell. Damals 
wurde auf Ihren Wunsch und auf Wunsch der Militärkommis­
sionen das Schwergewicht sehr stark auf Kampf- und Füh­
rungsbauten verlegt; das ist etwas, was wir jetzt zurückgenom­
men haben. Wir wollen aber das Festungsminenwerfer-Pro­
gramm noch abschliessen. Auch dieses Programm ist ein 
langfristiges Konzept, und es wäre fahrlässig, es einfach ab­
zublocken. Es ist auch nicht so, dass die Konzepte von «Ar­
mee 95„ den Festungsminenwerfer-Bereich stark betreffen 
würden, weil die Festungsminenwerfer im Schlüsselgelände 
stehen. Das Gelände ist gegeben, welche Doktrin wir auch im­
mer haben. 
Der vorläufige Verzicht auf den weiteren Bau von Führungsan­
lagen für grosse Verbände und Sperrstellungen gewährleistet 
die Handlungsfreiheit für «Armee 95». Ich habe den General­
stabschef schon vor längerer Zeit beauftragt, bei Geländever­
stärkungen und Führungsbauten einen Stopp und eine Denk­
pause - auch beim EMD gibt es Denkpausen, aber nur dort, 
wo sie sinnvoll sind 1-einzuschalten und das Problem zu über­
prüfen, weil die Armee 1995 kleiner und flexibler sein wird. Das 
wird für diese Bereiche Konsequenzen haben. 
Es ist auch eine gewisse Umorientierung Richtung Ausbil­
dung nötig. Das wollen wir mit diesem Programm einleiten. Wir 
wollen mehr für die Ausbildungsinfrastruktur einsetzen. 
40 Prozent oder 135 Millionen Franken sind schon für Ausbil­
dungszwecke reserviert. Einige Vorhaben gelten diesem Be­
reich. Airolo, Herisau-Gossau, auch Kasernenunterkünfte 
usw.: Neue Waffensysteme brauchen eben auch neue Aus­
bildungszentren - ich denke an den Stinger. Es geht hier nicht 
um Luxus, sondern ganz einfach darum, unseren jungen Mit­
bürgern, die als Wehrpflichtige eine Aufgabe erfüllen, die ih­
nen von der Verfassung aufgetragen worden ist, ordentliche, 
saubere und einigermassen freundliche Unterkünfte und effi­
ziente Ausbildungseinrichtungen zu bieten. Sie haben sie 

schlicht und einfach verdient. Hier besteht ein gewisser Nach­
holbedarf. 
Ich glaube, dass auch die Modernisierung der Ausbildungs­
einrichtungen hilft, den vielgeschmähten Leerlauf zu bekämp­
fen. Ein Wehrmann, der gut und rationell ausgebildet wird, ist 
auch besser motiviert. Deshalb sind hier - und das wird auch 

den nachsten Jahren so sein - Investitionen wichtig. Auch 
die Simulation wird zunehmen; das hat verschiedene Gründe: 
Viele Munitionsarten sind so horrend teuer, dass wir mit Simu­
lation arbeiten müssen, oder sie sind so explosiv, dass wir da­
mit in der Schweiz gar nicht üben könnten. Wir können auch 
damit einen Beitrag an die Umweltverträglichkeit der Armee 
leisten. 
Noch zu einigen Fragen, die hier gestellt worden sind: Herr 
Bodenmann, zur Frage, ob in diesen Krediten irgendwelche 
Zahlungen in Richtung Una (Widerstandsorganisation) ver­
steckt seien: Es sind keine solchen Kredite hier enthalten. 
Herr Rebeaud, zur Frage, ob die Bauten in Sitten, die Unter­
stände, ein Präjudiz für den F/A-18 seien: Für die Unterbrin­
gung der Trainingsflugzeuge Hawk in Sitten haben Sie bereits 
mit einem früheren Bauprogramm zwölf Einstellzellen geneh­
migt. Unabhängig davon, ob noch dieses Jahr oder irgendein­
mal später ein neues Kampfflugzeug beschlossen wird. und 
zwar welches auch immer, ob F/A-18 oder ein anderes, ist es 
sinnvoll, die Zellen, die für den Hawk vorgesehen sind, auch 
für ein allfällig neues Kampfflugzeug zu verwenden. Der bean­
tragte Zusatzkredit dient deshalb dazu, die sechs bereits im 
Bau befindlichen Zellen zu erweitern und die Pläne der neuen 
Zellen anzupassen. Unabhängig davon, wie sich die Beschaf­
fung entwickelt, müssen aber die restlichen sechs Zellen, für 
die der Kredit bereits bewilligt ist, baldmöglichst errichtet wer­
den, um eben für den Hawk zur Verfügung zu stehen. Es wäre 
also nicht sinnvoll, den Entscheid über diesen Zusatzkredit 
von der Beschaffung abhängig zu machen. Wenn Sie diesen 
Zusatzkredit ablehnen, sparen Sie im Moment zwei Millionen 
Franken. Sollte aber das Flugzeug einmal beschafft werden, 
kostet es ein Mehrfaches an Investitionen. Das ist einfach eine 
Offerte unsererseits; wir glauben, dass die Versicherungsprä­
mie von zwei Millionen gerechtfertigt ist, aber die zwei Millio­
nen sind in keiner Weise ein Präjudiz für Ihren späteren Kampf­
flugzeugentscheid. 
Herr Rebeaud, zur Frage des Führungsbunkers: Es haben 
auch andere darauf hingewiesen, HerrCarobbio zum Beispiel. 
Dieser hat gewettert, dass hier das Parlament nicht habe kon­
trollieren können. Ich werde beim Minderheitsantrag, der 
diese Position streichen will, die Frage beantworten. 
Herr Ledergerber hat an ein paar Beispielen aufzeigen wollen., 
warum man etwas nicht machen solle. Nach ihm sind es Präju­
dizien für die Struktur der neuen Armee. Ich kann zu den Muni­
tionsmagazinen sagen, dass es beim grösseren Teil vor allem 
um Sicherheitsinvestitionen geht, und auch beim anderen Teil 
ist kein Präjudiz im Hinblick auf «Armee 95» festzustellen. Bei 
den Führungsbauten haben wir alle neuen Projekte gestoppt, 
was jetzt noch läuft, ist die Fortsetzung von angefangenen. 
Hier werden sich vielleicht Aenderungen ergeben, weil wir ja 
nicht wissen, wie viele Divisionen es noch gibt, ob die solche 
KP brauchen oder ob wir dann mehr Brigaden usw. haben. 
Zu den Festungsminenwerfern habe ich mich bereits geäus­
sert. 
Herr Ledergerber hat auch von «Armee 95» gesprochen. Ich 
darf noch einen letzten Gedanken zu «Armee 95» beifügen. 
Die Abrüstung wird verkleinerte und verdünnte Armeen in Eu­
ropa bringen, wenn sie einmal Wirklichkeit wird. Ich muss aber 
sehr nüchtern darauf hinweisen, dass die Verdünnung und 
Verkleinerung teilweise durch verstärkte Feuerkraft, erhöhte 
Beweglichkeit und stark erhöhte Zielgenauigkeit kompensiert 
werden .. Die Technisierun9, die Modernisierung gehen weiter, 
vielleicht nicht mehr ganz so schnell wie früher, aber sie gehen 
unentwegt weiter. Beispielsweise gehen die einseitigen Re­
strukturierungen der Sowjetarmee sehr stark auch in Richtung 
«McKinsey-Rationalisierung», Anpassung an ein modernes 
Gefechtsfeld, weil diese Armee schlicht und einfach überpan­
zert war. Wenn man das als Abrüstung verkauft, können wir 
auch «Armee 95» mit gutem Gewissen als Abrüstung verkau­
fen. Wenn in Wien ein CFE kommt, wird das echt mehr brin-
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gen, aber unsere Struktur wird dann so sein, dass auch wir das 
Richtige und Angemessene tun können. Ich muss aber auch 
darauf hinweisen, dass man mechanisierte Berufsarmeen 
nicht mit einer nach wie vor infanterielastigen schweizerischen 
Milizarmee vergleichen darf. Sie dürfen nicht einfach Mann 
gleich Mann setzen, sondern in all diesen Gedanken muss na­
tü,Uch die Milizstruktur unserer Armee berücksichtigt werden. 
Herr Aregger hat bemängelt, die zehn Millionen, die wir für all­
gemeine Erneuerungen eingesetzt haben, seien etwas wenig. 
Das war ein Schnellschuss von mir, um eben schon im Bau­
programm Dinge anpacken zu können, die im langfristigen 
Bereich gar nicht vorgesehen waren. Ohne Vorplanung hätte 
man gar keine grösseren Beträge unterbringen können. Auch 
das ist ein kleines Mosaiksteinchen in Richtung einer Akzent­
verschiebung. 
Zu Herrn Jaeger möchte ich nicht sehr viel sagen. Er hat zwar 
gesagt, man solle hier die politische Kultur wahren - ich unter­
stütze seine Meinung ganz und gar-, andererseits hat er uns 
sehr hart eine Konfrontationspolitik vorgeworfen. Ich hab~ mit 
diesem Vorwurf einfach etwas Mühe. Wenn Leute - das sind 
nicht Sie, Herr Jaeger, das weiss ich - Besetzungen einleiten 
und diejenigen, die das Recht durchsetzen sollen, daran hin­
dern und sie nachher noch der Konfrontation bezichtigen, 
dann ist das für mich schwer verständlich. 
Herr Carobbio hat noch eine Frage im Zusammenhang mit Ai­
rolo und Lodrino gestellt. Seine zweite Frage werde ich in der 
Diskussion über den Führungsbunker beantworten. Airolo ist, 
darüber sind wir uns beide einig, nötig. Ich glaube nicht, dass 
es für Sie politisch attraktiv gewesen wäre, dieses Projekt zu 
bestreiten. Zu Lodrino hingegen kann ich Ihnen sagen, dass 
es sich um Werkstätten handelt, die für den Triebwerkunterhalt 
notwendig sind. Damit können 120 Arbeitsplätze erhalten wer­
den. Es geht um Hallen für den Betrieb von Super Pumas auf 
der Alpensüdseite, es geht auch um die Halfen. Militärisch ist 
das wichtig für Truppen- und Materialtransporte. Auch was die 
Waldbrandbekämpfung anbelangt, die in Ihrem Gebiet leider 
immer wieder nötig wird, liegt diese Positionierung von Super 
Pumas im Interesse ihres Kantons. 
Ich habe schon letztes Jahr gesagt, wir sollten in Zukunft in der 
Armee mehr in den Menschen als in Sachen investieren. Das 
Bauprogramm spiegelt diesen Willen wider. Ich bitte Sie um 
Eintreten. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

123 Stimmen 
35Stimmen 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 11.05 Uhr 
La seance est levee a 11 h 05 

N 13 1990 
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Militärische Bauten und Landerwerb 
Ouvrages militaires 
et acquisitions de terrain 

Fortsetzung-Suite 

Siehe Seite 993 hiervor-Voir page 993 ck:levant 

Detailberatung- Discussion par artic/es 

Titel und Ingress, Art. 1 Abs. 1 
Antrag der Kommission 

.. Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, art. 1 al. 1 
Proposition dela commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen-:-Adopte 

Art. 1 Abs. 2 Bst. a 
Antrag der Kommission· 

, 21 Kampf-und Führungsbauten 
211 Geländeverstärkungen 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Ledergerber, Aguet. Bodenmann, Günter, Neukomm, Ae-
beaud) . · 
Ablehnung des Kredites für die Führungsinfrastruktur von 
56 500 000 Franken. 

23 Bauten für die Ausbildung 
232 Bau einer Kasernenanlage auf dem Waffenplatz Herisau­
Gossau 
Mehrheit 
Einbezug der 3: Etappe mit 12970000 Franken - 361380000 
Franken · 
Minderheit I 
(Ledergerber, ,Aguet, Bodenmann, Neukomm, Aebeaud) 
Ablehnung des Kredites von 49 300 000 Franken 
Minderheit II 
(Günter, Aguet.. Bodenmann, Ledergerber, Neu komm, Re­
beaud) 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, 
a. ein redimensioniertes Projekt vorzulegen; 
b. eine Verlegung an einen andern Standort, z. B. Breitfeld, zu 
planen. 

Antrag David 
232 Bau einer Kasernenanlage auf dem Waffenplatz Herisau­
Gossau 
(Zusatz zum Antrag der Mehrheit) 
Der projektierte Parkplatz wird um 120 Plätze reduziert. 

Art. 1 al. 2 let. a 
Proposition de la commission 
21 Ouvrages de combat et de conduite de l'armee 
211 Renforcement du terrain 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite -
(Ledergerber, Aguet, Bodenmann, Günter, Neukomm, Re­
beaud) 
Rejet du credit pour l'infrastructure de commandement de 
56 500 000 francs 

23 Constructions pour l'instruction 
232 Construction d'une caseme sur 1a place d'armes de Heri­
sau-Gossau 
Majorite . 
Integration de la Seme etape 12970000 francs == 361380000 
fra~ . . 
Minoritel 
(Ledergerber, Aguet. Bodenmann, Neukomm, Rebeaud) 
Aejet du credit de 49 300 000 francs 
Minorite II . 
(Günter, Aguet. Bodenmann, Ledergerber, Neukomm, Ae­
beaud) 
Renvoi au Conseil federal 
en lui demandant de 
a. presenter un projet redimensionne; , . . . 
b. examiner un deplacement de la caserne dans un autre en-
droit, par exemple Breitfeld. · 

Proposition David 
232 Construction d'une caserne sur /a place d'armes de He-
risau-Gossau -
(Amendementä la proposition de 1a majorite) 
le parking prevu est reduit de 120 places de stationnement . 

Art. 1 Abs. 2 Bst. b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Rebeaud 
341 Ausbau und Anpassung der baulichen Infrastruktur für das 
Jet-Schulflugzeug Hawk · 
1 060 000 Franken 
(Streichung der Kredite im Zusammenhang mit dem Ausbau 
und der Anpassung der Boxen an die Dimensionen des F-18) 

Art. 1 al. 2 let b 
Proposition de 1a commission 
Adherer au projet du Conseil fe,deral . 

Proposition RebeJJ.ud 
341 Agrandissement et adaptation des /nfrastructures pour le 
jet-ecole Hawk 
1 060 000 francs 
(suppression des credits lies ä. l'agrandissement et ä. l'adapta­
tion des boxes en fonction des dimensions du F-18) · 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Art. 2bis (neu) 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
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Minderheit 
(Rebeaud, Aguet, Bodenmann, Günter, Ledergerber, Neu­
komm) 
Der Bundesrat kann die Ausführung des Projektes betreffend 
Bau einer Kasernenanlage auf dem Waffenplatz Herisau­
Gossau sperren, bis sich die betroffene Bevölkerung in einer · 
Konsultativabstimmung dazu geäussert hat. 

Art. 2bis (nouveau) 
Proposition de la commission 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Rebeaud, Aguet, Bodenmann, Günter, Ledergerber, Neu-
komm) . 
Le Conseil federal peut bloquer la realisation des projets con­
cemant la place d'armes de Herisau-Gossau jusqu'ä ce que 
les populations concernees aient pu se prononcer par un vote 
consultatif. 

M. 1 Abs. 2 Bst. a -Art 1 al. 2 let a 

Ziff. 211-Ch. 211 

Ledergerber, Sprecher der Minderheit: Ich habe zum Posten 
Führungsinfrastruktur, 56,5 Millionen Franken, einen Ableh­
nungsantrag gestellt Dies aus folgenden Gründen: 
Als ich in der Kommission die Frage aufgeworfen habe, worum 
es sich bei diesem Posten handle und wer ihn genauer ange­
schaut und besucht habe, erhielt ich'die Antwort, das habe nie­
mand getan, die Sache sei geheim. Herr BundesratVilliger hat 
nachgedoppelt und gesagt. es wäre ja für uns durchaus auch 
ein Vorteil, wenn wir so geheime Sachen nicht wüssten. Wir 
würden uns nämlich dann auch nicht gewissen Repressionen 
von Leuten aussetzen, die diese Information gerne hätten. 
Es gibt im vertraulichen Bericht zu diesem militärischen Bau­
programm noch ein Zitat, es handle sich hier um «Infrastruktur 
der höheren Führung» gemäss Bundesratsbeschluss vom 
4. Juli 1989. 
Ich habe dann den Antrag gestellt, wir sollten die Beratung die­
ses Geschäftes aussetzen, bis wir diesen Bundesratsbe­
schluss in der Kommission- in den Händen hätten und mehr 
über das wüssten, was wirbeschliessen sollten. 
Die Kommission hat dieses Begehren abgelehnt und dem Kre­
dit zugestimmt, ohne genauere Informationen zu haben. 
Wir haben dann einen Ablehnungsantrag gestellt, und -zwar 
nicht deshalb, weil wir nicht auch einverstanden wären, dass 
es in dieser militärischen Landesverteidigung Sachen gibt, die 
geheim sein müssen, sonder:n weil wir uns nicht vorstellen 
können, einen Kredit von immerhin 56 Millionen Franken zu 
bewilligen, ohne dass wir wissen, worum es geht 
Herr Bundesrat Villiger hat uns nun im nachhinein ..,. vor eini-. 
gen Tagen-ein Zusatzpapier mit weiteren Informationen über 
diese Führungsanlagen zukommen lassen. Dieses Papier 
wirft allerdings neue Fragen auf, vor allem die Frage; was wir 
hier damit machen sollen. Denn es ist vertraulich, und es ist 
darum hier vorerst gar nicht zu benützen, wollen wir uns nicht 
dem Vorwurf aussetzen, mit vertraulichen Informationen nicht 

• vertraulich umgegangen zu sein. 
Herr Bundesrat Villiger, ich möchte Sie deshalb fragen: Ist es 
möglich, das Zusatzpapier zu deklassifizieren, damit wir die 
Punkte, die hier erwähnt sind und die meines Erachtens - be­
vor wir diesen Kredit beschliessen können - diskutiert werden 
müssen, auch diskutieren können? Können Sie dazu eine Ant­
wort geben, Herr Bundesrat? 
Ich will nicht plötzlich ein Verfahren des EMD riskieren. Das 
EMD ist darin in letzter Zeit ziemlich grosszügig. Ich kann mich 
doch nicht dem Vorwurf aussetzen, vertrauliche Informationen 
auf dem Marktplatz auszubreiten. 

Feigenwinter, Berichterstatter: Es ist eine Erklärung zum Vor­
gehen der Kommission notwendig. Es ist richtig, dass inner­
halb der Kommission Unklarheit darüber bestanden hat, 
worum es bei diesem Posten «Führungsbauten» geht. 
Der schnelle Wechsel innerhalb der Departementsführung -

Herr Villiger ist der dritte Departementsvorsteher, der sich 
diesem Geschäft befassen muss-, der schnelle Wechsel 
.auch innerhalb der Militärkommission, wo die Amtszeit ja 
sechs Jahre beschränkt ist, hat dazu geführt, dass man di 
als «geheim» klassierte Angelegenheit so behandelt hat, d 
sie wirklich topgeheim war. Niemand hat im Grunde gewusst, 
worum es sich gehandelt hat. Das ist mindestens ein guter Be­
weis dafür, dass die Geheimhaltung noch spielt, hilft uns aber 
in diesem Fall natürlich nicht weiter. · 
In Tat und Wahrheit wurde diese Führungsanlage im Ja 
1987 in extenso der Militärkommission unterbreitet. Eine Un: 
terkommission hat Einsicht erhalten in sämtliche Pläne unci 
hat vor Ort einen Augenschein genommen und.darüber inner~ 
halb der Kommission orientiert. Es wurde damals, ich glaube 
im August 1987, der Grundsatzentscheid gefasst, dieser Afl. 
lage zuzustimmen. 
Aus Geheimhaltungsgründen wurde vereinbart, dass jedes 
Jahr eine Tranche in die Kredite aufgenommen würde, um den 

• Umfang des ganzen Vorhabens nicht aufzudecken. Das hat 
man bisher so gehalten. Im heutigen ·Kredit ist eine dieser 
Tranchen enthalten. 
Nun kann man sich überlegen: Sollen wir dieses Werk weiter.: 
führen? Im Grunde genommen fällt auch diese Anlage unter 
das . Kriterjum der angefangenen Bauten, die vernünftiger~ 
weise auszuführen sind; ob im ganzen Umfang auszuführen, 
wird sich wahrscheinlich in den nächsten Jahren noch zeigen; 
Es wäre aber sinnlos, hier Millionen und aber Millionen zu in· 
vestieren, plötzlich aufzuhören und das Werk halbfertig ste­
henzulassen. Das zum Gang des Verfahrens. 
Die Kommission hat also - wie gesagt - vorerst ohne diese 
Kenntnis zugestimmt, hat nachher ein als «vertraulich» klas­
siertes Papier des Departementes erhalten, wo der Ablauf die:. 
ses Prozederes dargelegt worden ist. 

M. Leuba, rapporteur: Nous nous trouvons ici dans une zone 
de conflit entre le contröle democratique des depenses de 
construction et la necessite non contestee du maintien du se­
cret Effectivement, il y a eu ä un moment donne dans la com­
mission des incertitudes sur un objet qu'aucune commission ·. 
n'avait Visite et que le Conseil federal definissait comme stric-. 
tement secret. En realite, ainsi que l'a expose le president de la. 
commission, un changement rapide des chefs du Departe­
ment federal militaire, M. Villiger etant le troisieme qui s·oc~ . 
cupe de cet objet, ainsi que les changements qui sont interve- .· 
nus dans la Commission des affaires militaires ontfait que plus 
personne ne s'est souvenu de 1a maniere dont cette affaire 
avait ete engagee. 
En fait, en 1987, comme cela ressort des proces-verbaux. une 
sous-commission ad hoc de 1a Commission des affaires mili­
taires, constituee par un representant de chacun des groupes,. 
a ete formee pour s'occuper de cet objet, de telle maniere 
qu'elle re<;oive, sous le sceau du secret, des explications de 
celui qui etait charge de cet objet, ä savoir le Chancelier de 1a 
Confederation. Elle a rapporte ä 1a Commission des affaires · 
militaires pour la premiere tranche de credit qui s'est trouvee 
incluse dans le programme de construction de 1987. Pour des 
raisons ä la fois de maintien du secret et de l'importance du 
credit, ce demier a ete reparti sur plusieurs programmes de 
construction et nous avons simplement une tranche, en 1990, 
de ce programme qui. au fond, a ete approuve par la Commis­
sion des affaires militaires et, implicitement, par le Conseil na­
tionalen 1987. 
Voila exactement les renseignements qu'a obtenus la Com­
mission des affaires militaires et sur quoi vous etes appeles ä 
voter aujourd'hui. 

Bundesrat Villiger: Zur ganzen Problematik werde ich mich 
nachher äussem. Ich t?eantworte jetzt nur die Frage von Herrn 
Ledergerber. 
Ich sehe keinen Grund, Vertraulichkeit darüber zu bewahren, 
dass es das gibt und wie das rechtlich abläuft. Der Ort aber ist 
nach wie vor geheimhaltungswürdig. Er ist als «streng ge­
heim» klassifiziert. Ich glaube auch, dass man aufgrund der 
Gesamtsummen und der Anzahl Tranchen Rückschlüsse zie­
hen könnte, die die Vertraulichkeit verdienten. Herr Lederger-
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ber, wenn sie die Gesamtsumme und die Anzahl der Tranchen 
nicht nennen .:.. die heute zur Debatte stehende dürfen Sie ge­
trost nennen-, dürfen Sie hier frei reden. 

Ordnungsantrag-Motion d'ordre 

Ledergerber, Sprecher der Minderheit: Ich danke Ihnen für 
lht Antwort, Herr Bundesrat. Sie sagen also, das Papier ist 
nach wie vor vertraulich. Darf ich die einzelnen Informationen 
über die Tranchen hier benutzen oder nicht? 
Dann muss ich Ihnen einen Ordnungsantrag stellen. Bei die­
sem Geschäft gibt es so viele offene Fragen, die nach wie vor 
der Geheimnispflicht unterstellt sind, dass ich Ihnen beantra­
gen muss, die Beratungen zu diesem Punkt des Baupro­
gramms gemäss Artikel 52 des Geschäftsregelementes ge­
heim durchzuführen. Das Reglement sieht vor, dass eine ge­
heime Beratung durchzuführen ist, wenn ·30 Ratsmitglieder 
das beantragen. 

Le president: Je vous cite l'article 52 de notre reglement in­
voque par M. Ledergerber. L'alinea 2 dit: «Ne demeurentdans 
la salle que les membres du Conseil national et du Conseil 
federal, le chancelier de la Confederation, le secretaire general 
de I' Assemblee federale, le secretaire, le traducteur et le fonc­
tionnaire prepose au service des haut-par1eurs. Les anticham­
bres de 1a salle et le corridor des tribunes doivent egalement 
etre evacues. Les deliberations ne commencent qu'au mo­
ment ou il est certain que toute transmission du son ou de 
l'image est interrompue.11 n'est pas donne de.traduction si­
multanee. le conseil decide dans chaque cas sur l'enregistre­
ment litteral des deliberations.» 
Et l'alinea 3: «En cas de huis clos, chacun est tenu de garder le 
secret des deliberations.» 

. Je vous signale encore que, selon l'alinea premier, les deli­
berations sur une demande de huis clos ont elles-memes lieu 
ähuisclos. 
Je demandeßonc que le public se retire des tribunes et que 
l'on interrompe la traduction simultanee. Messieurs les jouma­
listes, vous etes pries de quittervos places. 

. Die Beratung dieses Geschäftes wird während 30 Minuten in 
geheimer Sitzung weitergeführt. . 

· Le debatsurcet objet se poursuit a huis clos pendant 30 minu-
tes. . 

Ledergerber,. Sprecher der Minderheit: Das Geschäft Füh­
rungsbauten ist nicht im Grundsatz von uns bestritten. Wtr tei­
len die Auffassung, dass es wohl keine Regierung auf der Welt 
gibt, die nicht über irgendwelche Führungsbunker und Infra­
strukturen verfügt. Wtr sind der Auffassung, dass auch der 

· Bundesrat durchaus über eine entsprechende Infrastruktur 
verfügen soll, dass aber das Verfahren und das ganze par1a­
ment.a.rische Prozedere hier recht und korrekt ablaufen sollen. 
In diesem Zusammenhang stellen sich heute ein paar Fragen, 
auf die ich trotz allen Recherchen keine Antwort finden konnte; 
auf die ich aber gerne eine Antwort hätte. 
Das erste Problem betrifft generell das Verfahren mit dem Ver­
pflichtungskredit. Gemäss Artikel 25 Finanzhaushaltgesetz 
sind für Geschäfte, die über mehrere Jahre dauern, Verpflich­
tungskredite einzuholen. Das ist eine verbindliche Verpflich­
tung. Es gibt dann eine weitere Bestimmung, die in diesem Zu­
sammenhang auch erwähnt worden ist. Im Bundesbeschluss 
über .die Unterbreitung der Objekt-Kreditbegehren für Grund­
stücke und Bauten steht im Artikel 1 Absatz 2, dass.bei Beträ­
gen, die 2 Millionen und neu 10 Millionen nicht überschreiten, 
auch ohne besondere Botschaft dieser Betrag angefordert 
werden könne. Dann steht: «Dieses vereinfachte Verfahren 

wird auch bei Vorhaben angewandt, die im Interesse der Lan­
desverteidigung geheimzuhalten sind.»· 
Nun betrifft dies aber lediglich die Jahrestranchen und nicht 
den Verpflichtungskredit. Ich persönlich bin zur Auffassung 
gelangt, dass hier vor drei Jahren das grundsätzliche Verfah­
ren geritzt und nicht ge!11äss den gesetzlichen Vorschriften 
durchgeführt wurde. 
Im vertraulichen Zusatzpapier wird denn auch erwähnt, dass 
dieses Bauvorhaben, das den Betrag von einer Viertel Milli­
arde übersteigt, so gross sei, dass man dieses normale Ver­
fahren nicht habe einhallen können, weil sonst die Geheim­
haltung «im Eimer» gewesen wäre. Das Erfordernis der Ge­
heimhaltung gebot es, den Objektkredit zu tranchieren. Man 
hat dann dieses Vorgehen der Finanzdelegation unterbreitet 
und gefragt, ob diese damit einverstanden sei. 
Wenn ich nun aber im Pflichtenheft der Finanzdelegation 
nachschaue, finde ich nirgends eine rechtlithe Grundlage da­
für, dass die Finanzdelegation am Partament vorbei solche 
Verpflichtungskredite sprechen könnte und hier ein Verfahren 
akzeptieren dürfte/das nicht rechtens ist. 
Die Finanzdelegation schreibt denn auch in einem Brief, den 
sie vor ein paar Tagen ihren Mitgliedern hat zukommen las­
sen: «Nach Artikel 26 des Finanzhaushallgesetzes darf der 
Bundesrat keine Verpflichtungen eingehen, die nicht durch ei­
nen entsprechenden Verpflichtungs- oder Zusatzkredit ge­
deckt sind.» Wenn mit dem Bau einer Anlage aber sofort be­
gonnen werden muss, so kann der Bundesrat vor der Bewilli­
gung des erforderlichen Verpflichtungskredites durch das Par­
lament die Ermächtigung der Finanzdelegation zum Eingehen 
vorzeitiger Verpflichtungen einholen. Also nur vor dem Parla­
ment und nur für die vorzeitige Verpflichtung kann die Finanz-
delegation Zugeständnisse machen. · 

· Weiter schreibt die Finanzdelegation: «Dieses Verfahren spielt 
sowohl im zivilen wie im militärischen Bereich. Es trifft zu. dass 
die Finanzdelegation den Bundesrat verschiedentlich er­
mächtigt hat, vorzeitige Verpflichtungen für den Bau oder Aus­
bau von Führungsanlagen einzugehen.» Jetzt hören Sie gut 
zu: «Sie tat dies im Wissen, dass die entsprechenden Kredite 
in der nächsten militärischen Baubotschaft durch die zuständi­
gen Militärkommissionen im einzelnen überprüft werden.» 
Was davon zu halten ist, habe ich eingangs schon erwähnt 
Von einerUeberprüfung im einzelnen kann keine Redesein. In· 
den letzten Jahren ist diese Ueberprüfung ausgeblieben. Die­
ses Jahr war es sogar so, wie Herr Präsident Feigenwinter und 
der Bundesrat Ihnen das unter dem Titel «vorübergehende 
Unsicherheit in der Kommission» geschildert haben: dass · 
man gesagt hat, diese Dinge seien geheim und eine Aus­
kunftspflicht bestehe nicht. 
Ich hätte gern Auskunft zu diesem ersten Punkt. Wie sieht das 
verfahrensmässig aus? Ich möchte gleichzeitig auch die Mit­
glieder der Geschäftsprüfungskommission bitten, sich dieses 
Themas einmal anzunehmen, wenn sie nichts mehr zu tun ha-
ben. ', 
Eine zweite Frage: Im vertraulichen Zusatzbericht zum Bau­
programm steht bei diesen Führungsbauten: «Infrastruktur ' 
der höheren Führung gemäss Bundesratsbeschluss. vom 
4. Juli 1979.» Als ich diesen. Bundesratsbeschluss verfangt 
habe, hat man mir auch erklärt, er sei geheim, ich könne ihn 
nicht sehen. 
Ich habe dann ein schriftliches Gesuch gestellt und nach eini­
gen Umwegen vor einer Woche Einsicht in diesen Bundesrats­
beschluss bekommen und war bas's erstaunt. In diesem Bun­
desratsbeschluss steht überhaupt nichts zu dem Kreditantrag, 
den wir hier vor uns haben. E.s geht nur darum, einen relativ 

. kleinen Betrag von 14,5 Millionen Franken im Jahre 1989 zu 
· verteilen. Offensichtlich hat uns hier die Verwaltung EMD an 
der Nase herumgeführt - und. offensichtlich auch Bundesrat 
Villiger, denn der hier zitierte Bundesratsbeschluss hat nichts 
mit dem Posten «Infrastruktur der höheren Führung• zu tun! 
Ich hätte gerne auch zu diesem Punkt eine befriedigende Aus­
kunft. 
Eine dritte Frage: Im vertraulichen Zusatzbericht von Bundes­
rat Villiger, den wir heute schon mehrfach zitiert haben, stehen 
die Tranchen, die in den letzten Jahren bewilligt worden sind. 
Im Bauprogramm 1990 stehen weiter die 29,5 Millionen Fran-
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ken für dieses Vorhaben. Wenn Sie nun in die Baubotschaft 
schauen, dann sehen Sie aber, dass hier steht: Infrastruktur 

, der höheren Führung 44 Millionen Franken. Die nette Diffe­
renz von 14,5 Millionen Franken wird nicht erklärt. . 
Ich habe keine Ahnung, wohin diese 14,5 Millionen Franken 
gegangen sind. Ich möchte gerne Auskunft darüber, wie man 
dazu kommt, uns im Zusatzbericht zu sagen, es handle sich 
um einen Betrag von 29,5 Millionen Franken, und in der Bau­
botschaft 44 Millionen Franken aufzulisten. 
Ich bin der Auffassung wie Sie, Herr Bundesrat, das Volk solle 
wirklich wissen, dass wir hier einen Führungsbunker bauen; 
das ist nicht geheim. Selbst der Betrag kann eigentlich nicht 
geheim sein. Was geheim sein muss, ist der Ort, ist die Infra­
struktur, die vorhanden ist, sind alte Bedingungen, die die Be­
nutzung einer solchen Infrastruktur beeinträchtigen könnten. 
Aber hier im Rahmen der parlamentarischen Beratung und ge­
genüber der Oeffentlichkeit ein solches Versteckspiel zu trei­
ben, finde ich nicht angepasst. Das führt dann genau dazu, 
dass sich-wie Sie beklagt haben-die Journalisten an diesem 
Thema die Anger wundschreiben . 

. Ich glaube zwar nicht, dass sie sich die Fingerwundschreiben 
-die sjnd schon so abgehärtet, dass das wohl nicht passieren 
wird. Aber das ganze Thema bekommt eine Oeffentlichkeit, 
die es eigentlich nicht verdiente. 
Ich will gerne hoffen, dass mit dem heutigen Fall die Geheim­
niskrämerei selbst gegenüber der Militärkommission endgül­
tig aufhört, dass die Prinzipien der offenen Information, mit de­
nen Sie angetreten sind, Herr Bundesrat Villiger, in Zukunft 
auch für die Verwaltung gelten, und zwar gegenüber der Mili­
tärkommission und gegenüber dem Parlament, und dass mit 
dieser teilweise missbräuchlichen Geheimhaltung, die .nur die 
Verwaltung schützt, endlich Schluss gemacht wird. 
Ich wiederhole nochmals: Wir haben nicht in Frage ·gestellt, 
dass solche Führungsbauten notwendig sind. Wir wollen 
aber, dass bei diesem Verfahren das parlamentarische Verfah­
ren gilt; wir wollen nicht, dass in einem Geheimbereich gewur­
stelt wird und niemand eine Frage stellen darf, ohne dass er 
gleich als bundesuntreu -wie von Herrn Blocher-abgestem-
pelt wird. · 

Feigenwinter, Berichterstatter: Herr Ledergerber hat davon 
gesprochen, dass mit der Geheimhaltung Missbrauch getrie- . 
ben werde und dass die gesetzlichen Vorschriften für die Ge­
währung dieses Kredites nicht eingehaften worden seien. 
Ich muss nun wiederholen, was ich vorher in der geheimen 
Phase der Beratungen gesagt habe. Ich bestreite, dass dieser 
Vorwurf zutrifft. Die Kredite, die immer als Verpflichtungskre­
dite bewilligt wurden, wurden dem Grundsatz nach in der Sit­
zung der Militärkommissionvoni August 1987 - glaube ich -
bewilligt. Das Projekt, worüber hier debattiert wird, wurde da­
mals vom Bundeskanzler ausführlich vorgestellt-mit allen De­
tailplänen, mit Besichtigung vor Ort; man hat den Standort sel­
ber besichtigt. Die Kommission wurde darüber orientiert. . 
Es wurde zwar kein Rahmenkredit bewilligt, sondern lediglich 
eine Tranche, wie das an sich bei andern Bauvorhaben üblich 
ist. Bei andern Bauvorhaben in ·andern Departementen wer­
den seltsamer:weise die Gesamtkredite bewilligt. Bei den mili­
tärischen Bauten hat man immer Verpflichtungskredite, also 
grundsätzliche Kredite, bewilligt Und bei dem grundsätzli­
chen Kredit wurde damals die Tranche mit 21 zu O Stimmen 
bewilligt. Ein Vertreter der sozialdemokratischen Fraktion war 
in der Untergruppe, und sämtliche Mitglieder der damaligen 
nationalrätlichen Militärkommission haben dem Kredit zuge­
stimmt Auch Herr Hubacherwar damals Mitglied der Kommis-

. sion. 
In der Folge wurden ,im Jahre 1988 und im Jahre 1989 - das 
Parlament hat natürlich 1987 dem Vorgehen zugestimmt; da­
mit ist eigentlich die rechtliche Grundlage abgedeckt - ent­
sprechende weitere Tranchen bewilligt, so dass an sich der 
Vorwurf, es werde hier ein Versteckspiel getrieben, nicht rich­
tig ist Die Kommission war orientiert. Die Kommission hat le­
diglich bei der Beschlussfassung über die jetzige Kredittran­
che im Moment eine sogenannte Erinnerungslücke gehabt, 
weil niemand ganz genau wusste, welches ihre wirkliche 
Grundlage aus dem Jahre 1987 war. 

Man kann aber von einer parlamentarischen Kommission· 
wohl kaum verlangen; dass sie im Detail über alles orientiert 
ist, was sie als Kommission an sich zwar beschlossen hat, aber· 
eben nicht in der gleichen Zusammensetzung. Da. ergeben '. 
sich nun einfach Problemeinbezug auf das, was vorher gewe- . 
sen ist. Diese Erfahrungen machen wir ja immer wieder. Das. 
Gedächtnis der meisten Menschen - davon sind die Politiker 
nicht ausgenommen - ist sehr, sehr schwach. Man kann also 
nicht sagen, das Verfahren sei nicht korrekt eingehalten wor-
den. · 
Herr Ledergerber hat nun bereits aus diesem vertraulichen Pa­
pier zitiert. Ich sehe deshalb. eigentlich keinen Anlass mehr, 
hier zurückzustehen. Auch Herr Bundesrat Villiger wird Sie si- :. 
eher, soweit die Sache das überhaupt zulässt, orientieren. Es 
ist richtig, dass an sich 44 Millionen Franken zum Beschluss · 
anstehen und für diese Anlage 29 Millionen Franken verwen­
det werden. Die 14,5 Millionen Franken Differenz werden be­
anspruchtfür dringende langfristige Sanierungsarbeiten in be- · 
stehenden Anlagen, die als Annexanlagen zu dieser neuen 
Anlage gehören. Das ist durcl)aus verständlich und war im üb­
rigen auch so vorgesehen. 
Es wäre schade, wenn man die Aufgabe der Finanzdelegation 
einschränken würde; das zitierte Schreiben beweist gar 
nichts. Die Finanzdelegation hat zu wiederholten Malen derar­
tige Objekte und auch dieses Objekt besichtigt. Es beweist 
höchstens, dass sich die Finanzdelegation an die ihr aufer­
legte Geheimhaltung hält, weil sie natürlich nicht in extenso 
darüber Auskunft geben kann, was sie macht 
Die Finanzdelegation kann von sich aus die Grundlage für die­
sen Verpflichtungskredit nicht schaffen. Sie kann lediglich das 
Parlament von vornherein binden, für den Fall, dass ein Ver­
fahren sich als dringlich erweist. Nachher muss die gesetzli­
che Ausgabengrundlage durch das Parlament abgesegnet · 
werden; das hat sich in diesem Fall ja so abgespielt. Die Fi­
nanzdelegation kann in Ausnahmefällen anstelle des Paria~ 
mentes verpflichtend beschliessen, aber nur im Dringlichkeits­
fall; sie kann nicht die eigentliche Ausgabengrundlage schaf­
fen, das muss das Parlament tun; das hat in diesem Fall 1987 
auch so gespielt. Es hat 1988 gespielt für die zweite Tranche, 
1989 für die dritte Tranche und muss auch heute so spielen, 
weil der Rat hier die Grundlage für diesen Verpflichtungskredit . ;;~ 
schaffen muss. 'S 
Deshalb bitte ich Sie, dem Antrag zuzustimmen. Er ist vernünf-
tig. Nachdem wir uns über das Prinzip einig sind, dass eine 
derartige Führungsanlage im Interesse der Staatssicherheit 
und der Gewährleistung der Handlungsfähigkeit einer Regie­
rung im Krisenfall unabdingbar ist, bitte ich Sie, dem Verpflich- · 
tungskredit zuzustimmen. 

M. Leuba, rapporteur: II est evident que la valeur d'un objet tel 
que l'abri du Conseil federal et de certains de ses organes di­
rectement subordonnes - car c'est bien de cela qu'il s'agit - . 
depend non seulement des 9Tedits que l'on accorde pour 1a 
construction mais aussi du secret qui est maintenu autour 
d'une telle construction: J'insiste; la valeur de cet objet 
depend largement du secret qui entoure une construction de 
cegenre. 
La majorite de la commission vous recommande d'approuver 
le projet et il interessera sans doute les membres du pte11ur:n . 
de savoir sur quelle base cette majorite de la commission s'est 
prononcee, roome si, il faut bien l'avouer, une certaine incerti­
tude a regne parce que personne n'etait tout a fait au clair sur 
ce que le Conseil federal pouvait dire ou ne pouvait pas dire a 
ce sujet. La commission peut beneficier du proces-verbal de la 
Commission des affaires militaires de 1987 qui a vu le lieu ou 
r objet en cause doit etre construit et qui1a re9U a cet egard tou­
tes les informations necessaires - selon le proces-verbal - du 
Chancelier de la Confederation. Nous avons ensuite beneficie, 
comme,chacun des membres du Conseil, du message du 
Conseil federal, fort succinct a cet egard, il faut bien l'admettre. 
Nous avons pu consulter les documents confidentiels qui sont 
remis aux membres de la Commission des affaires militaires 
sur les constructions militaires et ·qui contiennent un certain 
nombre de renseignements complementaires a ce sujet. 
Nous avons beneficie des explications succinctes, je l'admets 
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egalement, du conseiller federal quant ä cet objet. Enfin, nous 
disposons maintenant du fameux document confidentiel du 
5 juin 1990 qui donne un certain nombre de renseignements 
C0!11Plementaires. 
Que pouvons-nous souhaiter de plus? Selon M. Lederberger, 
il faudrait qu'une delegation aille voir cet objet, mais je ne sais 
pas tres bien ce que cela nous pourrait nous apporter au ni­
v~au de notre travail parlementaire. Devrons-nous contröler si 
las murs sont bien verticaux, si les epaisseurs de beton propo­
sees sont conformes aux plans, je vois mal l'objet de ce con­
tröle complementaire. 
On estime que 1a procedure prevue pour l'adoption de credits 
d'engagement n'a pas ete suivie par le Parlement. II taut eviter 
une confusion, ici. Le credit d'engagement prevu a ete exa­
mine en 1987 par la sous-commission des affaires militaires 
constituee a cet effet; ensuite, il a ete decide, avec l'accord de 
1a Delegation des finances, de ne pas presenter en une seule 
fois ce credit d'engagement mais de le diviser en tra~ches. Je 
ne vois pas en quoi cette procedure donnerait lieu ä critique. 
La division en tranches etait justifiee nof! seulement pour des 
raisons financieres mais surtout pour des raisons de maintien 
du secret: le chiffre global ne doit pas etre divulgue. 
M. Ledergerber disait tout a !'heure que ce qui doit rester se­
cret c'est le lieu, c'est un certain nombre de details concemant. 
f'equipement. la maniere dont cet abri est organise, et nous 
sommes tout a fait d'accord. Mais je ne vois pas ce que l'on 
pourrait encore contröler entre ce qui doit rester secret et ce 
qu'on nous a dejä dit. la seule chose que l'on puisse regretter 
ici - tout comme chacun des membres de la commission -
c'est que l'on ne nous ait pas donne spontanernent et imme-­
diatement l'ensemble des renseignements que l'on est pret a 
nous donner aujourd'hui. Sur ce point, je donne acte a M. Le­
dergerber qu'il a eu raison de poser un certain nombre de 
questions. Nous avons obtenu un certain nombre de rensei­
gnements complementaires mais il eut ete preferable de tes 
donnertout de suite. Etant donne lasituation actuelle, la majo­
rite de la commlssion ne voit aucune raison de refuser le credit 
demande par le Conseil federal. 
Enfin, en ce qui conceme les delais, je voudrais rappeler qu'il 
s'agit d'une construction et. qui plus est. d'une construction 
en cours. J'ignore ou nous en sommes dans l'epuisement des 
tranches;mais ä mon avis le refus impliquerait le risque de de­
voir faire arreter des travaux. Je ne vois donc pas quel serait 
l'avantage de cette operation puisque, je le repete, nous pou­
vons sans risque prendre le pari que meme si une delegation . 
de la Commission des affaires militaires va sur place 1a com­
mission viendra, en septembre ou en decembre, vous propo­
ser d'accorder le credit en discussion aujourd'hui et que nous 
avons re~ pratlquementtous les renseignements possibles. 

Bodenmann: Ich möchte eine persönliche Erklärung abge­
ben. Es wurde der 8ndruck erweckt- um mit Bundesrat Villi­
ger zu sprechen-. dass in der Kommission «Unsicherheiten» 
bestanden hätten. Herr Leuba hat die Argumentation aufge­
nommen. Herr Feigenwinter spricht von einer «Erinnerungs­
lOcke». Ich möchte doch bitten: Wenn man aus den Kommis-
sionen berichtet, solltedies·korrektgeschehen. - ' 
Die Debatte verlief ganz anders: zuerst sagte Herr Le9erger­
ber, er möchte mehr wissen; darauf sagte Bundesrat Villiger, 
er könne aus Gründen der Geheimhaltung nicht mehr sagen. 
Dann hat Herr Ledergerber die Frage gestellt, ob jemand eine 
Besichtigung gemacht habe (es ist vertraulich, wie das andere 
auch, was Sie, Herr Feigenwinter, gebracht haben). Sie, Herr 
Feigenwinter, sagten, das Ganze sei geheim. Herr Lederger­
ber fragte dann, ob man, wenn die Finanzdelegation das ge­
prüft habe, den entsprechenden Bericht der Finanzdelegation 
haben könne. Herr Feigenwinter erwiderte, aus Geheimhal­
tungsgründen gehe das nicht, und Herr Bundesrat Villiger hat 
nachgedoppelt, er hätte hierzu keine Kompetenz. Das ist die 
Wahrheit über die Debatte. 
Es ging nicht um Unsicherheiten. Es ging auch nicht um Erin­
nerungslücken, sondern wir haben dreimal abgestimmt. Das 
erste Mal über eine Verschiebung des Antrags, bis die Kom­
mission informiert sei. Gegen 5 Stimmen wurde das abge-

lehnt. Das zweite Mal haben wir gesagt, wir möchten wenig­
stens den Bundesratsbeschluss sehen. Die Kommission hat 
nein gesagt; sie wollte nicht einmal den Bundesratsbeschluss 
sehen, weil er nichts aussagt, wie wir nachträglich feststellen 
konnten. Im dritten Anlauf hat die Kommission zu einer Anlage 
ja gesagt, die sie nachweislich nicht geprüft hat 
Jetzt kommen Sie und erwecken in derOeffentlichkeit den Ein­
druck von Unsicherheiten und Erinnerungslücken. So darf we­
der der Präsident d~r Kommission noch der Berichterstatter 
aus der Kommission berichten, weil es in der Kommission 
nicht so war. 
Etwas interessiert mich: Der Präsident der Militärkommission 
hat gewechselt, der Bundesrat hat gewechselt, aber die graue 
Eminenz im Departement, Herr Ernst, hat nicht gewechselt 
Sie wussten um den Sachververhalt, und Sie, Herr Ernst, ha­
ben uns in der f<orr!mission bewusst die Unwahrheit gesagt. 
Es ist nicht das erste Mal, dass das EMD bewusst die Unwahr­
heit sagt. Ich frage mich: Wie sollen wir bei weit komplexeren 
Sachverhalten Vertrauen in die Verwaltung haben, wenn sie 
uns in bezug auf einen lächerlichen Bundesratsbunker hinters 
Uchtführt? 

Hubacher: Der Kommissionspräsident, Herr Feigenwinter, 
hat ausdriicklich festgehalten, dass die Militärkommission 
1987 die Baubotschaft behandelt, geprüft und ihr einstimmig 
zugestimmt habe, und mich dabei eigens erwähnt Ich habe 
hier vor mir die Botschaft 1987 Mifttärische Bauten, 
Kapitel 111, Geländeverstärkungen. Unter dem Kapitel Gelän­
deverstärkungen ist folgendes zu lesen: «Der beantragte Ver­
pflichtungskredit (von total 132 Millionen Franken) ist be­
stimmt für. Weiterausbau der Führungsinfrastruktur. Vorgese­
hen sind Neu- und Umbauten der höheren Führung, der Hee­
reseinheiten und Regimenter sowie der Ausbau der militäri­
schen Kabelverbindungen zwischen Sperrstellungen und 
Führungsanlagen» und weiter «für Verstärkung der Sperrstel­
lungen» sowie «für Anlagen der Festungsartillerie». Das heisst 
- ich habe das auch· geglaubt-, wir haben damals einem Kre­
dit von 132 Millionen Franken als Verpffichtungskredit (hier 
wörtlich in der Baubotschaft) unter dem Tttel Geländeverstär­
kungen mit diesen Spezifikationen zugestimmt Heute stellen 
wirtest, dass nach dem vertraulichen Bericht des Bundesrates 
vom 5. Juni diese Führungsstruktur insgesamt 250 Millionen 
kosten soll, d. h. damals ist die Kommission schlicht angelo­
gen worden. Es ist ein sogenannter Verpflichtungskredit für 
verschiedene Aufgaben vorgetäuscht worden. Aberdie1Militär­
kommission hat offenbar auch 1987 nie voll Aufschluss dar­
über erhalten, dass diese Führungsstruktur allein einen Ver­
pflichtungskredit im Ausmass von 250 Millionen umfassen 
soll. Das steht nicht in der Baubotschaft; wir konnten auch da­
mals. wenn wir nicht professionelles Misstrauen in jedem Fall . 
beweisen wollen, nicht davon ausgehen, dass wir angelogen 
worden sind. . 
Ich muss feststellen, dass es auch zur Aufgabe des Kommissi­
onspräsidenten gehört, die 'Interessen des Parlamentes, der 
Kommission wahrzunehmen. Das heutige Theater basiert dar­
auf, dass zuviel Geheimniskrämerei betrieben wird, dass 
pinge äls geheim erklärt werden, die das gar nicht sei_n fl.lÜSS­
ten. Niemand will wissen, wo dieser Führungsbunker ist, aber 
die Geheimniskrämerei dient dazu, das Parlament irrezufüh- -· 
ren, mit einer Baubotschaft zu täuschen, um dann drei Jahre 
später -behaupten zu können, es sei damals ein Verpflich­
tungskredit gesprochen und eine Gesamtinformation gege­
ben worden; das stimmt einfach nicht. Man hat uns etwas vor­
getäuscht. Man hat das Ganze in die Geländeverstärkungen 
eingepackt, und man sollte jetzt nicht so tun, als habe die 
Kommission völlig informiert zugestimmt; im guten Glauben, 
das kann man sagen. 
Man kann uns vorwerfen, wir hätten uns missbrauchen lassen. 
Diesen Vorwurf mache ich mir. Ich habe mich in der Regel auf 
Waffensysteme spezialisiert und dort genug zu tun gehabt. 
Herr Bodenmann hat eine Quelle angegeben, die eigentlich 
Herrn Bundesrat Villiger zu denken geben müsste. Ein Mann 
gehört vor die Türe gestellt, und zwar derjenige, der verant­
wortlich ist für diese Desinformation. 

michael.tellenbach
Textfeld



Ouvrages militaires et acquisitions de terrain 1100 N 19 juin 1990 

Feigenwinter, Berichterstatter: Jetzt, Herr Hubacher, sind Sie 
wirklich zu weit gegangen! Wenn Sie sagen, die Kommission 

1 sei 1987 angelogen worden, man hätte ihr die Wahrheit vorent­
halten, dürfen Sie nicht nur die Botschaft lesen. Sie sind sonst 
sorgfältiger in der Zusammentragung Ihrer Unterlagen. Sie 
müssten auch das Protokoll der Militärkommissionssitzung le­
sen, dann könnten Sie feststellen, dass sich Herr Jeanneret als 
Vorsitzender der Untergruppe, der die Herren de Chastonay, 
Martin, Oester, Ogi und Chopard angehörten, umfassend 
über dieses Projekt orientieren liess und dann die Kommission 
umfassend orientiert hat. Ich zitiere aus dem Protokoll, damit 
es klar ist: «Etant donne le sujet du chiffre 211, il etait indispen­
sable que tous les groupes parlementaires soient representes 
dans le groupe de travail Je remercie M. Chopard d'avoir rem­
place M. Reimann, empeche. Le preavis de notre sous-com­
mission est reserve pour raccord d!J credil Une partie seule­
ment du credit du PC est contenue sous chiffre 111; le solde 
sera soumis a notre approbation au cours des prochaines an­
nees. 
Etant donne l'aspect secret de l'affaire, le chancelier de la 
Confederation est venu personellement nous presenter son 
rapport. II nous a expose l'ensemble du probleme des.PC, de 
la conduite superieure du pays: Conseil federal et general. II , 
nous a clairement montre ce que nous avions, ce qui est 
depasse et ce qui doit ameliorer les PC de remplacement 
La sous-commission a ete convaincue que les solutions 
preconisees etaient les bonnes et que notre pays dispose des 
instruments de coriduite necessaires toujours mieux adaptes. 
D'autre part, nous avons ete satisfaits d'apprendre que, lors 
des changements de PC, on garde les anciens par souci 
d' economie et de rationalite pour d'autres besoins.» 
Herr Hubacher, auch Sie verstehen französisch, und auch Sie 
hätten dieses Protokoll lesen können. Sie können doch nicht 
hierherkommen und sagen, man habe uns hintergangen und 
nicht die Wahrheit gesagt Ich muss dagegen protestieren, 
denn es ergibt sich formell aus dem Protokoll, dass über diese 
Anlage ausführlich gesprochen wurde. 

Pers6nliche Erklärung - Declaration personnelle 
Hubacher: Ich lasse mich nicht der Unwahrheit bezichtigen. 
Ich wiederhole, und das ist erst jetzt durch die Intervention un­
seres Kollegen Ledergerber herausgekommen: Es geht hier 
um einen Verpflichtungskredit für die Führungsstruktur von · 
insgesamt 250 Millionen Franken. Diese Zah' ist erst in der jet­
zigen Beratung publik geworden. Normalerweise wird ein Ver­
pflichtungskreditzu Beginn eines Bauvorhabens beschlossen 
und dann in jährlichen Raten realisiert. · . 
Die 250 Millionen Franken für die Führungsstruktur sind auch 
in der Baubotschaft 1987-darum geht es, Herr Feigenwinter­
nicht erwähnt worden; sondern in.ihr geht es um einen Ver­
pflichtungskredit von insgesamt 132 Millionen Franken (u. a .. 
Führungsinfrastruktur). Also muss man uns nicht erklären, wir 
seien 1987 über den Verpflichtungskredit von 250 Millionen 
Franken informiert worden -soviel kostet diese Ecke, die Herr 
Bundesrat Villiger erwähnt hat: jede Schweizerin und. jeder 
Schweizer hätten ja einen _Schutzraum., auch der arme Bun­
desrat dürfe doch irgendwo in einer Schutzecke Unterschlupf · 
finden, wenn eine Katastrophe oder ein Ernstfall eintreten 
würde. 
Diese Schutzecke kostet250 Millionen Franken. Das war nicht 
klar, und das ist uns verschwiegen worden; daran ändern Ihre 
Argumentationen nichts, Herr Feigenwinter. · 

Feigenwinter, Berichterstatter: Herr Hubacher, wir wollen uns 
hier nicht weiter streiten. Sie müssen sich auch daran halten, 
was im Protokoll steht. Herr Jeanneret hat erklärt, dass nur ein 
Teil des gesamten erforderlichen Kredites bewilligt werde und 
dass «le solde sera soumis a notre approbation au cours des 
prochaines annees ... Das ganze Protokoll enthält die Zahlen 
nicht, weil man auch hier vermeiden wollte, dass der Umfang 
des Bauvorhabens bekannt wurde, wie er jetzt bekannt ist. 
Aber man hat davon geredet, sonst hätte (Heiterkeit) - ja, 
meine Damen und Herren, lachen Sie; Sie lachen vielleicht am 
falschen Ort - man ja nicht von Uebertragung weiterer 

Tranchen geredet, wenn damit das Ganze bewilligt worden 
wäre. 
So kann man es auch wieder nicht verdrehen, Herr Hubacher. • 

M. Leuba, rapporteur: Vous voudrez bien me pardonner de ne 
pas entrer dans . cette tres interessante confrontation entre 
M. Hubacher et M. Feigenwinter .. 
Je rejette simplement ici avec vigueur l'accusation de M. Bo­
denmann, selon laquelle nous n'aurions pas rendu compte 
correctement des debats de la commission, Je rappelte qu'ef- · 
fectivement nous avons rec;:u des explications qui etaient plus 
ou moins satisfaisantes en commission - je l'ai dit tout a 
!'heure-precisant qu'il regnait une certaine incertitude au sein 
de cette derniere. La majorite de 1a commission neanmoins a 
estime, contrairement a l'avis de la minorite exprime par M. Le­
dergerber tout a !'heure, qu'en depit de ces informations suc­
cintes eile en savait suffisamment pourfaire confiance au Con-
seil federal et voter le credit. . · 
Vous pouvez etre ou ne pas etre d'accord avec la majorite de la 
commission, Monsieur Bodenmann, mais ne venez pas dire, 
cependant, que nous rendons mal compte des travaux de cet­
le-ci. 

·M. Rebeaud: J'imagine que nous finirons parvoter ce credit. 
En commission nous n'avons pas rec;:u des «explications plus 
ou moins satisfaisantes» ou des «informations succintes»; 
nous n'avons obtenu ni informations ni explications. Nous 
avons rec;:u des reponses evasives, alors tjue tous !es rensei­
gnements qui nous sont fournis aujourd'hui auraient du nous 
etre communiques en seance de commission. Les choses se 
seraient alors passees differemment Nous allons donc voter 
maintenant sur la question de confiance envers l'ancienne 
commission. La majorite de ce conseil va voter sur la question 
de 1a confiance a une decision de principe qui, d'apres ce que 
nous pouv~ms savoir, a ete prise les yeux fermes, y compris 
par M. Hubacher qui en a temoigne tout a ~heure, soit par 
21 voix contre zero.11 nous a clairement explique qu'il ne savait 
pas surquoi il avaitvote. Surce pointau moins, on ne peut pas 
mettre en doute sa bonne foi. • 
J'aimerais faire une autre remarque. II est tout de meme extra­
ordinaire qu'a trois ans d'ecart 1a commission; le Conseil 
federal et, apparemment, l'administration aient connu un tel 
changement dans les effectifs que plus personne,rneme dans 
l'administration dont les eminences grises comme 1'a dit 
M. Bodenmann se trouvent aujourd'hui dans 1a salle, ne se 
souvenait de la teneur des discussions d'alors. Cela a tel point 
qu'il a fallu entreprendre des recherches d'archives sur ce qui 
s'est passe il y a seulement trois ans! Cet etat de fait souleve 
tout de meme des questions surlefonctionnement de nos ins­
titutions·et aussi de nos memoires. Par hasard, je me trouve 
dans 1a situation privilegiee de ne pas avoir a me reprocher cet 
oubli, puisque je n'etais pas membre de 1a commission en 
1987. . 
Mais, si aujourd'hui nous voulons retablir un minimum de con­
fiance entre les membres de la commission, entre 1a commis­
sion et le Conseil federal et entre la commission et ce Parle­
ment, noul:1 devrions prendre les six mois oe retard necessai­
res pour permettre ä: une delegation de la commission, avec 
M. Ledergerber et quelques autres, de se rendre sur place. 
Cela me .semble necessai.re, non sur le fond parce que je ne 
peux pas me prononcer a ce propos, mais quant au fonction­
nement normal de 1a Commission des affaires militaires. Cela 
devrait d'ailleurs etre la regle pour toutes les autres. Je n'en 
fais pas une question de principe, mais nous ne devriops pas 
accepter que notre travail de parlementaire puisse se fonder 
sur des postulats de confiance avec un oubli generalise a trois 
ans de distance. 
J'aimerais maintenant poser une question au Conseil federal 
qui sera determinante pour mon vote. Un retard de six mois ou 
peut-etre de quatre mois sur les chantiers. en cours, qui serait 
lie a un refus momentane du credit pour les raisons precitees, 
serait-il une catastrophe pire que cette espece·de mefiance 
generalisee qui est en train de s'installer sous nos yeux entre 
partis gouvernementaux? 
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J'espere, Monsieur le Conseiller federal, que vous me donne­
rez une reponse non seulement technique, mais egalement 
politique. 

Günter: Da sieht man, wieweit man kommt, wenn man sich in 
eine Polarisierung hineinsteigert. Jedermann zitiert jetzt.aus 
vertraulichen Protokollen auch der Präsident macht genau 
d!,'lS, wofür wir schon oft getadelt wurden-, und die Diskussion 
verkommt zur reinen Machtprobe. Genauso war es in der 
Kommission. Man hat sich über Herrn Bodenmann aufgeregt, 
der am Anfang mit dem Rückweisungsantrag kam, und dann 
wurde alles nur noch mit Mehrheiten abgeschmettert, und ge­
dacht wurde nicht mehr. 
Ich nehme Ihre Entschuldigung an, Herr Bundesrat; Sie konn­
ten das tatsächlich nicht wissen. Die Verantwortung wird vom 
falschen Mann übernommen. Sie sind zwar schon Chef dieses 
«Ladens», der jetzt zur Diskussion steht Aber so etwas von 
Desinformation habe ich in einer Kommission wirklich noch 
nie erlebt 
Herr Bodenmann hat recht Es ist in dem Punkt genau so, wie 
er es dargelegt hat: Man hat uns einen Unsinn erzählt, man hat 
aber nicht gesagt, man prüfe, ob die Finanzdelegation das Ge­
schäft prüfen soll. Man hat uns gesagt. sie hätte es geprüft.Ich 
habe auch mit Fragen nachgestossen; man hat uns mehrfach 
gesagt «Ihr habt da nichts zu bestellen». Das war für mich der 
Grund-meine Fraktion habe ich auch so orientiert-, dagegen 
zu sein. Ich helfe nicht mit, Geschäfte zu behandeln, von de­
nen man mir sagt. ich hätte nichts dazu zu sagen. Das war die 

. Situation. 
Jetzt noch ein Punkt: Ich verstehe überhaupt nicht, wie die Ver­
waltung den Bundesrat in diese Falle laufen lassen konnte, 
ohne ihn rechtzeitig zu orientieren. Das EMD kommt normaler­
weise immer. in reichlicher Besetzung, es zeichnet sich darin 
aus. Vorne, beim Bundesrat, sitzen in den Militärkommissions- · 
sitzungen immer am meisten Leute-verglichen mit den ande­
ren Departementen. Auch an jener Sitzung war man wieder 
reichlich vertreten. Zumindest zeitweise war Herr Ernst auch 
dabei. Ich verstehe überhaupt nicht, warum nicht irgendeiner 
dieser B~mten oder Offiziere aufgestanden ist und den Bun­
desrat darauf aufmerksam gemacht hat, dass das, was man 
· uns stundenlang erzählt hat - die ganze Debatte dauerte si­
cher über eine Stunde-, von Abis ZUnsinn war; Von Abis Z 
ein Unsinn!_ .. · · 
Auf dieser Grundlage können wir nicht weiterfahren. Ich bin 
auch der Meinung, das Geschäft sollte jetzt zurückgestellt und 
uns nach den nötigen Abklärungen ordnungsgemäss unter-
breitet werden. · 

Feigenwinter. Berichterstatter. Sicher hat in der Kommission 
Unsicherheit über das Bauvorhaben geherrscht Dass man 
aber das nur der Militärverwaltung in die Schuhe schiebt, ist 

. sachlich falsch. Verantwortlich für diese Anlage, wirklich ver­
antwortlich dafür ist der Bundeskanzler. Und er war nicht in der 
Kommission. (Heiterkeit) 
Wenn Sie das nicht glauben - es ist eben so. Es ist nämlich 
keine militärische, sondern eine zivile Führungsanlage. Ver­
antwortlich dafür Ist der Bundeskanzler, und der war nicht in 
der Kommission. Deshalb kann es sein, dass momentan diese 
Orientierung nicht in dem umfassenden Umfang erfolgte, wie 
sie jetzt vorliegt. Sachlich gibt es überhaupt keinen Grund, die­
sem Kredit nicht zuzustimmen. (Glocke des Präsidenten) 
Das Geschäft wurde 1987 ordnungsgemäss abgewickelt Die 
übrigen Tranchen wurden beschlossen. 
Es ist nicht üblich, dass ein einmal beschlossener Kredit dann 
Immer wieder überprüft wird. Diese Praxis drängt sich in die-
sem Fall auch nicht auf. . 
Ich bitte Sie deshalb, dem Kredit heute schon zuzustimmen. 

Bundesrat Villlger: Sehr viel Neues kann ich Ihnen nun auch 
.nicht mehr sagen. · 
Vielleicht zuerst zur ersten Frage von Herrn Ledergerber. Zu 
den 44 Millionen: Die 29 Millionen Franken, die hier so viel zu 
reden geben, sind für eine zivile Anlage, d. h. eine Anlage für 
die Regierung. Deshalb ist der Bundeskanzler Bauherr. Der 
Kredit ist einfach mit im Militärbudget. Das hat bei diesem Wir-

40--N 

bei schon seine Bedeutung gehabt, weil eben an der Kommis­
sionssitzung der Bundeskanzler als Fachmann nicht dabei 
war. · , 
Die 29 Millionen Franken, Herr Ledergerber, sind eine Tranche 
für die neue Anlage, und die 14,5 Millionen Franken sind lang­
fristige, ziemlich dringliche Sanierungsarbeiten in anderen 
Führungsbunkern, auch für die Armee und für die Vernetzung 
von Zivilbereich und Armee. Es geht vor allem um Kommuni­
kationsmittel, um EDV-Verbindungen zu den Kantonen usw. 
Der geheime Bundesratsbeschluss, von dem Sie gesprochen 
haben, betrifft, soviel ich weiss, diesen Bereich und hat damit 
natürlich auch mit dem Gesamtkredit zu tun. 
Weitere 9,5 Millionen kosten dann armee-eigene KP-Anlagen, 
die schon bestehen. Für neue Anlagen haben wir ja einen 
Stopp verordnet 
Alle bestehenden Führungsanlagen für den Bundesrat stam­
men aus der Zeit des Zweiten Weltkriegs. Sie sind also über 
fünfzig Jahre alt und bieten keinen genugenden Schutz mehr. 
Sie sind zum Teil auch durch Ueberflutung gefährdet Es ist 
deshalb richtig, dass man sie durch eine neue Anlage mit aus­
reichendem Schutzgrad ersetzt Es wurden auch Berechnun­
gen über Sanierung oder Nichtsanierung der alten Anlagen 
gemacht Dabei zeigte sich, dass die Preisdifferenz so klein ist, 
dass es sich lohnt, eine neue Anlage zu bauen. 
Diese neue Anlage ist die erste, die von Anfang an für die Lan­
desregierung und für Teile der Verwaltung konzipiert worden 
ist Bisher hat der Bundesrat veraltete Anlagen der Armee wei­
terbenutzt Man will mit dieser neuen Anlage die Führung in 
Krisenlagen gewährleisten • .Es handelt sich natürlich um ein 
langfristiges Projekt 
Es sollen dort der Bundesrat, aber auch die Stäbe der Departe­
mente und gewisse Sonderstäbe hineingehen können; 
Das ist der Ort, wohin der Bundesrat im Krisenfall ginge, und 
zwar nicht nach Irland, wie in andern Zusammenhängen im­
mer wieder behauptet worden ist 
Ich darf hier vielleicht nochmals sagen, dass das Projekt sicher 
vertretbar ist; wir wollen versuchen, für jeden in diesem lande 
einen Schutzplatz für den Krisenfall zu haben. Das ist schon 
sehr weit gediehen. · 
Ich glaube, es ist richtig, dass auch die Landesregierung im 
Krisenfall an irgendeinem Ort weiteragieren kann, den man 
aus Gründen, die sicher einleuchten, nicht bekanntgeben will, 
und dass dort, auch im Krisenfall, eine · Regierungstätigkeit 
noch möglich ist · 
Es ist klar, dass man in diesem Bereich restriktiv informiert 
Man hat noch nie so viel wie heute informiert, aber es ist sicher 
auch richtig; dass man etwas offener wird in diesen Geschich­
ten; klassifiziert sind diese Anlagen aber als «streng geheim». 
Mit dem Bauprogramm 1987 beantragte der Bundesrat die er- · 
ste Tranche für die Anlage. Seither war in jedem Baupro- · 
gramm eine weitere Tranche eingestellt , 
Im Zusammhang mit der ersten Kredittranche hat. sich an~ 
scheinend die Finanzdelegatiol'l sehr eingehend dal:nit be­
fasst Dort ist ja auch die Sozialdemokratische Parlei immer 
vertreten gewesen. Es bestünde durchaus die Möglichkeit, 
dass die Fraktionen mit Vertretung in der Finanzdelegation 
von ihren Mitgliedern in der Finanzdelegation vertieft infor­
. miert werden könnten. Es war aber damals auch eine Sub­
kommission der Militärkommission dabei; Herr Feigenwinter 
.hat darauf hingewiesen. Beide Gremien wurden an Ort und 
Stelle eingehend orientiert und haben zugestimmt 
In diesem Sinne ist auch, Herr Hubacher, der Titel in der Bot­
schaft natürlich nicht irreführend. Das betrifft «höhere Füh-

. rung» und ist da, natürlich aus Geheimhaltungsgründen, im 
Gesamtposten enthalten gewesen. ' · 
Wir sind bereit, den Mitgliedem der Militärkommission an Ort 
und Stelle-wenn sie das wünschen -wieder einen Einblick zu 
geben und sie zu orientieren. Wir sind hier in einem Zielkonflikt 
zwischen Anspruch der Oeffentlichkeit auf Information und be­
rechtigten Geheimhaltungsinteressen. 
Ich glaube, solche Standorte müssen vertraulich bleiben urid 
alles, was auf den Standort hinweisen könnte, auch. Es ist ge­
rade bei der modernen Waffentechnologie, die immer präziser 
wird, wichtig, dass diese Standorte eben nicht genau bekannt 
werden. Ich gebe zu - ich habe das auch in der vorherigen ge-
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heimen Debatte kurz angedeutet -, dass ich in der Kommis­
sion sehr zurückhaltend war. Der Bundeskanzler war nicht da­
bei. Es ist sicher kein schlechter Wille, wenn von meinen Mitar-

1 beitern keiner im Detail orientiert war. Immerhin war der Bun­
deskanzler dafür zuständig. Wir haben zurückhaltend infor­
miert, Ihnen aber zugesagt, wir würden das ·Problem prüfen 
und Ihnen einen Bericht über die Abläufe zustellen. Das haben 
wir gemacht 
Es ist jetzt nicht ganz fair, wenn man tut, als ob diese Nachin­
formation praktisch wertlos gewesen wäre oder gar nicht mehr 
gekommen wäre. Sie hätten sogar die Möglichkeit gehabt, 
nachdem Sie diesen Bericht bekommen hatten, eine solche 
Besichtigung im Schnellverfahren durchzuführen. 
Ich bin sehr froh, dass Herr Ledergerber das Prinzip dieser 
Führungsanlage nicht bestritten hat, sondern dass es ihm nur 
um das Verfahren geht Mir scheint der Wirbel um das Verfah­
ren unverhältnismässig, aber es schadet vielleicht nicht, wenn 
man das einmal richtig durchdiskutiert. Ich babe auch nichts 
dagegen, wenn sich die GPK dieses Verfahrens, das seit Jahr­
zehnten Usus ist, einmal annimmt 
Im Schreiben der Finanzdelegation-darauf ist auch hingewie­
sen worden -steht, wie Sie wissen, dass die entsprechenden 
Kredite in der nächsten militärischen Baubotschaft durch die 
Militärkommissionen überprüft würden. 

· Ich glaube, man kann hier verschiedener Meinung sein. Die 
Militärkommission hat damals das Gesamtobjekt, dessen Bau 
sich über mehrere Jahre erstreckt, überprüft, aber die Tran­
chen sind dann nicht mehr einzeln überprüft worden. Aber 
wenn Sie heute eine Kaserne beschliessen, die aus einem Kre­
dit im Zeitraum von vier, fünf Jahren gebaut wird, wird das 
auch nicht jedes Jahr die Kommission neu überprüfen. Das 
war hier der Fall. Das gesamte Objekt war bekannt, und man 
hat es dann eben aus Vertraulichkeitsgründen aufgeteilt 
Sie haben ja Herrn Ledergerber gehört, der es höchst elegant 
fertiggebracht hat, hier trotzdem gewisse Zahlen zu nennen, 
von denen ich Ihnen gesagt habe, wir sollten sie nicht nennen; 
sie sind meines Wissens auf verschlungenen Wegen schon 

. vorher irgendwie an die Presse gelangt 
Ich bin nach wie vor der Meinung, das Verfahren sei ordentlich 
verlaufen, habe aber nichts dagegen, dass wir Ihnen jetzt noch 
eine vertiefte Prüfung zugestehen. 
Herr Rebeaud hat hier die konkrete Frage gestellt, ob eine Ka­
tastrophe passiert, wenn der Kredit verschoben wird. Ich gebe 
eine ehrliche Antwort: Es ist in langfristigen Objekten immer 
ungut, wenn man sie aufteilt und nichtweiterbauen kann, aber 
die Welt ginge darob nicht unter. Nur der Zeitverlust müsste für 
Sie hier kein Grund sein, anders zu bestimmen. Sie sind in die-
ser Frage völlig frei. . . . 
Ich meine, dass eine Verschiebung nicht 'nötig ist, aber die 
Schweiz geht deswegen, Herr Rebeaud, gewiss und Gott sei 
Dank nicht unter. 
Abgesehen von den Unsicherheiten im Verfahren, die wir zu . 
klären versucht haben, ist das Vorhaben in Ordnung, und aus 
meiner Sicht, aus der Sicht des Bundesrats, spricht nichts da-
gegen, heute zuzustimmen. . · 
In diesem Sinne bitte ich Sie, den Antrag de,r Minderheit Leder­
gerber abzulehnen, 

Hubacher. Nach dem Motto «Wahrheiten, die man ungern 
hört, hat man besonders nötig» möchte ich folgendes klarfest­
. halten: Der Kommissionspräsident hat erklärt, 1987 sei für die 
Führungsinfrastruktur ein Verpflichtungskredit vorgelegt wor­
den. Herr Villiger erwähnte vorhin, 1987 sei die erste Tranche 
dieses Verpflichtungskredites beschlossen worden. Meine 
Frage: Das Ganze kostet jetzt 250 Millionen. 1987 ist uns ein 
Verpflichtungskredit von 132 Millionen vorgelegt worden, 
darin enthalten waren nicht nur die Führungsinfrastruktur, 
sondern auch Sperrstellungen· und Bauten für die Festungsar­
tillerie. Der Verpflichtungskredit für die Führungsinfrastruktur 
hat ungefähr 47 Millionen ausgemacht. 
Herr Präsident, wie erklären Sie sich, dass nach Ihrer Darstel­
lung die Kommission 1987 voll über alles informiert worden 
sei, wenn heute, drei Jahre später, die Sache fünfmal mehr ko­
stet? Wie erklären Sie sich das? · 
Wenn man aus dieser Informationsmisere nichts lernen will, 

muss man so argumentieren wie Herr Feigenwinter. Wenn 
man etwas lernen möchte, müsste mci.n zugeben, es sei ein 
Fehler begangen worden. 
Ich vermisse auch bei Herrn Villigerdiese Haltung. Wenn in Bi!-· 

· ten 30 Millionen. vertocht werden, ist es das Amt für Bundes­
bauten. Jetzt ist es der Bundeskanzler. Aber jedesmal wurde 
unter dem Motto EMD der Kredit beschlossen. 
Herr Villiger, es wird nicht besser, wenn Sie woanders Schul­
dige suchen. Suchen Sie sie in Ihrer Verwaltung! 

Ledergerber, Sprecher der Minderheit: Es sind für mich zwei 
Fragen offengeblieben. Ich fragte Sie in meiner Begr(indung, 
was davon zu halten ist, dass ein Bundesratsbeschluss vom 
4. Juli 1989 zitiert wird, der mit der ganzen Sache nichts zu tun 
hat, sondern ein Jahr zurückliegt Da sind Sie, wahrscheinlich 
genau wie wir, an der Nase herumgeführt worden. Ich möchte 
von Ihnen dazu noch eine Antwort 
Die zweite Frage:.Sie haben erwähnt, dass von den 44 Millio­
nen Franken, die man uns zuerst als Tranche für die Führungs­
infrastruktur vorgelegt hat, tatsächlich nur29,5 Millionen Fran­
ken dafür verwendet werden und 14,5 Millionen Franken für 
anderes wie EDV-Vernetzung, Vernetzung ziviler und militäri­
scher Anlagen, Verbindung mit Kantonen usw. 
Finden Sie es richtig, in einer solchen Vortage einen Betrag 
von fast 15 Millionen Franken zu verstecken? Niemand weiss, 
wofür er ist, und in derPlenarberatung müssen Sie am Schluss 
noch sagen, es sei für EDV oder .so etwas vorgesehen. Kein 
Mensch weiss, worum es geht! 
Das ist die Art der Beratung in der Militärkommission, die für 
mich nicht akzeptabel ist 

Feigenwinter, Berichterstatter: Ich will noch kurz zur Behaup­
tung von Herrn Hubacher Stellung nehmen. Eine Behauptung 
wird nicht dadurch wahrer, dasssieständigwiederholtwird: Ich 
sagte nie, die Kommission habe einen Verpflichtungskreditvon 
250 Millionen beschlossen. Ich habe das Protokoll zitiert, und in 
diesem Protokoll steht, dass Herr Jeanneret ausgeführt. hat, 
dass nur ein Teil der erforderlichen Kredite in der Botschaft von 
1987 beschlossen würde; die anderen Teile-und wenn er von 
Teilen sprach, hatte er das Ganze vor Augen -würden in den 
nachfolgenden Jahren beschlossen. Das ist die Wahrheit. Wir 
haben 1987 nicht 250 Millionen beschlossen, sondern die 

· 142 Millionen. in denen dieser Teilkredit enthalten war. 

Bundesrat Villiger: Ich dachte, ich hätte die Frage beantwor­
tet Der Bundesratsbeschluss betrifft die 14,5 Millionen. Erbe­
sagt, dass mit Zustimmung der Finanzdelegation das EMD be­
auftragt wird, den · ZUsatzkredit für die von mir erwähnten 
Zwecke in die Baubotschaft 90 aufzunehmen. Es geht um ei-
nen Teil des Kredits, der jetzt enthalten ist , 
Alle Führungsanlagen sind geheim und. vertraulich; sie brau­
chen einen gewissen Unterhalt, und hin und wieder sind ge­
wisse Erneuerungen notwendig. Das ist hier enthalten und wi-

. dersprichf dem Ganzen, glaube ich, nicht 

Abstimmung-Vota 

Für den Antrag der Mehrheit ... 
Für den Antrag der Minderheit 

Ziff. 232- Ch. 232 

116Stimmen 
58Stimmeri 

Le presldent Le debat porte egalement sur 1a motion Rech­
steiner (89.829) ci-apres. 

Ledergerber, Sprecher der Minderheit 1: Ich beantrage Ihnen 
im Namen einer Minderheit, den Betrag von 49,3 Millionen 
Franken abzulehnen. · 
Herr Bundesrat Villiger hat letzte Woche im Ständerat ausge­
führt: «Im EMD gibt es offenbar Abteilungen, die würden auch 
zehn Jahre, nachdem die Armee abgeschafft ist, noch weiter­
bauen.» Wir wollen das zu dem humoristischen Nennwert neh­
men, wie es gemeint war, aber trotzdem lässt es sich auch ein 
bisschen auf den Posten «Militärische Bauten für die Ausbil­
dung» anwenden. 
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Ich will nicht alles wiederholen, was in der Eintretensdebatte 
gesagt worden ist. Wir anerkennen,·dass das Projekt Neuch­
len-Anschwilen unter den Rahmenbedingungen, wie wir sie in 
den siebziger Jahren hatten, durchaus ein prüfenswertes Pro­

. jekt darstellen würde. Ich sagte das auch in der Militärkommis-
sion. Unsere Fraktion ist der Auffassung, dass es heute-nach­
dem Europa dermassen in Bewegung geraten ist, die sicher­
heitspolitischen Vorstellungen der letzten Jahrzehnte überall 
überprüft werden und neue sicherheitspolitische Konzepte 
erst am Entstehen sind - verfrüht und falsch ist, mit den alten 
Konzepten und Bauten weiterzufahren. 
Es ist bereits in der Eintretensdebatte gesagt worden, dass es 
durchaus möglich ist, dass die «Armee 95„ schon vor 1995 
Makulatur ist und bei einer Armee 96 und 97 der Anteil der In­
fanterie nochmals wesentlich zurückgenommen würde. Es ist 
denkbar, dass sich dann der Bedarf für neue Waffenplätze 
ganz anders präsentieren wird .. 
Wir betrachten es als grundsätzlich falsch, heute einfach so 
weiterzubauen und so zu tun, als hätte es keine Veränderun- . 
gen gegeben und als würden wir in den nächsten Jahrzehnten 
oder bereits in den nächsten Jahren keine ganz wesentlichen 
Redimensionierungen und Aenderungen in unserer Landes­
verteidigung und in unserer Sicherheitspolitik vornehmen. 
Ich möchte noch auf einen anderen Punkthinweisen, der nicht 
spezifisch für diesen Kredit und diesen Waffenplatz ist auf das 
Phänomen nämlich, dass wir bei einem solchen Geschäft die 
gleiche Funktion ausüben wie die Baubehörde einer Ge­

. meinde und eines Kantons; das heisst, wir bewilligen mit die-
sem Kredit abschliessend, und es gibt keine weiteren Instan­
zen mehr, die nachher irgendwelche Auflagen bezüglich Um-· 
weltschutz, Sicherheit, Einpassung in die Landschaft usw. ma-
chen können. · 
Ich betrachte dies als grundsätzlichen Mangel im Bereich der 

_ militärischen Bauten und Anlagen. Ich denke, wir werden uns 
in Zukunft über diese Frage vielleicht separat - in einem Um­
feld, das etwas weniger emotional aufgeschaukelt ist - unter­
halten müssen .. 
Ich beantrage Ihnen, den Kredit von 49,3 Millionen Franken 
abzulehnen und über die Frage von neuen Ausbildungsstät­
ten erst wieder zu diskutieren, wenn wir über ein sicherheitspo­
litisches Konzept verfügen, das der Situation angepasst ist, 
das konsensfähig ist und .das .in den nächsten zehn Jahren 
wieder genügend Substanz hat, so dass man es auch verfol­
gen kann. 

Günter, Sprecher der Minderheit II: Ich beantrage Ihnen, das 
Geschäft 232, Bau einerKasemenanlage auf dem Waffenplatz 

', Herisau-Gossau, zurückzuweisen. Die starke Polarisierung 
· um den Waffenplatz Neuchlen-Anschwilen ist im Umfeld ganz 
klar zum Ausdruck gekommen. Während die einen meinen, 
·man wolle in Neuchlen meucheln und damit auch das ganze 
Vaterland, steht bei den anderen der irreversible Verlust einer 
wertvollen Landschaft im Vordergrund. Diese Leute begreifen 
nicht, dass überalterte Planer überalterte Pläne durchziehen 
wollen, auch angesichts der neuen europäischen Entwicklung 

. und der tatsächlichen Gefahren, die unsere Gesellschaft be­
drohen; und dass sie nicht sehen, dass ihre Gefahrenabwehr 
totalin.diefalscheRichtunggeht. C •• 

Es ist auch typisch für unsere Diskussion,- dass wieder die 
Theorie aufkommt, nicht die Leute aus der Region seien ge­
gen den Waffenplatz und seinen Ausbau, sondern böse Un­
ruhestifter, Aufwiegler aus anderen Kantonen, ja gar aus dem 
Ausland. 
In Tat und Wahrheit sind doch, wie bei vielen derartigen Oppo- . 
sitionen, junge Frauen und Männer der Region das Rückgrat 
der Opposition, die. nicht selten die Kinder derjenigen Man­
datsträger sind, die meinen, das Vaterland mit einem neuen 
Waffenplatz und einer neuen Kaserne retten zu können. 
Was hier passiert, ist nicht Lokalpolitik; es ist auch nicht nur 
Ausdruck eines Generationenkonfliktes. Es ist vielmehr Aus­
druck einer sich gesamthaft ändernden Situation in Europa. 
Diese Aenderung wird von der jungen Generation viel besser 
gespürt, viel besser aufgenommen, eher angenommen als 
von der Generation, die den traumatischen Weltkrieg miterlebt 
hat. 

Leider haben die Mehrheiten in den Räten im letzten Jahr der 
ersten Tranche zum Waffenplatz zugestimmt. Das war rück­
blickend gesehen ein Fehler. Aber damals konnte man .viel­
leicht das Tempo der Entwicklung in Europa, die Zukunfts- . 
chancen, die daraus entstel)en, noch weniger sehen, noch 
weniger auf die Stabilität dieser Entwicklung vertrauen,. wie sie 
in Mittel- und Osteuropa in Gang gekommen ist. Ich glaube 
aber, dass das EMD die im «Sonntags-Blick» veröffentlichten 
Meinungsumfragen sehr ernst nehmen muss. Man mag zu 
derartigen Untersuchungen von Heftli und Zeitungen stehen, 
wie man will, aber die sich ergebenden Prozentunterschiede 
sind klar und aussagekräftig. Es sind hochsignifikante Aussa­
gen. Die Aussage des Schweizervolks ist klar: Man will keine 
neuen Waffenplätze.-Das ist so; davon bin ich überzeugt. Fast 
die Hälfte der Bürger will künftig Waffenplätze gar reduzieren, 
und man will keine militärischen Grossprojekte mehr. Man wilr 
wahrscheinlich überhaupt keine Dinosaurierprojekte mehr, 
weil sie nicht zukunftsgerecht sind. · 
Die Umfrage sagt auch, dass eine Mehrheit weniger Geld für 
Rüstung beim Militär ausgeben und dass sie mitreden will. 
Auch das dürfte genau die Stimmung im Volke treffen. Wer et­
was anderes glaubt, macht sich etwas vor. Dabei handelt es 
sich nicht um eine politische Eintagsfliege, sondern imGegef!­
teil um einen stabilen politischen Trend, der noch wesentlich 
in diese Richtung weitergehen wird. Das EMD sollte sich dar­
auf gefasst machen. 
Gute Politik bestünde darin, jetzt Projekte zur Wehrdienstver­
kürzurig vorzulegen. Es ginge da,rum, keine weiteren Land­
schaften mehr zu zerstören. Das wird beispielsweise für den 
Schiessplatz in meiner Region, in Gadmen, gelten; auch wir 
werden Widerstand leisten. Es wird darumgehen,aufdieklaren 
Anliegen des Volkes, die sich in nächster Zeit noch vermehrt 
manifestieren werden, rechtzeitig einzugehen. · Aus diesem 
Grunde sollten der Waffenplatz und sein Ausbau in Gossau 
ohne Angst vor Gesichtsverlust neu überdachtwerden. 
Herr Karl Weber hat gesagt, es gehe bei dieser Vorlage um das 
persönliche Wohl der Soldaten, das sei wichtig. Er hat den 
Gegnern vorgeworfen, wir wollten unzufriedene Soldaten 
schaffen, wollten uns nicht an· den Bedürfnissen künftiger 
Wehrmänner orientieren. Ich habe gemeint, nicht richtig zu hö- . 
ren: Ein Militärkopf kommt hierher und sagt, die künftigen Be­
dürfnisse des Soldaten bestünden in warmen Duschen. Und 
dann gehen sie hin und machen draussen im Dreck Ueberle­
bensübungen und sagen, das sei die Uebung für den zukünfti­
gen Krieg! Leider wäre er ja wahrscheinlich so: ,:nit Entbeh-
rung, mit Härte. . 
Wenn von linker Seite für mehr Komfort argumentiert würde, 
würde ich es noch verstehen •. Aber von .Militärseite zu sagen, 

· man helfe dem Militär mit warmen Duschen und dem Aus­
. bau der Kasernen, das hat mich sehr komisch berührt. Ich 
denke an die Guerilleros in der Dritten Welt, die, wenn sie auf 

• einem Brett liegen können, dankbar sind, dass es so bequ~m ·· 
ist. . . 

Ich habe meinen ältesten Sohn, der in der RS war, gefragt, was 
ihn gestört habe. Er hat auch zur Kenntnis genommen, dass 
di~ Betten etwas enger stehen. Aber was ihn fast zur Verzweif­
lung getrieben hat, das waren ein unfähiger Vorgesetzter auf 
Unt~roffiziersstufe und der Schulkommandant. Dort liegen die 
Probleme! . 
Wenn die jungen Leute in ·der RS Probleme haben, dann nicht, 
weil die Dusche zuwenig warm ist oder wegen räumlich u~ 
befriedigenden Verhältnissen. Ich habe nichts dagegen, wenn 
das saniert wird! Aber leiden tun die jungen Männer, wenn die 
Vorgesetzten unfähig und schlecht ausgebildet sind. Wer et­
was tun will, müsste hier den Hebel ansetzen. 
Unsere Fraktion ist der Ueberzeugung, man könne die Ka­
serne Gossau kleiner bauen. Man .sollte auch den Standort 
Breitfeld nochmals prüfen. Damit sind wir wieder bei den Be­
dürfnissen der Rekruten: Glauben Sie im Ernst, die Rekruten 
wollten eine Anlage irgendwo im «Gjätt», wo man im Ausgang 
nicht einmal in die Stadt gehen kann? Glauben Sie im Ernst, 
beim vorgesehenen Standort könnte man auf Privatfahrzeuge 
verzichten? Es ist doch eine Erziehung zum Privatwagen, 
wenn Sie irgendwo ins freie Feld hinausbauen; die Zerstörung 
der Landschaft will ich schon gar nicht erwähnen. Der Standort 

. ! 

!· 
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Breitfeld hätte eindeutige Vorteile. Die Nähe der Autobahn 
kann kein Argument sein. 
Das hat mich in der Kommission auch etwas verwirrt. Gegen 

1 ,den Standort Breitfeld wurden zwei Argumente vorgebracht: . 
Die einen meinten, wegen der Autobahn sei zuviel Lärm, das 
sei für die Rekruten nicht zumutbar. Die anderen sagten, man 
dürfe die Kaserne nicht dorthin stellen, es sei das Naherho­
lungsgebiet von St. Gallen. Was stimmt jetzt? Es kann doch 
nicht sein, dass sich das Naherholungsgebiet von St. Gallen 
an einer Stelle befindet, die so lärmig ist, dass man sie mit bau­
lichen Massnahmen den Rekruten nicht mehr zumuten 
könnte. 
Wir glauben, dass der Standort Breitfeld verkehrsmässig, um­
weltmässig eine bessere Wahl wäre, dass er im Interesse der 
Rekruten, aber auch im Interesse der Ausbildner ist Sie müs­
sen nicht morgens und abends riesige Anmarschwege auf 
sich nehmen. Das Breitfeld ist daher in jeder Hinsicht der bes­

. sere, geeignetere Standort. 
Zudem kann man-davon bin ich überzeugt-das Projekt redi­
mensionieren. 
Der zu ziehende Schluss ist klar: Das Projekt muss noch ein­
mal überdacht werden. Der Mann, der es geplant hat, hat in 
der Kommission deutlich gesagt, seit fünfzehn Jahren studiere 
er an diesem Projekt herum. Genau das ist das Problem: Man 
merkt diesem Projekt eben an, dass es fünfzehnjährig ist und 
von der Konzeption her nicht mehr stimmt 
Es gibt nur eine Lösung, die die heute verkrampfte Situation 
ändern kann: Wir müssen diese Vorlage zurückweisen und sie 
so abfassen, dass sie den Bedürfnissen der Rekruten, der 
Ausbildner und des Umweltschutzes wirklich entgegen­
kommt Will man das; dann muss man den Standort Breitfeld 
einfach neu diskutieren. . · 
Ich bitte Sie, dem Rückweisungsantrag der Minderheit II zuzu­
stimmen. 

M. Rebeaud, porte-parole de la minorite: J'aurais prefere 
developper ma proposition de minorite concemant un nouvel 
article 2bis plus tard car eile n'a de sens que si 1a proposition· 
de la majorite de la commission etait approuvee. 
Cette proposition de minorite tend a donner au Conseil federal 
la possibilite d'organi~. ou plutöt de faire organiser, des con-

. sultations au sein des populations des communes concer­
nees. Je voudrais demanderanotre presidents'il neserait pas 
possible de placerce de~tsuruneattribution decompetence 
au Conseil federal apres la decision sur les propositions ac- . 
tuellement en discussion. · 

. Le presldent: Monsieur Rebeaud, je ne vois pas la difficulte a . 
presenter votre proposition comme une proposition subsi­
äiaire maintenant Cela donne une certaine homogeneite au 
debat, 'Une clarte, On n'a pas besoin de reprendre tout le debat 
avec les porte-parole des groupes. Vous donnezainsi lapossi­
bilite a ces demiers de' se prononcer sur les differentes propo­
sitions, qui sont nuancees, y compris la vötre. 

M. Rebeaud, porte-parole de la minorite: Le groupe ecolo­
giste est hostile. dans son enseinble, a la construction de cette 
place d'armes et parconseql,Jent au credit qui lui est lie. Nous 
ne nous prono~ns pas sur les grandes vislons strategiques 
ni sur les plans que nous pourrions aujourd'hui tirer sur la 
comete quanta l'evolution Mure des besoins de ta defense de 
notre pays: nous ne les connaissons pas. Nous constatons 
simplement qu'il y a actuellement dans la region concemee 
une epreuve de force qui semble opposer, de maniere de plus 
en plus visible, l'administration militaire, c'est-a-dire l'autorite 
federale, et la population locale. Nous savons tres bien a quel 
genre de crispation peuvent conduire ces epreuves de force, 
surtoi.rt si on est decide de part et d'autre a, ne pas ceder. Nous 
en avons eu plusieurs exempfes historiques, notamment dans 
les Franches-Montagnes ou, apres de nombreuses annees 
d'.obstination, le Departement militaire a du renoncer a cons­
truire une place d'armes. A chaque fois qu'il y a eu des opposi­
tions de ce genre entre une administration militaire qui a joue 
de la force contre une population locale qui voulait defendre 
des valeurs auxquelles eile tenait-aussi au titre du patriotisme 

- les sequel!es ont ete relativement graves. Parmi les 
sequelles auxquelles il taut s'attendre apres ce genre de con­
frontation entre la force du Departement militaire et la convic­
tion des populations locales, il taut citer le degout d'un certain 
nombre de citoyens de notre pays quant aux institutions et 
quant au pays lui-meme. 
Nous considerons que le moment est particulierement mal 
choisi aujourd'hui pour provoquer une multiplication de reac­
tions de rejet d'une partie meme localisee de la population, et 
surtout d'une partie importante de lajeunesse contre le Depar­
tement militaire et l'armee, et par extension contre le pays lui-
meme. ' 
Je ne suis pas qualme, tout comme la plupart d'entre vous 
d'ailleurs. pour juger des aspects techniques de cette Installa­
tion, mais le simple bon sens suffit pour estimer que notre pays 
ne va pas s'effondrer si demain la place d'arrnes n'fst pas 
construite.11 semblerait que l'arrnee s'en tireraittout aussi blen 
et peut-etre mieux en renon~nt, provisoirementau moins, a la 
construction de cette place. En revanche, ce dont nous pou­
vons etre surs c'est que si notre conseil decide aujourd'hui, 
sans possibilite de recours, que la force sera au besoin utilisee 
pour imposer cette construction aux populations locales, 1es· 
consequences politiques seront lourdes a supporter et lentes 
a digerer. Cela nous devons absolument l'eviter. 
Je ne veux pas developper outre mesure des arguments, qui 
sont deja connus, touchant a la protection du paysage et des 
valeurs naturelles de l'endroit, a la protection de la contree en 
tant que zone de detente pour la population des villes environ-· 
nantes, notamment de St-Gall. II s'agit 1a d'un aspect local des 
choses qui doit avoir son importance mais qui est deja connu. 
Je voudrais souligner en revanche l'importance qu'il y a du 
cöte de l'autorite federale a operer avec un bon sens democra­
tique dans cette affaire. 
Dans la commission, la plupart des representants de la region 
nous ont assures de la necessite de cette construction et qu'a 
l'unanimite les autorites des communes et des cantons con- -
cemes reclamaient le credit de construction. Par d'autres ca­
naux d'inforrnation tout aussi fiables, nous avons l'impression 
que 1a population sur place n'en veut pas. 
La aussi, les exemples historiques d'un divorce total entre les 
affirrnations des ediles locaux et celles des populations con­
cemees ne manquent pas. La demiere epreuve en date n'est 
pas si ancienne.Je vous rappelle-nos amis vaudois s'en sou­
viennentfort bien -qu'a l'epoque de 1a discussion sur rorgani­
sation des Jeux olympiques a Lausanne toutes les autorites 
communales, sans exception, etaient favorables a l'organlsa­
tion de ces Jeux. Le Conseil federal a delegue, sinon les meil­
leurs, du moins les plus convaincus d'entre eux pour affirmer 
qu'il s'agissait d'une entreprise d'interet national et que les 
cantons de·la Suisse entiere etaient solidaires des Vaudois 
pour que cette entreprise ait lieu. Taute l'officialite, a l'unani­
mite, meme ä l'echelon local, se pronon9ait d'une.voix co­
herente: «Nous voulons ces Jeux olympiques dans l'interet du 
pays.» Oi, vous connaissez le resultat negatif de la votation po­
pulaire. La population a dit le contraire. Je suis content que 
M, Martin, ancien syndic de Lausanne, soit ici pour que 
quelqu'un de present dans cette salle s'en souvienne. 
Qu'en est-il de Gossau, de Herlsau, de Saint-Gall et des autres 
communes concemees? Je n'en sais rien. Le Departementmi­
litaire. federal n'en sait probablement rien non plus. Nous 
n'avons pas le droit de penser que ce que les representants 
officiels de cette region nous affirrnent est vral. Trop d'ex­
periences recentes nous prouvent qu'il est vralsemblable que 
ce ne soit pas ainsi. Au cas ou le Departement militaire federal 
et le Parlement imposeraient une construction a une popula­
tion qui n'en veut pas, ils causeraient un prejudice politique 
assez grave a long terme pour la Confederation. 
Nous voulons eviter de contraindre le Conseil federal a pour­
suivre l'epreuve de force. C'est pourquoi je vous suggere de 
donner au gouvemement au moins la possibilite de verifier si 
la region est bien unanime comme le pretendent ses represen-
tants officiels. , 
Si vous examinez ma proposition, vous constaterez que le 
Conseil federal n'a pas l'obligation d'organiser une consulta­
tion populaire. J'utilise la formule potestative. L'executif peut, 
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«kann», faire en sorte que les populations locales soient son­
dees au moyen d'un vote consultatif. La competence de la 
Gonfederation en matiere de places d'armes n'est pas mise en · 
question. Dans cette affaire, il est dangereux que la Confedera­

"tion puisse construire, nonobstant toutes les lois qui s'appli-

Es handelt sich um eine seltsame Logik: Zuerst sollen die 
Grundlagen der Sicherheitspolitik überprüft und neu beurteilt 
werden. Aber schon bevor dies geschehen ist, weiss man 
ganz genau, dass man einen neuen Waffenplatz in Neuchlen-
Anschwilen bauen will. Das ist doch eine Farce. 

, quent aux constructions non militaires, un ouvrage dont sur 
' place, par hypothese, personne ne voudrait Ma proposition 

ne donne aucun ordre au Conseil federal, ne lui impose rien, 
mais lui procure la possibilite d'exercer, le moment venu, ce 
que j'ose appeler une oeuvre d'intelligence politique. 

, Si nous acceptons le credit aujourd'hui sans cette possibilite, 
• nous for~ns le Conseil federal ä imposer ä une region un pro­
. Jet dont elle neveut peut-etre pas. Si nous adoptons ma propo-

sition, nous donnons simplement au Conseil federal la possi­
bilite d'utiliser une porte de sortie qui consisterait ä organiser 
sur place, soit ä l'echelon cantonal, soit, de preference, ä 
l'echelon communal, une consultation afin de connaitre l'hu­
meur de la population. Si le vote donne un resultat positif, il n'y 
aura plus d'obstacles, le Conseil federal aura les mains ßbres, 
et la population avec lui, pour construire cette place d'arme. 
Nous aurons egalement la preuve que cette population veut 
vraiment la place d'arme, et nous ne rencontrerons plus de dif­
ficultes en 1a matiere. Mais si, au terme de cette consultation, il 
apparait qu'une forte majorite de la population locale est hos­
tile au projet, le Conseil federal aura la possibilite d'entrepren­
dre des negociations. Cela nous eviterait une epreuve de force 
inutile.· 
Cette proposition - vous l'aurez constate, j'espere - est mo­
deree. Elle n'impose rien au gouvernement, elle lui donne 1a 
possibilite d'eviter une epreuve de force dontje souhaite que 
notre pays sauta faire l'econornie. C'est dans cet esprit que je 
vous demande de soutenir ma proposition. 

Rechsteiner: In der letzten Herbstsession hat eine Mehrheit 
dieses Rates den Bedarf nach einem. neuen Waffenplatz in 
Neuchlen-Anschwilen bejaht Gehen wir einmal davon aus. 
Lassen wir beiseite, was schon damals gegen diesen neuen 
Waffenplatz gesprochen hat: die niedrige Auslastung der be­
stehenden Kasernen beispielsweise, die sich kein privater Un­
ternehmer leisten könnte; der Geburtenrückgang; der Um­
stand, dass die 1980 abgebrochene Kaserne St Gallen in 
Wirklichkeit längst ersetzt worden ist; die Zerstörung einer 
wertvollen, unverbauten, weitgehend ursprünglichen Morä­
nenlandschaft. lassen wir das alles einmal beiseite. · · 
Nehmen wir nur das, was sich seit dem letzten Herbst verän­
dert hat. Es müsste all jenen für einen anderen Entscheid rei~ 
chen, die nicht bßnd und nicht taub für Veränderungen sind.· 
1. Bei Ihrem letzten Entscheid stand die Berllner Mauer noch, 
gab es noch eine DDR-Volksarmee. Heute existiert die DDR­
Armee· und funktioniert der Warschauer Pakt - in den letzten 
Jahren immer der «Feind», von dem die Bedrohung ausge- . 
gangen ist-nicht mehr. Trotzdem will das EMD bauen. 
2. Das Ergebnis der GSoA-Abstimmung: Erinnern Sie sich 
doch einmal,· Herr Villiger, was Ihre eigene EMD-Spitze vor 
dem 26. November gepredigt hat! Zum Beispiel General­
stabschef l..üthy, für den bei einem deutlich höheren Jastim­
menanteil als 10 bis 15 Prozent die Wehrbereitschaft gefähr­
det war. Erinnern Sie sich daran! Das Gedächtnis ist teilweise 
sehr kurz geworden. Wie Sie wissen, sind es tatsächlich über 
35 Prozent oder über eine Million Schweizerinnen und 
Schweizer geworden. 
Die Auswertung des Abstimmungsergebnisses und weitere 
Umfragen zeigen unmissverständlich, dass eine Mehrheit des 
Schweizervolkes sparen, reduzieren will und solche Waffen­
platzausbauten ablehnt. Doch die Volksmeinung kümmert of~ 
fenbar das EMD nicht. Es macht, was es will und was es schon 
immer gewollt hat. 
3. Die Ueberarbeitung der Sicherheitspolitik. 
Aus allen bürgerlichen Fraktionen werden nun Vorstösse ein­
gereicht, die eine Ueberprüfung der sicherheitspolitischen 
Grundlagen und der Dimensionierung der Armee verlangen. 
Aber noch bevor die Ueberprüfung überhaupt richtig begin­
nen kann, !:!Oll der Waffenplatz Neuchlen-Anschwilen in die 
Landschaft betoniert werden, getreu dem Motto: Zuerst 
bauen, dann denken. 

Wenn man die Hektik des EMD in den letzten Wochen und Mo­
naten betrachtet, kann diese nur noch mit Panik erklärt wer­
den, damit, dass jedes Zuwarten, jedes Ueberdenken automa­
tisch dazu führen müsste, dass das auf veralteten Grundlagen 
beruhende Waffenplatzprojekt beerdigt würde. Je weniger der 
Bedarf sachlich begründet werden kann, desto schneller 
muss gebaut werden, desto mehr. muss blosse Macht demon­
striert werden. 
Herr Villiger, überlegen Sie sich bitte einmal, welche staats­
kundlicheh Elementarlektionen Sie den Ostschweizerinnen 
und Ostschweizern in den letzten Wochen erteilt haben. Wäh­
rend Sie der Opposition gegen den Waffenplatz, der Ama und 
der Gona, das Gespräch systematisch verweigern, erschei­
nen in den Zeitungen Bilder, die Sie strahlend und umringt von 
ein paar geschniegelten jungen Herren vom Forum «Jugend 
und Armee» zeigen, die Ihnen eine Petition überreichen. 
Während Sie freisinnige Parteifreunde, z. B. den Geschäfts­
führer des « Trumpf Buur» und Ständerat Schoch, mit Aufträ­
gen beglücken, werden die Gegnerinnen· und Gegner des 
Waffenplatzes mit Polizeigewalt und Strafverfahren einge­
deckt. Können Sie nicht einsehen, dass· im EMD-Staat etwas 
faul sein muss, wenn ein Waffenplatzprojekt gegen die eige!1e 
Bevölkerung mit Gummigeschossen, mit chemischen Kampf­
stoffen durchgesetzt und mit Nato-Stacheldraht und scharfen 
Hunden gesichert werden muss? ., 
Herr Villiger, es ist etwas Neues in der Geschichte des Bundes­
staats, dass ein Waffenplatz mit Waffengewalt durchgesetzt 
werden muss. Ihre Vorgänger an der Spitze des Eidgenössi­
schen Militärdepartementes waren sicher auch alle stramme 
Militärbefürworter. Einen Waffenplatz mit Polizei und Waffen­
gewalt gegen die Bevölkerung durchgesetzt haben sie nicht. 
Nach der Abstimmung vom 26. November haben Sie, Herr Vil- · 
liger, erklärt, dass man der jungen Generation, die sich ja mit 
deutlicher Mehrheit gegen die Armee ausgesprochen hat, ent-

' gegenkommen müsse. Sie haben gesagt, man müsse dies 
mit neuen Schuhen, neuen Uniformen und neuen bzw . .reno­
vierten Kasernen tun. Das war offenbar kein. Witz. Sind Sie tat­
sächlich im Ernst der Ansicht, dass die Probleme der jungen 
Generation mit der Armee zu lösen sind mit neuen Schuhen, 
mit neuen Uniformen oder schon gar mit Kasernen, von denen 
die Mehrheit nichts wissen will? Die Probleme liegen doch tie­
fer, und Sie verschärfen sie tagtäglich mit Machtdemonstratio­
nen wie in Neuchlen-Anschwilen. 
Es wird zwar vom EMD immer wieder behauptet, dass die Kri­
tik an den bestehenden Verhältnissen in der Armee ernst ge­
nommen werde. Was das in Wirklichkeit heisst, haben wir in­
zwischen in Neuchlen-Anschwilen nur zu genau .erlebt, näm­
lich das bare Gegenteil. 
Schliesslich eine verfahrensrechtliche Frage. Sie haben am 
Ende der Debatte in der Herbstsession den Umweltorganisa­
tionen jedes Einspracherecht abgesprochen;. Die Umweltein­
wände, die beispielsweise auch vom Buwal im Bereiche des 
Lärms vorgebracht wurden, sind bis heute nicht ausgeräumt. 
Auch dem NVS, dem Naturschutzverein der Stadt St Galten, 
ist bis heute nicht entgegengekommen worden. . 
Es kommt dazu, dass neuere Untersuchungen, beispiels­
weise des Bundesamtes für Raumplanung, aufzeigen, dass 
d.ie baurechtliche Extrawurst für das EMD gemäss Artikel 164 
der Militärorganisation bei Kasernen- und Ausbildungsanla­
gen nicht dahingehend ausgelegt werden darf, dass keine · 
kantonalen Baubewilligungen erforderlich seien. Vielmehrfor-

. dere Artikel 24 RPG auch kantonale Bewilligungen. Das wird 
im Bundesamt für Raumplanung offenbar vertreten. 
Das EMD hat diese Frage von sich aus auch abklären lassen. 
Es ist ein Gutachten von Professor Schindler eingeholt wor­
den. Dieses wird indessen bis heute unter Verschluss gehal­
ten. Sind Sie bereit, in diesem Zusammenhang für Neuchlen­
Anschwilen die erforderlichen kantonalen Bewilligungen 
nachzuholen? · . 
Besser wäre es jedoch, das verfehlte Projekt bereits heute zu 
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begraben, damit die unverbaute Moränenlandschaft von 
Neuchlen-Anschwilen gerettet werden kann. Sie glauben 
doch nicht, dass Neuchlen-Anschwilen mit Ihrem neuen und 
demonstrativen Baubeschluss vom Tisch ist, dass die Mehr-

;heit des Volkes dies einfach stillschweigend hinnehmen wird? 
' Ein Projekt, das seine sachliche und demokratische Legitima­
tion verlo~en hat, kann heute, gegen den Widerstand des Vol­
kes, nicht mehr ohne weiteres durchgesetzt werden. Sie wä­
ren gut beraten, schon heute auf die Mehrheit der Ostschwei­
zer Bevölkerung und der Schweizer Bevölkerung insgesamt 
zuhören. 

, David: Ich möchte Ihnen einen Ergänzungsantrag zum Antrag 
; 'der Mehrheit stell~n. 

Nach meiner Meinung ist es wichtig, dass man sich neben der 
fundamentalistischen -Auseinandersetzung, die hier über 
weite Strecken betrieben wird, auch mit dem Prqjekt konkret 
auseinandersetzt und es auf seine Tauglichkeit in einzelnen 
Punkten prüft Dazu sind wir um so mehr aufgerufen - ich 
stimme dem zu, was Herr Ledergerber gesagt hat-, als wir bei 
Militärprojekten keine raumplanerischen Verfahren haben, wie 
sie bei anderen Vorhaben bestehen. Also ist es unsere Sache, 
in der Militärkommission und im Parlament auch diesen Ge­
sichtspunkten nachzugehen und sie zu beurteilen. 
Nun muss ich auch Kollege Rechsteiner antworten, der jetzt 
die Ostschweizer Bevölkerung hier für seine Auffassung in An­
spruch genommen hat. 
Ich bin der Ueberzeugung, dass diese Kaserne gerechtfertigt 
werden kann. Herr Rechsteiner will an sich keine Armee. Das 
ist sein gutes Recht. Diese Meinung kann man haben, man 
kann dann folgerichtig die Meinung vertreten und muss sie 
auch vertreten, dass sämtliche Armeeinstallationen völlig un­
nütz sind und abgeschafft werden 'müssen, heute oder mor­
gen oder möglichst bald. Wenn man anderer Meinung ist und 
die Situation so beurteilt, dass die Schweiz an sich eine Armee 
benötigt, dann muss man dieser Armee auch die entsprechen­
den Anlagen zur Verfügung stellen. 
(Unruhe durch Demonstranten auf der Zuschauertribüne) 
Herr Rechsteiner hat vorhin einleitend zu seinem Votum aus­
geführt, zum Zeitpunkt, zu dem wir im Herbst hier den ersten 
Beschluss gefasst hätten, habe die Berliner Mauer noch ge­
standen. Das trifft tatsächlich zu, damals stand die Berliner 
Mauer noch, nachher wurde sie abgebrochen. • 
Was mich überrascht, ist, dass nach dem Abbruch der Berliner 
Mauer eine grosse Partei aus diesem lande noch Briefe an 
Leute im Osten geschrieben hat, die sich als Diktatoren her­
ausgestellt haben. Ich mache das dieser Partei, der SP, nicht 
zum Vorwurf, aber Ich sage Ihnen: man kann sich in derBeur-

. teilung täuschen. · 
· Wenn Sie uns heute Ihre Beurteilung vortragen und sagen: 
«Wir wissen genau, wie die Situation ist, alles muss jetzt ab­
geräumt werden, wir brauchen keine Armee mehr», dann 
muss ich Ihnen sagen, ich traue Ihrem Beurteilungsvermögen 
nicht. Ich traue ihm noch weniger, nachdem Sie nach dem Fall 
der Berliner Mauer nicht die Kraft hatten, ganz klar zu sagen, 
dass das, was dieses.Regime geboten hat, zu Ende ist, dass 
Sie nicht sagten: Das ist fertig, das ist unerträglich, mit diesen 
Leuten wollen wir auch keinen Briefverkehr mehr. 
Das lstfür mich nicht verständlich. Darum kann ich diese Argu­
mentation, die sich grundsätzlich gegen die An:nee richtet, hier 
nicht akzeptieren. Dieses Urteil basiert auf schwachen Argu­
menten, auch heute noch. 
_ Ich bin auch der Meinung; dass wir die Sicherheitspolitik über­
prüfen müssen; ich bin auch der Meinung, dass wir die Armee 
an Haupt und Gliedern genau überprüfen müssen, auf die Zu­
kunft hin überprüfen müssen; aber ich bin dagegen, dass wir 
direkt in 9ie Abschaffung· hineinmarschieren, wie es hier ver­
langt wird. 
?um Projekt selbst: Ich habe gesagt, dass wir verpflichtet sind, 
das Projekt selpst genauer anzusehen. Es sieht unter ande­
rem vor, 120 Parkplätze für die Rekruten bereitzustellen. Diese 
Kaserne - und dafür ist meiner Meinung nach der Bedarf aus­
gewiesen - dient zwei oder drei Rekrutenkompanien, wie die 
alte Kaserne, die in der Stadt St. Gallen ihren Standort hatte. 
Bei der alten Kaserne hatten wir diese Parkplätze für die Rekru-

ten nicht, bei der neuen will man sie schaffen. Wir haben sie bei 
vielen Kasernen in der Schweiz nicht; offenbar will man hier ei­
nen neuen Weg einschlagen und bei den Kasernen solche 
Parkplätze bauen. 
Gossau ist mit öffentlichen Verkehrsmitteln einwandfrei er­
schlossen; es hält alle Stunden ein Intercity-Zug. Die. Ge. 
meinde Gossau ist bereit-(ich habe das persönlich abgeklärt) 
und willens, zwischen der Kaserne und dem Bahnhof einen re­
gelmässigen Autobusbetrieb einzurichten für die Zeit, in der 
Rekruten einrücken und wieder abtreten, 
Es ist auch zu bedenken, dass die Rekruten ihre Autos ja wäh­
rend der Woche nicht benützen können. Dieser Parkplatz soll 
so gestaltet werden, dass die Rekruten am Sonntagabend an­
fahren, dann werden die Autos· auf diesem 1800 m2 grossen 
Platz Stossstange an Stossstange gestellt, und am Samstag 
wird das Ganze wieder aufgelöst. Es steht also eine Blechla­
wine auf der grünen Wiese neben der Kaserne. 
Ich finde solche Lösungen völlig verfehlt, vor allem erziehe­
risch verfehlt. Wer als Rekrut immer mit dem Auto einrückt, der 
erwartet nachher auch in den Dörfern, im WK. dass ihm grosse 
Parkplätze zur Verfügung stehen und er jederzeit mit seinem 
Wagen anfahren kann. Das ist eine falsche Verkehrspolitik, 
eine falsche Verkehrserziehung, die wir hier bei Zwanzigjähri-
gen einleiten. · . , · 
Ich erinnere Sie auch daran, dass wir in diesem Parlament be­
schlossen haben, den Rekruten den Fahrpreis zu verbilligen 
und ihnen mit dem Fünf-Franken-Billett die Möglichkeit zu ge­
ben, ihre Standorte sehr günstig zu erreichen. Schliesslich 
wissen wir alle, dass die meisten Unfälle im Militär auf übermü­
dete Rekruten zurückzuführen sind und auf Rekruten, die 
beim Einrücken und beim Heimfahren zuviel Alkohol trinken. 
Auch aus diesem Blickwinkel rechtfertigt es sich nicht, bei ei­
nem Kasernenprojekt eine solche Installation bereitzustellen. 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie, diesem Antrag als Zusatzan­
trag zu demjenigen der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 
Ein Wort gestatte ich mir noch zu weiteren Details des Projekts. 
Sie wurden von Herrn Aechsteiner angesprochen und haben 
mich selbst auch sehr beschäftigt: einerseits die Immissionen 
und andererseits die Gewährleistung der naturschützerischen 
Qualität des Gebiets. Es trifft zu, dass die lmmissionenfrage 
noch nicht restlos gelöst ist. Das gilt für das Handgranaten­
werfen insbesondere und für das zivile Schiessen an Samsta­
gen, Sonntagen und am Abend. In beiden Punkten ersuche 
ich Bundesrat Villiger, klar und deutlich zu erklären, dass das 
EMD bereit ist, diesen für die Bevölkerung in dieser Region 
wichtigen Punkten Rechnung zu tragen, insbesondere der 
Einhaltung der Lärmschutzverordnung in allen Teilen. · 
Ich sehe nicht ein - ich ersuche Herrn Bundesrat Villiger. das 
zu erklären-, warum mari an Sonntagen schiessen muss, und 

. ich sehe auch nicht ein, warum man abends bis21 Uhrschies-
sen muss. Ich bitte das EMD, beide Punkte zu überprüfen. 
Die Bevölkerung ·ist mit Schiesslärm zur Genüge versorgt, 
wenn sie den Militärplatz akzeptieren muss. Wir müssen daher . 
beim zivilen Schiessen grösste Zurückhaltung üben. Ich bitte 
den Bundesrat doch um entsprechende Erklärungen. 
Zum Biotopschutz: Es wurde von Herrn Rechsteiner ausge­
führt, dass den Anliegen nicht oder zu wenig Rechnung getra­
gen werde. Beim heutigen Waffenplatz ist-:- man mag das be-· 
dauern oder nicht- das wertvollste Biotop der Kugelfang der 
300-Meter-SCl:liessanlage. Dieser Kugelfang konnte von nie­
mandem zerstört werden. Er konnte auch von der Landwirt­
schaft nicht in Anspruch genommen werden, insbesondere ist 
eine Düngung total unterblieben. Auch Schafhaltung war auf 
dem relativ grossen Hang nicht möglich, so dass der Kugel­
fang effektiv zum wichtigsten Biotop des heutigen Waffenplat­
zes wurde, der-national gesehen -Arten enthält, die sehr sel­
ten sind. 
Ich will damit nicht sagen, wir bräuchten, um Naturschutz zu 
treiben, einen Waffenplatz. Das ist keineswegs meine Mei-· 
nung. Aber ich bin der Ueberzeugung, dass sich ein Waffen­
platz bei entsprechenden Anstrengungen sehr gut mit den na­
turschützerischen Anliegen vertragen kann. Hier bitte ich das 
EMD und seinen Vorsteher zu bestätigen, dass sie diese An­
strengungen, die sie in den Vorverhandlungen mir, und den 
beteiligten Naturschutzorganisationen zugesagt haben, wirk-
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lieh unternehmen, wenn dieses Projekt realisiert wird, damit 
die Landschaftssituation, wie sie jetzt ist, zumindest beibehal­
ten und an verschiedenen Orten -was den N'aturschutz betrifft 
-verbessert werden kann. 
Ebenso bitte ich um die Bestätigung, dass diese Landschaft 
der Bevölkerung der Stadt St. Gallen und der umliegenden 
Gemeinden auch in Zukunft, insbesondere an Wochenenden, 
als ,Naherholungsgebiet zur Verfügung stehen wird. 
Das sind für mich alles wichtige Punkte, die bei diesem Projekt 
berücksichtigt werden müssen; 
Ich bitte Sie, führen Sie die Diskussion nicht nur auf der funda­
mentalistischen Ebene- Mintär, ja oder nein?-, sondern küm­
mem Sie sich so um die Einzelheiten und Details dieses Pro­
jekts, dass es zt.i vertr~en ist, dass dieses Projekt an dieser 
Stelle beschlossen wird. 

Frau Eppenberger Susi: Ich bitte Sie, mit der zweiten heute 
auch schon die dritte Tranche für den Waffenplatz Herisau­
Gossau zu bewilligen, wie es Ihnen die Militärkommission vor-. 
schlägt und wie es die Minderheiten I und II ablehnen. 
Dass die ganze Anlage jetzt bewilligt werden kann, sind Sie 
der Ostschweiz schuldig. Ich hatte Gelegenheit, mit einer Un­
terkommission der Mmtärkommission an Ort und Stelle die Zu­
stände in der Kaserne Herisau zu begutachten. Ich schäme 
mich, dass junge, moderne Rekruten mit den sanitären An­
lagen ihrer Grossväter vorliebnehmen müssen. Auch der Ost­
schweizer Jugend soll das zustehen, was der Zürcher und an­
derer Schweizer Jugend schon längst gewährt wird. 
Die Kasernenanlagen sind überfällig! Wir haben 1982 unsere 
St. Galler Kaserne dem Strassenbau geopfert, und seither be­
gnügen wir uns mit unzumutbaren Provisorien. Ich habe bei 
der Behandlung der letztjährigen Baubotschaft schon darauf 
hingewiesen. Der·Waffenplatz Herisau-Gossau ist als Ausbil­
dungsstätte notwendig, seine militärische Bedeutung unbe­
stritten und das Sanierungsprojekt ausdiskutiert. Im Verlaufe 
der letzten zehn Jahre wurde mit den Verantwortlichen derbe­
troffenen politischen Gemeinden sowie den Verantwortlichen 
für die militärische Ausbildung auf dem Waffenplatz· St Gal­
len-Herisau eine allseits befriedigende Lösung zwischen mili­
tärischer und zivilE)r Nutzung ausgehandelt . 
Ich möchte bei dieser Gelegenheit darauf hinweisen, dass 
solche Anlagen auch für zivile Veranstaltungen genutzt wer­
·den können und sollen. Anlagen einer Milizarmee gehören 
dem Volk und können von diesem auch beansprucht wer­
den. Nun werden die geplanten modernen Ausbildungsan­
lagen, die nur Ersatz für bereits dagewesene sind, von SP-

. und anderen Ideologen systematisch h.intertrieben und für · 
ihre politischen Ränkespiele missbraucht Das ist eine Frech­
heit, die wir uns nicht gefallen lassen! Der Bürger und Steuer­
zahler weiss nicht, was für horrende Summen für die Bewa­
chungsaufgaben auf dern Baugelände ausgegeben werden 
müssen: · 
Ich möchte Herrn BundesratVilligerbitten~ uns darüber einmal 
klar Auskunft zu geben~ Es wird Geld verpulvert, damit keiner 
der sogenannt friedlich Demonstrierenden unter die Räder der 
Lastwagen gerät, d8f'!lit die sogenannt friedlich die Draht­
zäune überkletternden und zerschneidenden Blµmenpflanzer 
nicht fremdes Eigentum beschädigen oder andere dazu ver~ 
anlassen. . . · · 
Herr Bund~rat Villiger, vielleicht könnten Sie auch einmal die 
Grenzen zwischen Gewaltlosigkeit und psychischer und phy­
sischer Gewaltanwendung etw.as näher erläutern! Ich gestehe 
nämlich den jungen und eventuell auch den ältern Gutmeinen­
den zu, dass sie diese Grenzen nicht sehen. Dass aber Draht-

. zieher aller Schattierungen, inklusive Nationalräte, die Bürger 
zu solchen gesetzeswidrigen Handlungen anstacheln, stimmt 
mich eher nachdenklich. . 
Ganz sicher erwarten wir, dass effektiv begangene Gesetzes­
übertretungen geahndet werden, ohne Rücksicht auf die Per­
son und auf eine eventuelle parlamentarische Immunität. Die 
Bevölkerung unserer Region steht nämlich trotz oft anderer 
Darstellungen in den Medien hinter dem Waffenplatz. Wir 
brauchen keine Konsuftativabstimmungen. 400 Petenten, die 
nicht einmal wagen, ihre Namen bekanntzugeben, stehen den 
20 000 Petenten gegenüber, die sich für die Sache einsetzen, 

das heisst, den Waffenplatz akzeptieren und die anerkennen, 
dass Bürgerpflicht nicht Sankt-Florians-Politik sein kann. 
Was wir wollen, ist, dass in Neuchlen-Anschwilen wieder un­
gestört mit den Bauarbeiten weitergefahren werden kann, 
dass unsere Polizisten wieder in den Dörfern ihre Pflicht erfül­
len können und dass Hundeführerinnen und Hundeführer 
nicht mehr allnächtlich Pikett stehen müssen. Ihnen gebührt 
übrigens unser aller Dank. 
Noch nebenbei: Ob der Zeitp4nkt des Baubeginnes im Früh­
ling sehr geschickt gewählt war, bezweifle ich. Es hatte auch 
auffallend viele Lehrer unter den Demonstranten, die Zeit für 
Ferien und zum Zelten hatten. Sie können sich nicht vorstellen 
-und leider zeigen die Medien solche Bilder auch nicht-, wel­
che Zustände die Ordnungskräfte der Gemeinde Gossau an­
getroffen haben, die das unerlaubte Zeltlager am Rande des 
Baugeländes räumen mussten: leere Raschen und Foceruten­
silien waren noch das Appetitlichste, was dort anzutreffen war. 
Wir freisinnigen möchten diesem unwürdigen Affentheater 
ein Ende bereiten und bitten Sie, nach der zweiten Tranche · 
auch die dritte he~e zu bewilligen. 

Zwingli: Ich spreche zur Motion Rechsteiner. Unser Rat . 
stimmte in der Herbstsession 1989 nach ausgedehnter Dis­
kussion dem ersten Teilkredit der Ersatzbeschaffung für die 
Kaserne St. Gallen in Neuchlen-Anschwilen mit 132 zu 15 
Stimmen zu. Es scheint mir ein sonderbares Unterfangen, auf 
diesen klaren Beschluss zurückkommen zu wollen. Solange 
wir die allgemeine Wehrpflicht aufrechterhalten, brauchen wir 
diese Kaserne. 
Wenn Herr Rechsteiner mit Mehrheiten argumentiert, möchte 
ich ihn fragen: Meinen Sie die paar Dutzend Demonstranten 
oder die tausend Teilnehmer an der Informationstagung vom 
19. Mai? Meinen Sie die 400 Unterschriften der Petition von 
Namenlosen oder die 20 000 jener, die den.Waffenplatz befür­
worten? 
Wahrscheinlich hat Herr Rechsteiner mit einer demokrati­
schen Mehrheit, die nun einmal nicht seiner Meinung ist, ei­
nige Mühe. 
Ich komme auch aufgrund eines kurzen Artikels, den Herr 
Rechsteiner am 1. Mai 1990 in der «Ostschweiz»publizierte, zu 
dieser Ueberzeugung. Ich zitiere aus diesem Artikel: «Doch 
nicht nur die Volksmeinung ist dem EMD egal; auch wenn 60 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier eine Motion für ein 
Rückkommen auf den Baukredit einreichen, kümmert das das 
EMD nicht Nicht einmal der Entscheid des dafür zuständigen 
Parlamentes wird. abgewartet» Natür1ich kann Herr Rechstei­
ner beliebig viele Motionen zusammenstellen und einreiclien . 
Aber gleich schon mit dem Einreichen zu verlangen, dass die­
sem Vorstoss Folge zu geben sei,.geht entschieden zu weit 

· Was wäre zu erwarten, wenn alle 246 eidgenössischen Parla­
mentarier solche Ansprüche stellen wollten? 
Herr Rechsteiner schreibt an einer anderen Stelle seines Arti­
kels: «Wie soll sich denn die betroff~ne Bevölkerung gegen ein 

. unsinniges, überholtes Projekt der Landschaftszerstörung zur 
Wehr setzen, wenn nicht mit Widerstand vor Ort?» Herr Rech­
steiner, unser Rat hatte schon einmal Gelegenheit, Ihre Argu~ 
mente anzuhören. Trotzdem bewilligte e,: den entsprechen­
den Teilkredit mit 132 zu 15 Stimmen. Offenbar sagt Ihnen 
auch eine so klare Mehrheit überhaupt nichts. Mit Ihrer Ber 
hauptung machen Sie aber auch ihren Gefolgsleuten ein X für 
einUvor. , 
In Ihrem Artikel schreiben Sie weiter: «Und bei den Waffenplät­
zen wird die Umweltgesetzgebung, zum Beispiel im Hinblick 
auf die Mitwirkungsmöglichkeiten der Umweltorganisationen, 
missachtet. Für das EMD gilt Macht statt Recht.» Was wollen 
Sie mit dieser unsachlichen Behauptung erreichen? Sie wis­
sen so gut wie ich, dass die zuständigen Umweltorganisatio­
nen die gesetzlichen Möglichkeiten .erhielten, ihre Forderun­
gen zu stellen. Diese Forderungen wurden vom EMD erfüllt. . 
Nun .kam ein neues Forderungspaket mit 90 weiteren Begeh­
ren. Diese werden gegenwärtig geprüft. Woher nehmen Sie' 
Ihre selbstbewusste Behauptung, die Umweltgesetzgebung 
werde missachtet? . 
Herr Rechsteiner, Sie behaupten in Ihrem Artikel weiter, dass 
es gute Gründe für die Legalität und gegen die Strafbarkeit des 
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gewaltfreien Widerstandes auf Neuchleri-Anschwilen gebe, 
und fahren fort: «Ueber die Auslegung der Tatbestände des 
tiausfriedensbruchs und der Nötigung müssen die Gerichte in 
ihrer aktuellen, auch politisch bedingten Zusammensetzung 
entscheiden.» Das heisst im Klartext riicht mehr und nicht we-
niger, als dass Sie die Zusammensetzung der vom Parlament 
oder vom Volk -rechtmässig gewählten Gerichte ablehnen. 
Herr Rechsteiner, Sie sprechen anderen die ihnen zustehen­
den gesetzmässigen Rechte ab, beanspruchen aber für sich 
selbst einen Haufen mehr, als Ihnen zusteht. 
Herr Rechsteiner, haben Sie auch schon einmal überlegt, was 
Sie Ihren Leuten mit solchen Behauptungen und Forderungen 

., alles vorgaukeln? Wenn nicht. tun Sie das gelegentlich! Ich 
weiss nicht. wie Sie Ihre Vorstellungen von Demokratie benen­
nen wollen. Ich schäme mich als St. Galler für die Schindlude­
reien, die Sie mit unseren demokratischen Grundregeln be­
treiben. 
Namens der FDP-Fraktion bitte ich den Rat, die Motion Rech­
steiner abzulehnen. 

Jaeger: Ich gehöre auch zu jenen, die vom EMD angeklagt 
werden, weil wir mit jenen, die in Neuchlen-Anschwilen kam­
piert haben und die jetzt so negativ dargestellt worden sind, 
Gespräche aufgenommen haben. Ferner wurde uns der Vor­
wurf gemacht. wir hätten das unter dem Schutz der Immunität 
gemacht. · 
Frau Eppenberger, ich erkläre Ihnen hier ganz offen, dass ich 
hoffe, vor Gericht gestellt zu werden - trotz meiner Immunität 
-. damit klargestellt werden kann, was damals tatsächlich ge­
schehen ist. Ich bin überzeugt, dass wir keinen Hausfriedens­
bruch begangen haben, aber darüber sollen die Richter ent­
scheiden. Wir wollen genau gleich beurteilt werden wie alle an­
deren Bürgerinnen und Bürger, die in cfiese Angelegenheit in-
volviert sind. . · 
Es wurde von verschiedener Seite -wiederum vom EMD, von 
Bundesrat Villiger und heute wieder in diesem Saal - betont, 
wir hätten demokratische Beschlüsse nicht respektiert. Ich 
halte klar fest, dass erst heute über die zweite und dritte 
Etappe dieses Bauvorhabens entschieden wird. Also war es 
durchaus legitim, den Standort der Kaserne, der heute be­
schlossen wird, in Frage zu stellen, dagegen Opposition zu 
machen. Es ist auch durchaus legitim, gegen ein Projekt zu 
opponieren, das nach unserer Auffassung überdimensioniert 
ist und nicht einfach nur dem Realersatz dient, wie jetzt immer 
wieder betont wird und noch betont werden wird. 
Wir haben im letzten Herbst-ich muss das für uns in Anspruch 
nelimen, die. wir auf der kritischen Seite stehen - unter Infor­
mationsmängeln der ersten Tranche zugestimmt. 
Ich lege das in vier Punkten kurz dar. . -
1. Es ist uns gesagt worden, die sensibien Bereiche des Bio­
top- und Landschaftsschutzes im Zusammenhang mit dem 
Bau des Waffenplatzes seien mit den zuständigen Organisa­
tionen abgeklärt worden. Im nachhinein müssen wir feststel­
len, dass das nicflt der Fall gewesen ist. Diese Punkte sind mit 
den zuständigen Organisationen nicht geklärt worden. 
2. Es wurde uns mitgeteilt, mit dem Beschluss derersten Tran­
che sei der Standort der Kaserne in Neuchlen-Anschwilen 
nicht präjudiziert! Wir müssen nun aber zur Kenntnis nehmen, 
dass dem offensichtlich beim letztjährigen Beschluss nicht so 
war. Deshalb müssen wir feststellen, dass wir auch hier unter 
falscher Information entschieden haben. 
3. Es hat in der Zwischenzeit eine fundamentale Aenderung 
unseres Umfelds stattgefunden. Sie können die Meinungsum­
fragen in Frage stellen - ich messe ihnen auch nicht allzu viel 
Gewicht bei-: immerhin zeigen sie, dass ein Meinungswandel 
stattgefunden hat, dem es jetzt Rechnung zu tragen gilt, und 
sei es ·auch nur, indem wir den Waffenplatz zunächst zurück­
stellen oder zumindest einen anderen Standort prüfen, wie 
das von unserer Minderheit vorgeschlagen wird. 
Herr David, Sie haben gesagt, Herr Rechsteiner sei gegen die 
Armee; er solle das sagen. In Ihrem Votum ist,etwas durch­
geklungen, wonach jeder. der heute diesem Waffenplatz nicht 
zustimmt, gegen die Armee sei. Herr David, das werden Ihnen 
viele Leute in St. Gallen nicht abnehmen - das kann ich Ihnen 
sagen. In der Stadt St. Gallen gibt es sehr viele Waffenplatz-

gegner, die sicher weder Armeegegner noch Systemverände­
rer sind. Es geht auch nicht -wie Herr Oehler heute in einem 
Beitrag geschrieben hat - um das Trojanische Pferd mit einer 
Dynamitladung. Es sind einfach Leute, die sich ernsthaft dar­
über Gedanken machen, ob man jetzt nicht auch bei Waffen­
plätzen einen Lernprozess einschalten sollte. 
Es hat - Herr Zwingli oder Frau Eppenberger - nichts mit fun­
damentalistischer Opposition zu tun, wenn man bei einem von 
vierzig Waffenplätzen sagt, er sollte redimensioniert werden 

· oder man solle sich sogar überlegen, ob nicht die bestehen­
den Kapazitäten besser auszulasten wären. 
4. HerrVilliger, wir haben noch vor Baubeginn Gespräche ge­
führt. Ich habe versucht. Sie und Herrn Rechsteiner an den 
gleichen TISch zu bringen. Das ist nicht einfach; es war schwie­
rig, diesen Dialog herbeizuführen. Aber in diesen Gesprächen 
ist zum Ausdruck g~ommen, dass es Möglichkeiten gibt, auf­
einander ein- und zuzugehen. Um so mehr habe ich es bedau­
ert. dass trotz dieser Gespräche unmittelbar nachher mit dem 
Bau begonnen worden ist. obwohl die Möglichkeit bestanden 
hätte, zumindest einen temporären Baustopp zu verfügen und 
vielleicht auf diese Weise einiges an klimatischer Verbesse­
rung zu schaffen, was jetzt nicht mehr möglich ist. Ich bedaure 
das. 
Das waren meine Gründe, das Gespräch mit den Opponenten 
zu suchen; das sind auch die Gründe, warum ich heute sagen 
muss: Nach all dem, was passiert ist, können wir diesem Waf­
fenplatz in dieser Form nicht mehr zustimmen. , . 
Es ist gesagt worden, den Waffenplatz sei man der Ostschweiz 
schuldig. Herr Zwingli hat das gesagt; sinngemäss haben hier 
auch Frau Eppenberger und Herr David für die St. Galler plä­
diert. Ich finde das toll, wie nun meine Kollegen aus St. Gallen 
plötzlich die Interessen aller St. Galler vertreten wollen! Ich 
gebe durchaus zu, dass wir diese Interessen nicht zur über­
wältigenden Mehrheit vertreten, auch Herr Rechsteiner nicht -
wer kann das schon? 
Eines ist sicher: Ich warne Sie, Leute zu kriminalisieren, zum 
Teil junge Leute, Söhne und Töchter von Politikern, die in die­
sem Saal auf der anderen Seite stehen. Ich warne Sie, Leute 
als Systemveränderer und Armeegegner zu disqualifizieren, 
die durchaus aus guten ~ründen, in wachsender Zahl, sol­
chen Bauvorhaben kritisch gegenüberstehen. 
Wir haben einen Nachholbedarf, wird gesagt. Wo ist denn, 
HerrVilliger,z. B. die Sanierung der Kaserne Herisau vorgese­
hen? Walenstadt ist nicht ausgelastet. Immer wird von den pre­
kären sanitären Einrichtungen gesprochen. Leserbriefe von 
Rekruten haben gezeigt. .dass sich in der Ostschweiz sehr 
viele von ihnen nicht wegen der sanitären Einrichtungen be­
klagen, sondern über die fehlende Organisation, den schlech­
ten Ton in unseren Kasernen. Interessanter- und ironischer­
weise war ausgerechnet der Propagt:indachef, den Sie einge­
setzt haben - Herr Weigelt-, gemeint. wenn von schlechter 
Führung und schlechtem Umgangston die Rede war. Ich bitte 
auch hier: Wahren Sie die Proportionen! · 
Nun noch zur Petition mit 20 000 Unterschriften. Ich habe z. 8. 
einen Anruf eines Angestellten eines Militärflugplatzes erhal­
ten. Er hat gesagt. er müsse die Petition unterschreiben. Er sei 
zwar nicht dafür, aber er hätte praktisch keine andere Wahl. Ich 
kann lh.nen den Namen dessen geben, der ihm diese Petition 
zur Unterschrift unterbreitet hat Das sind alles Dinge, die si-
cher auch nicht gut sind. . · 
Zum Schluss bitte ich 'Sie: Wenn Sie in der heutigen .Debatte die 
Minderheitsanträge beurteilen, denken Sie daran, dass es of­
fensichtlich eine enorme Informationsmisere gibt. Es wurde 
schon heute morgen darüber gesprochen. Wir brauchen einen 
neuen, anderen Geist. Was es braucht. ist ein Lernprozess. 
Wir müssen doch auch mit Kritikern, mit Opponenten den Dia­
log suchen, ohne sie gleich in die Ecke zu treiben, ohne sie 
gleich der Systemveränderung zu bezichtigen, ohne sie gleich 
immer als pauschale Armeegegner abzuqualifizieren. Das ist 
zu einfach. 
Wenn wir auf diese Art Und Weise weiterhin Militär- und Vertei­
digungspolitik betreiben, wird es immer mehr Leute geben, 
die früher treu zur Sache standen, aber jetzt sagen: Nein, auf 
diese Weise können wir nicht inehr mitmachen. Ich auf jeden 
Fall bin enorm enttäuscht von der Politik des EMD. 
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Das kann Ihnen ja gleich sein, aber ich kann Ihnen sagen: Es 
gibt viele Menschen, die so denken wie ich. Ein differenzierter 
Dialog über diese Frage ist offensichtlich nicht mehr möglich. 
Deshalb stimmen wir heute für diese Minderheitsanträge, die 
aus,unseren Reihen gestellt worden sind. 

Personliche Erklärung- Declaration personnelle . 

David: Ich muss Kollege Franz Jaeger - bei aller Aufregung 
diejetzt hier demonstriert wird - bitten, zuzuhören, ganz ruhig 
zuzuhören, was wirklich gesagt wird, und dann vielleicht nur 
das zu zitieren und zu wiederholen, was gesagt worden ist; 
nicht Dinge, die nicht gesagt worden sind. 
Ich habe klar gesagt, dass nach meiner Kenntnis- und dazu 
stehe ich nach wie vor- Paul Aechsteiner die Armee abschaf­
fen will. Das ist sein gutes Recht- ich wiederhole das laut und 
deutlich. Diesen Standpunkt einnehmen und aus dieser 
Ueberzeugung heraus auch den Waffenplatz bekämpfen, darf 
und ~oll er. Aber dann muss man über diese Ueberzeugung 
grundsätzlich reden. 
Ich habe keineswegs gesagt- das wiederhole ich -, dass je-. 
dermann, der in St. Gallen diesem Waffenplatz kritisch gegen­
übersteht - dazu sind die Leute berechtigt, auch das wieder­
hole ich-, für die Abschaffung der Armee ist Zudem habe ich 
versucht darzulegen, dass bei der Armee und beim EMD 
selbst erkannt worden ist- das möchte ich auch wiederholen 
-, dass diesen Anliegen der Bevölkerung in St. Gallen Rech- · 
nung getragen werden muss. 
Wenn einfach auf Bundesrat Villiger losgedonnert wird, er ma­
che nichts, die Zusagen würden nicht eingehalten usw., dann 
kann ich das-ich habe mich für diese Sache einige Zeit einge­
setzt - einfach nicht bestätigen. Sie können es wiederholen, 
soviel Sie wollen. Von mir aus gesehen stimmt es nicht Viel­
leicht haben Sie andere Erfahrungen gemacht . 

Hess Otto: In Neuchlen-Anschwilen soll -zwar ein neuer Bau 
entstehen. Aber es ist ganz eindeutig und klar eine Ersatz­
baute für die 1980 der Autobahn geopferte Kaserne St. Gallen. 
Es geht nicht um einen neuen Waffenplatz, um einen zusätz­
lichen, um den 41., wie das auf Transparenten von Waffen­
platz- und Armeegegnern zu lesen war. Es geht der SVP auch 
nicht darum, den Waffenplatzhunger des EMD zu stillen: Es 
geht darum, die Provisorien, die den heutigen Anforderungen 
in verschiedenster Hinsicht nicht mehr genügen, zu verbes-
sern. · 
Die Auseinandersetzung mit dem Kasernenneubau ist offen­
bar der Dank dafür, dass das EMD seinerzeit grosszügig zur 
raschen Lösung des Verkehrsproblems und zur Verbesserung 
der Wohnqualität in St. Gallen beigetragen und die beste­
hende Kaserne freigegeben hat; bevor die Ersatzbaute be­
zugsbereit war, was nicht dem Normalfall entspricht. Man will 
jetzt dem EMD als ·Dank für seine Grosszügigkeit offenbar ei-
nen Strick drehen. · · , 
Als Vertreter des Kantons Thurgau.möchte ich Sie eindringlich 
bitten, dem Kasernenbau in Neuchlen zuzustimmen. Dieser 
Waffenplatz dient der lnfanterieausbildung der Ostschweiz. Er 
besteht schon mehr als hundert Jahre. Aus meinem Kanton 
absolvieren dort jährlich über5()() Rekruten, Unteroffiziere und 
Offiziere ihre Ausbildung. Auch sie haben Anr:echt auf Bedin­
gungen in der militärischen Ausbildung, die den heutigen Be-_ 
dürfnissen angepasst sind, und zwar in ihrer Region, nicht ir­
gendwo in der Schweiz auf einem Waffenplatz; wo sie gefäl­
ligst noch geduldet sind. 
Die Regierungen der Ostschweizer Kantone stehen geschlos­
sen hinter diesem Bauvorhaben und erwarten eine zügige und 
rasche Realisierung. Auch Reg_ierungsräte der SP, vor denen 
ich eine grosse Achtung habe, stehen klar hinter diesem Bau­
programm. 
Ich habe mir die heutigen Bedingungen dieses Waffenplatzes 
vor Ort angesehen. Wenn ich meinen lieren auf meinem Land­
wirtschaftsbetrieb analoge Bedingungen zumuten würde, 
hätte ich wahrscheinlich den lierschutz schon längstens am 
Hals. Im Namen der einstimmigen SVP bitte ich Sie, die beiden 
Minderheitsanträge abzulehnen .und der Mehrheit - unter Ein­
bezug der dritten Etappe iri der Höhe von 11,65 Millionen 
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Franken - zuzustimmen. Wir begrüssen das Vorziehen der 
dritten Ausbauetappe. · 
Die Minderheit I will den ganzen Kredit für den Ersatzbau der 
Kaserne in Neuchlen ablehnen. Ich weise darauf hin, dass die­
ser Bau dem echten Bedürfnis entspricht, dass die Provisorien 
in Bronschhofen und Umäsch abgelöst werden können und 
die unbefriedigende Situation in Herisau den heutigen Erfor­
dernissen bezüglich Unterkunft und sanitäre Einrichtungen 
angepasst werden kann. 
Ich möchte nicht wiederholen, was ich beim Eintreten zur Bau­
vortage gesagt habe. Dieses Bauvorhaben wurde in einer lan­
gen, sorgfältigen Vorbereitungsphase mit der betroffenen Re­
gion, mit derer Volksvertretern, abgesprochen und ausgehan­
delt In einem Vertrag, der vor über einem Jahr von allen betei­
ligten Gemeinden unterzeichnet wurde, sind die Abmachun-
gen festgeschrieben worden. . 
Man hat in der langen Verhandlungsphase auf die Wünsche 
der Gemeinden weitgehend Rücksicht genommen und das 
Projekt den neuen Erkenntnissen immer wieder angepasst. 
Herr Günter, es handelt sich nicht um ein verkrampftes Objekt. 
Auch die Umweltverträglichkeitsprüfung wurde in dieses Ver­
handlungsverfahren miteinbezogen. 
Es trifft nicht zu, dass - wie es in einem offenen Brief an Bun­
desrat Villiger geschrieben steht - Gemeindeabstimmungen 
in der Gemeinde Gossau und Abtwil verhindert worden sind. 
In der Standortgemeinde Gossau, auf deren Gemeindegebiet 
sich etwa zwei Drittel des Waffenplatzareals und der Standort 
der neu zu bauenden Kaserne befinden, wurde nie ein Antrag 
auf Abstimmung gestellt Im Jahresbericht 1987 und 1988 hat 

. die Gemeindebehörde gar über die Neugestaltung des Waf­
fenplatzes detailliert orientiert, die Bürger über den Vertrag ins 
Bild gesetzt. Der Bauwettbewerb war ausgehängt, derOeffent­
lichkeit zugänglich. Entgegen den Behauptungen in diesem 
Brief steht die Mehrheit der Region zum Ausbau dieses Waf­
fenplatzes .. Man muss eben alle befragen, nicht nur die Armee­
gegner und die Gegner des Waffenplatzes. 
Zur Minderheit II: ·Als Mitglied der Untergruppe, die das in 
Frage stehende Projekt eingehend studiert hat, habe ich über­
haupt nicht den Eindruck, dass es sich um ein überrissenes 
Projekt handelt, das redimensioniert werden müsste. Im Ge­
genteil, ich habe mir die Frage gestellt, ob es richtig sei, dass 
dieser Neubau nur gerade für drei Kompanien gebaut wird 
und zwei Kompanien weiterhin in Herisau verbleiben, da doch 
diese Kaserne ebenfalls sanierungsbedürftig Ist. Wir haben 
festgestellt, dass die Küche so konzipiert ist, dass sich zwei 
Kompanien in die Küche teilen. Wir haben weiter gesehen, 
dass der Essraum so ausgelegt ist. dass er auch als Theorie­
raum dient Aus Spargründen muss der -Essraum für zwei 
Kompanien dienen, was zwingt, die Mahlzeiten zeitfrch gestaf-
felt einzunehmen. · 
f.ch könnte diese Liste verlängern. Das sind klare Fakten, die 
dafür sprechen, dass man sich bemüht hat, den Bau so ko­
stengünstig wie möglich, so klein wie vernünftig auszuführen, 
unter Verzicht auf überflüssigen Komfort, aber docf) so, dass 
der ganze Bau seine Aufgabe gut und zeitgemäss erfüllen 
kann: 
Bezüglich Standort Breitfeld weise ich darauf hin, dass man 
von anfänglich zwölf möglichen Standorten in einem strengen 
Evaluationsverfahren - auch unter Berücksichtigung der UVP 
-den Standort Neuchlen gewählt hat. Das Breitfeld als Kaser­
nenstandort, wie er von der Minderheit II gefordert wird, ist hin­
länglich geprüft worden, weil er lange Zeit Priorität genossen 
hat Weil dieser Standort sich jedoch im Naherholungsgebiet 
der Stadt St. Gallen befindet und zudem in der Grundwasser­
schutzzone liegt, ist er aus der Evaluation ausgeschieden. 
Aus allen diesen Ueberlegungen bitte ich Sie im Namen der 
SVP, diese Minderheitsanträge abzulehnen und der Mehrheit 
zuzustimmen. Das Projekt ist vernünftig konzipiert, der Bedarf 
ist ausgewiesen; es entspricht einem echten Bedürfnis. 

M. Jeanneret: Comme nous l'avons dejä dit la semaine der­
niere au nom de notre groupe lorsque nous nous sommes 
prononces sur la proposition Bodenmann de renvoi de l'en­
semble du message au Conseil federal, nous adherons sans 
reserve ä ce projet. Nous soutenons le Conseil federal, la ma-
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jorite de la commission et nous nous concentrerons sur 
l'essentiel qui est le principe de la place d'armes d'Herisau-
Gossau. · · 
Apres le debat de ce matin oll des attaques de tout genre ont 
eu lieu contre le Departement militaire federal et contre la 
Commission des affaires militaires, nous aimerions apporter 
notre appui au chef du Departement militaire federal ainsi 
qu'au president de 1a commission. Nous aimerions aussi, 
dans cette caserne, apporter notre appui-M. Hess Otto y a fait 
allusion - aux cantons de la Suisse orientale. Federalistes 
comme nous le sommes, nous y sornmes sensibles et nous 
savons combien ces cantons ont besoin de cette place d'ar­
rnes. 
Nous prions le Conseil national de rejeter toutes·les proposi­
tions: celle du rejet du credit, celle de renvoi au Conseil 
federal; celle de modification du projet et enfin celle de M. Re­
beaud, tendant a ce qu'un vote consultatif ait lieu aupres des 
populations concemees et que, Jusque-lä. le Conseil federal 
puisse eventuellement bloquer les decisions. 
Avant de faire deux remarques essentielles, il faut encore rap­
peler 1a necessite de cette place d'arrnes. Nous n'y revlen­
drons pas longuement, l'ayant souligne la semaine derniere a 
propos de l'ensemble du message. Qu'il s'agisse des jeunes 
ou d'avoir un hebergement sur le plan social pour les recrues, 
tout cela nous parait indispensable et il n'y a pour nous aucun 
rnotiffonde de renvoi au Conseil federal ou de rejet du credit. 
La premiere des deux questions essentielles est la presence 
de personnalites et de parlementaires sur le terrain. Nous n'al­
lons pas aborder ici le probleme de l'immunite qui sera peut­
etre traite par la Commission des petitions et de l'examen des 
constitutions cantonales • Nous avons entendu les dedara­
tions de M. Jaeger et ce n'est pas ce qui nous interesse. Le 
probleme juridique de l'immunite est tout a fait accessoire et le 
Parlement se prononcera en temps utile. Nous almerions con­
damner moralement et politiquement les parlementaires qui 
se sont presentes sur le terrain et qui ont attise les passions. 
Ce n'est pas l'attitude d'hommes responsables sur le plan 
federal. La violence est toujours le fait d'.actions, de discours, 
de presence physique. Comme pour 1a fameuse manifestation 
a Beme sur les fichiers, il ne suffit pas de regretter apres, ni de 
preciser au demier moment qu'il y a des provocateurs d'ex­
treme-droite. Les hommes responsables doivent avoir une atti­
tude absolument daire et n'ont pas a se melera ceux qui con­
testent une intervention patfaitement legitime. 
Notre deuxieme remarque porte sur 1a question de principe 
que souleve la proposition de M. Rebeaud parce que les li­
beraux attachent une grande importance aux problemes insti­
tutionnels qui se trouvent lies a sa proposition. Pour nous, 
nous l'avons deja äit dans d'autres domalnes, c'est du pseu-. 
do-federalisme, c'est de lafausse democratie regionale. On l'a 
vu et on commence a le voir dans le domalne de l'energie; on 
l'a vu eton leverra dans le domaine de lapolice; on levoitdans 
le domaine mifttaire; on le verra de plus en plus dans le do­
. maine des transports. Nous denongons donc ici le t:ompotte­
ment de certains milieux de gauche ou d'autres partis qui ne 
cessent de vouloir une societe plus bureaucratisee, plus fonc­
tionnarisee, qui n'hesitent jamais a donner de nouveaux pou­
volrs a 1a Confederation, qui, lorsqu'il y a un choix entre des 
pouvoirs cantonaux etfederaux, sont toujours pour 1a solution 
la plus centralisee et qui, ensuite, ne laissentpas la Confectera-
tion faire son travail sur place. , ' 
Cela n'a rien a voir avec le vrai federalisme qui consiste a ren­
dre les cantons, selon nos regles institutlonnelles, ~ponsa­
bles du plus grand nombre des activites, ils ne doivent remet­
tre a la Contederation leurs responsabilites qu'en cas de 
necessite absolue pour des objectifs d'intertrt national. Mais 
alors, en vrais federalistes, lorsque nous avons donne des res­
ponsabllites a 1a Confederation, nous estimons qu'il appar­
tient a elle de les assumer et que l'on ne doit pas l'entraver 
dans son activite, qu'il s'agisse de militaire, d'energie, de 
transport ou d'autres domaines. Nol.ls ne pouvons pas admet­
tre un systeme oll la minorite refuse constamment de se sou­
mettre une fois que les voies legales ont ete parfaitement sui­
vies. Dans un Etat aussi democratique que la Suisse, ce que 
certains appellent le droit de resistance ne se justifie pas, 

comme l'a d'ailleurs recemment remarquablement dit et ecrit 
l'un de nos collegues conseiller aux Etats, M. Ernst Rüesch de 
Saint-Gall, en expliquant dairement que le droit de resistance · 
ne saurait se justifier dans ce domaine. 
Lorsque M. Rebeaud affirme qu'il pourrait y avoir un prejudice 
politique grave pour la Confederation si cette caseme se cons­
truisait, nous sommes convaincus du contraire. II y aura un 
prejudice grave si des minorites pouvaient decider constam­
ment de la remise en cause de täches d'ordre national, parce 
qu'elles sont remises en cause par ceux-la. memes qui ont 
voulu que ces täches soient nationales, soit le domaine mili­
taire au siede passe, soit l'energie, soit les transports ou d'au­
tres choses lors de ce siede. C'est lä. pour nous, l'element es­
sential pour lequel nous estimons que cette affaire doit etre 
achevee, que notre appui doit etre apporte et que nous de­
nongons ces attaques constantes que l'on a vues ce matin 
contre le Departement militaire federal. II s'agit de messages 
du Conseil federal dans son ensemble, de decisions des com­
missions du Parlament et, ensuite, de decisions du Conseil 
des Etats et du Conseil national. 
Pour ces differentes raisons, nous vous invitons a rejeter tou­
tes les propositions de minorite et a. suivre celles qui souhai­
tent reellement, ne serait-ce que dans un esprit confederal 
pour nos amis et collegues de Suisse orientale, la construction 
definitive de cette caseme. 

.Frau Hafner Ursula: Die Ostschweizer Regierungen, Herr 
Hess, stehen nicht geschlossen hinter diesem Waffenplatz. 
Ich weiss, dass z. B. im Kanton Schaffhausen der Beschluss, 
den Waffenplatz Neuchlen-Anschwilen zu unterstützen, nicht 

. einstimmig gefasst wurde. 
Bekanntlich ist eine grosse Mehrheit des Schweizervolks ge­
gen den Bau von neuen Waffenplätzen. Bei der jungen Gene­
ration fällt diese Stellungnahme noch eindeutiger aus. Sie 
nimmt viel sensibler als das EMD mit seiner einseitigen Optik 
wahr, woher in der heutigen Zeit primär Gefahr droht und wie 
unser land zu allererst geschützt und erhalten werden muss. 
Für sie heisst Verteidigung der Heimat zunächst einmal Vertei­
digung unserer Landschaften, unseres arg bedrohten Lebens­
raumes. Wochenlang harrten junge Menschen auf dem Bo­
den, den sie verteidigen wollen, aus - trotz den Unbillen des 
Wetters, den Angriffen von Rechtsextremisten und .den Gum­
migeschossen der Polizel 
Diesen jungen Menschen fehlt es durchaus nicht an innerer 
Kraft. Es ist .vollends verfehlt, zu behaupten, all die Bürgerin­
nen und Bürger, die finden, 40 Waffenplätze seien genug, die 
die Ausgaben des EMD senken wollen und angesichts derver­
änderten Bedrohungslage auf eine aktive internationale Si­
cherheits- und Friedenspolitik setzen, litten an geistiger Ver­
. wahrlosung, wie das letzte Woche zu hören war. Wer solches 
glaubt. muss an geistiger Sklerose leiden. (Heiterkeit) Viel­
leicht könnte er seiner geistigen Sklerose entgegenwirken, in­
dem er die Berichte der Eidgenössischen Kommission für Ju­
gendfragen studiert. Zum heutigen Thema empfehle ich Ihnen 
im besonderen den Bericht mit dem Titel Si vis pacem, para 
pacem: «Wenn du Frieden willst. bereite den Frieden vor.» 
Die Zeiten des lgelchens Schweiz sind vorbei. Die meisten 

. jungen Schweizerinnen und Schwei~r wollen dem Ausland 
nicht nur die Stacheln und die Banksafes zeigen. Sie sehen 
die Friedenssicherung in einer Oeffnung unseres Landes, irn 
menschlichen Kontakt und Austausch über die Grenzen hin· 
weg. 
Wenn wir heute nicht ein Einsehen haben und das überholte 
Waffenplatzprojekt begraben, dann zerstören wir mehr al! 
eine Wiese: Wir zerstören die Hoffnung vieler junger Mitbürge 
rinnen und Mitbürger, dass ihr Engagement und ihr Verteidi 
gungswille eirien Sinn haben, dass sie in diesem Staat erns 
genommen werden und an unserer Demokratie teilhaben. 
In ihren Augen tritt unsere Armee in Neuchlen-Anschwiler 
nicht als Beschützerin, sondern als Zerstörerin der Heimat au1 
Das gilt es heute, mit einem Baustopp und mit der Ueberwe· 
sung der Motion Rechsteiner zu verhindern. 
Ist Ihnen denn nur die Rütliwiese heilig? So heilig, dass do, 
nicht einmal gejasst werden darf? Wollen Sie der heranwact-
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senden Generation nur ein paar Museumswiesen hinterlas­
sen? 
Ich bitte Sie, die unmissverständliche Meinungskundgebung 
der betroffenen Bevölkerung und ganz besonders der Jugend 
nicht zu missachten. Lehnen Sie den Kredit für die Kasernen­
anlage ab, wenn Sie den Kredit, den unser Parlament bei den 
jungen Menschen noch hat, nicht bei sehr vielen von ihnen 
verlieren wollen. 
~ ,': 

Hänggi: Wir diskutieren hier vordergründig drei Minderheits­
anträge, nämlich den Ablehnungsantrag Ledergerber, die 
Kann-Formulierung von Kollege Rebeaud mit Einbezug einer 
Konsultativabstimmung ·und den Rückweisungsantrag von 
Kollege Günter. · 
Ich habe aber den Eindruck, dass es nur vordergründig um 
diese Anträge geht In Tat und Wahrheit geht es um die Grund­
satzfrage, über welche sich unsere Bevölkerung im letzten 
Jahr deutlich ausgesprochen hat Trotzdem ist es natürlich le­
gitim, diese Frage hier wieder aufzuwerfen. Ich meine aber, 
dass man dann den Mut haben müsste, das Kind auch beim 
Namen zu nennen und sich nicht hinter einer pseudokriti­
schen Haltung zu verstecken. 
Herr Jaeger hat heute morgen theatralisch von kriminalisierten 
Armeegegnern und von Systemveränderem gesprochen, wel­
che in die Ecke gestellt würden. Herr Jaeger, ich habe solche 
Voten von niemandem gehört ausser von Ihnen selber. Ich 
habe den Eindruck, Sie sind bald einer der letzten, der in die­
sem Parlament noch veralteten Feindbildern nachr~nnt 
Die CVP-Fraktion lehnt deshalb alle Minderheitsanträge ent­
schieden ab, weil wir überzeugt sind, dass weder die Verände­
rungen in Europa noch die bevorstehende Armeereform die­
sen Waffenplatz überflüssig machen. 
Ich erinnere Sie einmal mehr daran, dass es sich nicht um ei­
nen neuen, zusätzlichen Waffenplatz handelt, wie immer wie­
der-wider besseres Wissen -behauptet wird, sondern um ei­
nen Ersatz für den Waffenplatz St Gallen. Wir haben heute 40 
Waffenplätze mit sehr unterschiedlichen Infrastrukturen und 
Ausbildungsmöglichkeiten. Die Auslastung dieser Waffen­
plätze beträgt bekanntlich 44 Prozent Diese Prozentzahl wird 
·immer wieder herangezogen, um die Notwendigkeit des Waf­
fenplatzes Neuchlen-Anschwilen zu verneinen. All diese Waf­
fenplätze haben aber Vereinbarungen mit dem EMD über die 
zulässige Belastung in den entsprechenden Regionen. Was 
würden Sie wohl sagen, wenn plötzlich die doppelte Bela­
stung in diesen Regionen auftreten würde? Deshalb ist es 
wohl richtig, dass die Immissionen des Militärs über unser 
Land nach guteidgenössischem Kompromiss verteilt werden. 
Zudem muss auch berücksichtigt werden, dass insbesondere 
für die Rekrutenschulen die 17 Wochen nicht einfach willkür­
lich festgelegt werden können, sondern auch der private Be-

. reich der Ausbildung zu beachten ist Denken Sie an 20jährige 
Menschen, die im Studium sind, denken Sie an den Abschluss 
der Lehre, der ja meistens in diesen Zeitraum fällt 
Deshalb kommt für uns auch der Antrag Rebeaud nichf in 
Frage. Mit Konsultativabstimmungen können solche Pro­
bleme nicht gelöst werden. Denken Sie daran: Wenn Sie in 
gleicher Vorgehensweise z. B. die "8ahn 20ClO» auseinander­
nehmen und jeweils bei den umstrittenen Streckenobjekten 
eine Konsultativabstimmung durchführen wollten: Wo kämen 
wir da hin? Das entspricht einer Selbstbedienungsmentalität, 
der auch aus staatspolitischen Gründen nicht zugestimmt 
werden kann. · · 
Die Rückweisung des gesamten Projektes an den Bundesrat 
Ist ebenfalls abzulehnen, weil sowohl die Standortfrage wie 
auch die Bedürfnisfrage eingehend geprüft wurden und objek­
tiv wohl auch heute kein anderes Resultat herausschauen 
würde. Ich habe bereits in meinem Eintretensvotum darauf 
hingewiesen, dass die «Armee 95„ stark reduziert' sein wird, 
aber um so besset sollte sie ausgebildet sein. Deshalb 
braucht es den Waffenplatz, welcher die nötige Infrastruktur 
aufweisen wird.· 
Der Waffenplatz Neuchlen-Anschwilen entspricht diesen .An­
forderungen. Deshalb stimmt die CVP den Anträgen des Bun­
desrates und der Mehrheit der Kommission zu. Wir tun dies in 
der festen Ueberzeugung, auch damit der Friedenssicherung 

und den positiven Entwicklungen in Europa zu dienen und 
Rechnung zu tragen .. Solange wir eine Armee haben, tragen 
wir hier als Parlamentarier die Verantwortung, dass unsere Re­
kruten und unsere Soldaten gut ausgebildet werden und in 
zeitgemässen Unterkünften wohnen können, · 

Frau Leutenegger Oberholzer: Die grüne Fraktion ersucht 
Sie, den Minderheitsanträgen zuzustimmen und auf den Bau 
der Kasernenanlage in Neuchlen-Anschwilen zu verzichten. 
Zuzustimmen ist auch der Motion Rechsteiner, die ein Rück­
kommen auf den Beschluss zum Bau des Waffenplatzes ver-
langt / 
Das Projekt Neuchlen-Anschwilen nimmt sich angesichts der 
veränderten Situation in Europa geradezu grotesk aus. Man 
kann dies nicht genügend betonen. Während andernorts end­
lich völkertrennende Mauem abgerissen wurden', werden hier 
neue Zäune und Stacheldrähte aufgebaut, und wird die Bevöl­
kerung einer ganzen Region gespalten. Während sich die Mili­
tärblöcke aufweichen, Armeen in Europa abgebaut werden 
und alle Signale auf eine grundsätzliche Aenderung in der Mili- . 
tär- und Sicherheitspolitik hindeuten, hält das EMD stur an ei­
nem völlig überholten Kasernen- und Waffenplatzprojekt fest, 
als ob nichts geschehen wäre: 
Herr Bundesrat Villiger, meine Damen und Herren, haben Sie 
nicht auch schon überlegt. ob wir in der Schweiz nicht bereits · 
genügend Waffenplätze haben? Wieso wollen Sie neue Kaser­
nen bauen, wenn die künftige Grösse des Truppenkörpers völ­
lig unklar ist, ja, alles auf eine starke Verringerung der Trup­
penbestände hindeutet? Oder werden Geburtenrückgänge 
und Truppenreduktionen in der Bauabteilung des EMD nicht 
zur Kenntnis genommen? 
So etwas kann sich eigentlich nur der Staat mit offenbar schier 
unerschöpflichen Geldquellen aus Steuermitteln leisten, weil­
derzeit zumindest-noch kein Referendum belürchtetwerden 
muss. Wie eine Volksabstimmung zur Frage des Baus eines 
neuen Waffenplatzes herauskommen würde, ist inzwischen . 
wohl klar. Einer Umfrage einer Sonntagszeitung zufolge sind · 
83 Prozent der Befragten der Meinung, dass die bestehenden 
Waffenplätze in der Schweiz genügen. Der Bau eines zusätz­
lichen Waffenplatzes würde also mit grösster Wahrscheinlich­
keit abgelehnt 
Was würden Sie von einer Geschäftsleitung halten, die die Zei­
chen der Zeit derart verkennt, wie dies beim EMD der Fall ist? 
Gerade von·lhnen, Herr Bundesrat Villiger, hätten wir eigent­
lich mehr ·· marktgerechtes, unternehmerisches und zeitge­
mässes Denken erwartet. Ja, wir hätten auch erwartet, dass 
Sie die Lage nüchtern überlegen würden und nicht stur ein 
überholtes Projekt -gegen den Widerstand der Betroffenen - -
einfach mit Baumaschinen und Polizeischutz, mit massivster 

. Gewalt durchzusetzen versuchten. 
Dieses Vorgehen ist aber auch für das EMD eine gefährliche 
Strategie. HerrVilliger, Sie stossen damit nicht nur jene 35 Pro­
zent der Bürgerinnen und Bürger vor den Kopf, die die Armee .. 
aus grundsätzlichen Ueberlegungen abschaffen wollen, son- · 
dem auch all jene, die aus grundsätzlichen Erwägungen zwar 
für die Armee eintreten, sie aber selbstredend den geänderten 
Bedingungen und Zukunftserfordemissen anpassen wollen. 
Zu den Zukunftserfordemissen unserer Zeit gehört selbstver­
ständlich auch die ökologische Frage. Auch das EMD muss 
sich ~ndlich die Frage gefallen lassen., wieviel Land die Lan- · 
desverteidigung noch beanspruchen soll und darf. Denn 
wenn alles zubetoniert ist, gibt es in diesem Land wohl nichts 
.mehr zu verteidigen. Im Ansatz ist zwar diese Erkenntnis auch 
bis in die Baubotschaft des EMD vorgedrungen, aber eben nur 
im Ansatz und nur als Lippenbekenntnis. So heisst es auf Sei­
te 5: «Den Erfordernissen des Umweltschutzes sowie des Na­
tur- und Heimatschutzes wird bei allen Vorhaben grosse Be­
deutung beigemessen. Um Nutzungskonflikte auf ein Mini­
mum zu reduzieren, wird der Eingliederung der Bauten in die· 
Umwelt durch geeignete Standortwahl und sorgfältige Projekt­
gestaltung grosse Beachtung geschenkt.» 
Haben Sie diesen Satz in Neuchlen-Anschwilen wirklich be­
herzigt, Herr Villiger? Haben Sie ernsthaft alternative Standorte 
mit weniger gravierenden Eingriffen in Natur und Umwelt ge­
prüft? Nachdem ich das Gebiet dank den Waffenplatzgegne-
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rinnen und -gegnern selbst besichtigen konnte, muss ich sa­
gen: Das glaube ich nicht! Selbst aus dem Umfeld der Bun­
desverwaltung ist zu vernehmen, dass dies nicht der Fall war. 
Das Gebiet. das hier neu überbaut werden soll, ist ein wunder­
schönes Naherholungsgebiet, ein Gebiet, von dem wir Be­
wohner und Bewohnerinnen von Grossagglomerationen nur 
träumen können. Es ist eine unberührte Landschaft, die neu 
zubetoniert werden soll. Ich muss sagen, dieser Zerstörung 
der Natur können wir nie und nimmer zustimmen, denn hier 
wird unter dem Vorwand der Friedenssicherung der Natur der 
Krieg erklärt. Dagegen müssen wir uns als Grüne wehren, 
denn die Verteidigung der Natur gehört zu unserer Pflicht 
Mit dieser Politik, davon bin ich überzeugt, riskiert das EMD, 
wie die 400 besorgten Abtwiler Bürgerinnen und Bürger 
schreiben, selbst seinen Konkurs. Mit der aggressiven Herr­
im-Haus-Politik. die Sie in Neuchlen-Anschwilen betreiben, 
Herr Villiger,. mit der Kriminalisierung von besorgten Bürgerin­
nen und Bürgern und mit der Spaltung einer ganzen Region 
und weiter Teile darüber hinaus schaffen Sie sich wahrlich 
keine Sympathien. 
Das EMD benimmt sich, als würde ihm das land gleichsam 
gehören. Dem ist aber nicht so. Das land gehört nicht dem. Mi­
litärdepartement. es gehört den Bürgerinnen und Bürgern der 
Region und des ganzen Landes, vor allem auch den künftigen 
Generationen, die sich heute noch gar nicht zur Wehr setzen 
können. Für diese künftigen Generationen müssen wir das 
land vor dem Zugriff des EMD bewahren, wenn wir die Frie­
dens- und Sicherheitspolitik ernst nehmen wollen. Deshalb 
möchten wir an dieser Stelle auch all jenen danken, die sich für 
die Erhaltung dieser schönen Landschaft und gegen den Bau 
des Waffenplatzes einsetzen. 
Ich bitte Sie: Verhelfen auch Sie der Natur zum Recht. und ver­
helfen Sie dem EMD in Neuchlen-Anschwilen zu der längst fäl­
ligen Denkpause - dies zumindest so lange, bis ein neuer Si­
cherheitsbericht für die Schweiz vorliegt, der der geänderten 
globalen Lage und auch der Abstimmung vom 26. November 
über die Abschaffung der Armee endlich Rechnung trägt Nur 
eine Rückweisung des Projektes und ein Baustopp für den 
Waffenplatz und die Kaserne Herisau-Gossau erlauben die 
längst fällige generelle Ueberprüfung der Waffenplatzsituation 
in der Schweiz. Und die ist dringend nötig, denn 40 Waffen­
plätze sind sicher genug. · 
Wir bitten Sie deshalb: Stimmen Sie deri Minderheitsanträgen 
auf Rückweisung und Neuüberprüfung des Projekts, dem An­
trag Rebeaud bezüglich der Konsultativabstimmung und der 
Motion Rechsteinerzu. 

Mme Pitteloud: Comme les autres membres de ce · Parle­
ment, j'ai r~ une copie de la lettre ouverte adressee par · 
400 habitants d'Anschwilen ä M. Villiger, conseiller federal, 
pourlui demanderde reconsidererce projetde placed'armes. 
D'autres lettres vous sont ensuite parvenues en fin de se­
maine, et c'est de celles-0 que je desire vous parler. 
J'ai ete impressionnee par le ton et le contenu de ces lettres, 
d'abord parce que, visiblement, elles emanent d'une popula.: 
tion qui n'est pas hostile ä l'armee par principe, mais qui 
s'adresse au Conseil federal et au Parlement avec des argu­

. ments fondes et dans l'espoir d'etre entendue ~ d'obtenir un 
arret des travaux. Ces lettres denoncent aussi. une politique 
d'information minimale du Departement militaire federal, qui a 
empeche l'opposion de se manifester aux differentes etapes 
de ce projet et qui a mis les opposants devant le fait accompli, 
d'ou leurs actions d'occupation non violente. 
Ce qui est plus graveencore, ces lettres parlent d'intimidation, 
de mesures de retorsion, de menaces vis-a-vis des habitants 
qui osent donne( leur point de vue. En lisant cela, on se de­
mande dans quer pays nous vivons et dans quel pays le 
Departement militaire federal se croit Monsieur Villiger, com­
ment ne voyez-vous pas qu'avec cette politique de bulldozer 
et de confrontation, vous etes en train d'etargir a grands coups 
le fosse existant entre l'armee et la population de ce pays? 
Comment voulez-vous faire croire au peuple suisse que cette 
armee a pour objectif la paix, alors qu'elle est un facteur de di­
vision, de guerre interne et de violence? 
Lorsque le Departement militaire federal en arrive, pour attein-

dre ses buts, a ce que l'on doive tirer avec des balles en caout­
chouc sur des jeunes, a ce que l'on doive s'attaquer a ceux-la 
memes que I' on pretend defendre, je crois vraiment qu'il serait 
le moment de s'arreter, de prendre le temps de reflechir et de 
negocier. Est-ce que vraiment les bons offices, les appels au 
cessez-le-feu ne sont valables que pour I' exterieur de ce pays? 
Et si, Monsieur Villiger, vous reconnaissez que des change­
ments s'imposent au sein de l'armee, le plus urgent serait 
d'obtenir du Departement militaire federal qu'il cesse de pieti­
ner avec arrogance tous ceux qui ne partagent pas ses vues. 
Les opposants reclament. au nom de la democratie, que l'on 
discute avec eux; qoe l'on reexamine ce projet. en tenant 
compte d'autres points de vue: celui de la protection de l'envi­
ronnement et celui des besoins'. Si vous n'etes pas capable 
d'entrer en discussion avec ces opposants, vous serez con­
damne ä disparaitre comme les dinosaures auxquels d'ail­
leurs le Departement militaire federal ressernble de plus en 
plus! · 
Pour ma part, je salue encore ici le courage des habitants, jeu­
nes ou moins jeunes, qui, au prix de graves ennuis, tentent de 
sauver aujourd'hui un paysage qu'ils nous decrivent comme 
idyllique. Je les remercie parce qu'en faisant cela ils protegent 
aussi les droits des generations futures, le droit de mes en­
fants aussi, ä avoir une Suisse qui ne soit pas entierernent sac-

. cagee. Pour moi, ces habitants represententl'avenir, un avenir 
qui parie sur la paix et le respect de notre bien le plus precieux: 
laterre. · • 
C'est pourquoi je vous invite ä refuser ce credit et a accepter 
les propositions de minorite et la motion Rechsteiner. 

Frau Haering Binder: Ich habe am Pfingstmontag die Land­
schaft mit den beiden Weilern Neuchlen und Anschwilen zum 
ersten Mal besucht. Und trotz strömendem Regen war ich von 
der Stille und der Unversehrtheit dieser Landschaft tief beein­
druckt. So beeindruckt, dass ich alle, die hier in diesem Rats­
saal heute über diese Kulturlandschaft entscheiden; auffor­
dere, hinzugehen und sich selber zu vergegenwärtigen, was 
ihr Entscheid konkret bedeutet. Ich meine, eine Reihe· von 
ihnen würde dann anders entscheiden. 
Ich war überdies beeindruckt vom persönlichen 8nsatz der 
meist jugendlichen Waffenplatzgegnerinnen und -gegner, die 
in Neuchlen-Anschwilen ausharren, um ihr land zu verteidi- ·,; 
gen, und die dabei zum Teil ihre ersten und damit prägenden .. J 
politischen Erfahrungen mit diesem Staat machen. Ich möchte ;'ii 
hoffen, das EMD sei sich da seiner politischen Verantwortung · 
im Umgang mit diesen Demonstrantinnen und Demonstran­
ten bewusst 
Diese Kulturlandschaft mit ihren sanften Drumlins wollen Sie 
nun aufgrund einer überholten Militärkonzeption von vorge- } 
stern zerstören, aufgrund einer Militärkonzeption, die partout . V: 
nicht realisieren will, was in West und Ost vor sich geht; auf~ 
grund einer Militärkonzeption, die auf veralteten Feindbildern 1 
beruht und diese damit zementieren will, die aber auch nicht 
wahrhaben will, was sich bei uns in der Schweiz rund um die t· 
Abstimmung vom 26. November 1989 manifestiert hat. J 
Noch bevor der neue sicherheitspolitische Bericht und das Ar- :, -i} 
meel.eitbild «Armee 95„ vortiegen,. wollen Sie hier in Neuch- ,,i 
len-AnschwUen Ihre überholten Vorstellungen in Beton erstar- :~ 
ren lassen. Mich nimmt nur wunder, was diese Konzepte ei- ~.~··· 
genttich noch wert sein sollen. Und Sie wehren sich hierfür Ihr -. 
Baovorhaben, als wären Sie zum letzten Kampf gerüstet Viel- '/ 
leicht durchaus zu Recht, vielleicht- ich hoffe es - handelt es 
sich hier effektiv um den letzten Waffenplatz, der in der 
Schweiz realisiert werden könnte. 
Meine Damen, meine Herren: Sie halten uns vor, wir.Waffen­
platzgegnerinnen und Waffenplatzgegner würden unsere 
grundsätzliche Armeekritik mit einem Deckmäntelchen von 
Naturschutz und Heimatschutz verbrämen; wir würden unsere 
echten Anliegen zudem unter technokratischen Militärreform· 
bestrebungen oder hinter Verfahrensfragen des Planungs­
und Baurechts verstecken. Ich für meinen Teil will Ihnen diese 
Argumentation gerne ersparen. Ich will gar nicht verbräm~"· 
dass ich mich, wo immer es zur Diskussion stehen wrrd. 
grundsätzlich gegen die Armee aussprechen werde. Dafür. bin 
ich unter anderem auch gewählt. Aber werfen Sie bitte nicht 
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alle anderen Waffenplatzgegnerinnen und -gegner in densel­
ben Topf! Sie waren schliesslich auch peinlich darauf be­
dacht, nicht alle der 35 Prozent Jastimmenden zur GSoA­
lnitiative zu den generellen Armeegegnerinnen und -gegnem 
zu schlagen. Ich stimme Ihnen in dieser Interpretation durch­
aus zu: Ein Teil der Jastimmenden zur GSoA-lnitiative wollte 
die Armee nicht grundsätzlich abschaffen, wollte damit aber 
eine andere Armee fordern: z. B. eine Armee, die auf sinnlose 
Laildschaftszerstörung verzichtet. 
Wäre ich Zynikerin, so würde ich Ihnen heute zurufen: Machen 
Sieweitersol Zerstören Sie mit Ihren Waffenplätzen auch noch 
die letzten unberührten Landschaften unseres Landes! Schaf­
fen Sie doch Ihre Kampfflugzeuge an, wenn Sie Ihre Aggres­
sionen nicht anders sublimieren können! Bewaflnen Sie den 
Militärischen Frauendienst nicht nur freiwillig, sondern auch 
noch obligatorisch, und wir werden in einigen Jahren ein Ja 
zur Initiative gegen die Waffenplätze ernten! Demonstrieren 
Sie heute ruhig einmal mehr die Arroganz Ihrer Macht. und wir 
werden in einigen Jahren ein Ja zur zweiten GSoA-lnitiative 
ernten! Dannzumal wird Ihre Argumentation, nicht alle der 
über 50 Prozent Jastimrnenden seien grundsätzliche Armee­
gegnerinnen und -gegner, irrelevant sein. 
Sie merken, mit meiner Emotionalität tauge ich nicht zur Zyni­
kerin. Deshalb bleibt mir nichts anderes übrig; als hier zu ste-

. hen und Sie aufzufordern: Hören Sie auf, beenden Sie den 
Bau dieses Waffenplatzes! Sie retten damit nicht nur eine wun­
derschöne Landschaft,· sondern auch viele Hoffnungen Ju­
gendlicher und hoffnungsvoll Gebliebener. 

Früh: Meine Aussagen sind nicht fundamentalistischer Natur. 
Ich stelle einfach fest, dass vieles in letzter Zeit passiert ist, vie­
les noch offensteht. aber der Ersatz der Kaserne St. Gallen 
trotz allem nötig ist. 
Der Waffenplatz Gossau-Herisau ist nötig. Das war auch der 
Trtel der Petition des «Forums Jugend und Armee St. Gallen». 
Ich zitiere daraus die Aussagen eines Rekruten, betreffend die 
Kaserne Herisau: «Auch in der Kaserne gibt es viel zu bemän­
geln. Das Wachtlokal ist viel zu eng. Es gibt nicht für jeden 
Mann ein Bett. Ich selbst habe schon auf dem Boden geschla­
fen. Es gibt dort auch keine Waschmöglichkeiten oder Toilet­
ten. Unsere Unterkünfte sind in einem schlechten hygieni­
schen Zustand. Die alten Zimmer sind staubig. Krankheiten 

, verbreiten sich sehr schnell. Es waren 40 Leute rnit Grippe im 
KZ diesen Frühling. Im Dachstock ist es sehr zugig und eng. 
Zudem haben wir Soldaten keine genügenden Kästen, um un­
sere Effekten zu verschliessen. Ich verlange keinen Luxus, 
aber eine zeitgerechte und menschenwürdige Unterbrin­
gung.•. 
Solche gutgemeinten, aufbauenden Aussagen von positiv . 
denkenden jungen Menschen verhallen selbstverständlich an 
der Wand der Armee-und auch der Demokratiegegner. Damit 
Ihre zarten Saiten nicht zu schwingen beginnen, entlaste ich 
Sie, Herr Jaeger, von der Armeegegnerschaft. Aber Sie wollen 

· ·keine motivierten Soldaten, Sie wollen keine bessere Ausbil­
dung, Sie wollen kein pos~ Umfeld, Sie wollen keine kürze­
ren Arbeitswege, Sie wollen keine hygienischen Bedingun­
gen, Sie wollen keine Armee, Sie wollen auch keine Demokra- , 
tie. · 
Ich weiss, Herr Günter, In Ihren Augen bin ich, wie mein 
Freund Karf Weber, ein Militär- oder Betonkopf oder was man 
alles schon gehört hat Ich habe nämlich eine Füsilierkompa­
nie kommandiert, und dies mit Stoli. Ich habe meinen Dienst 

· auf dem Waffenplatz Herisau absolviert. Mein Grossvater hat 
etwa unter den gleichen Umständen im Jahre 1880 die RS 
auch in Herisau absolviert. Ich gebe Ihnen recht: Nicht die Du­
schen allein sind ausschlaggebend. Sie sagen: Junge Leute 
müssen eher zur Härte erzogen werden - also darum 
schlechte Bedingungen, schlechte Umstände. Aber dazu sind 
Uebungen da. Ein Velorennfahrer, der sich abhärten will, geht 
auch nicht nur bei Regen Velo fahren. 

· Im Bericht eines Luzerner Instituts über die Umweltverträglich­
keit des Projekts ist zu lesen: «Der wichtigste Grund für diesen 
Standort der Kasernenanlage ist aus Sicht der Bauherrschaft 
die zentrale Lage. Dank der vorgesehenen Massnahmen kann 
ein Projekt realisiert werden, welches auf den Betrachter we-

der ungewohnt noch dominant wirkt, d. h. es entsteht wieder 
die Landschaft, die dem Zweck der Erholung durchaus dienen 
kann.» Und weiter unten: «Wenn also einem Waffenplatz 
Neuchlen-Anschwilen zugestimmt werden kann»-und dieses 
Parlament hat abschliessend zum Teil schon zugestimmt-, 
«s0 kann auch dem Standort der Kasernenanlage zugestimmt 
werden. Letztendlich ist es eine Güterabwägung.» . 
Dazu wäre noch zu bemerken, dass mit der vermehrten Schaf­
haltung anstelle der heutigen Intensiv-Graswirtschaft neue Le­
bensräume für Pflanzen und Tiere geschaffen werden. Durch 
den Bau von Wander- und Reitwegen sowie von Rast- und 
Aussichtsplätzen könnte Anschwilen zu einem attraktiven Er­
holungsgebiet werden. Denn bis Anfang April war Anschwilen 
überhaupt kein Erholungsgebiet. Als Appenzeller kenne ich 
das Naherholungsgebiet der Stadt-St Galler, nämlich dasAp­
penzeller1and. Viele Ostschweizer-auch solche aus der näch­
sten Umgebung -wissen nicht einmal, wo die Weiler Neuch­
len und Anschwilen überhaupt liegen. 
Die Rechtslage ist klar. Die eidgenössischen Räte waren legiti­
miert, über das Waffenplatzprojekt Neuchlen-Anschwilen letzt­
instanzlich zu beschliessen. 
Wir sind auch heute dazu legitimiert, über das Kasernenpro­
jekt zu beschliessen. Die Durchsetzung dieses Vorhabens ist 
nicht nur zu einem. Glaubwürdigkeitstest für das EMD, son­
dern wohl auch für das Panament und die politischen Behör­
den geworden. 
Dass die Schaflhauser Regierung, Frau Hafner, nicht einstim­
mig für das Projekt war, das ~nn ich Ihnen wohl glauben. Die 
Schaflhauser Rekruten gehen nämlich· ins Reppischtal in die 
Rekrutenschule. 
Hier wird von Opponenten der Rechtsstaat offen mit Füssen 
getreten. Wehren wir uns dagegen! Das Volk erwartet das von 
uns. Es gibt nämlich noch eine Mehrheit in derOstschwelz, die 
nicht zu den «Sonntags-Blick-Befragten gehören und die von 
uns erwarten, dass dieses Projekt zu Ende geführt wird .. 
Ich habe persönlich viel Verständnis für den Antrag von Herrn 
David und werde diesen auch unterstützen. 

Loretan: Ich möchte zu diesem heissumstrittenen Thema drei 
grundsätzliche Bemerkungen anbringen. Ich tue dies auch in 
meiner Eigenschaft als Präsident der Schweizerischen $tif­
tung für Landschaftsschutz. Wir haben uns an unserer Jahres- . 
tagung 1986 im Glamer1and intensiv mit den lnteressenge: 
gensätzen Landesverteidigung/Landschaftsschutz auseinan­
dergesetzt. Das Thema ist für mich nicht unbedingt ein gemüt­
liches. 
1. Es ist unbestritten, dass es zwischen den Raumansprüchen 
der Armee einerseits und den Anliegen eines grossräumig ver­
standenen Landschaftsschützes anderseits Konflikte gibt. Sie 
sind angesichts der engen räumlichen Verhältnisse und der 
vielfältigsten Ansprüche, die an den Raum ganz allgemein ge­
stellt werden, vorprogrammiert und unausweichlich. Sind 
diese Konflikte nur durch Verzichte der einen oder anderen 
Seite lösbar, wie das hier propagiert wird, oder gibt es von Fall 
zu Fall Kompromisse? 
Unsere Verfassung kennt keine Bundesaufgaben, die von 
vomherein Vorrang vor anderen, ebenfalls in der Verfassung 
niedergelegten Anliegen beanspruchen können. Dies gilt 
auch für die vorliegende Konfliktsituation. . .. · · 
Beide Aufgaben - militärische Landesverteidigung und Land­
schafts.., Natur- und Heimatschutz - können damit für sich In 
Anspruch nehmen, sie seien von hoher nationaler Bedeutung. 
Der Konflikt ist also nicht nur von der Sache her, sondem auch 
vom Verfassungsrecht her programmiert'. 
In der Gesetzgebung sind allerdings-ich denke an die Militär­
organisation - Regelungen getroffen, welche die Armeebe­
lange bevorzugen. Ich bin mit Kollege Fritz Lanz, der eine ent­
sprechende Motion eingereicht hat, der Meinung, dass heute 
über die Berechtigung solcher Bevorzugungen diskutiert wer­
den muss. 
Die Situation wird dadurch noch komplizierter, dass ausge­
rechnet dort, wo die Armee bestens Uebungsgelände findet, 
auch der Tourismus· mit seinen technisierten Erschliessungs­
und Transportanlagen seine Hand auf die Gebiete legt, welche 
die Armee für ihre Ausbildungsbedürfnisse beanspruchen 
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möchte; Gebiete in den Alpen und in den Voralpen, die wegen 
ihrer Einmaligkeit von hoher landschaftlicher Bedeutung sind. 
Dßr Konflikt ist damit im Dreieck auszutragen. Er wird schliess­
lich noch überlagert vom zutiefst schweizerischen Sankt-Flori­
ttns-Prinzip: Alle wollen etwas, aber niemand will es dann im 
einzelnen bei sich haben. · 

' 2. Wir müssen uns fragen, ob es nicht der heutige, «unsanfte» 
Tourismus mit seinen 'Seilbahnen, Skipistenplanierungen, 
Schneekanonenanlagen usw., aber auch mit seinen nicht im­
mer und überall rücksichtsvollen Ueberbauungen ist. der weit 
mehr als die Armee mit ihrem Uebungsbetrieb unsere Land-
schaften beeinträchtigt und verschandelt. . 
.Mit dieser etwas spitzen Frage verbinde ich die Anerkennung 

· für das, was Armee und EMD in den letzten Jahren auf dem 
Gebiete des Landschaftsschutzes un<;i des Umweltschutzes 
allgemein in bedeutend vermehrtem Ausmasse als früher ge­
leistet haben. Ich denke an den Schiessplatz Glaubenberg im 
Kanton Obwalden. Ich denke an den Schiessplatz Petit Hon­
grin im Kanton Waadt, an die Kaserne Reppischtal im Kanton 
Zürich, an die Allmend Thun usw. 
Hier ist es überall gelungen;.militärische Nutzung, Land-·und 
Forstwirtschaft, Landschafts- und Naturschutz sowie Erho­
lungsraum einigermassen unter einen Hut zu bringen. · 
Noch weiter: Dank der militärischen Nutzung konnte die wei­
tere Technisierung der Landscflaft durch Tourismus und/oder 
Landwirtschaft gestoppt werden. 
Vordiesem Hintergrund müssen sich gewisse Leute in diesem 
Saal und ausserhalb die Frage gefallen lassen, ob für sie Land­
schaft und Natur in den für ihre Agitation gewählten Beispielen 
nicht als Vorwand und Vehikel für die Erreichung anderer Ziele 
herhalten müssen. Geht es mit der angekündigten Volksinitia­
tive «40 Waffenplätze sind genug» nicht vor allem um einen 
weiteren Baustein im Konzept der «Armeeabschaffung in Ra-
ten»? · · 
Mit Recht hören Sie jetzt gut zu, Herr Rechsteiner. Weiter: 
Wann ergreifen· diese Kreise - sie gruppieren sich auch um 
den derzeitigen Präsidenten der SP Schweiz - eine analoge 
Volksinitiative für den Stopp der touristischen Erschliessung 
schönster Alpen- und Voralpenräume, insbesondere im Kan­
ton Wallis? Diese Fragen müssen nicht heute beantwortet wer-
den. Sie bleiben aber gestellt! · 
Noch kurz zu Neuchlen-Anschwilen. Das umstrittene. Gebiet 
ist weder Bestandteil des BLN- noch des KLN-lnventars des 
Bundes. Es gehört also nicht zu einer Landschaft von aus­
gesprochener Sensibilität. Das Gebiet wird intensiv landwirt­
schaftlich genutzt. Der Wald besteht vor allem aus Fichten-
Monokulturen. · 
Ich habe damit nicht gesagt, -es sei eine _«Dutzend-land­
sctiaft», aber es ist auch nicht eine ausgesprochen naturnahe 

. Landschaft. . . 

Auch das Buwal hat - mit Auflagen allerdings - zugestimmt. 
Diese Auflagen sind insbesondere für den Standort und die 
Ausgestaltung der Kasernenanlage zu beachten. . 
Wir sind in der Schweiz darauf angewiesen, dass wir von dem 
starren, manchmal sturen Entweder/Oder WßQkommen und 
vermehrt das SowohVAls-auch pflßQen. Es ist bei gutem Willen 
zu finden. Totale Verzichte auf bestimmte Eingriffe in Land~ 
schaften kommen dann in Frage, wenn es um besonders 
empfindliche oder seltene Gebiete geht. Im vorlißgenden Fall 
trifft dies nach meiner Beurteilung nicht zu. Hier ist der Kom­
promiss möglich. Das Parlament macht sich also keines Land­
schaftsfrevels schuldig, wenn es den Anträgen von Bundesrat 
und Kommissionsmehrheit zustimmt. 

Ruckstuhl: Im Herbst 1989 ist das Schweizervolk an die Urne 
gerufen worden. Soll die Schweiz in Zukunft noch eine Armee 
haben? war die Frage. Eine grosse Mehrheit sagte ja zur Ar­
mee. Unsere Rekruten und Soldaten brauchen also auch in 
Zukunft Ausbildungsplätze. Die Kaserne St. Gallen ist WßQ. 
Alte und zum Teil provisorisch eingerichtete Unterkünfte und 
Ausbildungsräume in Herisau, Urnäsch und in meiner Wohn­
gemeinde Bronschhofen sind nicht zweckmässig, und lang­
fristig ist ihre Belegung unverantwortbar. Es ist kein Ersatz für 
die Kaserne St. Gallen gebaut worden. Die Rekruten werden in 
offenen und nicht gerade knochenschonenden Fahrzeugen 

hin und her befördert. Rücken und Lungen werden nach har­
tem Einsatz nochmals unnötig strapaziert. Ausbildungszeit 
geht verloren. Die Umwelt wird belastet, und die Verkehrs- · 
wege werden zusätzlich beansprucht. 
Die rechtmässig gewählten Gemeindevertreter der betroffe­
nen Gemeinden Gossau, Abtwil, Waldkirch, Gaiserwald und 
St. Gallen verhandelten mehr als zehn Jahre mit dem EMD, 
stehen in engem Kontakt mit den betroffenen. Bevölkerungs­
kreisen und orientieren rßQelmässig über den Stand der Ver­
handlungen. Wenn Herr Günter sagt, es handle sich hier um 
ein fünfzehnjähriges, veraltetes Projekt, kann ich ihm sagen, 
dass dieser Vertrag im Mai 1989 unterzeichnet worden ist: 
dass es also die Verhandlungen sind, die über Jahre gedauert 

· haben, und dass nicht das Projekt so alt ist. . 
Gßgen den Ausbau des Waffenplatzes entstand erst im Spät­
herbst 1989 - nach der Niederlage der Armeegßgner in der 
Volksabstimmung - grundsätzliche und organisierte Opposi­
tion. Ich wohne nicht in der GßQend des vorgesehenen Waf­
fenplatzes. Aber als Eigentümer eines Bauernhofes,· der seit 
vielen Generationen in der Familie vererbt wurde, habe ich 
Verständnis für den Widerstand der Bauernfamilien, die so 
wertvolles Gut abgeben oder gar verlassen müssen. Ich ver­
stehe auch den Widerstand jener Kreise, die in tiefer christli­
cher Ueberzeugung bereit sind, auch die andere Wange hin­
zuhalten, wenn sie auf die eine geschlagen worden sind. Von 
dieser Haltung geprägte Gespräche und Briefe haben mich 
tief beeindruckt. Auch die 400 Unterschriften der Abtwiler sind 
mir nicht gleichgültig; ich muss aber sagen, dass das 10 Pro­
zent der Einwohner sind und nicht die Mehrheit, wie behauptet 
worden ist., 
Nun hat sich aber auch eine gut organisierte und aktive . 
Gruppe von Armeegßgnem dieser Opposition angeschlos­
sen. Ihre unsachliche und zum Teil irreführende Argumenta­
tion und ihr rechtswidriges Verhalten schaden den Betroffe­
nen und verhindern eine sachliche Diskussion. Wenn Herr 
Jaßger behauptet, weil er mit Waffenplatzgßgnern gespro­
chen habe, wie er heute morgen sagte, sei er angeklagt wor­
den, muss er mir das erst beweisen. 
Gewisse Nationalräte werden nicht müde, bei jeder Gelßgen­
heit das Märchen zu verbreiten, wer dem Ersatz der Kaserne 
St. Gallen zustimme, stimme für die,zerstörung des ganzen . 
Gebietes von Neuchlen-Anschwilen und Breitfeld. Die Siehe-· 
rung des Baugeländes wird mit der Berliner Mat1erverglichen. 
Ich glaube, dieser Vergleich hinkt derart, dass man annehmen 
muss, die Sprecherin habe beides noch nicht gesehen. Auch 
Frau Leutenßgger Oberholzer hat gesagt, die ganze Land­
schaft werde verbetoniert. 
Tatsache ist. dass der Bund 223 Hektaren Land im erwähnten 
Gebiet besitzt. Schon heute bestehen Strassenanlagen, Na­
turschutzgebiete, Manövrierplätze und ungenutztes Areal von 
23 Hektaren in diesem Gebiet. Nach Fertigstellung der be­
schlossenen, heute.zur Diskussion stehenden Bauten und An­
lagen stehen den fünf bundeseigenen Bauernhöfen, die eben­
falls Bestandteil dieses Baukredites sind, 190 Hektaren Land 
zu normaler und zu extensiver landwirtschaftlicher Nutzung 
als Wies- und Weideland weiterhin zur Verfügung. Die neu zu 

· überbauende Fläche beträgt rund 10 Hektaren. Das ist auch 
für meine Begriffe viel Land. · 
Wir müssen aber zur Kenntnis nehmen, dass auch ohne militä­
rische Nutzung Bauten erstellt würden. Ein grosser Teil des zu 
überbauenden Landes wird für die landwirtschaftlichen Sied­
lungen. benötigt. Auch der neben der Strasse von Breitfeld 
über Oberberg nach Sonnenberg angelegte Wander- und 
ReitwßQ mit einer Breite von 1,5 Meter kann nicht unterirdisch 
gebaut werden. Wer hier aber von der Zerstörung der gesam­
ten Landschaft spricht, betreibt keine sachliche Information. 
Es scheint jedem Mann und jeder Frau in diesem Saal klar zu 
sein, dass die Veränderungen der Lage in Europa und die Ver­
änderungen innerhalb der Ostblockstaaten auch Veränderun­
gen in unserer Armee erlauben und erfordern. Wenn wir uns 
im beruflichen und wirtschaftlichen Bereich Gedanken über 
die Zukunft machen und uns überlßgen, ob wir mehr Techni­
ker, Elektroniker, Krankenschwestern oder Bauern brauchen, 
wenn wir uns über die Höhe des Rentenalters unterhalten, so 
kommt niemand auf die Idee, erst einmal die Primarschulaus-

1. 
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bifdung auszusetzen und abzuwarten, was die Zukunft ver­
langt. 

· Eine gute Grundausbildung für'unsere Rekruten bleibt erfor­
dertich, auch wenn die Wehrdienstzeit verkürzt wird und die 
Bestände verkleinert werden. Man kann für oder gegen die Ar­
mee sein. Wer aber grundsätzlich gegen die Armee ist, soll 
nicht so tun, als ob es ihm nur um die Standorte und die Ge­
staltung der militärischen Bauten gehe. 
Ich bitte Sie, für den Ersatz der Kaserne St. Gallen zu stimmen 
und die Anträge Rebeaud, Minderheit I und Minderheit II ab­
zulehnen. Dagegen stimme ich dem Antrag von Kollege David 
für die Reduzierung der Parkplätze zu. 
Es war ein Fehler, dass die Kaserne St Gallen abgebrochen 
wurde, bevor Ersatz geschaffen war. 

Widrig: Ich wohne in einer Region, dem Sargansertand, die 
mit militärischen Anlagen dicht belegt ist-Schiessschule Wa­
lenstadt. Waffenplatz Mets, St Luzisteig, Festung Sargans -, 
einer Region, die auclJ bereit ist, diese Belastung zu tragen. 
Sie können mir also nicht gerade Sankt-Florians-Pofrtik vor~ 
werfen. Um so mehr verurteile ich das in Mode gekommene 
Verhalten von Minderheiten, Mehrheitsentscheide nicht mehr 
zu respektieren. Die Modeerscheinung, ·Minderheitsentschei­
de durchzudrücken und sie erst noch als Mehrheitsmeinung 
zu verkaufen, treibt seltsame Blüten. 
Sie beginnt in Neuchlen-Anschwilen damit, dass man Briefe 
von 400 oder 700 Waffenplatzgegnern hochhängt. während 
man 20 000 waffenplatzbefürwortende Unterschriften einer 
Petition kaum beachtet. Sie setzt sich fort. indem Gemeinde-, 
Kantons- und Bundesbehörden - die schliesslich ihr Mandat 
wahrnehmen, hinter dem Waffenplatz stehen, mit grossem 
zeitlichem Einsatz den Vollzug sicherstellen - mit Titeln wie 
Lügner und Spitzbuben beehrt werden. Ich frage mich, wel­
chen Respekt vor der Stellung des obersten Staatsorganes ei­
gentlich Partamentarier haben, die Vollzugsorgane dazu auf­
rufen, Beschlusse ihrer eigenen Behörden nicht zu vollziehen 
- Namen zu nennen ist überflüssig, sie haben in der Tages-

. schau posiert. · 
Ich meine, Neuchlen-Anschwilen muss als Ersatz für die vor 

· zehn Jahren abgebrochene Kaserne in St Gallen gebaut wer­
den, sonst kann unserer Demokratie keine gute Prognose ge-
·stellt werden. · 
Gestatten Sie mir noch einen Gedanken zum Raumbedarf von 
Ausbildungsanlagen. Auf allen Schulstufen ist selbstverständ­
lich, dass der Raum- und Platzbedarf trotz gleichbleibender 
Schülerzahl ansteigt. bedingt durch Spezialräume und auch 
aus betrieblichen Gründen. Bei der Armee soll das offenbar 
nicht gelten, obwohl wir genau wissen, dass neue Waffensy­
steme auch neue Ausbildungsanlagen bedingen, und obwohl 
wir genau wissen, dass wir künftig nicht weniger junge Wehr­
männer haben: die Armeerefonn schneidet ja oben bei den äl­
teren Jahrgängen und nicht bei den Jungen ab. 
Wir brauchen keinen wxus und auch keinen Komfort in der Ar­
mee, wir brauchen aber auch keine eingepferchten Batterie­
haltungen ä la Umäsch oder Herisau. Was unsere Jungen 
brauchen, sind zeltgemässe Ausbildungsanlagen, um Leer­
läufe durch unnötig lange Arbeitswege zu venneiden. 
Die Armee hat ihren Auftrag immer wieder neu zu überdenken, 
sie inuss auch kritikfähig sein. Naturschutzanliegen sind bei 
Bauten vennehrt miteinzubeziehen, da pflichte ich Kollege Da­
vid bei, weshalb Anregungen und auch Kritik aus Naturschutz­
kreisen ernst zu nehmen sind; sie sind auch ernst genommen 
worden in diesem Projekt. 
Was wir aber nicht tatenlos hinnehmen werden, das ist die sy­
stematische Schwächung unserer Wehrbereitschaft, die ei- .· 
nige der Demonteure bezwecken. Ihre Argumentation geht 
nach der Devise: .Recht ist. was mir nützt. Im November 1989 
waren sie noch offen für die Abschaffung der Schweizer Ar­
mee. Weil ihr Weltbild nicht Realität, sondern Wunschdenken 
war, schieben sie heute den Naturschutz vor, und morgen 
kommen sie mit Zahlen künftiger Wehnnänner, die nicht stim­
men. 
Ich bin sehr froh, dass der weit überwiegende Teil unserer Ju­

. gendlichen an die Zukunft glaubt und weiss, dass unser Land 
verteidigenswert ist. Darum brauchen wir den Waffenplatz, da~ 

für müssen wir die Kaserne fertigerstellen, und deshalb bean­
trage ich Ihnen, die Minderheitsanträge abzulehnen und der 
Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 

Persönliche Erklärung-D_eclaration personnelle 

Frau Stocker: Herr Widrig, es macht eben einen Unterschied, 
ob man zu einer Minderheit gehört oder seit Jahrzehnten zu ei­
ner Mehrheit. 
Als am 12. Dezember 1988 in diesem Rat über die GSoA-lnitia­
tive abgestimmt wurde, waren wir 13 Jastimmende und haben 
nachher über eine Million Schweizerinnen und Schweizer ver- • 
treten. Es könnte ja sein, dass Veränderungen halt wirklich von 
Minderheiten kommen: " 
Ich brauche keinen Umweltschutzmantel: Ich bin vor drei Jafl.. 
ren als Landverteidigerin gewählt worden, und nicht als Lan­
desverteidigerin. 

Meier-Glattfelden: Meine 8nstellung zur Schweizer Armee ist 
bekannt. Nach wie vor bin ich der Meinung, ein souveräner 
Staat brauche eine Armee und jeder Schweizer habe seine 
Dienstpflicht gegenüber dem Staate zu absolvieren, sei es nun 
im Militär oder in einem zivilen Ersatzdienst. Bne Armee 
braucht Uebungsplätze, und ich habe der ersten Tranche des 
Waffenplatzkredites zugestimmt. Heute bedaure ich dies. 
'Warum? Nicht nur, weil das Bedrohungsbild anders ist, weil 
die Armee umstrukturiert und verkleinert wird; weil die Rekru­
tenzahlen stark zurückgehen. Nein, es ist vor allem die Art und 
Weise, wie das EMD trotz hängiger Motion Rechsteiner den 
Bau überstürzt begonnen hat und zügig durchziehen wiil. Es 
ist das brutale Vorgehen der Polizei-mit Tränengas und Gum­
mischroteinsätzen und bissigen Hunden gegen gewaltfrei De­
monstrierende! Dieses Vorgehen ist geeignet, weitere, bis jetzt 
militärfreundliche Bevölkerungsschichten ins Lager der Ar­
meegegner zu treiben. 
Herr Bundesrat Villiger, Sie wollen das Vertrauen der Jugend 
zurückgewinnen; der Jugend, die mehrheitlich für die GSoA­
lnltiative gestimmt hat - so gewinnen wir es nicht zurück. Es 
fehlt nur noch, dass rechtsextreme Kreise ennuntert werden, 
von sich aus für Ordnung zu sorgen. Grosse Teile der lokalen 
Bevölkerung sind gegen das Vorgel}en und die Haltung des 
EMD eingestellt. Ich zweifle nicht, dass der Bau dieses Waffen­
platzes mit den heute gültigen Regeln unserer Demokratie 
durchgesetzt werden· soll. Von einem echt demokratischen 
Entscheid mit Mitspracherecht des Volkes kann jedoch bei 
den heute bestehenden Vorrechten des EMD keine Redesein. 
Ohne Baubewilligung und ohne sich u~ einen Zonenplan zu 
kümmern, darf der Bund für 95 Millionen Franken einen Waf­
fenplatz bauen, gegen ein paar Zelte der Waffenplatzgeg~r , 
.aber lässt man wegen Fehlens der Baubewilligung die'ganze 
Polizeimaschinerie laufen und vollzieht die Zwangsräumung. 
So einfach lässt sich das Problem aber nicht aus dem Wege 
räumen. Die Protestwelle wird anschwellen und das Projekt, 
ob gebaut oder nicht gebaut, wegschwemmen. · 
Der Kanton Zürich baute den Waffenplatz Reppischtal trotz 
heftigem Widerstand der. betroffenen Bevölkerung. Im Lim­
mattal wurd<q der Kredit mit 90 Prozent Neinstimmen abge- · 
lehnt. Aus Neuchlen-Anschwilen aber wird kein ~ltes Rep-· ·· 
pischtal, sondern ein zweites Rothenthurm werden - mit ei­
nem Bundesverfassung$8rtikel, der keine neuen Waffenplätze 
mehr erlaubt und der die Privilegierung für militäriscl:le Bauten 
im Bau~ und Planungsrecht abschaffen wird. 
Mit den 400 Burgern und Bürgerinnen aus Abtwil, aus denen 
bereits 800 geworden sind, bitte ich Parlament und Bundesrat, 
dafür zu sorgen, dass das Jahr 1991 auch für die Region Ost­
schweiz zu einem Jahr der Begegnung und des Gesprächs 
und nicht der Konfrontation zwischen Waffenplatzgegnern 
und -befürwortern wird. · 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag Rebeaud anzunehmen, nach 
dem der Bundesrat eine Konsultativabstimmung bei der be-. 
troffenen Bevölkerung durchführen kann. Der Bundesrat kann 
so eine Denkpause für Befürworter und Gegner einschalten. 
Herr Zwingli, Herr Früh, Frau Eppenberger, wenn Sie zu Recht 
überzeugt sind, dass die Bevölkerung der Region den Waffen­
platz will, brauchen Sie doch eine solche Konsultativabstim-
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mung nicht zu scheuen. Ich bin überzeugt, die Möglichkeit ei­
ner Konsultativabstimmung ist von uns Armeebefürwortern 
ein Akt der Klugheit und auf keinen Fall ein Zeichen von 
1Schwäche. · 
Ich bitte Sie, den Antrag Rebeaud anzunehmen. 

Oehler: Wenn die Hälfte der St Galler in diesem Rat. also 6 
von 12 Mitgliedern des Nationalrates, sich zu Neuchlen­
Anschwilen äussern, dann müsste man zum Schluss kom­
men, es handle sich um eine nationale Angelegenheit. derweil 
wir ja blass über die Erneuerung des Waffenplatzes Gossau­
Herisau zu entscheiden haben. Ich bin aber der Meinung, 
dass es zu einer nationalen Angelegenheit hochstilisiert wor­
den ist. nachdem sich der Einpeitscher aus dem Wallis in die 
Ostschweiz begeben hat und dort versucht, das Volk aufzuhet­
zen. 
Zum Teil ist das gelungen. Für mich ist Neuchlen-Anschwilen 
nicht nur zum Prüfstein für unsere Demokratie, sondern auch 
zum Eckwert unseres politischen Systems geworden. Und 
zwar aus dem einfachen Grund, weil man vordergründig die 
Anliegen einer echt besorgten Bürgerschaft einer Region zu 
vertreten vorgibt, derweil man anderseits im Grunde genom­
men gegen das ganze System vorzugehen beabsichtigt. 
Für mich ist Neuchlen-Anschwilen eine Frage unseres Regie­
rungssystems. Und ich frage Sie, ob es aufgrund der Vor­
kommnisse der vergangenen Jahre letztlich noch möglich ist, 
dass wir dieses Regierungssystem aufrechterhalten. Auf der 
einen Seite finden.wir drei Regierungsparteien, die sich ge­
samthaft oder zumindest mehrheitlich nicht nur für dieses Pro­
jekt, sondern auch für andere Vorhaben in unserem Staat ge­
meinsam einsetzen. Auf der anderen Seite befindet sich eine 
Regierungspartei, die immer wieder offen, lautstark und direkt 
gegen dieses System antritt Wäre es nicht ehrlicher, wenn 
man daraus die Schlussfolgerungen ziehen würde und sich in 
die Oppositionsrolle begäbe, die man letztlich ja so gerne 
spielt? 
Regieren in diesem Staat ist für mich nicht dasselbe wie an ei­
nem Zuckerstengel .lutschen, sondern ist Uebemahme von 
Verantwortung. Wir übernehmen diese Verantwortung in der 
Regierung; ein Viertel dieser Regierung macht offenbar - zu­
mindest in diesem Saal - nicht mit Wenn uns Herr Hubacher 
letzte Woche vorgeworfen hat, wir hätten die Zeichen der Zeit 
nicht erkannt und keine Schlussfolgerungen aus den Verän­
derungen im Ostblock gezogen, dann geht sein Vorwurf mei­
nes Erachtens ins leere. Schliesslich haben nicht wir Bürgerli­
chen in den vergangenen Jahren jene Systeme im_ Ostblock 
hofiert. mit Besuchen überhäuft; sondern wir haben unseren 
Beitrag geleistet, dass es so weit gekommen ist, wie es kom­
men musste und glücklicherweise auch kam, wenn auch-das 
möchte ich festhalten -unsere Beiträge eher bescheiden wa­
ren. 
Ich kann mir gut vorstellen, dass für Hans Ziegler jene Verän­
derungen im Ostblock etwas Abscheuliches sind. 
Sie werden mir jetzt den Vorwurf machen, ich hätte mich nicht 
zu Neuchlen-Anschwilen geäussert Ich habe dies deshalb 
noch nicht getan, weil man es zum nationalen Problem hoch­
stilisiert hat und wir offensichtlich Einpeitscher aus dem Wallis 
nach St Gallen geschickt bekamen, die für «Ruhe und Ord­
nung•-aber auf der andern Seite, also für Unruhe und Unord-
nung-sorgen wollten. . 
Ich trete für Neuchlen-Anschwilen ein, aus der Ueberzeugung, 
dass es um eine Verbesserung der Ausbildungsverhältnisse, 
aber auch um eine Verbesserung in jener Region geht. Um 
eine Verbesserung, weil wir eine Zusammenfassung der Aus­
bildungsmöglichkeiten erhalten. Das EMD ist von uns anzu­
halten, alle möglichen, heute bekannten und noch auttau­
chend_en Verbesserungen durchzuführen. Und wenn wir das 
tun, haben wir die Anliegen der besorgten Bürger viel eher be­
rücksichtigt und in unsere Anliegen eingebaut, als wenn an­
dere vordergründig gegen Neuchlen-Anschwilen eintreten, 
hintergründig indessen die Armee in ihren Grundfesten treffen 
wollen. Dieses Spiel mache ich nicht mit. 
Herr Rechsteiner hat das bereits einmal vorgespielt mit Blick 
auf die Anlage «Kamor», die er damals noch nicht kannte- ich 
nehme an, heute_auch nicht. Herr Rechsteiner hat seinen Se-

gen über St. Gallen ausgebreitet. als er an der Eröffnung der 
Stadtautobahn SN 1 sein Transparent entfaltete und immer 
noch dagegen antrat. Herr Rechsteiner, wir sollten eine kon­
sultative Abstimmung machen, ob die SN 1 ein Segen für 
St. Gallen war - oder ob ihr Bau ein Fehler war, wie Sie heute 
·noch meinen. 
Jene Abstimm~ng wäre klar. Aber wir sind gegen Konsultativ­
abstimmungen, weil sie in diesem Fall nur eine Kulissenschie­
berei wären. 

Ott: In dieser gewohnt polarisierenden und emotionalen Ar­
meedebatte spreche ich, wie Sie wissen, als Befürworter der 
schweizerischen Landesverteidigung, und gerade vor diesem 
Hintergrund drücke ich hier meine Sorge aus und erkläre, 
warum ich die Minderheiten unterstütze. Es gibt Situationen, in 
denen der psychologische Gesichtspunkt wichtiger ist als al­
les andere, auch wichtiger als alle Argumente über technische 
Vor- oder Nachteile. 
lassen Sie mich hier etwas ausholen: Es ist viel Grundsätzli­
ches gesagt worden. Wir brauchen die Schweizer Armee in 
der heutigen geschichtlichen Stunde noch, als Modell unter­
wegs zu einem künftigen friedlicheren, teilentmilitarisierten 
Europa. als Modell dafür, dass man es auch ohne stehende 
Heere und ohne modernste Hochrüstung schafft Wir brau­
chen sie als Teil eines künftigen gesamteuropäischen Sicher­
heitssystems, dem die derzeitige Entwicklung hoffentlich und 
mit hoher Wahrscheinlichkeit zustrebt, eines nicht mehr von 
Macht und Abschreckung, sondern von Recht, von Verträgen, 
von internationaler Schiedsgerichtsbarkeit und friedlicher 
Konfliktlösung bestimmten Europas, das aber nicht gänzlich 
ohne alle Streitkräfte wird auskommen.können~ 
Ich fürchte mich nicht vor einer unmittelbaren Bedrohung der 
Schweiz jetzt. weder vor imperialistischen Grossmächten 
noch vor plötzlich wieder diktatorial-militaristischen Nachbar­
staaten. Ich fürchte mich auch nicht - um die Dinge beim Na­
men zu nennen - vor dem wiedererstehenden grossen 
Deutschland. Die Demokratie ist jetzt dort doch zu tief veran­
kert 
Es wird schwerfallen, ein Szenario einer direkten militärischen 
Bedrohung der Schweiz im grossen Massstab auszudenken. 
Der erwartete Sicherheitsbericht des Bundesrats wird dies 
wohl zeigen. Was bleibt. ist ein Rest von Instabilität Das ist 

' zwar ein vager und unausgefüllter Begriff. Aber wer das be­
streitet. beweist. dass er die grosse Aufgabe, ein wirklich stabi-, 
les Europa zu bauen, noch nicht erfasst hat. Was ferner bleibt. 
ist die Aufgabe aller europäischer Staaten, zu einem wirklich 
stabilen Europa solidarisch beizutragen: auf militärischem, 
vor allem auch politischem Gebiet 
In dieser Lage sorge ich mich, was die Schweiz betrifft. um die 
Akzeptanz unserer Armee. Zwar hat sie eine solide Mehrheit 
von 2 zu 1 erhalten, aber man muss hier die Stimmen auch ge­
wichten. Es ist die junge Generation, die den Dienst zu leisten 
hat. . 
Ich denke hier an jenen in der «ASMZ»erschienen Artikel eines 
Hauptmanns, der schrieb; dass er eine Kompanie von zuver­
lässigen Soldaten führe, aber dass wohl die Mehrheit von ih­
nen den Sinn der schweizerischen Landesverteidigung nicht . 
mehr verstehe. . . . . 
Eine Schweizer Armee, die vermehrt auch für friedliche 
Zwecke, einsetzbar wäre,. für Katastrophenhilfe, Blauhelme, 
Grünhelme, eine Armee, 9ie nicht mehr absolut gesetzt wird . 
und nicht meint, jedes soziale Opfer an Geld und Landschaft 
fraglos fordern zu dürfen - eine solche Armee wird die Akzep­
tanz bei der Generation, auf die es hier in erster Linie an­
kommt, wieder finden. 

M. Longet: Je n'aimerais pas ~ener icl un debat pour ou 
contre l'armee, mais simplement dire a M. Villiger deux cho­
ses. Premierement, auj.ourd'hui, on ne peut plus projeter de 
nouvelles places d'armes sans tenir campte de l'evolution de 
la situation, sans avoir une strategie qui integre celle-ci et sans 
une planification d'ensemble credible. Je veux dire par la que 
le besoin sur lequel on s'appuie, que ce soit dans ce domaine 
ou dans un autre, est toujours une notion a geometrie variable. 
Nous n'avons veritablemenfaucune garantie que, dans quel-
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ques annees, une fois que la bataille aura ete menee, on ne 
nous dira pas que le besoin avait ete malheureusement sure­
value. Dans ce cas, je peux vous dire, Monsieur Villiger, qu'il y 
aura des gens dans cette enceinte-ce ne sera pas nous -qui 
se sentiront utilises. Ceux de nos collegues qui vont vous sui­
vre n'ont aucune garantie que le besoin soitvraiment prouve. 
On ne peut pas non plus -c'est mon deuxieme constat-et on 
ne doit plus imposer par la force de telles installations.11 taut le 
dire de maniere claire et definitive: on ne doit pas, en Suisse, 
gouvemer de cette maniere-lä. L'armee ne peut plus continuer 
a detruire les valeurs memes qu'elle est censee defendre. Je 
mets en garde le Conseil federal et 1a majorite qui, actuelle­
ment, negligent completement le cout social et moral d'un 
nouveau Kaiseraugst. d'un nouveau · Rothenthurm, · d'une 
epreuve de force. Cela n'a pas du tout l'air de preoccuper la 
majorite. Certes, la force peut s'imposer, mais le bilan sera 
lourd. Laplace d'armes sera peut-etre construite, mais a quel 
prix? D'epreuve de force en epreuve de force, on detruit la con­
fiance sur laquelle est fondee 1a Suisse et on fait que les gens 
n'y croiront plus. On aura parseme le pays de places·d'armes, 
mais il n'y aura plus rien ä defendre. 
Dans le debat devant ce conseil, on constate que leton monte 
de part et d'autre. Tout a l'heure, nous avons entendu des pro­
pos tres durs .. Je regrette que ceux de M. Oehler, parexemple, 

. puissent etre tenus, mais ils ne sontque le reffet de ce qui se dit 
et fait sur le terrain, respectivement du comportement. du 
Departement militaire federal sur les lieux. Je suis tres inquiet, 
car malgre deux votations populaires, celle sur Rothenthurm 
et celle pour une Suisse ~s armee, on ne semble pas avoir 
compris, au sein du Departement militaire federal, la necessite 
de changer de style et de ton. J'ai l'impression que dans ce 
departement on ne pense pas mais qu'on depense, qu'on ne 
discute pas mais qu'on donne des ordres, qu'on sort les bull­
dozers. C'est ce style-la que nous n'admettons pas. . 
Au-delä de la question du besoin et de 1a question de fond, il y 
a une place importante ä donner aux modalites de la discus­
sion.Actuellement, il n'y apas de discussion mais uniquement 
des rapports de force, ce qui est inadmissible. Evidemment, 
cette situation est aussi issue d'un lourd heritage. Nous disons 
qu'il taut changer de ton, mais nous voyons egalement que 
cette fa~n de vouloir regner par les rapports de force est mal-
heureusement protegee par le droil . 
llfautaussi voirici que, si nousconstatons que le Departement 
militaire federal est un Etat dans l'Etat, ce n'est pas seulement 
dO ä la volonte du DMF mais egalement ä l'etat de la legisla­
tion. II nous incombe d'en finir au plus vite avec ces privileges 
d'un autre äge qui font que la planification et l'implantation 
d'installations militaires echappent completement au.droit or­
dinaire. II est tout de meme choquant qu'une personne desi­
reuse. de construire un petit cabanon doit se plier ä toutes les 
regles du droit des constructions et de l'arnenagement du ter­
ritoire, alors que l'autorite qui souhaite construire une place 
. d'armes n'y soit absolument pas tenu. 
Cette disparite est choquante et le peuple suisse 1a ressent 
comme telle.11 nous incombe de soumettre le DMF au droit or­
dinaire et de mettre fin au droit d' exception. Nous disons: ces­
sez d'etre un Etat dans l'Etat. Soumettons le Departement mili­
taire federal aux regles usuelles de l'amenagement du terri­
toire, de la protection du paysage, de l'lrtude d'impacts 
d'apres la loi sur l'environnement et imposons enfin la possibi­
llte d'un referendum financier sur les depenses militaires. 
C'est dans un tel cas concret d'application, puisque le DMF 
n'a pas voulu tenir campte de l'enseignement des deux dernis 
eres votations precitees. que nous voyons les lacunes dues au 
fait que nous ne connaissons pas le referendum en matiere fi-, 
nanciere sur les projets du DMF et que les voies ordinaires du 
droit de l'amenagement ne s'appliquent pas. C'est donc un 
appel, non seulement ä M. Villiger, en faveur d'un changement 
deton - malheureusementje crains qu'il raste vain-mais ega­
lement au Par1ement pour mettre fin au droit d'exception qui 
regit actuellement le domaine militaire. 

Keller: Die Debatte macht aus meiner Sicht eines klar: Bei der 
Bekämpfung der Kaserne Neuchlen-Anschwilen geht es um 
einiges mehr als nur um die Bekämpfung der Kaserne Neuch-. 
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len-Anschwilen. Wenn wir nicht beharren, ist Neuchlen­
Anschwileri für das EMD so ziemlich überall! Hier und heute 
geht es nicht mehr bloss um ein einzelnes Gefecht, sondern 
wir stehen am Beginn eines langwierigen und erbitterten Rin-

. gens um zukünftige Investitionen des EMD. In diesem Sinne 
soll Neuchlen-Anschwilen auch zu einer symbolischen 
Kampfstätte erhöht werden. 
Wenn man die Dinge realistisch betrachtet, ist doch die Frage 
verhältnismässig einfach, und man braucht keineswegs die si­
cherheitspolitische Grosswetterlage herbeizuzitieren. Die Ar­
mee ist eindeutig nicht abgeschafft; sie besteht weiterhin, 
auch die allgemeine Wehrpflicht besteht weiterhin: Damit 
brauchen Soldaten weiterhin zweckmässige Uebungsplätze 
und geeignete Kasernen. Unzweckmässige Uebungsplätze 
und Kasernen erschweren die Ausbildung und fördern damit • 
die Verdrossenheit der Truppe-so einfach ist das. 

· Will das jemand? Ich denke, zu dieser Zielsetzung wird sich 
kaum jemand in diesem Saal bekennen wollen. Gefragt ist 
aber auch wieder einmal unsere rechtsstaatliche Standfestig­
keit. Wir haben den Bau di.eser Kaserne beschlossen und soll­
ten nun konsequent sein, auch wenn man wegen Standfestig­
keit in einer solchen Frage nicht gelobt, sondern eher wegen 
mangelnder Lernfähigkeit getadelt wird. 
Ich bestreite nicht, dass es sich bei Neuchlen-Anschwilen um 
wertvolle Landschaft hande~ Aber wo gibt es Landschaft, die 
für Zwecke infanteristischer Ausbildung geeignet ist und nicht 
zugleich wertvoll wäre? Wo gibt es in der Schweiz eine solche 
Landschaft? 
Ich lehne deswegen die Minderheitsanträge ab und möchte 
schliessen. mit einer etwas allgemeineren Bemerkung: Man 
wird auch in Zukunft bei jedem Einzelfall immer mit der Sicher­
heitspolitik argumentieren; das ist klar. Es wurde hierz. B. fest­
gestellt, dass wir vor einem Jahr noch nicht daran gedacht hät­
ten, wie sich Europa -und insbesondere Osteuropa-in einem 
positiven Sinne verändern würde: Ich stimme dem zu, und ich 
freue mich natürlich auch darüber. Aber gerade diese völlig 
unerwartete und unvorhergesehene Veränderung müsste uns 
auch ein wenig vorsichtig machen, müsste uns daran erin­
nern, dass die Zukunft immer ungewiss bleibt und dass sie 
nicht einfach die Projektion einervon Hoffnungen erfüllten Ge-
genwart ist. ·· 

Braunschweig: Herr Anton Keller, Sie sagen; es gebe keine 
Hoffnung, weil die politische Lage ungewiss sei. Früher gab es 
keine Hoffnung, weil die Lage trostlos und festgefahren war. 
Ich frage Sie: Wann gibt es eigentlich noch Hoffnung? Und 
was sagen Sie Ihren Schülerinnen und Schülern, den jungen 
Menschen, mit denen Sie besonders verbunden sind, wenn es 
nie·in unterem Leben eine Phase der Hoffnung gibt? · 
Zum Rechtsstaat gehört auch die Fähigkeit, sich einer verän­
derten Situation anzupassen und daraus Konsequenzen zu 
ziehen. Nicht deljenige Staat ist stark, der stur an vergangenen 
Voraussetzungen festhält, sondern stark ist defjenige Staat. 
der sich anpassen kann, wenn viele eine neue Bewegung spü­
ren; und dieser europäische Aufbruch war in der Debatte von 
heute und vom letzten Donnerstag unbestritten. 
Ich erinnere Sie - nachdem Sie selber viele Erinnerungen ge­
weckt haben-an die Volksabstimmung Rothenthurm. Damals 
hörten wir genau dieselben Argumente. Herr Früh sagt, 
Neuchlen-Anschwilen sei ein Glaubwürdigkeitstest; Rothen­
thurm war auch ein Glaubwürdigkeitstest. Herr Oehler sagt, 
Neuchlen-Anschwilen sei ein Prüfstein; Rothenthurm war 
auch ein Prüfstein, und das Volk hat dazu ja gesagt. Wozu hat 
es ja gesagt? In bestimmten Situationen gehen die Interessen 
des Naturschutzes und der lokalen Bevölkerung den militäri­
schen Interessen vor, nämlich dann, wenn wir von den Bedürf­
nissen der Armee nicht mehr überzeugt werden können. 
Und was geschah nach der Volksabstimmung Rothenthurm? 
Unser Land existiert immer noch, und wir bezeichnen unseren 
Staat im Grundsatz immer noch als 'Rechtsstaat. All das, was 
Sie vorausgesagt haben, ist nicht eingetreten. 
Eigentlich habe ich mir vorgenommen, nicht fundamentali­
stisch zu argumentieren, getreu dem Rezept von Herrn David, 
sondern ganz pragmatisch einige Fragen zu stellen. Herr Bun­
desrat Villiger, ich verstehe folgendes nicht: 
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Sie sprechen überall mit Befriedigung von der geplanten 
mannschaftsmässigen Reduktion der Armee um einen Sech­
stel. Das müsste sich doch auch auf die Zahl der Waffenplätze 
auswirken. 42 geteilt durch 6: es wäre also an eine Aufhebung 
von 7 Waffenplätzen zu denken. Nun sagen Sie mir, das sei 
eine Milchbüchlein-Rechnung, und es ist vielleicht auch so. 
Wir fordern ja auch nicht die Aufhebung von sieben Waffen­
plätzen! Aber dass dieser 42. Waffenplatz entstehen muss, 
das können Sie mit Ihren Zahlen nicht begründen. 
In Ihrem Departement gibt es zudem Leute - und zwar gute 
Leute-, die von wesentlich grösseren Reduktionen sprechen, 
und solche werden ja mit grösster Wahrscheinlichkeit noch in 
diesem Jahrzehnt kommen. Manche Waffenplätze werden in 
der Schweiz nicht mehr gebraucht werden. 
Deshalb verstehe ich das Zweite nicht: dass Sie nicht endlich 
einmal in die Offensive gehen, eine Tat vollbringen, sich über 
die formale Rechtsstaatlichkeit hinwegsetzen und sagen: Wir 
müssen von der Wende Kenntnis nehmen, von neuen Bewe-
gungen in Ost- und Westeuropa · 
Weshalb dieser vorgezogene Baubeginn? Weshalb haben Sie 
gerade gestern die Absicht bestätigt. den Militärischen Frau­
endienst (MFD) auf freiwilliger Basis zu beW'affnen? Warum, 
HerrVilliger, so unpsychologisch? Sie müssen doch diese jun­
gen Menschen in Neuchlen-Anschwilen für die Armee zurück­
gewinnen. Das kann nicht meine Aufgabe sein, das ist Ihre 
Aufgabe! Sie stossen aber diese Leute in die Opposition, vor · 
Gericht, in das Gefängnis. 
Herr Villiger, versuchen Sie es anders. Ich habe Ihnen das­
selbe schon beim ZIVildienst vorgeschlagen. Gehen Sie weni­
ger grundsätzlich, dafür pragmatisch an die Probleme heran. 
Sie hä!{:en wieder Erfolg! 

· Frau Haller: Herr Früh hat an die Adresse der Waffenplatz­
gegnerinnen und -gegner gesagt. . wir wollten keine Armee, 
also wollten wir auch keine Demokratie .. Das ist schlicht falsch. 
Wenn Demokratie gelebt wird, gibt es immer Mehrheiten und 
Minderheiten. Wichtig sind dabei nicht nur die Mehrheiten, 
wichtig sind auch die Minderheiten. Sie wissen selber, dass 
eine Mehrheit, die immer nur 51 Prozent auf sich vereinigen 
kann,- und die anderen 49 Prozent sind immer dagegen-, auf 
die Länge ihren Willen nicht durchsetzen kann. Also muss es 
etwas differenzierter sein. 
Verschiedene Redner haben sich auf die rechtsstaatliche Si­
tuation berufen; Herr Keller hat eben das grosse Wort «rechts­
staatliche· Standfestigkeit» gebraucht Wir müssen vorsichtig 
sein, wie wir mit diesen Begriffen umgehen. Recht ist eine stän­
dige Entwicklung aufgrund der politischen· Verhältnisse, die 
sich ständig immerwiederändem. 
Ich verweise auf etwas sehr Wichtiges: Alles Neue beginnt im­
mer mit Minderheiten. Ich stelle einen Vergleich mit dem an, 
was in den letzten Monaten in Osteuropa passiert ist Da ha­
ben mutige Minderheiten ein gewaltiges Umdenken bewirkt 
Das waren zuerst ganz wenige Leute, die sich . überhaupt 
getrauten, sich mit neuen Möglichkeiten auseinanderzuset­
zen. Das waren Leute, die am Anfang völlig illegal etwas unter­
nommen haben. Das waren Leute, die sich um den politi­
schen Druck von aussen nicht geschert haben. Das waren 
Minderheiten, die ein Umdenken beförderlich vorangetrieben 
haben. · · 
Im Grunde genommen besteht eine klare Gesetzmässigkeit: 

. Jeder Umdenkprozess beginnt mit Minderheiten, die Minder- . 
heiten wachsen, es entsteht eine Unsicherheit, und dann 
kommt das grosse Wort «Ideologie», das Frau Eppenberger 
auch verwendet hat Die Minderheit wird plötzlich einer Ideolo­
gie bezichtigt Umgekehrt ginge es aber genauso: Die Schwei­
zer Armee kann als Ideologie bezeichnet werden, und sie ist 
im Grunde genommen nichts anderes. Aber wir wollen ja hier 
vemünftig miteinander reden und uns nicht gegenseitig der 
Ideologien bezichtigen. 
Vielleicht noch folgendes: Es gibt Leute, die noch weiter ge­
hen. Der katholische Theologe Kurt Koch aus Luzern hat klar 
nachgewiesen, dass die schweizerische Armee eine Religion 
ist. Er hat für die beiden Phänomene die genau gleichen Ele­
mente wissenschaftlich miteinander verglichen und abgeklärt: 
Religion ist das, was man nicht hinterfragen darf - etwas ver-

kürzt gesagt. Wir könnten hier in sehr interessante Diskussio-
nen geraten. · 
Wenn dann eine Umdenksituation ins Kippen kommt und es 
dazu neigt. dass gleich viele Leute dafür oder dagegen sein 
könnten, kommen die Unterstellungen: z. B. die Unterstellung 
von Frau Eppenberger, die die Gruppe der Waffenplatzgegner 
in Neuchlen-Anschwilen in die Nähe des Alkoholismus und 
der Drogenszene gestellt hat Das geht nicht, und dagegen 
verwahre ich mich in aller Form im Namen dieser jungen 
Leute, die dort aktiv werden. Wenn das Gleichgewicht der 
Mentalitäten zum Kippen kommt, wird es schwierig, dann 
braucht es eine politische Kultur. 
Ich möchte hier noch etwas zur Minderheit sagen, die bei der 
Armeeabschaffungs-lnitiative 36 Prozent der Stimmen er.: 
langte: Herr Bundesrat Villiger, Sie können diese Minderheit 
nicht einfach mit einer Eskalation der Härte wegradieren. Da­
mit erreichenSie nur, dass die Minderheit wächst, was mich 
freuen würde - aber es wäre eine noch schönere politische 
Kultur, wenn man nicht so weit eskalieren müsste. 
eine letzte Bemerkung an die Damen und Herren von der bür­
gerlichen Seite: Ich nehme nicht an, dass Sie jetzt gegen die­
sen Waffenplatz stimmen können; ich hoffe zwar auf einzelne 
von Ihnen und werde auch weiter hoffen, aber ich nehme nicht 
an, dass das geht 
Sie tun vielleicht gut daran, wenn Sie sich einen Weg offenhal­
ten, wie Sie früher oder später einmal einschwenken können. 
Vielleicht würde das zu einem weniger grossen Gesichtsver­
lust führen als seinerzeit bei Kaiseraugst. Ich bin in diesem Fall 
am Wohlbefinden aller Leute hier interessiert: Und vielleicht 
fangen Sie dort an, sich zumindest mit dem Gedanken einer 
Hintertür auseinanderzusetzen, wenn wir uns vorstellen, was 
in letzter Zeit in Osteuropa und in Europa überhaupt an Oeff­
nung und Umdenken möglich war. 
Ich bin mir nicht sicher, ob Sie nicht bald froh sind, sich solche 
Hintertüren überlegt zu haben! ·· l r .~.~ 
M. Rebeaud, porte-parole de la minorite: Si je rep<ends 1a pa- f; 
role en finde debat, c'est q~·a ma deception il n'a ete apporte t 
pratiquement aucune reponse ni aucun argument convain- ii 
cant concemant ma proposition de donner au Conseil fecleral j 
1a possibilite de s'assurer que les populations locaJes approu- ·"' 
vent la construction de cette place d'armes avant d' entrepren- ~ 
dre une marche forcee dans 1a region. Je regrette notamment 
que 1a majorite dite bourgeoise du Parlement ait decide de 
mettretoutes les propositions de minorite dans un seul paquet 
et de les considerer comme equivalentes. Or, elles ne le sont 
pas. 
II y va de 1a credibilite ä terme de l'Etat et des instituöons. J'en­
tends encore notre ancien collegue Louis Guisan. liberal vau- .··. 
dois et conseiller aux Etats, nous dire: «Si l'Etat cede ä Kai­
seraugst, c'est la finde la democratie-. L'Etat a cede ä Kai­
seraugst, et j'ose esperer que 1a democratie n'est pas encore 
morte. . ·. . . 
Dans le cas de ta place d'arrnes, il s'agit d'utiHser les instru- \; 
ments de lademocratie dont nousavons l'habitude poureviter ·· 
un faux pas politique. Mme Eppenberger et d'aucres preten­
dent que nous n'avons pas besoin de consultation parce que . 
nous sommes sQrs que 1a population locale est crac:cord. II~ ; 
se rendent coupables d'une contradiction dans les tennes. Si ! 
vous ~tes sOrs que 1a population est d'accord, vous ne courez ;, 
aucun risque ä laisser organiser une consultation populla!f't:· { 
Je ne peux pas comprendre que vous refusiez csce posstbi- : 
lite, puisque vous ~tes certains de gagner. En g:gnant ~ne 
teile consultation, vous donnerez peut-etre la pca."4'!: que I op- .. 
position sur place est organisee par des Zurichois ou des AI- !~ 
goviens, ou est teleguidee peut-etre par des Allema-,ds ou des i: 
gens des pays de I' Estl . ·/ 
Du moment que l'armee existe et que le peuple a confirn18 . / 
qu'il en voulait une - peut-etre pas celle-ci, mais oour le '!10- .· / 
ment nous n'avons pas le choix- il taut qu'elle soit a son a1se, . 

. qu'elle soit, comme disait Mao, dans le peuple comme un / 
poisson dans l'eau. . .·• 
J'ai fait, et je ne suis pas le seul, une experience o.,; est rune /. 
des plus penibles pour un soldat: c'est celle de cee-.dre son t 
pays, environne·par une population civile qui detes:e rarrne8· •·: 
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J'etais a Bure, Monsieur le Conseiller tederal, et on m'avait 
donne pour charge de surveiller la place d'armes en montant 
lagarde.durant la nuit II y avait un probleme, parce qu'a l'epo­
que des agitateurs jurassiens menayaient de s'attaquer a la 
guerite Oll j'etais cense me trouver. On ne pouvait tout de 
meme pas tirer sur des Suissesl Alors, a chaque soldat charge 
de cette mission - ce qui·etait alors considere comme un hon-

, on avait donne des gourdins, pesant environ 25 kitos, 
er le Jurassien» qui tenterait de «casser la bara­

genre de situation est, pour des jeunes gens norma­
lement constitues - et nous savons que certains d'entre eux 
ont le psychisme fragile, aujourd'hui - de nature ä vous de­
gouterde l'armee, des institutions et du pays. 
Je voudrais donc que vous me disiez en quoi cela vous gene, 
Madame Eppenberger, Monsieur Villiger, d'avolr la possibilite 
d'eviter ce genre de Situation absurde qui ne fait que rendre au 
_pays un service inverse a celui qu'on voulait lui rendre. Quand 
M. Jeanneret nous parle de federalisrrie et nous dit que nous 
faisons le contraire, il taut savoir si le tederalisme est l'alliance 
des autorites des differents cantons qui se donnent la main 
pour empecher les populations de s'exprimer ou une·possibi­
lite que nous donnent nos institutions et nos mecanismes 
eprouves de verifier s'il y a un accord entre ce que veut l'auto­
rite et ce que desirent les populations interessees. 
Personnellement, je penche pour 1a seconde version de ce 
federalisme, de cette notion-lä de la democratie. Je demande, 
avant 1a declaration du Conseil federal et le vote, que vous pre­
niez encore le temps de reflechir a cet aspect des choses 
avant de mettre dans le meme paquet toutes les oppositions 
en presence. 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat surcet.objet est interrompu 

Schluss der Sitz.ung um 13.00 Uhr 
Laseanceestleveea 13h00 

Militärische Bauten und Landerwerb 
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Militärische Bauten urid Landerwerb 
Ouvrages militaires 
et acquisitions de terrain 

Fottsetzung-Suite 

Siehe Seite 1095 hiervor -Voir page 1095 ci-devant 

Ziff. 232 (Fortsetzung)- Ch. 232 (suite) 

Feigenwinter,· Berichterstatter: Es hat keinen Sinn, wenn .ich 
die gestrige Debatte kommentiere. Ich mache nur die Feststel­
lung, dass offensichtlich in diesem Rat gestern ein guter Teil 
des für die Politik unabdingbaren Augenmasses verlorenge­
gangen ist, und ich wende mich nun den Tatsachen zu. 
1. Der Waffenplatz Herisau-Gossau ist ein Ersatzobjekt für die · 
1980 im Zuge des Autobahnbaues aufgehobene Kasernenan­
lage St Gallen. Seit 1980 sind drei Kompanien der lnfanterie­
Rekrutenschule der Ostschweiz in behelfsmässigen Unter­
künften in Urnäsch-Bronschhofen und auf dem Dachstock der 
Kaserne Herisau untergebracht. 
Wir haben die Verhältnisse in Herisau in Augenscheingenom-. 
men. Sie spotten jeder Beschreibung. Da werden 65 Rekruten 
unter dem Dach zusammengepfercht und müssen teilweise 
auf den minimalsten hygienischen Komfort verzichten. Das 
Ganze ist ein unhaltbarer Zustand. Auch die Standorte in Ur­
näsch und Bronschhofen sind lediglich Provisorien, für wel­
che immer schon eine definitive Lösung vorgesehen war. Die 
Ausbildung der Rekruten hat schon bis anhin auf den beste­
henden Schiessplätzen im Breitleid und im Sittertobel stattge­
funden. Man musste dafür täglich Transportzeiten bis zu zwei · 
Stunden in Anspruch nehmen. Es unterliegt keinem Zweifel, 
dass der Ausbildungsbetrieb damit denkbar schlechte Vor-
aussetzungen hatte. · 
2. Das Projekt des Waffenplatzes wurde in engster Zusam­
menarbeit mit den lokalen Behörden und unter ständiger Ori­
entierung der lokalen Bevölkerung entwickelt. Erst am 6. Mai 
1989 kam es zum Abschluss eines umfassenden Vertrages 

- zwischen den Gemeinden Gossau-GaiS8l'Wj:)Jd, Andwilen­
Waldkirch und · der Stadt St Gallen·· mit der 8dgeno~n­
schaft. Das Projekt ist keineswegs ein· altes und überholtes 
Projekt, wie das Herr Jaeger behauptet. sondern im Gegenteil 
eine _Anlage, die erst in letzter Zeit konzipiert wurde. Die Ka­
serne ist für drei Kompanien mit einem Bestand von maximal 
410 Mann dimensioniert. Zwei weitere Kompanien dieser. 
Schule bleiben in der Kaserne Herisau, die später umfassend 
renoviert werden soll •. 
3. Das ganze Gelände umfasst eine Fläche von rund 223 Hekt­
aren, also 2,23 Quadratkilometern. Der Bund konnte das Ge­
lände durch Abtausch mit dem Kanton St Gallen und durch · 
einen Arrondierungskai.Jf eines landwirtschaftlichen Betriebes 
erwerben. Für die eigentlichen militärischen Bauten benötigt 
man ganze 13 Hektaren. Rund 200 Hektaren stehen den fünf 
Landwirtschaftsbetrieben als Produktionsgrundlage für teil­
weise Intensive und teilweise extensive Bewirtschaftung zur 
Verfügung. 
Für die Sanierung von drei Bauernhöfen und den Neubau von 
zwei Bauernhöfen haben Sie im Oktober 1989 Kredite in der 
Grössenordnung von über 8 Millionen Franken gesprochen. 
Bei diesen Zahlen ist schleierhaft, wie Frau Leutenegger Ober­
holzer von einer Betonierung der Landschaft sprechen kann. 
4. Das ganze Projekt wurde einer umfassenden Umweltver­
träglichkeitsprüfung· unterzogen, notabene in einem Zeit­
punkt, in welchem die Pflicht zur Durchführung dieser Umwelt­
verträglichkeitsprüfung rechtlich gar noch nicht bestand. 
Diese UVP datiert von Oktober 1988 und Februar 1989. Sie war 
bereijs vorhanden - das an die Adresse von Herrn Jaeger -. 
als das Parlament im letzten Oktober über' die erste Etappe 
Beschluss fasste. 

In umfassender und vorbildlicher Art wurden sämtliche Pro­
bleme im Zusammenhang mit dem Bau und dem Betrieb der 
Anlage geprüft. Auf die um..,..eltbelange wurde zu Recht sehr 
starkes Gewicht gelegt. Probleme der Luft, des Lärmes, des· 
Grundwassers., der Lebensgemeinschaft von Pflanzen · und 
Tieren, der Landschaft und der Erholung wurden sorgfältig un­
tersucht Massnahmen zur Vermeidung oder Verminderung 
von Umweltbelastungen während des Baues und des Betrie­
bes wurden vorgeschlagen und flossen in das Projekt ein. 
Damit sichergestellt ist, dass die vieHältigen Umweltanliegen 
auch durchgesetzt werden, wurde ein landschaltsarchitekt 
verpflichtet, das ganze Projekt zu begleiten~ Herr Ledergerber, 
welcher die Untergruppe der Militärkommission präsidierte, 
die d~ Objekt in Augenschein nahm, hat als Fachmann 
den Umweltverträglichkeitsbericht als vorbildlich bezeichnet 
. Fragen der Parkplatzgestaltung können noch mit dem Antrag 
David behandelt werden. Bei dieser Situation ist es mir persön­
lich schleierhaft, wie Herr Jaeger zur Behauptung kommen 
kann, der Biotopschutz sei nicht gewährleistet und der Stand­
ort der Kaserne sei im Zeitpunkt des Beschlusses von 1989für 
die erste Etappe noch nicht klar gewesen. Das wird klar durch 

· die Umweltverträglichkeitsprüfung dementiert 
5. Im Oktober letzten Jahres hat der Nationalrat als Zweitrat ei­
nen Kredit von 34,5 Millionen Franken bewilligt Die erste 
Etappe umfasste eine Pistolenschiessanlage, eine ·300-Me­
ter-Schiessanlage, eine Gefechtsschiessanlage für Sturm­
und Maschinengewehre sowie leichte Panzerabwehrwaffen, 
eine Hindernisbahn, eine HG-Wurfanlage, eine Kampfbahn, 
· eine Infanterie- und eine Fahrschulpiste. 
Zweiter Schwerpunkt war der Neubau von zwei Bauernhöfen 
sowie die umfassende Sanierung von drei weiteren Bauern­
höfen. In der entsprechenden Botschaft wurde klar ausgeführt, 
dass mit einem weiteren Kostenrahmen von rund 60 Millionen 
die Erstellung der Kasernenanlage beschlossen werden solle, 
was mit der vorliegenden Baubotschaftauch geschieht 
6. Die Standortwahl für die Kaserne wurde nach umfassenden 
Abklärungen getroffen. Das Breitleid wäre zwar ein möglicher 
anderer Standort gewesen. Die Stadt St Gallen wehrte sich 
aber entschieden gegen diesen Standort, weil das Breitleid als 
Naherholungsgebiet und immer wieder für zivile Veranstaltun­
gen der Stadt St. Gallen zur Verfügung stehen muss. 

. 7. Die Kommission beantragt Ihnen nicht nur, dem anbegehr- . 
ten Kredit von 49,3 Millionen zuzustimmen, sondern auch die 
dritte Etappe mit einzubeziehen. Es handelt sich dabei um 
eine Mehrzweckhalle, eine Ortskampfanlage und eine Kurz­
distanz-5chiessanlag~. Der dafür erforderliche Kredit beläuft 
sich auf 11,65 Millionen Franken. In der Fahne, die Sie auf Ih­
ren Tischen haben, wurde der Kreditbedarf fälschlicherweise 
mit 12,97 Millionen angegeben, weil die Kosten für die Orts­
kampfanlage versehentlich zu hoch ausgewiesen wurden. Die 
Mehrzweckhalle steht unter Berücksichtigung des militäri­
schen Ausbildungsbetriebes auch zivilen Benützern zur Verfü­
gung. Dies wird auch bei der Parkplatzdiskussion zu berück­
sichtigen sein. · 
8. In der gestrigen Debatte wurde dem EMD wiederholt der, 
Vorwurf gemacht, dieses grosse Projekt werde ohne Baube- . 
willigungsvetfahren durchgesetzt. Ich glaube, es war Herr Mel­
er-Glattfelden, der das gesagt hat. Dieser Vorwurf ist aufgrund 
der geltenden Rechtslage absolut unbegründet 
Mit der Durchführung des.Bauvorhabens ist das Amt für Bun­
desbauten, nicht das EMD beauftragt. Nach der Kreditspre­
chung muss kein weiteres Baubewilligungsverfahren durch-

. geführt werden. Das gilt übrigens meines W1Ssens für alle öf­
fentlichen Werke in Kantonen und Gemeinden. Ich jedenfalls . 
habe noch nie ein Baubewilligungsverfahren für ein öffentli­
ches Verwaltungsgebäude oder für ein Schulhaus erlebt 
Ein Auflageverfahren hat nur dann stattzufinden, wenn mit 
dem Bau in Rechte Dritter eingegriffen wird und ein 8nspra­
che- und Enteignungsverfahren durchgeführt werden muss. 
In Herisau-Gossau ist das nicht der Fall. Beim Waffenplatz Ro­
thenthurm hat aber das Bundesgericht beispielsweise dem 
Bund die vorzeitige Besitzeinweisung verweigert, weil Verfah­
rensmängel vorlagen. Auch der Bund, der Kanton und die Ge­
meinden haben sich demnach an rechtsstaatliche Regeln zu 
halten und haften sich auch daran. 
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Der Zorn von Herrn Meier-Glattfelden über das willkürliche sind sicher lauter. Es geht ihm nicht darum, die Anlage zu ver. j 
Vorgehen des EMD und von Herrn langet über den Befehl des hindern. Er möchte einfach dafür Sorge tragen, dass kein ver. : .. 
EMD zum Vorrücken der Baumaschinen Ist also fehl am Platz. mehrter Privatverkehr entsteht Allerdings wurde auch diese ' · 
Verantwortlich-ich halte das noch einmal fest- Ist das Amffür Frage in der Umweltverträglichkeitsprüfung genau unter-\ 
Bundesbauten und nicht das EMD. Das Amt für Bundesbau- sucht Gemäss Umweltverträglichkeitsbericht entstünde / 
ten aber führt aus, was das Parlament im letzten Herbst rechts- selbst wenn die 120 Parkplätze - die ja im wesentlichen für d~ : 
kräftig beschlossen hat militärischen Benützer der Anlage, nämlich Rekruten Und '' 
Die Ausführungen von Herrn Rechsteiner, die er gestern ge- . Wehrmänner, zur Verfügung stehen sollen - täglich einmal be- c, 
macht hat, sind meines Erachtens rechtsstaatlich monströs. legt und besetzt würclen, höchstens ein maximaler Verkehr ; 
Er bezichtigt doch tatsächlich das EMD und Herrn Bundesrat von 12 Personenwagen pro Stunde, über den Tagesdurcti-: 
Villiger der Macht- und Gewaltdemonstration. Damit werden schnitt gerechnet . ., .· 
die wahren Verhältnisse doch gerade auf den Kopf gestellt! Nachdem auch die Mehrzweckhalle zur Beschlussfassung be-"t 
Herr Rechsteiner hat mit seinen Gesinnungsgenossen ver- · antragt wird und diese - soweit die militärische Beanspru..~ 
sucht. mit verbotener Eigenmacht zu verhindern, was das Par- chung das erlaubt- auch zivilen Benützern zur Verfügung ste-; 
lament - nicht etwa der Bundesrat oder das EMD- rechtskräf- hen soll, wäre es eigentlich sinnvoll, die Parkplätze zu erste!-\ 
tig beschlossen hatte und was das Amt für Bundesbauten nun len. Es sind in jedem Fall ~nig, wenn man davon 8USgeht, ~ 
auch ausführt · dass auch den Wehrmännern nicht verboten werden kann, mif 
An dieser Rechtslage kann auch eine nachträglich einge- dem privaten Fahrzeug in den Dienst einzurücken. .,5: 
reichte Motion nichts ändern; es Ist rechtsstaatlich bedenklich, Die Frage kann noch einmal vertieft geprüft werden. Man muss·; 
wenn man so tut, als könne dadurch ein formell und materiell ja beachten, dass die Real'ISierung der Anlage ungefähr dral ·. 
richtig zustande gekommener Beschluss des Parlaments si- bis fünf Jahre dauert und die Erstellung der Parkplätze natür-, 
stiert werden. Richtig Ist ledigftch, dass das Parlament auf ei- lieh erst spruchreif wird, wenn mindestens die Kasemenan-.: 
nen Beschluss zurückkommen und Ihn ändern kann. In der lage in Betrieb genommen werden kann; das wird, wie wir das 
Zwischenzeit hataberzu gelten, was beschlossen wurde. heute beurteilen, kaum vor drei Jahren sein. 
Behauptungen wie diejenige von Frau Haller, dass das Recht Die Kommission hat den Antrag nicht diskutiert, sondern dem : 
ständig In Bewegung sei, dass Minderheiten zu Mehrheiten · Projekt an sich unverändert zugestimmt Sie hat auch die Ko-' 
werden könnten und gestützt darauf ein Beschluss auszuset- stenstruktur geprüft und ist zum Schluss gekommen, dass die : 
·zen sei, sind reinste Rechtsverwilderungen. Kosten bei vergleichbaren Objekten entsprechend sind. . · :;; 
Es f,egen uns drei Anträge vor, zu denen sich ein vierter von Ich wäre jedoch bereit, den Antrag von der Kommission prüfen : 
Herrn David gesellt Die drei Anträge sind auf der Fahne ent- zu lassen, damit zu einem späteren Zeitpµnkt definitiv über criea 

halten. Frage Beschluss gefasst werden könnte, ob die Parkplätze zu 
Es handelt sich erstens um den Antrag der Kommissionsmin- errichten seien. · 
derheit 1, die von Herrn Ledergerber angeführt wird und die Wir verlieren keine Zeit, wenn wir über diese Frage heute nicht · 
verlangt. dass diesem Kredit von ungefähr60 Millionen, wie er beschliessen. Aber eine Rückweisung an die Kommission er-} 
sich jetzt präsentiert, mit Rücksicht auf die veränderte sicher- · möglicht eine nochmalige Prüfung der ganzen Frage. Ich bitte · 
heitspolitische Lage nicht zugestimmt wird. · Sie, diesem Verfahren vor einer endgültigen Verweigerung , 
Es hat wohl wenig Sinn, wenn man im einzelnen zu diesen Ar- dieser Parkplätze, die nicht ganz unbedeutend sind, den Vor~. 
gumenten noch einmal Stellung nimmt Wtr haben das in epi- zug zu geben. 2 · 
scher Breite während bald zehn Stunden in diesem Rat getan. . ;, .. 
·Ich beantrage Ihnen Ablehnung dieses Verweigerungsantra- M. Leuba, rapporteur: La particularite qui s'est degagee du' 
ges. long clebat d'hier sur 1a place d'armes d'Herisau-Gossau ou; 
Dann liegt ein Antrag Günter auf Rückweisung vor. Das Projekt sur 1a caserne de Neuchlen-Anschwilen est que chacun 
soll zurückgewiesen und recftmensioniert werden, und es soll pretend s'etre exprime au nom de 1a majorite de 1a population „ 
insbesonClere der Standort erneut abgeklärt werden. · locale. las adversaires invoquent les 400 signatures d'Abtwil. 
Dieses Projekt entspricht den Bedürfnissen, die auch eine ver- et les deux mille recueillies dans 1a region de Berne lors d'unec 
änderte und redimensionierte Armee in Zukunft braucht Der greve de 1a faim. Les partisans se referent aux 20 000 signatu-· 
Standort wurde In langen, sehr langen Verhandlungen mit den res de 1a petition «Forum jeunesse et armee» recueillies danSi 
politischen Behörden in dieser Region abgeklärt. cm Rück- 1a region de 1a place d'armes. . . _ .· 
weisungsantrag führt zu nichts, denn diese erneuten Verhand- . . Pour une fois, je crois que les limites de 1a pofltique sontatt~ · 
lungen können gar nicht anders herauskommen als früher. Ich tes et. dans ce cas, il taut en revenir au droit. C'est 1a eo · , 
bitte Sie deshalb, auch den Rückweisungsantrag Günter ab- tion et nos lois qui determinent qui est competent pour ~ 
zulehnen. · _ der. . 

· Zum Antrag Rebeaud: HerrRebeaud ~gt. dass unter den . La defense militaire releve de 1a Confederation. C'est le Parkr, 
betroffenen Gemeinden eine Volksabstimmung stattfinden ment qui accorde au Conseil federal les credits necessalreS et 
soll und dass der Bundesrat bis zur Durchführung dieser .· cela sans referendum. C'est taut aussi democratique puisqU8 
Volksabstimmung den Kredit blockieren kann. le Parlement a ete elu precisement pour faire le travail qui tul. 
Schon aus Kons,equenzgründen muss ich Ihnen beantragen, est confie. A cef egard, fai peine a comprendre 1'8>fgu~ 
den Antrag Rebeaud abzulehnen. Es würde damit einer De- tion de M. langet qui aimerait soumettre de telles questiOflS .. 
mokratie der Betroffenheit der Vorzug gegeben. Betroffene. au referendum financier. Le peuple. s'est prononce sur 18 
Regionen könnten damit Werke verhindern, die für die ganze referendum dans le cadre des mesures d'annement. il s'esl, 
Schweiz notwendig sind. Das ist eine falsche Art von Demokra- prononce .recemment et il a refuse ce droit süpplementair~i 
tie. Wenn etwas in absolut demokratischer Art und Weise zu- que certains voulaient lui accorder. Ce qui me parait democta; 
stande gekommen ist, kann es nicht angehen, die Direktbe- tique des lors, c'est de se soumettre a 1a volonte populaW: · 
troffenen konsultativ zu befragen, ob sie damit einverstanden C'est precisement la me semble-t-il que, dans le cadre de ·· 
sind oder nicht discussion concernant Neuchlen-Anschwilen, le bat bleSS8,: 
Ich habe den Eindruck, dass zu viele Behauptungen über die veritabternent car on est d'accord, dans un certain camp, de; 

·Haltung der betroffenen Gemeinden und der betroffenen Be- ne se soumettre aux votations populaires que si elles v~~ 
völkerung kursieren. Jedenfalls konnte anlässlich der Räu- donnent raison. Nous sommes donc competents pour ded-j 
mung des Waffenplatzes festgestellt werden, dass von 20 der et c'est ainsi que la commission vous recommande de "°:',J 
noch vorhandenen Besetzern 16 nicht im Kanton St Gallen ter le credit sollicite avec une augmentation. :'t 
Wohnsitz hatten, was doch darauf hinweist, dass die Opposi- On a evoque - c'est le deuxieme groupe d'arguments- l'eve>-l 
tion zu einem wesentlichen Teil auch von aussen gesteuert lution remarquable, pleine d'espoir, que nous consta!~ "t 
und genährt wird. dans les pays de l'Est ~e crois que nous pouvons nous ~~l~" 't 
Noch zum Antrag David: Er beantragt, den projektierten Park- de cette evolution et je crois que le Departement mthlarr: \ 
platz um 120 Plätze zu reduzieren. Die Motive von Herrn David federal s'en rejouit aussi, mais il ne taut pas jeter le manch ;, 
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avant la cognee. L'evolution dans les pays de l'Est est ex­
tremement recente. La menace communiste que nous nous 
sommes representee pendant longtemps comme etant la me­
na~ preponderante a indiscutablement diminue, mais la si­
tuation est extraordinairement instable. Personne ne peut 
predire aujourd'hui serieusemertt. a moins d'etre un funam­
bule, ce dont demain sera fait. Des lors, la situation doit etre 
COJ1Sideree comme particulierement instable et il est manifes­
tement premature de tirer le moindre argument de celle-ci. 
Mais surtout. nous constatons que, tant les pays qui nous en~ 
tourent que les pays de l'Est ne renoncent nullement a leur 
armee: Si des diminutions d'armement sont prevues, en r~ 
vanche la modemisation des armes et des munitions continue 
et il taut etre aveugle et sourd pour pretendre que, dans ces . 
conditions, nous devons renoncer a notre place d'armes. 
D'ailleurs on voit mal 1a relation qu'il y a entre l'evolution favo­
rable que nous constatons dans les pays de l'Est et la place 
d'armes de Neuchlen-Anschwilen. II faut. la aussi, etre un peu 
funambule pourtirer une relation entre ces deux evenements. 
Les adversaires du credit repetent a satiete qu'il n'est pas 
question dans lasituation actuelle decreer une nouvelle place 
d'an:nes. II faut repeter aussi ce principe selon lequel la reitera­
tion d'une affirmation fausse ne 1a rend pas juste par le seul fait 
qu'on 1a repete ade multiples reprises. C'est 1a le pointfonda~ 
mental. II ne s'agit pas de creer une nouvelle place d'armes, il 
s'agit exclusivement de reconstituer celle de Saint-Gall qui a 
ete abandonnee en 1980 pourlacreation de la raute nationale. 
II ne s'agit pasd'appelerde nouvelles recrues dans cette place 
d'armes, mais simplement de donner des locaux adequats a 
des recrues qui existent et qui, actuellement. font leur service 
militaire dans des cantonnements repartis dans trois commu­
nes de Suisse orientale. Cette mutation est bien connue; nous 
l'avons vecue notamment dans le canton de Vaud lors du 
depiacementde la place d'armes de Lausanne a Moudon ou 
de celle d'YverdorHes-Bains a Chamblon. II n'y a donc pas de 
quarante et unieme place d'armes qui est creee, il s'agit sim­
plement de donner des locaux pour la quarantieme qui existe 
deja. · 
On invoque les previsions de reforme de l'armee 1995. lci l'ar­
gumentation me parait particulierement deficiente. Dans tou­
tes les projections qui sont faites actuellement pour Armee 
1995, il n'est pas question de diminuer le nombre de recrues. 
Chacun sait ou devrait savoir que les places d'arrnes sont fai­
tes pour celles-ci, elles sont faites pour les soldats qui doivent 
commencer leur service militaire etil n'y aaucuneprevision de 
diminutioh du nombre de ces recrues, si ce n'est celle d.ue au 
facteur de natalite. A cet egard, je rappelle egalement l'apti­
tude differenciee qui dolt remplacer te servicecomplementaire 
et cette aptitude va probäblement compenser ,dans une ~ 
!arge mesure la diminution des effectifs due ä 1a natalite. 
On a invoque egalement un sondage selon fequel une partie 
importante de 1a population serait opposee ä 1a construction 
de nouvelles places d'armes. II est evident que si l'on m'avait 
demande au coin d'une rue, rapidement, si je suis favorable 
ou non a la construction de nouvelles places d'armes, j'aurais 
tres vraisemblablement repondu que je suis defavorable ä de 
telles constructions. Mais, encore une fois, ce n'est pas de 
cela qu'il s'agit, mais de ren;iplacer une place d'armes exis-

. tante. 
La proposition de M. Rebeaud est sympathique, mais elle 
n'est pas·acceptable. D'abord, elle se refere a ce que nos com­
patriotes appellentle principe de Saint-Florian, qui consiste a 
admettre que 1a defense nationale est necessaire mais qu'il 
faut aller construire les casemes necessaires ailleurs. C'est 
exactement ce qui ressort de la proposition Rebeaud. Avec un 
tel Systeme, il est evident QU'Gn n'arrive pas a resoudre le pro­
bleme, d'importance nationale, dans lequel l'ensemble du 
peuple considere qu'il faut faire un effort pour notre defense 
nationale, que les casemes sont necessaires, mais qu'on ne 
peut les placer nulle part en Suisse parce que chacun espere 
qu'elle sera mieuxsituee chez le voisin. C'est un vieuxsysteme 
que l'on retrouve non seulement dans le domaine militaire, 
mais aussi dans celui de I' energie et d'autres secteurs. 
Le federalisme ne peut pas etre invoque ici pour justifier cette 
proposition. Le federalisme consiste ä laisser les cantons exer-

cer librement leur competence lorsqu'ils sont competents et la 
Confederation exercer les siennes lorsqu'elle l'est En 
l'espece, la Confederation est competente; par consequent la 
decision doit etre prise a l'echelon adequat. 
Enfin, on invoque I' Opposition non violente. II faut aussi preci­
ser qu'un certain nombre de citoyens -cela a ete souligne en 
commission -sont excedes par les efforts que l'on doit foumir 
afin de permettre le deroutement normal de travaux dont les 
credits ont ete regulierement acceptes par notre Parlemerit. 
.La culture politique a laquelle on fait souvent allusion ici impli­
que precisement que la minorite s'incline devant les decisions 
de la majorite. On regrette, etc'estce qu'afaitlegroupeecolo­
giste, que l'on ait dO recourir a la force pourfaire respecter une 
decision <ie 1a majorite. Oserais-je rappeler ici que certains 
ecologistes regrettent que l'on ne recoure pas davantage a 1a 
force .,- je pense a 1a gendarmerie - pour faire respecter les 
decisions qui leur plaisent, les limitations de vitesse par exem­
ple? II devrait y avoir, nous dit-on, davantage de controles et 
d'interventions de 1a part de la gendarmerie. lorsque les lois 
plaisent. il est ·legitime que la force soit mise a leur service, 
mais quand elles deplaisent, on conteste l'usage de 1a force. 
Cela est veritablement contraire a la .culture democratique et 
politique dont on parfe volontiers. Le pouvoir de la rue n'est ja­
mais democratique; il faut le rappeler une fois de plus. 
La proposition de M. David consiste a demander 1a suppres­
sion de 120 places de parc. II faut d'abord constater que 1a 
commission n'a pas eu connaissance de cette proposition, 
eile ne l'a donc pas examinee. Je dirai a titre personnel que 
cette proposition est egalement sympathique. En effet, II est 
absurde que des recrues se rendent ä l'ecole de recrues avec 
leur voiture. Au moment ou ils beneficient du farneux billet ä 
5 francs pour ce faire, ils devraient tous, si l'intelligence etait 
egalement repartie, l'utiliser. Mais on peut douter que ce 
moyen soit adequat car, etant donne qu'aucune interdiction 
legale n'existe dans ce domaine, on va tout simplement creer 
le desordre. A Lausanne, par exemple, on a supprime les pla­
ces de parc autour du Palais de justice, arguant du falt que f'on 
n'avait qu'a utiliser les transports en commun pour s'y rendre. 
Le resultat est que nous assistons a un magnifique parking 
sauvage, n'importe ou, y compris sur les pres autour de ce Pa­
lais. Cela ne me parait donc pas le bon moyen pour obtenir le 
resultat souhaite .. 
Au surplus, on peutse demanders'il appartientvraiment a no­
tre Parlament de prendre de telles decisions, alors que nous 
sommes appeles a voterun credit et que nous ne connaissons 
pas 1a part d'.une economie eventuelle en 1a matiere. Si notre 
Parlament se prononce sur les places de parc, pourquoi ne le 
ferait-il pas egafement sur la hauteur des fenetres, la largeur 
des portes et 1a couleur des volets? II s'agit 1a d'elements qui 
relevant du pouvoir executif. Je ne doute pas que le Depart~ 
ment militaire federal reexaminera 1a question des places de 
parc; cela etant de sa competence. · 
Enfin, 1a majorite de 1a commission vous invite a ajouter 11,· 
65 millions au credit demande par le Conseil federal, permet­
tant d'entreprendre immediatement la troisieme etape qui 
comprend une halle a usages multiples, aussi ouverte aux ci-

. vils-a cet egard, il faut rappeler la question des placesde parc . 
- des Installations pour le combat de localite et de tir a courte 
dlstance. L'idee qui a prevalu pour 1a· majOrite de 1a commis­
sion, c'est qu'il est lnutile de recommencer une troisieme fois 
un debat sur Neuchlen-Anschwilen pourle credlt complemen­
talre, finalement relativement modeste par rapport au credit to­
tal de 49 millions environ.-Dans ces conditions, le projet est 
suffisamment avance et la commission en sait assez pourque 
nous puissions accepter ce supplement de 11,65 millions, ce 
que vous .demande la majorite de la commission. 

Bundesrat Villlger: Seit 1878, also seit mehr als hundert Jah­
ren, wird die Infanterie aus den Kantonen Appenzell, St. Gal­
len und Thurgau auf dem Waffenplatz St· Gallen-Herisau aus­
gebildet, und seit ungefähr dem gleichen Zeitpunkt gehört 
auch das Uebungsgelände Breitfeld dem Bund. Wie auch in 
Basel, Zürich, Lausanne und anderen Orten wurden die Ka­
serne und das Uebungsgelände St. Gallen von der Agglome­
ration, die sich im laufe der Zeit ausgedehnt hat, verdrängt. In 
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St. Gallen war es der Nationalstrassenbau, der 1980 diese Ver­
legung erzwang. Es ist beizufügen, dass ein Teil des ehemali­
gen Kasernenareals heute der Oeffentlichkeit als Spielplatz 
und Allmend zur Verfügung steht Es wurde also nicht alles 
verbetoniert. 
Seit 1975 ist das Ersatzgelände in Neuchlen-Anschwilen im 
Besitz der Eidgenossenschaft. Der Erwerb erfolgte durch Ab­
tausch mit einem Grundstück, das ursprünglich im Burentobel 
erworben worden ist und das nachher von der Nationalstrasse 
beansprucht wurde. Seit 1979, also seit über zehn Jahren, lau­
fen die Planungsarbeiten im Einvernehmen mit den Kantons-

. und den betroffenen Gemeindebehörden. 
Ich selber konnte am 6. Mai des letzten Jahres ein sehr um­
fangreiches Vertragswerk über den Bau und den Betrieb der 
neuen Kaserne im gegenseitigen Einvernehmen mit den Ge­
meinden unterzeichnen. Rückblickend muss ich sagen, dass . 
es sehr harte, aber faire Verhandlungen waren. Ich möchte die 
Gelegenheit benutzen, um den Gemeindebehörden, aber 
auch den kantonalen Behörden, allen voran dem Regierungs­
rat, sehr herzlich für die gute und enge Zusammenarbeit zu 

· danken. 
Der Ständerat hat die erste Ausbauetappe im letzten Jahr mit 
36 iu 0, Sie im Nationalrat mit 132 zu 15 Stimmen bewilligt. 
Vorgängig wurde ein Streichungsbegehren von Herrn Rech­
steiner mit 139 zu.30 Stimmen von Ihnen abgelehnt Es waren 
also ganz klare Entscheide. , . , 
Erst nach der Bewilligung dieser ersten Ausbauetappe hat 
sich dann plötzlich eine Opposition gegen dieses Vorhaben 
konstituiert. und seit Beginn der Bauarbeiten manifestieren 
sich klar rechtswidrige Behinderungen. Es wurde hier ja schon 
einiges darüber gesagt. . . 
Der geschichtliche Rückblick zeigt. dass dort eben nicht ein 
neuer Waffenplatz entsteht, sondern dass innerhalb des seit 
über hundert Jahren bestehenden Waffenplatzes St Gallen­
Herisau das Gelände und die Kaserne ersetzt werden. Wir ha­
ben das in den periodischen Berichten des Bundesrates an 
das Parlament über die Waffenplätze auch immer erwähnt 
Wer also hier behauptet, es würde ein neuer Waffenplatz ge­
baut, behauptet das wider besseres W1Ssen. Der Uebergang 
vom alten . zum neuen Waffenplatz geht über Provisorien 
schrittweise und sehr logisch vor sich. 
8nige Bemerkungen zum Bedürfnis: Aus Sicht der Ost­
schweizer Rekruten, die in Provisorien hausen: ist es eindeutig 
ausgewiesen. Sie haben dort keine Möglichkeit, ihre nasse 
Wäsche zu trocknen, die Gamelle müssen sie ohne fliessen­
des Wasser P.utzen, die Unterkünfte sind unhygienisch, es gibt 
zuwenig Duschen, es ist extrem feuergefährtich. . 
Das alles könnte man vielleicht noch notdürftig sanieren, aber 
es sind täglich zwei Stunden Lastwagentransporte zu den 
Uebungsplätzen notwendig. Am Morgen bei der Hinfahrt döst 
man vielleicht gerne noch auf der Brücke, aber wenn man 
dann abends verschwitzt zurückkehren muss, ist das Unange­
nehm. Ich habe mich darüber selber mit Rekruten unterhalten. · 
Es wurde gestern gesagt. der Soldat müsse auch heute noch 
Ausdauer und Härte lernen. Das ist richtig, und es wird in der 
Relqutenschule auch geübt In den Zwischenzeiten brauchen 
aber die Rekruten nicht luxuriöse, aber menschenwürdige Un-
terkünfte; sie sind nötig und heute auch vertretbar. . 
Es wurde hier auch behauptet, das EMD wolle allein mit Du­

.sehen und neuen Unifonnen die angeblich fehlende Motiva­
tion der jungen Leute sichern. Ich besuche hin und wieder 
Schulen und muss Ihnen sagen, die Motivation ist nicht besser 
und nicht schlechter als vor zehn Jahren. Die jungen Leute tun 
heute ihre Arbeit so gut wie früher auch. Wer aber behauptet, 
das EMD wolle allein mit solchen Massnahmen etwas verbes­
sern, den möchte ich doch bitten, eines meiner Referate ein­
mal ganz zu lesen. ' 
Es wurde auch die Durchschnittsbelegung der Waffenplätze 
als Argument gegen den Waffenplatz ins Feld geführt. Diese . 
Belegung liegt im Moment bei 44 Prozent und damit 10 Pro­
zent über der _Durchschnittsbelegung der Schweizer Hotelle­
rie. Die Rekrutenschulen haben natürlich vorgegebene Bele­
gungszeiten. Wir können keine Dezember- und Januarschu­
len schaffen, weil dann vielleicht mehr Betten in den Kasernen 
frei sind. Zudem würden durch solche Umlagerungen andere 

Waffenplätze überbelegt, und dann würde sich die dortige Be­
völkerung sicher zu Recht als Opfer derjenigen fühlen, die an­
dere Waffenplätze verhindert haben. 
Im übrigen sind heute im Frühjahr 19 und im Sommer34 Kom­
panien ausserhalb von Waffenplätzen stationiert Sollten in­
folge von Geburtenrückgängen Kompanien abgebaut werden 
müssen, würden zuerst die Provisorien aufgehoben. 
Die Verkleinerung der Armee wird eben gerade nicht durch­
schlagen, weil die allgemeine Wehrpflicht bleibt und weil die 
Aushebungsquote und damit der Bedarf an Rekrutenschulen 
bestehen bleiben wird. Im übrigen besteht überhaupt nicht die 
Absicht, weitere Waffenplätze zu bauen, mit Ausnahme der Ka­
serne Rothenthunn, zu der ich in der Fragestunde ziemlich 
ausführtich Stellung genommen habe. 
Das Militärdepartement, dessen sind wir uns alle bewusst, 
muss im wesentlichen mit dem auskommen, was wir jetzt ha­
ben. Das ist auch meine Politik. Wir wollen auf bestehenden 
Waffenplätzen die Infrastrukturen laufend verbessern, Yiir wol­
len die Nutzung der Waffenplätze besser koordinieren, aber 
wir wollen nicht die ganze Schweiz mit Waffenplätzen überzie­
hen. 1 

Die Kommissionsmehrheit hat beschlossen, die dritte Aus­
bauetappe sofort zu beschliessen. Ich finde das vernünftig; es 
ermöglicht eine sinnvolle Baurealisierung, deshalb widersetze 
ich mich diesem Antrag nicht Herr Feigenwinter hat darauf 
hingewiesen, dass die nachkalkulierten echten Kosten bei 
11,65 Millionen liegen; der Betrag ist dann auf der Fahne zu 
korrigieren. · 
Ich möchte nun zu einigen Sonderproblemen Stellung neh­
men: Zur Idee der M.inderheit Rebeaud wegen der Konsultativ­
abstimmung, die mir, nachdem ich früher in meinem parla­
mentarischen Leben auch gewissen Demokratisierungen das 
Wort geredet habe, nicht völlig unsympathisch ist Ich muss 
Sie aber trotzdem bitten, den Antrag abzulehnen. Die Kompe­
tenz des Bundes im Bereich der Waffenplätze ergibt sich aus 
dem Gesetz über die Militärorganisation; die vor dem Erstellen 
eines Waffenplatzes durch die Bundesbehörden kontaktierten 
Gesprächspartner sind die offiziellen Kantons- und Gemein­
devertreter. Konsultativabstimmungen unter der Bevölkerung 
der betreffenden Region sind im Bundesrecht nicht vorgese­
hen. Die Frage, ob. die Durchführung einer solchen Abstim­
mung auf Bundesebene trotzdem zulässig wäre, kann von 
den Rechtsgelehrten, wie wir das abklären konnten, nicht 
schlüssig und klar beantwortet werden. Eine Mehrheit der 
Rechtslehre scheint eher der Meinung zu sein, dass es dafür 
eine formelle gesetzliche Grundlage brauchen würde. 
Wie der Name schon sagt, kann eine solche Abstimmung per 
definitionem natürtich nicht rechtsverbindlich sein. Die Sache 
ist deshalb auch demokratisch problematisch, denn der 
Stimmbürger würde in aller Form ·autgetordert. formell sein 
Stimmrecht auszuüben, wüsste aber gleichzeitig - oder man 
müsste es ihm sagen-. dass eigentlich seine Meinung keinen 
8nfluss hat und rechtlich nichts bedeutet Der Stimmbürger 
müsste sich also möglicherweise an der Nase herumgeführt 
vorkommen. Es wäre nichts anderes als eine Art Meinungsum­
frage in der Bevölkerung mit unverbindlichem Ergebnis. 
Man könnte ein gewisses politisches Gewicht hineininterpre­
tieren, das ist klar, indem Sie sich als eidgenössische Räte da­
von beeinflussen lassen könnten. Ich meine aber. dass es 
auch aus politischen Gründen falsch Ist: 
Vorhabe!'!, die im nationalen Interesse liegen, müssen notfalls 
auch gegen den Willen einer Region durchgesetzt werden 
können. Sonst kommen wir zum Sankt-Florians-Staat, wo je­
der nur noch die Segnungen des Staates will, aber nicht die 
Nachteile. Solche regionalen Abstimmungen hätten deshalb 
eine nicht unbedenkliche Präjudizwirkung. Es stellt sich auch 
die Frage, wer abstimmen dürfte. Sind das die betroffenen Ge­
meinden, ist es der Kanton St Gallen, sind es alle Kantone, die 
Rekruten schicken? Das wäre relativ schwierig zu definieren. 
Ich glaube, Herr Rebeaud, dass Ihr Antrag doch zu viele recht-. 
liehe und staatspolitische Fragen aufwirft. Ich bitte Sie des­
halb, ihn abzulehnen, obwohl ich eigentlich vor dieser Abstim­
mung keine Angst hätte. 
Ich will mich aber jetzt nicht auf Spekulationen einlassen, wie 
viele Prozent dafür oder dagegen sind; ich habe mich daran 
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gewöhnt, dass mir täglich Unterschriften zugestellt werden, 
solche dafür und solche dagegen. Die Stimmen dafür sind im­
mer noch in dergrossen Ueberzahl. Aber ich messe dem nicht 
allzu viel Bedeutung bei. Meinungsumfragen hängen ja auch · 
immer von der Fragestellung ab, mit denen der Befragte ohne 
Meinungsbildungsprozess plötzlich überfallen wird, und das 
darf nicht Richtschnur des Handelns einer Regierung sein. Da­
mit könnte man nämlich auch das Parlament durch ein demo­
skopisches Institut ersetzen. Ich glaube und bin immer noch 
überzeugt, dass der Bürger Politiker erwartet, die den Mut zu 
einer eigenen Meinung haben, und Ich fände es fatal, wenn 
der nasse Anger im Wind das wichtigste politische Entschei­
dungsinstrument würde. 
Ich komme zum Antrag von Herrn Günter über den Kasernen­
standort: Verschiedentlich wurde als Standort das Breitfeld 
vorgeschlagen. Ich muss Ihnen sagen, dass mir persönlich 
bei der ersten Besichtigung das Breitfeld auch besser gefallen 
hätte. Ich muss Ihnen abertrotzdem empfehlen, diesen Antrag 
abzulehnen. Bei der Standortwahl vor einigen ·Jahren wurde 
im Breitfeld angefangen. Dieser Standort hält aber einer nähe­
ren Prüfung, wenn Sie alles berücksichtigen, nicht stand. Im 
östlichen Teil, der eigentlichen Allmend Breitfeld, auf dem Bo­
den von St Gallen, würde die Freifläche für Naherholungsakti­
vitäten verlorengehen. Der Stadtrat von St Gallen, ich zitiere 
das jetzt nicht wörtlich, um nicht zu lange zu spr~en, hat sich 
ganz eindeutig dagegen ausgesprochen. Dieser Teil wird 
nicht nur als Naherholungsffäche für St. Gallen genutzt, son­
dern ist als Fruchtfolgeflache klassiert und muss bei der näch­
sten Zonenplanrevision der Nichtbauzone.zugeteilt werden. 
Zudem gibt es dort grosse Grundwasservorkommen, die zu 
beachten sind. · 
Der westliche Teil des Breitfeldes, auf dem Boden der Ge­
meinde Gossau, kann leider auch nicht verwendet werden, 
weil das oben in Neuchlen-Anschwilen starke Immissionen 
zur Folge hätte, weil dann dort oben Scharfschiessanlagen ge­
baut werden müssten, die heute unten sind. Gegen solche zu­
sätzlichen Immissionen oben und noch beträchtlichere Verän­
derungen der Landschaft würde sich die Gemeinde entschie­
den zur Wehrsetzen. Die Gemeinden sind also damit nicht ein­
verstanden. 
Der Standort Neuchlen hat eine Reihe von Vorteilen. Ich ver­
weise auf den Umweltverträglichkeitsbericht, wo vom Fach­
mann gesagt worden ist, wenn man einem Waffenplatz Neuch­
len-Anschwilen grundsätzlich zustimmen wolle, könne auch 
dem Standort der Kasernenanlage zugestimmt werden. Er 
1~ nicht weiter von der Schnellzugstation Gossau entfernt 
als das Breitfeld. Und zwischen der Kaserne und der Bahnsta­
tion ist eine Busverbindung· vorgesehen: Sogar bezüglich 
Gaststätten ist der Standort dort oben ebenbürtig, was für ei­
nen Rekruten, der auch hin und wieder sein Bier trinken 
möchte, nicht ganz unwichtig ist. Schliesslich, vielleicht auch 
ein kleines Detail, ist für die Rekruten selber natürlich dort 
oben die Wohnqualität etwas grösser als gleich neben der Au-

· tobahn. · 
Herr Rechsteiner und Herr David haben das Problem des Na­
tur- und Umweltschutzes angesprochen, und ich möchte des­
halb dazu einige Ausführungen machen. Der Natur- und Um­
weltschutz wurde von Anfang an In der Planung berücksich­
tigt. In den Ausbau-und Nutzungsplänen bildeten die Belange 
des Naturschutzes von Anfang an wesentliche Bestandteile.· 
Auch wurde in der Vereinbarung vom Mal 1989 mit den Ge­
meinden. Gossau, Andwil, Galserwald, Waldkirch und der 
Stadt St Gallen den Belangen des Natur- und Umweltschut­
zes Rechnung getragen. 
In der ersten Etappe gab es einen Umweltverträglichkeitsbe­
richt. Die Forderungen konnten sehr weitgehend berücksich­
tigt werden.· Von den 42 beantragten Massnahmen sind die 
meisten in die weit.ere Projektbearbeitung eingeflossen. Bei 
der Zufahrt zum Weiler Hafnersberg wurde nach einer Kom­
promisslösung gesucht. Ich komme nachher kurz darauf zu­
rück. 
Das Problem des Schiesslärms ist nicht abschliessend gere­
gelt. Es gibt noch keine verbindlichen Grenzwerte für militäri­
sche Schiessplätze. Deshalb wurde hier mit Zielwerten gear­
beitet. Im UVP-Bericht wurde festgestellt, dass im Gebiet 

Anschwilen die gesetzten Zielwerte eingehalten werden kön­
nen und dass im Bereich der bestehenden, seit Jahrzehnten 
benützten Anlage im Breitfeld die Schiesslärmimmission zu­
mindest nicht höher sein wird. Für den Lärm der Handgrana­
ten, der schon immer bestanden hat, müssen Lösungen zur 
besseren Eindämmung gesucht werden, und das wird der Fall 
sein. · · 
Im Bereich der neuen Militärschiessanlage Breitfeld wird, be­
dingt durch die zusätzlichen Schiessvereine, welche diese An­
lage benützen können, eine gewisse Verdichtung derSchiess­
tätigkeit entstehen. Sobald die entsprechenden Daten vorlie­
gen, werden noch Berechnungen angestellt werden müssen. 
Ich kann aber bestätigen, dass bei diesen zivilen Schiessen 
die Bestimmungen der Lärmschutzverordnung samt Anhän­
gen zur Anwendung kommen werden. Durch die Verlegung 
der zivilen Schiessen in das Breitfeld wird aber die Lärmbilanz 
der ganzen Region gesamthaft günstig beeinflusst werden. 
Ich komme zur Beurteilung des Kasernenstandortes durch 
den Umweltschutzfachmann im UVP-Bericht der zweiten 
Etappe: Ich zitiere aus diesem Bericht «Dank der vorgesehe­
nen Massnahmen. kann ein Projekt.realisiert werden, das auf 
den Betrachter weder ungewohnt noch dominant wirkt. Das 
heisst, es entsteht wieder eine Landschaft, die dem Zweck der 
Erholung durchaus dienen kann.» Sie soll auch durchaus die­
ser Erholung äienen. Nach der Werbung, die diese Landschaft 
jetzt durch die politische Diskussion e(fahren hat, wird dieses 
Erholungsgebiet wesentlich stärker benutzt werden als in der 
Vergaf\genhelt, als es praktisch niemand gekannt hat 
Der Naturschutzverein St Gallen hat im Dezember 1989 und 
im Januar 1990 Anträge zur Erhaltung und Erweiterung der 
Naturschutzzonen und zur Schaffung einer naturnahen Land­
schaft mit entsprechender Betreuung eingereicht Dieser Ver­
ein kam wirklich sehr, sehr spät Aber wir haben alles getan, 
um auf seine Anliegen einzugehen. Ich habe die zuständige 
Abteilung meines Departements beauftragt, möglichst inten­
siv darauf einzugehen und den zusätzlichen Begehren des 
Natur- und. Landschaftsschutzes soweit wie nur möglich zu 
entspreqhen. · 
Die Verhandlungen sind im Gang. Der Realisierung einer 
R~he von Forderungen konnte schon zugestimmt werden, 
zum Beispiel Massnahmen im Zusammenhang mit der Er­
schliessung von Anlagen im Breitfeld, Erhaltung und Erweite­
rung von Naturschutzgebieten, Erhaltung und wenn möglich 
Erweiterung von Lebensgemeinschaften von Tieren und Pflan­
zen, Umweltschutzmassnahmen bei den Landwirtschaftsbe­
trieben, Beizug von Umweltschutzfachleuten in der Bauphase 
usw. 
Zurwintersicheren Zufahrt zum Weiler Hafnersberg: Wir wären 
mit einer Beibehaltung der bisherigen Breite mit gewissen 
Ausweichstellen einverstanden. Das Problem - genauso wie 
ein allfälliger Verzicht auf die Umfalirung des Weilers Hafners­
berg-'."" bedarf aber noch der Bereinigung mit unseren Part­
nern, unter anderem der. Stadt St. Gallen. Wir sind Verträge· 
eingegangen, an die wir uns halten müssen. 
Verschiedene Anträge bezüglich Strukturierung der l.and­
schaft, Vernetzung der Lebensräume und Anpassung d~r · 
lan<;lwirtschaftlichen Bewirtschaftung bedürfen auch noch der 
Bereinigung mit unserem anderen wichtigen Partner; der 
Landwirtschaft. FOr mich besteht kein Zweifel, dass das ganze 
Waffenplatzgebiet Breitfeld-Neuchlen-Anschwilen - so, wie 
dies bei anderen Waffenplätzen der Fall ist-in naturschützeri­
scher Hinsicht ganz wesentlich aufgewertet wird. 
Zu den Schiesszeiten, die Herr David angesprochen hat, kann 
ich sagen: Diese sind in den Verträgen mit den Gemeinden 
ausgehandelt worden. Das EMD hat hier beträchtliche Opfer 
gebracht. 
Verschiedene Votanten haben den Sonderfall des Militärde­
partements im Planungsrecht angesprochen: Das Bundes­
gesetz über die Militärorganisation bestimmt, dass Ausführun~ 
gen von Arbeiten, die der Landesverteidigung dienen, keiner 
kantonalen Gebühr oder Bewilligung unterworfen werden. Die 
verfassungsrechtliche Grundlage ist Artikel 20 Absatz 1 der 
Bundesverfassung, der dem Bund auf dem Gebiet der Lan­
desverteidigung eine ausschliessliche Gesetzgebungskom­
petenz gibt. Nach Doktrin und Rechtsprechung ist der Bund 
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durch diese Gesetzesoestimttlung vor allem im Planungs-und 
Baurecht, aber auch fü(alle Tätigkeiten, die der militärischen 
Ausbildung dienen, in formeller und materieller Hinsicht von 
der Einhaltung kantonaler und kommunaler Vorschriften be­
freit. Der Bund hat aber die öffentlichen Interessen von Kanto­
nen und Gemeinden nach Möglichkeit zu beachten und mit 
den betroffenen Gemeinwesen Fühlung aufzunehmen, um 
die Tätigkeit zu koordinieren. 
Diese Regelung ist Ausfluss des verfassungsrechtlichen 
Grundsatzes, wonach der Bund, wenn er durch den Verfas­
sungsgesetzgeber eine bestimmte Aufgabe-hier die Landes­
verteidigung - übertragen erhält, auch die Mittel haben muss, 
diese zu erfüllen. Diese Aufgabenerfüllung darf nicht durch 
eine Unterwerfung unter das kantonale Recht verunmöglicht 
oder erheblich erschwert werden. Das EMD oder die Landes­
verteidigung sind hier kein Sonderfall. Gleiche oder ähnliche 
Regelungen gibt es für Bahnbetriebe, für Nationalstrassen, 
Rohrleitungen, den Zivilschutz, gewisse elektrische Anlagen 
usw. 
Ich glaube, dass es auch hier wegen Sankt Florian so sein 
muss, dass kantonale Vorschriften nicht einfach die Erfüllung 
nationaler Aufgaben verhindern dürfen. ZUdem sind Sie ja die 
Bewilligungsinstanz. Sie sind also die gleiche Instanz. die 
auch die Gesetze erlassen kann. Sie können umfassend über­
prüfen, ob Auflagen eingehalten werden, ob sich weitere Auf. 
lagen aufdrängen: Energie, Naturschutz, Umwelt Gerade das 
Beispiel-dieses Waffenplatzes zeigt, dass Sie mit dieser Politik 
sehr, sehr viel erreichen können und dass wir auch willige Ge­
sprächspartnersein wollen. 
ZUmProblem der Parkplätze und zum Antrag von Herrn David: 
Ich habe dafür ein gewisses Verständnis. Geplant sind im Be­
reich der Kaserne Neuchlen Parkplätze für 120 Fahrzeuge von 
Wehrmännern. Diese verursachen Baukosten von 171 000 
Franken. Insgesamt ·54 Parkplätze sind im Kasernenbereich 
und bei der Mehrzweckhalle geplant für Truppenfahrzeuge, In­
struktoren, Verwaltungspersonal, Besucher usw. Die 120 
Parkplätze sind nur für einen Drittel der Unterkunftskaj:>azität 
vorgesehen. Das bedingt enges Parkieren, und damit wird das 
Mitnehmen der PIN nicht gefördert Das Problem allenfalls feh­
lender Parkplätze müsste allerdings noch mit dem Waffen­
platzbefehl gelöst werden. 
Wir haben keine rechtliche Möglichkeit, den Rekruten das Ein­
rücken mit Privatfahrzeugen zu verbieten. leider wird vom 
Umsteigen auf das öffentliche Verkehrsmittel trotz des 5-Fran­
ken-Billettes noch ungenügend Gebrauch gemacht Deshalb 
bleibt uns nichts anderes übrig, als ein Minimum von Parkplät­
zen zu erstellen. Wenn diese nicht mit Autos belegt sind, soll 
der Platz so unauffällig wie möglich sein. Er würde entspre­
chend gestaltet. 
Für mich ist das keine Prestigefrage. Wenn Sie das Gefühl ha­
ben, Sie müssten diese Parkplätze verhindern, müssten Sie 
entsprechend stimmen. Der Ständerat wird das Problem oh- . 
nehin noch einmal vertieft_prülen. Ich habe mir auch überlegt, 
ob man es in die Kommission zurücknehmen kann. Ich glaube 
nicht, dass das sehr sinnvoll wäre, weil dafür eigens eine Sit­
zung abgehalten werden müsste. Sonst ginge es in den Stän­
derat, und dort sind ja auch Leute, die nachdenken. 
Ich meine, Sie sollten so abstimmen, wie Sie es für richtig hal­
ten; aber wenn wir keine Parkplätze bauen, werden die Rekru­
ten trotzdem mit ihren Autos kommen und diese irgendwo in 
den umliegenden Gemeinden hinstellen. Das wird gai:tzsicher 
zu neuen Problemen führen, davon bin ich überzeugt Sogar 
Gemeinden, die jetzt eher in diese Richtung tendieren, werden 
sicher in sehr kurzer Zeit anders denken. Aber es ist letztlich 
eine Ermessensfrage. Wenn Sie ein anderes Zeichen setzen 
wollen, so sei Ihnen, dies unbenommen. 
Gestatten Sie mir, mit ein paar grundsätzlichen politischen Ge­
danken zu dieser Sache abzuschliessen. Meine Aufgabe-an­
genehm oder nicht- ist es, rechtsgültige Beschlüsse des Par­
laments zu vollziehen. Das müsste ich sogar in Fällen tun, in 
denen ich mich selber mit Ihren Entscheiden nicht völlig identi­
fizieren könnte. Sie entscheiden, was das böse EMD tut, nicht 
das böse EMD entscheidet, auch nicht der Chef des EMD. Ich 
weiss: Wenn Sie entscheiden, diesen Platz zu bauen und wir 
das durchsetzen müssen, werde ich wieder persönliche Ver-

unglimpfungen erfahren, und alles wird sagen, der Betonkopf 
Villiger ist schuld. Man gewöhnt sich in diesem etwas eigenar­
tigen, aber schönen Beruf daran; ich werde auch das überle­
ben und mit allem Nachdruck vollziehen, was Sie heute be­
schliessen. 
Ich darf Ihnen aber sagen, dass ich im Falle des Waffenplatzes 
Herisau-Gossau überzeugt bin, dass die Neubauten in jeder 
Weise vertretbar sind. Trotzdem macht mir das, was im Mo­
ment auf diesem Bauplatz vor sich geht, überhaupt keine 
Freude. Es beschäftigt mich nämlich auch, was junge Men­
schen bewegt, die bei jedem Wetter dort oben ausharren und, 
sogenannt gewaltlos Widerstand leisten. Ist es Spass an der 
Auflehnung gegen die Obrigkeit - das ist etwas, was jeder 
Mensch in seinem Leben irgendeinmal spürt; es ist auch mir 
so ergangen-. oder sind diese Menschen überzeugt. dass sie 
etwas für den Frieden in Europa tun, oder glauben sie, es sei 
nötig, um die Natur in diesem lande intakt zu halten, oder ist 
es eine Mischung von alledem? · 
Ich habe grosse Achtung vor jedem Idealisten, der sich für ein 
gutes Ideal mit aller Kraft einsetzt Und ich achte an sich auch 
den Idealismus dieser Menschen, die glauben, ihre Meinung 
sei richtig. Trotzdem habe ich den Eindruck, hier werde gutge-
meinter Idealismus am falschen Ort investiert · 
Natürlich hat sich unser sicherheitspolitisches Umfeld in sehr 
kurzer Zeit grundlegend verändert Ich möchte fast sagen, 
dass mir HerrOttgestem voll aus dem Herzen gesprochen hat 
mit seinen Bemerkungen zur Situation in Europa und zur 
Funktion unserer Armee. 
Ich darf noch einmal wiederholen, was ich schon beim Eintre­
ten gesagt habe: Ich bin überzeugt, dass seit Jahrzehnten die 
Chance wohl nie so gross war, ein besseres und friedlicheres 
Europa zu schaffen, und ich wiederhole noch einmal, dass wir 
bereit sind, alles zu tun, was einem neutralen Kleinstaat mög­
lich ist, um diese Entwicklung zu begünstigen. 
Ich bin schon lange der Auffassung, dass wir unsere Sicher­
heitspolitik breiter abstützen müssen. Wir müssen dazu beitra­
gen, dass die Ursachen möglicher Konflikte beseitigt werden; 
Das ist das Allerwichtigste. Wir wollen dies tun, indem wir die 
wirtschaftliche und politische Zusammen_arbeit mit den mittel­
und osteuropäischen Staaten enger gestalten. Auch die Ar­
mee wird hier mehr leisten können. 
Wir müssen dafür sorgen, dass sich die neuen Demo~en · 
konsolidieren. Dazu braucht es Gedankenaustausch und · 
menschliche Kontakte mit den osteuropäischen Völkern. Hier 
bieten sich unserer Jugend viele Möglichkeiten für direktes 
Handeln. Ich rufe unsere Jugend dazu auf, ihren Idealismus 
dafür einzusetzen! Es ist ein besonderes Privileg der Jugend, · · 
zwischen Menschen und Völkern Brücken zu schlagen. Das .. ·· 
ist besser als die Mithilfe am Bau von Trennwänden zwischen 
Menschen im eigenen land, wie das in Neuchlen-Anschwilen 
im Moment geschieht · . 
Wenn die Kaserne in Neuchlen-Anschwtlen nicht gebaut wür· 
de, würde dieses Europa um keinen Deutfriedlicher. DieRekrU­
ten in derOstschweizindessen müssten nach wie vor mit heute 
kaum mehr vertretbaren Unterkünften und Transportwegen 
Vorlieb nehmen. Es geht hier auch weder um Aufrüstung noch • 
um martialische Prunkbauten. Es geht schlicht und einfach um · 
Investitionen in die jungen Menschen der Ostschweiz. . ·~ · 
Auch die Besorgnis wegen des Naturschutzes muss relativiert 
werden. Natürlich wird die Landschaft durch die ßauart)elten · 
nicht unbedingt schöner. Ich bin aber überzeugt. dass diese ,; 
Landschaft viel gewinnen wird, sobald die Bauten fertig und ,, 
die Begrünungen eingewachsen sind. Und, so paradox es ·: 
klingt, dank dem Waffenplatz werden grosse Gebiete def \.~ 
Landschaft erhalten bleiben. Ich habe diese Landschaft b8- ·lff 
sucht; sie hat mir sehr gefallen. Wir werden alles tun, sie nicht · ·) 
unnötig zu zerstören. · 
Wenn nicht gebaut wird, wird diese Landschaft weiterhin V?" 
der Landwirtschaft intensiv genutzt werden. Und es wird nie' 
mand dort sein, der Opfer für den Naturschutz bringt. Wir_ ste­
hen eben in der schwierigen Lage, sowohl den Bauern e!n: 
Lebensraum belassen zu müssen, als auch der Natur et~ 
Entfaltungsraum zu geben, wie er in einer normalen Schwe1z8' 
Landschaft völlig unüblich ist Wir sind bereit, für diese Nattlf 
etwas zu tun. 
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Sie wissen auch, dass sich diese Symbiose von Natur und Mili­
tär andernorts bewährt hat. Unlängst wurde auf dem Waffen­
platz Reppischtal ein Jubiläum gefeiert. Sie wissen, dass dort 
auch erhebliche Widerstände bestanden. In der Zwischenzeit 
hat sich eine Gemeinschaft zwischen Bevölkerung, Natur und 
Militär gebildet, die mir beispielhaft erscheint 
Ich komme nicht um den Eindruck herum, dass in Nl:luchlen­
Anschwilen der Idealismus von jungen Menschen für vorder­
gründige politische Zwecke eingesetzt wird. Ich mache mir hin 
und wieder auch etwas Gedanken über die Gewaltlosigkeit, 
derer sich die Besetzer rühmen. Selbstverständlich ist es nicht 
verboten, gegen ein solches Objekt zu di;,monstrieren und sei-

. nem Unmut darüber öffentlich Ausdruck zu geben. Es ist aber 
schon fraglich, ob es noch ganz gewaltlos ist, wenn man sich 
vor Maschinen setzt und sich forttragen lässt Zur Farce wird 
«Gewaltlosigkeit», wenn Zäune «gewaltlos» zerschnitten wer-
den. . 
Ich frage mich, ob solche doch eher penetrante Gewaltlosig­
keit, gepaart mit einer gewisse11 Aggressivität, nicht eben doch 
den Keim der Gewalt in sich trägt So harmlos ist nicht alles, 
was sich scheinheilig als gewaltlos gibt 

· Ich musste hin und wieder die Polizisten bewundern, die einen 
nicht sehr angenehmen Dienst leisten mussten und sich kaum 

· je provozieren Hessen. Ich möchte diesen Polizisten in aller 
Fonn meinen Dank aussprechen. Ich möchte aber auch ganz 
klar festhalten, dass ich jene streng verurteile, die gewalttätig 
gegen die Besetzer und ihre Zelte vorgegangen sind. Es darf 
nicht angehen, dass sich irgendwelche Kreise in diesem 
lande anmassen, selber in der Art einer Bürgerwehr Ordnung 
schaffen zu wollen. 
Immer wieder wird auch die Frage des Rechts auf Widerstand 
in einer Demokratie aufgeworfen. Gestatten Sie mir dazu ei­
nige sehr klare Bemerkungen. Auch ich halte ein Widerstands­
recht dort für legitim, wo Diktaturen Menschenrechte und De­
mokratie unterdrücken. Doch jene, die mir in ihren Briefen 
schreiben-ich glaube, es ist gestern sogar erwähnt worden-, . 
auch in der DDR sei Recht gebrochen worden, um etwas zu er­
reichen, haben, so meine ich, jeden Sinn für politische Propor­
tionen verloren. Ich meine allerdings, dass im Extremfall wahr­
scheinlich dort ein Widerstandsrecht besteht, wo eine Demo­
kratie sich anschickt, die Demokratie abzuschaffen. Ein sol­
cher Zustand ist aber in unserem lande weit und breit nicht 
abzusehen. Ich kenne kein land auf der Welt, in dem der Bür­
ger so viele Möglichkeiten hat, in den politischen Entschei­
dungsprozess einzugreifen. Und we( hierzulande den 8n­
druck hat, das ·aktuelle Recht würde den gC3Qenwärtigen Be­
·dingungen nicht mehr gerecht, hat unzählige Möglichkeiten; 
auf demokratische Weise zu versuchen, dieses Recht zu än­
dern - mehr Möglichkeiten ais in jedem andern lande dieser 
Welt· 
Es kann aber nicht angehen, dass sich einzelne politische 
Gruppen anmassen, selber nach ihrem Gutdünken festzule­
gen, was in diesem lande Recht sei oder nicht Wenn das in 
diesem Staat üblich würde, würde er zerfallen und sich in Rich­
tung Anarchie entwickeln. Mit dem gleichen Recht könnte 
dann der Gewe(beverband sich weigern, sich an die Luftrein­
halte-Verordnung zu halten, und die Automobilisten könnten 
sich einen Deut um nicht genehme Regelungen scheren. 
In einem Staat, wo das Recht zerfällt, zahlt nicht der Starke die 
Zeche., sondern der Schwache. Ich weiss nicht, ob sich all 
jene, die jetzt dem Bruch des Rechts das Wort reden, der Ge­
fähr1ichkelt ihres Tuns bewusst sind. 
Ich bedaure, dass WC39en dieses Waffenplatzbaues eine solch 
polarisierte politische Stimmung. geschaffen wird. Ich appel­
liere an alle, die rechtmassig und demokratisch gefällten Par­
lamentsbeschlüsse zu achten und pen Widerstand aufzuge­
ben, wenn dieses Parlament diesem Kredit zustimmen sollte. 
Wir haben in diesem land grössere Aufgaben, als uns an Waf-

: fenplätzen aufzureiben. (teilweiser Beifallj 

Persönliche Erklärung- Declaration personnelle 

Frau. Hafner Ursula: Ich möchte mich dagegen verwahren, 
dass Herr Bundesrat Villiger die Jungen, die in Neuchlen­
Anschwilen Widerstand leisten, einfach als manipulierte 

Masse darstellt und ihnen gleichzeitig selber empfiehlt -·· (Un­
ruhe) 
Er wirft ihnen vor, dass sie der Zielsetzung anderer Leute fol­
gen, gleichzeitig aber will er ihnen selber sagen, was für einer 
Zielsetzung sie zu folgen haben. Ich frage mich, wer hier für 
das Trennende ist, wer die Drahtzäune errichtet hat um das 
Areal. 

Anträge siehe Seite 1095 hiervor 
Propositions voir page 1095 ci-devant 

Erste namentliche Abstimmung 
Premiervote parappel nominal 

Für den Rückweisungsantrag der Minderheit II stimmen die fol­
genden Ratsmitglieder: 

, Votent pour Ja proposition de renvoi de Ja minorite II: 
Aguet, Ammann, Baerlocher, Bär, Bäumlin, Beguelin, Bircher, 
Bodenmann, Borel, Braunschweig, Brügger, Bundi, Carob­
bio, Danuser, Diener, Eggenberger Georges, Euler, Fank­
hauser, Fierz, Gardiol, Grendelmeier, Günter, Haering Binder, 
Hafner Rudolf, Hafner Ursula, Haller, Herczog, Hubacher, Jae­
ger, Jeanpretre, Lanz, Leuenberger-Solothum, Leuenberger 
Moritz, · leutenegger Obemolzer, Longet, Maeder, Matthey, 
Mauch Ursula, Meier Fritz, Meier-Glattfelden, Meizoz, Müller­
Aargau, Neukomm, Ott, Pitteloud, Rebeaud, Aechsteiner, Rei­
mann Fritz, Schmid, Spielmann, Stappung, Stocker, Thür, 
Uchtenhagen, Ulrich, Vollmer, Weder-Basel, Wiederkehr, 
Zbinden Hans, Ziegler, Züger. (61) 

Gegen den Rückweisungsantrag der Minderheit II stimmen die 
folgenden Ratsmitglieder: 
Votent contre Ja proposition de renvoi de Ja minorite II: 
Aliesch, Allenspach, Aregger, Aubry, Auer, Baggi, Basler, Ber­
ger, Biel, Blatter, Stocher, Bonny, Bremi, Bühler, Burckhardt, 
Bürgi, Caccia, Cavadini, Cincera, Columberg, Cotti, Couche­
pin, Coutau, Oaepp, Darbellay, David, Oeglise, Dietrich, Dre­
her, Dubois, Ducret, Dünki, Eggly, Engler, Eppenberger Sut>i, 
Etique, Fäh, Feigenwinter, FISCher-Hägglingen, FISCher-SUr­
see, Fischer-Seengen, Frey Claude, Frey Walter, Friderici, 
Früh, Giger, Graf, Grassi, Gros, Guinand, Gysin, Hänggi, Hari, 
Hess Otto, Hess Peter, Hildbrand, Hösli, Houmard, Humbel, 
lten, Jeanneret, Jung, Keller, Kohler, Kuhn, Kühne, Leuba, 
loeb, Loretan, Luder, Maitre, Martin, Massy, Müller-Meilen, 
Nabholz, Nebiker, Neuenschwander, Nussbaumer, Oehler, 
Paccolat, Perey, Petitpierre, Philipona, Pidoux, Portmann, 
Reich, Reimann Maximilian, Rohrbasser, Ruckstuhl, Ruf, Ru­
tishauser, Rüttimann, Rychen, Sager, Salvioni, Savary-Fri­
bourg, Savary-Vaud, Scheidegger, Scherrer, Schmidhafter, 
Schnider, Schüfe, Schwab, Sl:lgmüller, Segond, Seiler Hans­
peter, Seiler Rolf, Spälti, Stamm, Steffen, Steinegger, Stucky, 
Theubet, Tschuppert, Wanner, Weber-Schwyz, Wellauer, Wld­
mer, Widrig, Wyss Paul, Wyss William, Zbindeo Paul, Zölch, 
Zwingli, Zwygart (125) 

Abwesend sind die folgenden Ratsmitglieder-Sontabsents: 
Antille, Büttiker, Cevey, Oormann, Eggenberg-Thon, E"tSen­
ring, Ledergerber, Mauch Rolf, Mühlemann, Müller-Wiliberg, 
.Pini, Reichling, Spoerry (13) 

Präsident Ruffy stimmt nicht 
M. Ruffy, president, ne vote pas · 

Zweite namentliche.Abstimmung 
Deuxieme vote parappef nominal 

Für den Antrag der Mehrheit stimmen die folgenden Ratsmit-
glieder: · 
Votent pour 1a proposition de 1a majorite: 
Aliesch, Allenspach, Aregger, Aubry, Auer, Baggi, Basler, Ber­
ger, Siel, Blatter, Blocher, Bonny, Bremi, Bühler, Burckhardt, 
Bürgi, Büttiker, Caccia, Cavadini, Cincera, Columberg, Cotti, 
Couchepin, Coutau, Daepp, Darbellay, David, Deglise, Diet­
rich, Dreher, Dubois, Ducret, Dünki, Eggly, Engler, Eppen­
berger Susi, Etique, Fäh, Feigenwinter, Fischer-Hägglingen, 
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Fischer-Sursee, Fischer-Seengen, Frey Claude, Frey Walter, 
Friderici, Früh, Giger, Graf, Grassi, Gros. Guinand, Gysin, 
Hänggi, Hari, Hess Otto, Hess Peter, Hildbrand, Hösli, Hou­
mard, Humbel, lten, Jeanneret, Jµng, Keller, Kohler, Kuhn, 
Kühne, Leuba, Loeb, Loretan, Luder, Maitre, Martin, Massy, . 
Meier Fritz, Müller-Aargau, Müller-Meilen, Nabholz, Nebiker, 
Neuenschwander, Nussbaumer, Oehler, PaCCQlat, Perey, Pe­
titpierre, Philipona, Portmann, Reich, Aeichling, Aeimann Ma­
ximilian, Aohrbasser, Auckstuhl, Auf, Autishauser, Aüttimann, 
Rychen, Sager, Salvioni, Savary-Fribourg, Savary-Vaud,. 
Scheidegger, Scherrer, Schmidhalter. Schnider, Schüle, 
Schwab, Segmüller, Segond, Seiler Hanspeter, Seiler Rolf, 
Spälti, Stamm, Steffen, Steinegger, Stucky, Theubet, Tschup­
pert, Wanner, Weber-Schwyz, Wellauer, Widmer, Widrig, Wyss 
Paul, Wyss William, Zbind.en Paul, Zölch, Zwingli, Zwygart 

' (128) 

Für den Antrag der Minderheit I stimmen die folgenden Ratsmit­
glieder: 
Votent pour la proposition de /a minorite /: 
Aguet, Ammann, Baerlocher, Bär, Bäumlin, Beguelin, Bircher, 
Bodenmann, Borel, Braunschweig, Brügger, Bundi, Carob­
bio, Danuser, Diener. Eggenberger Georges, Euler, Fank­
hauser, Fierz, Gardiol, Grendelmeier, Günter, Haering Binder, 
Hafner Rudolf, Hafner Ursula; Haller. Herczog, Hubacher, Jae­
ger, Jeanpretre, Ledergerber, Leuenberger-SOlothum, Leuen­
berger Moritz, Leutenegger Oberhotzer, Longet, Maeder, 
Matthey, Mauch Ursula, Meier-Olattfelden, Meizoz, Neu­
komm, Ott, Pitteloud, Aebeaud; Rechsteiner, Reimann Fritz, 
Schmid, Spielmann, Stappung, Stocker, Thür, Uchtenhagen, 
Ulrich, Vollmer, Weder-Basel, Wiederkehr, Zbinden Hans, 
Ziegler, Züger (59) 

Der Stimme enthält sich-S'abstient: 
Lanz (1) 

Abwesend sind die folgenden Ratsmitglieder-Sont absents: 
Antille, Cevey, Dormann, Eggeriberg-Thun, Eisenring, Mauch 
Rolf, Mühlemann, Müller-Wiliberg, Pidoux, Pini, Spoerry (11) 

Präsident Ruffystimmt nicht 
M. Ruffy, president, ne vote pas 

Abstimmung-Vote 

Für den Antrag David 
Dagegen 

Art. 1 Abs. 2 Bst b-Art. 1 al. 2 let b 
Siehe unten - Voir ci-apres 

Art.2 . 
Angenommen-Adopte 

Art 2bis 

Abstimmung-.Vote 

FürdenAntragderMehrheit · 
Für den Antrag der Minderheit 

76Stimmen 
78 Stimmen 

1~Stimmen 
44Stimmen 

Wegen Unruhe durch Denio,:,stranten auf der Zuschauertribüne 
wird_ die Sitzung für 10 Minuten unterbrochen. 
La seance est interrompue pour 10 minutes pour cause de ma­
nifestations dans /es tribunes. 

Persönliche Erklärung- Declaration personnelle • 

Blocher: 1. Ich frage mich - auch wenn es solche gibt, die es 
lustig finden, Herr Züger-, ob es richtig ist, dass ein demokra-. 
tisch gewähltes Parlament durch Tumult gezwungen werden 
kann, seine Sitzungen zu unterbrechen. 

2. Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass das die Anfänge 
sind -das zeigt die Geschichte eindeutig-für den Niedergang 
der Demokratie. · 
3. Ist es richtig, dass wir nichts vorbereitet haben, um zum 
Schutze der Demokratie solche Fälle abzustellen? Ist es ein 
Zufall, dass, wenn so etwas passiert, die Kamera und das 
Fernsehen schon an Ort und Stelle sind? 
4. Ich frage Sie von den Sozialdemokraten und vom Landes­
ring an: Merken Sie, wen Sie vertreten? 

Persönliche Erklärung- Declaration personnelle 

Frau Grendelmeier: Herr Blocher macht es sich sehr einfach. 
Wie kommt er dazu, uns und anderen Kollegen in diesem 

· Hause zu unterstellen, dass wir verantwortlich sind für das 
was eben geschehen ist? Zudem: Ist wirklich die Demokrati~ 
in Gefahr, wenn junge Leute auf ihre Art unbotmässig rekla­
mieren und sich bemerkbar machen? 
Was mir aufgefallen ist, ist die Hilflosigkeit dieses Parlaments, 
das offenbar Mühe hat, solche Dinge einfach einmal hinzuneh­
men und statt dessen sofort Tod und Teufel an die Wand malt, 
sozusagen eine zweite Weimarer Republik heraufbeschwört. 
Das halte ich für gefährlich für die Demokratie, das macht sie 
krank. · . 
Wenn wir nicht imstande sind, mit so harmlosen Protesten fer­
tig zu werden, dann sind wir schwach, dann ist diese Demo­
' kratie in Gefahr. Aber nicht wegen der Unterstellungen, die Sie 
grosszügig verteilen. Sie sind sehr hart im Geben, Herr Blo­
cher, aber sehr weich im Nehmen, sehr empfindlich. So geht 
das auch nicht! (teilweiser Beifa/Q 

Art 1 Abs. 2 Bst b-Art. 1 al. 2 let b 

M. Rebeaud: Cette proposition touche le credit no 341 de 
l'appendice 2 qui conceme l'agrandissement et l'adaptation 
des infrastructures pour le jet-ecole Hawk. II s'agit d'installa­
tions situees surl'aerodrome de Sion. En resume, maproposi­
tion souhaite la construction des installations, acceptee par ce 
Parlement en 1987. La proposition qui vous est presentee par 
le Conseil federal dans le message consiste a modifier les 
plans et a construire les six boxes restants avec des dimen­
sions plus grandes, de maniere a les adapter a celles du futur 
avion de combat Or, il y a une contradiction dont nous ne par­
venons pas a nous debarrasser. Le message precise que les 
travaux pour les six boxes ont commence en 1989. II sont 
maintenant acheves et nous les avons vus. Le message 
ajoute: «Les travaux concemant les six autres seront differes 
jusqu'a l'approbation du credit pour les nouveaux avions de 
combat» Celasignifie que les montants que nous allons voter 
ne pourront pas etre engages tant que nous n'aurons pas pris 
de decision sur le nouvel avion de combat. 
Je vous suggere donc de sortir de cette contradiction en ac­
ceptant les credits supplementaires en prevision des öwerses 
surprises rencontrees au cours du chantier, de maniere ä met­
tre ä disposition de la troupe, ä l'aerodrome de Sion, les boxes 
necessaires pour les Hawk, et de renvoyer ä plus tard la deci­
sion se rapportant ä l'agrandissement des boxes pour les nou­
veaux avions de combat, dans la mesure ou nous ne nous 
sommes pas encore prononces ä leur propos. . · 
Dans le debat d'entree en matiere, J'ai entendu la reponse de 
M. Villiger, conseillerfederal, a ce sujet. Si l'on s'en tenait ä ses 
propos, il faudrait admettre que le texte du message est taux 
car il y est dit que les travaux concemant ces six nouveaux 
boxes seront differes jusqu'ä l'approbation des credits pour 
l'achat du nouvel avion de combat Alors, le Conseil federal a· 
t-il l'intention de faire construire les boxes restants en fonction 
des dimensions des F/A-18 avant de savoir si oui ou non nous 
les acheterons? Si teile est son intention, il doit rectifier le texte 
du message et je vous recommande devoter ma proposition. 
car jene suis pas favorable ä l'achat du F/A-18. 

Feigenwinter, Berichterstatter: Als Folge der Beschaffung 
des Schulflugzeuges Hawk müssen diese 12 Einstellboxe~. 
das sind so etwas wie Garagenplätze, vergrössert werden. s,e 
haben diesen Kredit mit der Baubotschaft 1988 beschlossen. 
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Wenn ich sage «Gaiagenplätze», ist das natürlich untertrie­
ben, denn es sind hochtechnische Apparaturen, die hier be­
reitgestellt werden müssen. Ein Flugzeug muss eben nicht nur , 
mit Treibstoff, sondern auch mit Sauerstoff, Stickstoff usw. ver­
sorgt ~rden. Das benötigt sehr kostspielige Anlagen. 
Der notwenäige Kredit wurde bereits 1988 beschlossen. Das 
SchulfJugzeug Hawk ist abgeliefert worden und wird in Betrieb 
genommen. Sechs dieser Plätze sind bereits erstellt, aber sie 
wu~ mit Rücksicht auf die mögliche Beschaffung eines 
neuenJ<ampfflugzeuges etwas grösser dimensioniert, so dass 
also nicht nur der Hawk dort gewartet werden kann, sondern 
auch ein grösseres neues Kampfflugzeug, unabhängig vom 
Typ dieses Flugzeuges. 
Nun beantragt der Bundesrat in der Nachtragsbotschaft, auch 
öte restlichen 6 Plätze auf cfte gleichen Dimensionen auszu­
bauen wie die ersten bereits ausgeführten Plätze, -zwar wohl 
mit Rücksicht auf die Beschaffung eines neuen Kampfflug­
zeuges, nicht aber mit spezieller Rücksicht auf das neue 
Kampfflugzeug F/A-18. Man hat festgestellt. dass jedes neue 
Kampfflugzeug - ganz unabhängig vom Typ, ob das ein Mi­
rage, ein F-16 oder eine F/A-18 ist-wesentlich grösseristals 
cfte bisher in der Schweizer Armee in Verwendung stehenden 
Flugzeuge wie Mirage, Hawk oder Tiger. In jedem Fall ist eine 
grössere Dimension notwendig, und das macht nach den er­
haltenen Angaben Mehrkosten"'°° rund 1,9 Millionen aus. 
Herr Rebeaud will nun 1,06 Millionen -wenn ich es richtig in 
Erinnerung habe-streichen. Man kann natürlich diese Auffas­
sung vertreten und sagen, wir machen gar nichts, bis etwas 
Neues beschlossen ist Weil aber in jedem Fall irgendwann die 
Modernisierung unserer Flugwaffe anfällt und es dann mit 
sehr viel mehr Kosten verbunden sein wird, diese Plätze logi­
stisch auszurüsten - man sprach in der Kommission von 
16 Millionen-. ist es vorzuziehen, wenn wir diesen Nachtrags­
kredit jetzt beschliessen und in Zukunft auch für moderne 
Kampfflugzeuge ausgerüstet sind. Das ist eine Vorinvestition 
VQh rund 1,9 Millionen. Herr Rebeaud will also 1,06 Millionen 
streichen. 
Ich beantrage Ihnen, im Sinne einerzukunftsgerichteten, poly­
valenten Planung diesem Nachtragskredit vollumfänglich zu­
zustimmen. Sie schaffen d,amit kein Präjudiz für die Beschaf­
fung eines neuen Kampfflugzeuges. 

M. Leuba. rapporteur: La proposition Rebeaud se refere a un 
objet dont le moins qu 'on puisse dire est qu'il n'est pas eclaire 
par une transparence extraordinaire. Je vais essayer de resu­
mer 1a situation. En 1988, vous avez vote un credit pour la 

, construction de 12 boxes pour les avions~le a reaction 
Hawk. Ces boxes etaient, sur les plans, dimensionnes pour les 
avions a reaction Hawk. J'ai fait partie des deux sous-commis­
sions qui sont allees sur place, tant en 1988 que cette annee. 
Ensulte, on s'est aperc;u que si ces boxes etaient assez grands 
pour les Hawk, en revanche, lls ne pouvaient plus etre utilises 
pour les F/A-18 ou autres avions de combat modernes- pour 

· un avion de combat et non pour un avion~e-puisque ces 
avions ont de plus grandes dimensions. Des lors, on a. avec le 
credit existant, legerement agrandi les six premiers boxes. 
Mais, pour 1a construction des six boxes suivants, il y a lieu 
d'a;outer deux metres clans 1a profondeur, trois metres dans 1a 
largeur, 80 ou 60 centimetres dans 1a hauteur et le credit vote 
en 1988 n'est plus suffisant, d'ou une demande de credit addi­
tionnel pour pouvoirfalre entrer les avions de combat F/A-18 
ou autres avions de combat modernes dans ces boxes. 
Jusque-la., 1a sltuatlon parait relativernent claire. Ou eile I' est 
moins - M. Rebeaud a raison - c'est qiJe le Conseil federal dit, 
a 1a page 54 du message en fran~s: «En cas de decision 
negative, le projet sera termine comme prevu initialement.• 
Cela veut donc dire que si 1a deoision est negative sur l'achat 
du F/A-18, on c:onstruirait les boxes juste pour les Hawk, 
c'est-a-dire avec les dimensions prevues au depart. 
Entre-temps, le Conseil federal, le departement et le servlce 
d'aviation ont change d'avis etsont partis de l'idee qu'il ne fal­
lait pas subordonner cette augmentation ä l'acquisition du 
F/A-18 mais qu'elle etait de toute maniere necessaire. Ce 
changement d'avis est posterieur au message, Des lors, on 
nous de man de devoter de toute fagon le credit additionnel, de 

maniere a pouvoir agrandir les boxes comme prevu. A cet 
egard, la sous-commission qui s'est rendue sur place etait di­
visee: une partie etait d'accord avec le credit, mais seulement 
en cas d'achat du F/A-18, et.l'autre partie disait que de toute 
fru;on l'administration federale avait raison et qu'il fallait agran­
dir ces boxes, apres votation sans condition du creditaddition­
nel. 
La majorite de votre commission estime que, si l'on devait 
agrandir apres coup ces boxes pour pouvoir y faire entrer 
aussi les avions de combat, cela representerait une depense 
tout a fait disproportionnee, ce qui, vraisemblablernent. 

. d'apres mes faibles connaissances, ~ meme impossible 
, puisqu'on aurait six boxes contigus. Des lors, on ne peut pas 

attendre 1a decision sur les F/A-18 pour des ralsons d'avance­
mentdu chantler. Oe toute maniere, nous devrons modemlser 
notre aviatlon et, par consequent, il faut voter le credit addltion­
nel pour permettre 1a construction de boxes plus vastes. D'au­
tres membres de 1a commission estiment que c'est le F/A-18 
qui est en cause. Si on ne l'achete pas, on n'achetera proba­
blement pas d'avions de combat de ce type-la et, par conse­
quent, il ne faut pas voter le credit additionnel ou le subordon­
ner ä une decision positive sur l'achat du F/A-18. Mais 1a majo­
rite de 1a commlssion vous recommande de voter le credit 
ainsi que le demande-non pas le message du Conseil federal 
-mais l'administration ap~ 1a redaction du message. 

Abstimmung-Vote 

Für den Antrag Rebeaud 
Für den Antrag der Kommission 

42Stimmen 
77Stimmen 

Le presldent M. Feigenwinter m'a transmis le chiffre de 1a 
somrne finale concemant l'article premier: u. est real et se 
monte a 389 790 000 francs ä 1a place du chiffre qui vous est 

. donne. 

Art.3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federat 

Angenommen-Adopte 

Gesamtabstimmung-Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

88Stimmen 
39Stimmen 
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Botschaft und Beschlussentwurf vom 4. April 1990 (BBI ll. 489) 
Message et proJet d'arrete du 4 avril 1990 (FF II, 453) 

Beschluss des Nationalrates vom 20. Juni 1990 
Decision du Conseil national du 20 juin 1990 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de Ja commission 
Entrer en matiere 

Küchler, Berichterstatter: Auch wenn sich seit der Verabschie­
dung des letzten militärischen Bauprogrammes in unserem 
Rate in der Welt, vor allem aber in Europa, gewaltige politische 
Veränderungen ergaben, die man ja vor kurzer Zeit für un­
denkbar hielt, auch wenn heute begründete Hoffnung auf 
echte, anhaltende Entspannung insbesondere in Europa be­
steht, entbindet uns dies keineswegs von der Aufgabe, die für 
unsere Armee erforderliche bauliche Infrastruktur zu be­
schliessen und zur Verfügung zu stellen. Wie rasch sich die in­
ternationale Lage ändern kann, wird uns einmal mehr dra­
stisch in der Golfregion vor Augen geführt. Auch bei einer völ­
lig positiv veränderten Bedrohungslage, auch nach einer künf­
tig neuen sicherheitspolitischen Lagebeurteilung und bei ent­
sprechend verändertem Auftrag für unsere Armee kann und 
muss meines Erachtens davon ausgegangen werden. dass in 
unserem lande sowohl die Armee als auch die allgemeine 
Wehrpflicht erhalten bleiben. Das entspricht im übrigen dem 
klaren Ausgang der Armeeabschaffungs-lnitiative vom 26. No­
vember 1989. aber auch der möglichen künftigen Sicherheits­
konzeption der KSZE, in welcher überhaupt nicht- ich betone: 
überhaupt nicht - die Abschaffung der Armeen in den einzel­
nen Staaten diskutiert wird, vielmehr das Prinzip der staatli­
chen Selbstverteidigung unbestritten bleibt. Die heutigen -
neuen - internationalen Gegebenheiten und Rahmenbedin­
·gungen können und dürfen somit keinen Einfluss auf diese 
Vorlage haben. 
Wie in früheren Jahren, so unterbreitet der Bundesrat auch 
diesmal in seinem militärischen Bauprogramm eine Reihe von 
Kreditbegehren von einigen 100 Millionen Franken. Der lang­
jährige Bezugsrahmen für die Rüstungs- und Investitionspoli­
tik bildet dabei das Armeeleitbild, und die Realisierung erfolgt 
in sogenannten Ausbauschritten. Im Rahmen des in der Legis­
laturplanung 1988 bis 1991 festgelegten Investitionsrahmens 
sollen im Bauwesen durch das Setzen von Prioritäten mög­
lichst viele Mittel zugunsten der Rüstungsmaterialbeschaffung 
frei gemacht werden. Der vorgelegte Verpflichtungskredit von 
rund 370 Millionen Franken ist 30 bis 60 Millionen Franken tie­
fer als in den früheren Bauprogrammen 1987 bis 1989, welche 
sich noch auf 400 bis 430 Millionen Franken beliefen. Der heu­
tige Verpflichtungskredit ist nominell auf dem Stand von 1986. 
Der Hauptteil der Kürzungen wurde bei den Geländeverstär-

kungen vorgenommen. Doch wird -das möchte ich betonen -
das Festungsminenwerferprojekt abgeschlossen. In der Kom­
mission wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, dass beim 
Programm der Sperrstellungen insbesondere in den Grenz­
räumen nach wie vor die nötigen Vorkehrungen getroffen wer­
den müssen; damit die entsprechenden Räume nicht ent-
scheidend werden. Der vorläufige Verzicht auf 
weitere für grosse Verbände 
und des Bundesrates 
zur auf die «Ar-
mee 95»: 

"'"""''"'"'"' 90 wird -ganz bewusst-
im des EMD eingeleitet. Es 

werden mehr unmittelbar zugunsten des Wehrmannes 
und in die Ausbildungsinfrastruktur investiert. Ich komme dar­
auf zurück. 
Das Bauprogramm 90 umfasst nach den Beschlüssen der 
Kommission - wie erwähnt - Verpflichtungskredite von rund 
370 Millionen für 20 neue Bauvorhaben sowie für fünf Zusatz­
kredite zu früher bewilligten Projekten. Von diesem beantrag­
ten Verpfüchtungskredit werden rund 33 Prozent oder 
118,2 Millionen Franken in die Kampf- und Führungsbauten 
investiert, weil diese unmittelbar zur Stärkung der Kampfkraft 
und zu einer hohen Anfangsleistung unserer Armee beitragen. 
Inbegriffen ist auch hier eine weitere Tranche für den soge­
nannten Bundesratsbunker, der im Nationalrat zu heftigen, 
aber materiell wenig ergiebigen Wortgefechten geführt hat. Ich 
kann Ihnen versichern, dass die Militärkommission hierüber 
einlässlich orientiert wurde. Sie werden verstehen, dass ich 
aus Gründen der Geheimhaltung auf weitere Angaben ver­
zichte. 
Etwa 20 Prozent der Verpflichtungskredite beanspruchen mit 
71,9 Millionen Franken fünf Vorhaben der Logistik. Davon 
seien der Neubau und die Sanierung des eidgenössischen 
Zeughauses Sursee, erste Etappe, genannt, dann die Ergän­
zung der baulichen Infrastruktur für Transporthelikopter auf 
drei Militärflugplätzen. Bei den Bauten für die Logistik handelt 
es sich entweder um Anpassungen an die Bedürfnisse von 
neuem Rüstungsmaterial oder um Bauten für den Unterhalt, 
bei denen die Rationalisierung von Arbeitsabläufen im Vorder­
grund steht. Rund 135 Millionen Franken oder 40 Prozent, mit 
anderen Worten der wichtigste Teil des Verpflichtungskredi­
tes, entfallen auf Ausbildungsbauten. Dabei liegt das Schw~­
gewicht beim Ersatz von veralteten, nicht mehr sanierungs­
fähigen Unterkünften und Theorieräumen. Von den acht Vor­
haben sind besonders zu erwähnen: Ausbildungsbauten für 
die leichten Fliegerabwehr.lenkwaffen auf dem Waffenplatz 
Payerne, Bau einer Kasernenanlage auf dem Waffenplatz 
Herisau-Gossau, Bau einer Kaserne auf dem Waffenplatz Ai­
rolo, Bau eines Ausbildungszentrums für Piloten auf dem Mili­
tärflugplatz Sitten, dann der Sammelkredit für die Sanierung 
von Kasernenunterkünften ganz generell. 
Bei all diesen Investitionen muss heute im EMD generell die 
Maxime gelten, aus dem Rüstungsfranken, der ja immer spärli­
cher wird, mehr herauszuholen. Neue Waffensysteme erfor­
dern auch entsprechende Ausbildungszentren. Man kann 
heute teilweise nur noch mit diesen neuen Ausbildungsein­
richtungen gefechtsnah ausbilden. Ausbildung aber ist so 
zentral wie die Rüstung selbst. Bei gewissen Waffensystemen, 
z. B. bei den Flablenkwaffen, kann heute aus Sicherheitsgrün­
den nicht scharf geschossen werden. Zudem sind die Stück­
zahlen teilweise derart hoch, beispielsweise bei den Panzern, 
bei der Panzerabwehr, das.s wir zur Simulation gezwungen 
sind. Diese Entwicklung ist sehr kostspielig, aber sie wird auch 
in Zukunft weitergehen müssen. 
Auch aus der Sicht des Umweltschutzes und unter dem As­
pekt der Bevölkerungsdichte ist die Simulation sicherer und 
wünschenswert. Investitionen in die Ausbildung sind vor allem 
aber auch deshalb wichtig, weil der Wehrmann die Armee als 
moderne Ausbildnerin kennenlernen soll. Die Art der Ausbil­
dung ist schliesslich für seine Motivation von entscheidender 
Bedeutung. Dadurch lässt sich die knappe Ausbildungszeit 
von Kader und Soldaten optimal nutzen. 
Im Zentrum der öffentlichen Diskussion steht heute der Waf­
fenplatz Neuchleri-Anschwilen. Es ist paradox, dass gerade 
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dieses Vorhaben so grosse Wellen witit, denn den Grundsatz- Grundsätzlich hat selbst eine zustande gekommene Initiative 
entscheid haben wir ja schon vor einem Jahr gefasst. Der keine aufschiebende Wirkung. Die erwähnte Initiative ist noch 
Ständerat hat damals, als es um die Ausbildungsanlagen gar nicht zustande gekommen. Im übrigen kann und darf es 
ging, dem Kredit mit 36 zu O und der Nationalrat mit 132 zu 15 meines Erachtens nicht angehen, mit sogenannten Rückwir-
Stimmen zugestimmt. kungsinitiativen in diesem lande alles und jedes zu blockieren 
Gegenstand der heutigen Diskussion sind die Truppenunter- J,der gar nachträglich torpedieren. Für solches ist unsere Ver-
künfte. Nachdem wir im Parlament immer wieder anständige fassung nicht geschaffen. Es kann wohl kaum Sinn unserer 
Unterkunftsverhältnisse für die Rekruten verlangt haben, ist es Demokratie sein, dass sie sich selber in der Erfüllung ihrerver-
in der Tat schwer verständlich, dass gerade dieses Kredit- fassungsrechtlich gestellten Aufgaben durch die Konzedie-
begehr-en auf Opposition stösst. Ich kann mir das nur so erklä- rung derartiger Möglichkeiten lahmlegt. Lassen wrr uns afso 
ren, dass gewisse Leute scheinbar bewusst die zum Teil un- - vom Vorgehen derWaffenplatzgegnernichtbeirren! 
haltbaren Unterkünfte behalten wollen, um so die Stimmung Der Nationalrat hat bei der Behandlung dieses Geschäftes in 
gegen die Armee anzuheizen. Die Tatsache, dass die Opposi- ßer wichtigsten von versc.hiedenen Abstimmungen dem Pro-
tion sich im Grunde gegen das falsche Objekt richtet, ist zum jekt mit 128 zu 59 Stimmen klar zugestimmt. Zudem hat er den 
Teil auch darin begründet, dass das ganze Waffenplatzprojekt Kredit von t 1,65 Millionen Franken erhöht, damit nicht 1991 
auf drei Bauprogramme, nämlich 1989, 1990 und 1991 verteilt noch einmal ein Teil dieses Waffenplatzprojektes endlos dis-
wurde, obschon das Projekt ein Ganzes bildet. kutiert werden muss. Bei diesen 11,65 Millionen Franken für 
Dieses gestaffelte Vorgehen zeitigt einmal mehr Nachteile. Der die dritte Etappe handelt es sich um eine Mehrzweckhalle, 
Bürger und Politiker hat immer ein ungutes Gefühl, wenn ihm eine Ortskampfanlage und eine Kurzdistanzschiessanlage. 
die Projekte, die vollständig vorliegen, nur in Einzeltranchen Soviel zum Waffenplatz Neuchlen-Anschwilen. 
unterbreitet werden. Gesamthaft können wir feststellen, dass im Bauprogramm 
Die Diskussion über das gleiche findet dann mehrmals statt, 1990 vermehrt Bauten für den Menschen und für die Ausbil-
was nur Zeit und Kraft erfordert, schliesslich besteht das Ai- dung vorgesehen sind. Zeitgemässe Unterkünfte sind wichtig. 
siko, dass plötzlich ein Teil aus dem Ganzen herausgebro- Ein Rekrut, der in einer veralteten, muffigen Kaserne unterge-
chen wird. Nach Auffassung der einstimmigen Militärkommis- bracht ist, wird sich schwer davon überzeugen lassen, dass 
sion wurde vom Nationalrat auch der Kredit für die dritte Tran- unsere Armee modern ist. Das Vertrauen in die Schlagkraft un-
che ebenfalls in das Programm 90 aufgenommen. Der vorge- serer Armee ist aber wichtig für den Erfolg. Anständige Unter-
legte Verpflichtungskredit wurde demzufolge um 11,65 Mil!io- kunftsbedingungen sollen auch eine gewisse Anerkennung 
nen aufgestockt. Dieses Vorgehen erscheint der Militärkorn- für den grossen Einsatz unserer Leute für die Armee sein. 
mission angezeigt. Die Kommission erachtet es unter diesem Gesichtspunkt als 
Nun noch kurz ein Wort zur Begründung des Waffenplatzes. richtig, dass der Bundesrat für Verbesserungen in einigen der 
Die alte Kaserne St. Gallen musste 1980 wegen des Baus der sanierungsbedütitigsten Kasernen einen Sammelkredit von 
Nationalstrasse N 1 abgebrochen werden. Die traditionelle In- 1 O Millionen Franken vorsieht. Auch der Bau von Kasernen 
fanterie-Rekrutenschule St. Gallen musste seither auf ver- und Ausbildungsanlagen in Airolo ist unter diesem Aspekt 
schiedene rein behelfsmässige Unterkünfte in Herisau, sehr zu begrüssen. 
Bronschhofen und Urnäsch verteilt werden. Diese Unterkünfte Die Militärkommission hat während ihrer zweitägigen Sitzung 
sind aber nicht für Rekrutenschulen konzipiert, es handelt sich stichprobenweise in vier Untergruppen m-ehr als die Hälfte der 
zum Teil um veraltete, unzumutbare Kasernenanlagen mit Projekte an Ort und Stelle begutachtet. Die Kommission des 
zum Teil mangelnden sanitären Einrichtungen. Zudem müs- Nationalrates, der dieses Jahr Erstrat war, hat ihrerseits zum 
sen für eine zweckmässige Ausbildung grosse Distanzen mit Teil andere Vorhaben geprüft, so dass der grösste Teil der ge-
Motorfahrzeugen zurückgelegt werden. All diese Nachteile samthaft 25 hängigen Kreditbegehren gründlich durchleu.ch· 
verschärfen selbstverständlich die Probleme, die ohnehin tet wurde. Den Kommissionen standen für die vertiefte Prü-
schon in jeder Rekrutenschule bestehen. fung vertrauliche Sonderbeilagen, Projekthefte u,;td Kosten-
Die Gegner des neuen Waffenplatzes begründen ihre Ableh- voranschläge zur Verfügung. Die Besichtigung an Ort und 
nung u. a. mit dem Geburtenrückgang und der geplanten Ar- Stelle und das Gespräch mit den Fachleuten brachten zudem 
meereform. Was aber den Geburtenrückgang betrifft, emp- viele wertvolle zusätzliche Informationen. 
fehle ich diesen Leuten einen Blick in die Statistik, effektiv neh- Gestützt auf all diese eingehenden und verlässlichen Abklä-
men nämlich die Geburten wieder zu. Und die geplante Ar- rungen beantragt Ihnen die Militärkommission einstimmig, auf 
meereform bringt keine Reduktion der Rekrutenzahlen, son- die Vorlage einzutreten und dem Bundesbeschluss in der Fas-
dern einen früheren Uebertritt zum Zivilschutz. Die Auslastung sung des Nationalrates zuzustimmen, d. h. den Kredit um 
der bestehenden Waffenplätze könne verbessert werden, be- 11,65 Millionen Franken zu erhöhen und damit gleichzeitig 
haupten die Gegner im weiteren. Rein statistisch betrachtet, ist den Antrag von Frau Kollegin Bührer abzulehnen. 
das richtig. Doch beträgt die durchschnittliche Belegung der 
Waffenplätze heute schon 44 Prozent und liegt damit 1 O Pro­
zent über der Durchschnittsbelegung der schweizerischen 
Hotellerie. Es kommt hinzu, dass die Rekrutenschulen genau 
vorgegebene Belegungszeiten haben und dass wir keine De­
zember- und Januarschulen führen können. 
Ferner ist es eine Tatsache, dass nach wie vor jeweils verschie­
dene Kompanien ausserhalb von Waffenplätzen stationiert 
werden müssen. Auf die einzelnen Details des Projektes und 
die durchgeführte Umweltverträglichkeitsprüfung will ich hier 
nicht eingehen. Die Militärkommission hat sich damit einge­
hend befasst und dem Vorhaben grundsätzlich zugestimmt. 
Es steht also fest, dass das Bauvorhaben in einer langen, sorg­
fältigen VorbereitunjJsphase mit der betroffenen Region, mit 
deren Volksvertretern abgesprochen und bis ins letzte Detail 
vertraglich ausgehandelt wurde. 
Hingegen muss ich hier noch kurz ein paar Worte über die eid­
genössische Volksinitiative «Vierzig Waffenplätze sind genug» 
verlieren: Die Unterschrittensammlung hat Ende Juni 1990 be­
gonnen. Die Sammelfrist läuft am 27. Dezember 1991 ab. Die 
Frage stellt sich immer wieder, ob infolge dieser geplanten In­
itiative das Geschäft zurückgestellt werden soll. Die Antwort 
der Mehrheit- der klaren Mehrheit- der Kommission ist nein. 

M. Gautler: Je suis pleinement d'accord avec ce que vient de 
dire le president de la commission et j'accepterai fes credits 
demandes. 
Cependant, je me permets auparavant deux remarques con­
cernant ces credits. Premierement, au chiffre 211 de l'an­
nexe 1 du message, figure une somme de 93,5 millions, dont 
44 sont prevus pour l'une cles etapes de la construction de ce 
qu'on a appele le «bunker» du Conseil federal. Cet ouvrage, 
dont jene conteste nullement la necessite, n'a, me semble-t-il, 
rien a faire dans les constructions mifitaires. Ce bunkerest un 
ouvrage civil, destine a l'administration federale dans son en­
semble en cas de crise, et n'influence en rien la capacite de­
fensive de l'armee. J'aurais compris qua ce credit flgurät au 
Departement de l'interieur, avec les constructions federales, 
ou a la Chancellerie, puisque c'est une construction pour l'ad­
ministration, voire au Departement de justice et police, a !'Of­
fice de la protection civile, mais en aucun cas au Departement 
militaire. 
Cela serait sans importance si las credits militaires etaient illi­
mites. Mais cette annee en particulier - j'y reviendrai - les cre­
dits pour le Departement militaire ont ete limes de teile ma­
niere qu'il est difficilement acceptable que 12,5 pour cent des 
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credits de construction soient detournes du budget militaire 
au profit de constructions civiles. Cela d'autant plus que nous 
savons d'autre part que 10 a 15 pour cent descredits militaires 
servent en fait a la protection de l'environnement. et probable­
ment autant au renforcement de l'economie suisse et des eco­
nomies regionales. 
C'est donc probablement un gros tiers du budget du Departe­
ment militaire qui sert a autre chose qu'a la detense nationale. 
Cet etat de chose est d'autant plus regrettable que ia popula­
tion plus souvent et que l'opinion publique devrait etre 
mise au courant de ces faits et des chitfres. 
Ma deuxieme remarque est inspiree par le debut du message, 
plus precisement par le deuxieme alinea de son chiffre 11, ou 
le Conseil federal mentionne qu'il convient de reduire le plan 
de construction «de maniere a pouvoir concentrer les moyens 
financiers sur l'acquisition de materiel d'armement». Or, en fait 
de concentration, le credit d'armement propose ne s'eleve 
qu'a 1,4 milliard, cela a la suite de la decision prise par le Con­
seil federal. a tort ou a raison, de retarder le projet d'acquisition 
d'avions de combat. Je dis a tort ou a raison parce que divers 
experts, suisses et etrangers. estiment que c'est dans le sec­
teur de la defense aerienne que la menace pourrait desormais 
etre la plus grave et que notre armee connalt un lourd deficit en 
avions de combat. 
Si j'additionne les deux credits miiitaires d'engagement. j'ar­
rive cette annee a 1407 plus 358, soit 1.765 milliard, contre 2. 
314 milliards en 1989. C'est donc une dimirlution de 550 mil­
lions, ou de 24 pour cent. Je suis conscient qu'il s'agit de cre­
dits d'engagement et que cela ne signitie pas que les credits 
de paiement diminueront dans la meme proportion. Cepen­
dant, il ne faudrait pas que cette tendance se poursuive les 
prochaines annees. 
Je peux comprendre jusqu'a un certain point qu'a la suite de la 
detente Est-Ouest certains aient pense que la menace dimi­
nuait et que, de ce fait, certaines depenses pouvaient etre re­
tardees, voire supprimees. Mais les recents evenements du 
Proche-Orient et de la region du Golfe viennent de leur donner 
un cinglant dementi. II y a helas toujours une menace, meme 
si celle-ci est geographiquement plus lointaine. 
N'oublions pas quand meme que certains pays de l'lslam ont 
attaque l'Occident. lls ne se sont arretes qu'a Poitiers, en 732, 
et ont assiege Vienne encore en 1683. Or, depuis ces epo­
ques, les distances se sont singulierement raccourcies pour 
les armees et pour leurs missiles. Taut cela pour dire que la 
menace subsiste. meme si eile a change de forme et d'origine. 
II ne faut pas commettre les memes fautes que dans les an­
nees trente et laisser s·affaiblir, taute de credits, notre defense 
nationale. II taut que le Conseil federal reste vigilant et accorde 
au Departement militaire les credits necessaires pour que no­
tre neutralite armee reste credible. 

Huber: In Anbetracht der Diskussion. die der Nationalrat in der 
Sommersession während Stunden - in der Terminologie des 
Radio- und Fernsehgesetzes sogar mit einer werbewirksamen 
Unterbrechung geführt hat, rechtfertigt es sich, die zentralen 
Punkte beim Eintreten hervorzuheben und eigene Antworten 
zugeben: 
Die ständerätliche Kommission hat die vorliegende Vorlage 
gründlich und umfassend geprüft und ist zu einem einstimmi­
gen Eintretensantrag gekommen. Ich hatte Gelegenheit, in ei­
ner Untergruppe die Objekte Sursee, Emmen und Alpnach zu 
überprüfen. Ich war einmal mehr beeindruckt von der Kompe­
tenz und der Sachkunde der Mitarbeiter des EMD und habe 
mir vorgestellt, wie die Schmähungen über ihren Arbeitgeber 
EMD, die im Nationalrat teilweise ertönten, in den Ohren die­
ser Arbeitnehmer geklungen haben mögen. 
Ich will Ihnen nicht verbergen, dass ich in einem recht ent­
scheidenden Punkt der Vorlage die Akzente anders setze: Der 
Bundesrat legt dar, dass er mit dem vorliegenden Baupro­
gramm 1990 «eine Umorientierung des Bauwesens des EMD 
einleitet». Kurz gesagt: Kasernen sollen restauriert und Gelän­
deverstärkungen gestutzt werden. Ich begrüsse es durchaus, 
dass Kasernen saniert werden. Ich vertrete die Meinung, Herr 
Bundesrat, dass man damit ruhig etwas früher hätte beginnen 
können. Die Kantone Neuenburg, Zürich - mit dem Reppisch-

tal - und Aargau - mit der Kasernenanlage Aarau - sind voran­
gegangen. 
Es ist gut. dass junge Soldaten eines wohlhabenden Landes 
ihre ersten Diensttage in einer zweckmässigen. modernen Ka­
serne verbringen. Die heute nötige Umstellung ist nicht mehr 
derart scflwierig wie' früher. Ich nehme an, dass die Kantone 
hier die ersten Schritte machen. von den allenfalls besseren 
Konditionen des EMD. die bei den zur Debatte stehenden Ka­
sernen offeriert werden können. nachträglich allenfalls profitie­
ren. 
Dennoch halte ich dafür. dass die Umorientierung nicht ohne 
einige kritische Bemerkungen passieren darf. Bevor mehr als 
die Grundzüge der «Armee 95» erkennbar sind und. vor allem. 
bevor die Kampfführung dieses angepassten Instrumentes er­
kennbar ist, kommen wir dazu, das System der Sperrstellun­
gen - Herr Gautier hat es auch gesagt als zentrales Element 
unserer Kampfführung auszuhungern. Unsere Milizarmee -
und vor allem die kleine Berufsarmee, die gelegentlich durch 
die Gazetten geistert wird immer wirksame Sperrstellungen 
in operativ entscheidenden Räumen brauchen. Permanente 
Sperrstellungen ermöglichen erst eine flexible Kampfführung, 
indem sie die Optionen entscheidend vergrössern. Perma­
nente Sperrstellungen keine Maginot-Linie - ermöglichen 
weniger starken Verbänden die Erfüllung des Sperrauftrages. 
Ich ersuche Sie daher dringend, das System der Sperrstellun­
gen in den Grenzräumen und im Mittelland nicht verkommen 
zu lassen. Es trägt entscheidend zur dissuasiven Wirkung un­
serer Landesverteidigung bei. 
Meine volle Unterstützung finden die Mittel. die für Schutzbau­
ten der Landesregierung ausgegeben werden. Die Mittel für 
den Bundesratsbunker wurden in ihrer Gesamtheit früher dar­
gelegt; jetzt geht es um eine weitere Tranche. Eigentlich han­
delt es sich um Bauten für zivile Zwecke: nämlich um die Wei­
terführung der Tätigkeit der Landesregierung im Verteidi­
gungsfall sicherzustellen. Damit ist zum ersten wieder einmal 
klar gemacht, dass die strategische Führung auch nach der 
Wahl eines Oberbefehlshabers beim Bundesrat bleibt. 
Es ist zu hoffen, dass das Kollegium dannzumal jene Ge­
schlossenheit und Festigkeit findet, die heute gelegentlich an­
gezweifelt wird. Es braucht dazu einen geschützten Standort 
und die notwendigen Uebermittlungsmittel. Das sind keine 
neuen Töne. Sie sind bereits 1973 bei der Konzeption der Ge­
samtverteidigung klar und deutlich gemacht worden. Es i~ of­
fensichtlich so. dass praktisch alle Kantone auf diesem Sektor 
bedeutend weiter sind als der Bund. Das ist wenig erfreulich 
und ruft nach rascher Abhilfe. Der Bundesrat muss von einer 
integrierten Führungsanlage aus seine Verantwortung wahr­
nehmen können. 
Was nun den angesprochenen Waffenplatz Herisau-Gossau 
angeht, so hat der Ständerat der Finanzierung einer ersten 
Tranche mit 36 zu O Stimmen zustimmt. Ihre Kommission hat, 
nach einlfü,slichen Darlegungen der mit den Oertlichkeiten 
vertrauten Kollegen, das Vorhaben noch einmal gründlich ge­
prüft, auch in politischer Hinsicht. Auch eine neue europäi­
sche Sicherheitsstruktur, die durch die inzwischen gefundene 
deutsche Einheit noch notwendiger wird, verlangt von unse­
rem Land .eine Armee. Wo Ausbildungsstätten wegfallen, 
Wehrmänner in schäbigen Provisorien untergebracht werden, 
braucht es Ersatz. Das EMD ist seit 1975 im Besitz des Landes. 
Der Planungsprozess erfolgte in enger Zusammenarbeit mit 
der örtlichen Bevölkerung, den kommunalen und kantonalen 
Instanzen. 
Persönlich habe ich den Eindruck, dass nicht mehr der Waf­
fenplatz an sich, sondern die Armee die Zielscheibe ist, in Fort­
setzung einer bekannten Politik. Darin bestärkt mich die nun 
lancierte Initiative, die sehr viele rechtliche, aber noch mehr 
staatspolitische Fragen aufwirft. Ich empfinde das so: Aufgabe 
des Parlaments,ist es, bei gegebener Notwendigkeit der Reali­
sierung eines Objekts, bei Beachtung der einschlägigen recht­
lichen Normen durch die handelnden Staatsorgane, Kredite 
zu sprechen. Andere Fragen sind Fragen des Vollzugs, die der 
vollziehenden Behörde zur Erledigung obliegen. 
Ich werde daher heute in Kenntnis der Lage und entsprechend 
dem einstimmigen Beschluss der Kommission diesem Kredit 
zustimmen, und ich empfehle Ihnen, gleich zu handeln. 
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Die Schwierigkeiten, mit denen Ideen und Strukturen der Lan­
desverteidigung derzeit zu kämpfen haben, sind vielfältiger 
Natur. Es ist daher hoch an der Zeit, dass der Bundesrat so 
rasch wie möglich dem Parlament den Bericht über die Sicher­
heitspolitik 90 unterbreitet. Das wird die Gelegenheit sein, 
Klarheit herbeizuführen, damit nachher Klarheit herrscht. 

Bundesrat Villiger: Ich gehe gerne auf einige der aufgeworfe­
nen Fragen ein, verzichte aber auf eine Wiederholung dessen, 
was der Präsident der Kommission ausgeführt hat. 
Die Umorientierung ist von Ihrem Präsidenten erwähnt wor­
den, die Umorientierung von der Priorität der Kampfbauten auf 
eine gewisse Priorität der Ausbildungsbauten und der Unter­
künfte. Es sind zwei Gründe, die diese Akzentverschiebung 
rechtfertigen. Der erste ist die Handlungsfreiheit für «Ar­
mee 95». Herr Huber hat das Problem aufgeworfen, nur 
kommt der Bundesrat zu umgekehrten Schlüssen. 
Es ist jetzt schon klar, dass die «Armee 95» nicht zu einer völlig 
veränderten Doktrin der Kampfführung führen wird bzw. füh­
ren kann. Das ist gar nicht möglich. Wir werden nach wie vor 
schwergewichtig eine lnfanteriearmee haben. Die «Armee 95» 
wird mit den Waffen arbeiten müssen, die 1995 vorhanden 
sein werden. Das sind im wesentlichen die gleichen, die wir 
heute haben, nur weniger. Es werden alte Waffen ausgeschie­
den werden; die modernen werden wir belassen, aber es wird 
nicht möglich sein - ich komme auf die Finanzen noch zu­
rück -, in dieser kurzen Zeit irgendwelche Wunderwaffen zu 
beschaffen. die eine völlig andere Kampfführung erlauben 
würden. 
Weil die Armee beweglicher sein wird, weil sie flexibler sein 
muss, weil sie Reserven haben wird, weil ihre Bestände sehr 
viel kleiner sein werden, wird es Akzentverschiebungen in der 
Kampfführung geben, das ist klar. Aber die «Armee 95» wird 
nicht etwas völlig Neues sein. Deshalb stimme ich Herrn Hu­
ber zu, dass die Sperrstellungen auch in Zukunft wichtig blei­
ben werden. Sie werden auch deshalb wichtig bleiben, weil sie 
sich in Schlüsselräumen befinden, die geographisch vorgege­
ben sind. Die Geographie der Schweiz ändert.sich auch durch 
die «Armee 95» nicht. 
Das heisst, dass alles, was jetzt schon investiert worden ist, si­
cher nicht obsolet wird, auch wenn wir es verändern - und es 
ist schon sehr viel investiert worden. Der Kommissionspräsi­
dent hat darauf hingewiesen, dass beispielsweise das Minen­
werferprogramm, das sehr wichtig ist, fertiggestellt werden 
kann. Auch der Bau der Centurion-Bunker wird weitergeführt 
werden. 
Was aber jetzt noch kommt, bedarf vielleicht doch gewisser 
Anpassungen an die «Armee 95», und deshalb sage ich nicht, 
wie Herr Huber. weil die «Armee 95» noch nicht da sei, müss­
ten wir weiterbauen, sondern ich sage umgekehrt: Weil die 
«Armee 95» noch nicht da ist, rechtfertigt sich eine Pause, die 
nicht allzu lang sein wird - nachher können wir nach Mass wei­
terbauen. 
Es geht nicht nur um die Sperrstellungen, es geht auch um die 
Führungsbauten. Hier ist es sogar sehr wichtig, dass wir zu­
warten, weil nämlich in diesem Bereich «Armee 95„ möglicher­
weise tiefergreifende Aenderungen bringen wird als in der 
Kampfführung, Wir wissen noch nicht, wie wichtig die Divi­
sionsebene bleibt, ob es mehr Brigaden braucht usw. Deshalb 
wäre es falsch, Investitionen weiter zu tätigen, die vielleicht ob­
solet werden. Der Generalstabschef hat die Aufgabe ange­
packt. Er wird die Gesamtkonzepte der Geländeverstärkung 
und der Führungsbauten überprüfen. Aber ich kann Herrn Hu­
ber versichern, dass wir die Sperrstellungen nicht verkommen 
lassen werden. 
Der zweite Grund ist, dass wir einen gewissen Nachholbedarf 
bei Ausbildungsanlagen und bei den Unterkünften haben. Ich 
teile die Meinung von Herrn Huber, dass man schon früher 
hätte anfangen können, diesen Nachholbedarf zu decken. Ich 
glaube, dass einige unserer Wehrmänner und Rekruten in Un­
terkünften leben müssen - Herisau-Gossau ist ein Beispiel -, 
die nicht gerade menschenwürdig sind, obschon auch ich der 
Meinung bin, dass eine gewisse spartanische Lebensweise 
auch für Soldaten wichtig ist. Es geht überhaupt nicht darum, 
hier in Luxus zu schwelgen, sondern darum, dass die Unter-

künfte einigermassen vernünftig und hygienisch eingerichtet 
sind. Wenn etwas gebaut wird. haben es die Rekruten heute 
vielleicht ein wenig besser als die, die in meiner Generation 
noch irgendwo im Dachstock von Frauenfeld hausen muss­
ten. Das ist völlig klar; aber wir wollen auch nicht übertreiben. 

~, Ein erstes Indiz oder ein Signal wollen wir mit diesem Sammel­
kredit setzen. Als wir das Programm anpackten, war es 
schlicht nicht möglich, kurzfristig eine Akzentverschiebung zu 
machen. Sehr vieles muss ja über Monate oder gar Jahre vor­
bereitet, muss baureif werden, und mit diesen 10 Millionen 
wollten wir der Verwaltung eine gewisse Manövriermasse in 
die Hand geben, um das Nötigste zu sanieren. 
Ich habe einmal gesagt, das EMD sei wie ein Supertanker; 
wenn man ihm einen anderen Kurs geben will, fährt er noch 
50 Kilometer weiter, bevor man es merkt. Das merkt man na­
türlich auch in diesen Bereichen. Wir wollen diese Steuersi­
gnale jetzt geben, wie übrigens auch mit «Armee 95». Es geht 
aber nicht nur um die Unterkünfte, es geht auch um Ausbil­
dungsbauten. 
Es wurde zu Recht darauf hingewiesen, dass für die Kriegs­
tauglichkeit einer Armee die Ausrüstung entscheidend ist; 
aber ebenso wichtig sind die Motivation und die Ausbildung. 
Wir werden wahrscheinlich in der Zukunft etwas mehr in die 
Ausbildung investieren müssen. Die Waffensysteme sind 
komplexer, es wird mehr mit Simulation gearbeitet. Das hat 
damit zu tun, dass man einerseits mit Simulation Dinge üben 
kann, die wir in der Schweiz aus verschiedenen Gründen nicht 
üben können. aus Umweltgründen, aus Geländegründen, we­
gen der dichten Ueberbauung. Selbstverständlich kann man 
damit auch motivieren. Zum Teil brauchen wir die Simulation, 
weil bei gewissen Waffen die Munition zu Uebungszwecken 
prohibitiv teuer ist. Ich denke an Fliegerabwehr, Panzerab­
wehr usw. Die Simulation hilft also der Ausbildung in der Effizi­
enz. Sie fördert die Motivation der Wehrmänner, und sie ist 
auch umweltmässig positiv. Hier werden wir in der Zukunft 
mehr investieren müssen. 
Wir mussten das Bauprogramm auch kürzen. Ihr Präsident hat 
den Unterschied zu früher aufgezeigt. Wenn Sie das in Real­
werten vergleichen, werden Sie merken, dass die Kürzung 
sehr beachtlich ist- mir schon fast etwas Sorgen macht, wenn 
ich ehrlich bin. Wir mussten kürzen, weil die Zahlungskredite 
seit Jahren real abnehmende Tendenz hatten. Das wird durch 
den neuen Finanzplan noch akzentuiert. lt, 
Die sicherheitspolitische Lage - sie wurde hier angeführt - hat 
sich stark verändert. Sie wissen, dass Europa im Umbruch ist. 
Der Bundesrat ist der Ueberzeugung, dass die Chance für ein 
sichereres Europa wahrscheinlich seit Jahrzehnten noch nie 
so gross war wie heute. Das ist etwas überaus Erfreuliches. 
Und Sie werden bei der Diskussion des Sicherheitsberichtes 
im Gegensatz zu dem, was gezielt schon in den Medien ge­
streut worden ist, merken, dass dem grosses Gewicht beige­
messen werden wird. 
Einen wichtigen Akzent in der Sicherheitspolitik werden wir 
dort setzen, wo wir an dieses sicherere Europa auch von der 
Schweiz aus stärkere Beiträge als früher leisten wollen. Aller­
dings zeigen die Ereignisse im Golf - Herr Gautier hat darauf 
hingewiesen -, dass in der Geschichte, und das ist eine alte 
Erfahrung, immer auch das Unvorhergesehene geschieht; mit 
dem muss man rechnen. Zumindest von den weltweiten Ex­
perten, von denen wir gehört haben, hat keiner die Golfkrise so 
vorausgesehen, wie sie gekommen ist. Es hat keiner den Bau 
der Berliner Mauer und keiner ihren Abriss vorausgesehen. Im 
nachhinein haben es natürlich alle gewusst. Gerade in unge­
wissen Zeiten passiert immer auch das Unvorhergesehene. 
Der Golf zeigt auch, dass Gewalt als Mittel der Politik noch· 
nicht ausgerottet ist auf der Welt. Die Golfkrise zeigt, dass auch 
lokale Krisen - die nach der Entspannung zwischen den Su­
permächten wieder möglich geworden sind, weil nicht immer 
gerade die Eskalation zum grossen West-Ost-Konflikt droht -
wieder möglich werden und trotzdem immer das Potential zur 
Eskalation in sich tragen. 
Es kann keiner sagen, wie im Golf die Fronten in drei, vier Mo­
naten sein werden, ob die Welt noch so einig ist, ob wir das sel­
ber nicht spüren oder ob wir es spüren; ich glaube, es gilt, dar­
aus gewisse Lehren zu ziehen. Wir mussten unsere sicher-
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heitspolitischen Vorstellungen allerdings wegen der Golfkrise 
überhaupt nicht ändern, weil eben solchen Ungewissheiten 
immer Rechnung getragen werden muss. 
Für mich ist aber klar: Wenn ich eine Bilanz ziehe, überwiegt im 
Moment die Hoffnung eindeutig, vor allem in Europa. Für mich 
ist deshalb klar. dass die Armee im Moment in unserer innen­
politischen Diskussion und bei den innenpolitischen Prioritä-
ten sicher nicht im steht und stehen kann. 
Als Mitverantwortlicher im Gesamtbundesrat bin ich mir be­
wusst, dass der Staat heute Wachstumsbereiche hat die viel-
leicht auch seitens der Armee Masshaltung erfor-
dern, denken Sie an die Neat, Sie an die AHV mit den 
bevorstehenden demographischen Problemen, denken Sie 
an die Krankenversicherung, denken Sie an die vielen ande­
ren Bereiche, die im Momentwachstumsträchtig sind, wie For­
schung, Ausbildung usw. Ich bin deshalb durchaus bereit, ein 
gewisses Zurückschrauben im Armeebereich. im Wachstum 
zumindest, einzugehen, ein gewisses Opfer zu bringen, und in 
diesem Sinne schlägt sich das im Budget und im Finanzplan 
nieder. 
Für die laufenden Ausgaben werden wir bei der Armee unge­
fähr den Teuerungsausgleich bekommen. Das ist schon sehr 
schwierig, weil wir 1991 allein im Personalbereich 9,3 Prozent 
mehr haben als jetzt, durch diese Besoldungspakete usw. Die 
Rüstungsausgaben, Investitionen im Rüstungsbereich und im 
Baubereich, werden nominell eingefroren, und das ist eine 
ganz beachtliche Friedensdividende. Das wird eine reale Re­
duktion in der Finanzplanperiode von 15 bis 20 Prozent be­
deuten und für die Armee sehr harte Konsequenzen haben. 
Wir werden gerade im Rüstungsbereich sehr stark Prioritäten 
setzen müssen, und im Bereich von innovativen, neuen Pro­
jekten wird nur sehr wenig möglich sein. Wir werden mit Hän­
gen und Würgen das neue Kampfflugzeug hier hat Herr Gau­
tier zu Recht auf die Bedeutung hingewiesen - finanzieren 
können. Wir können vielleicht die Panzerfaust kaufen, viel­
leicht noch die Aufklärungsdrohne, vielleicht im elektroni­
schen Bereich das eine oder andere, aber wir werden alle an­
deren, früher zum Teil als prioritär eingestuften Projekte, wie 
Raketenartillerie, Kampfhelikopter und dergleichen, weit zu­
rückschieben müssen. Wir werden sie vielleicht noch planen 
können; aber man muss sich darüber im klaren sein, dass sie 
nicht mittelfristig realisierbar sein werden. 
Ich glaube, dass heute, wo wir in vielen Bereichen sehr gute 
Waffen haben - ich denke an den Leopard, an die Stinger, die 
Sie vor einem Jahr beschlossen haben; ich denke an die Ra­
pier, an den Tow/Piranha und was es da alles gibt-, dieses 
Einfrieren für den Moment vertretbar ist. Ich meine aber auch, 
dass wir damit eine untere Grenze erreicht haben, die unsere 
Glaubwürdigkeit in der Verteidigung tangieren wird, wenn wir 
sie unterschreiten. 
Die Herren Huber und Gautier haben völlig recht, wenn sie 
darauf hinweisen, dass auch eine neue europäische Sicher­
heitsordnung auf Armeen beruhen wird. Diese werden zwar 
defensiver sein - hoffen wir -; sie werden vielleicht verdünnt 
sein, dafür technologisch hochstehender; kaum verdünnt wer­
den die modernen Flugwaffen sein, so dass diese im Verhält­
nis zu den Erdarmeen noch wichtiger werden. 
Innerhalb dieser verdünnten und kleineren Armeen wird die 
Schweiz keinen Risikoraum bilden dürfen. Ich glaube auch 
nicht, dass man uns abnehmen würde, dass ausgerechnet un­
ser kleines, aber reiches Land zum sicherheitspolitischen Tritt­
brettfahrer würde, der auf den Schutz der anderen angewie­
sen wäre. 
Wir werden also eine glaubwürdige Armee aufrechterhalten 
müssen, auch in der Zeit der Entspannung, und das wird et­
was kosten, wenn auch vielleicht die früheren Zuwachsraten 
nicht mehr nötig sein werden. 
Herr Cottier hat auf die bundesrätliche Schutzanlage hinge­
wiesen, ich bin dankbar dafür; auch für den Hinweis von Herrn 
Huber, dass diese Anlage nötig ist- si~ hat ja im Nationalrat zu 
recht emotionalen Debatten geführt. Herr Gautier hat recht, 
diese Anlage hat mit der Armee direkt nichts ZL/ tun, auch wenn 
sie für den Krisenfall vorgesehen ist und im Krisenfall militä­
risch geschützt sein wird. Das wurde vor Jahren so beschlos­
sen. Ich bin natürlich dankbar, wenn Sie diese Anlage aus den 

eigentlichen Militärausgaben - zumindest gedanklich aus­
klammern und damit feststellen, dass diese noch tiefer sind, 
als es jetzt vielleicht scheint. Ich glaube aber nicht, dass es 
sinnvoll wäre, jetzt, bevor die Anlage fertiggebaut ist, am Ent­
scheid des Bundesrates etwas zu ändern; aber wir werden im­
mer d'giran denken müssen. 
Wir werden, Herr Huber, versuchen, Ihnen den Sicherheits­
bericht möglichst bald zu unterbreiten. Die Kommissionen 
werden bestellt; der Bericht vor dem Bundesrat, wir 
werden noch einige Akzente setzen müssen. Der Bundesrat 
befasst sich glücklicherweise sehr intensiv damit. Es geht ja 
nicht nur um die Armee und den Zivilschutz; es um den 
Beitrag unserer Aussenpolitik, um den Beitrag an die Stabili­
sierung Europas in verschiedenen Bereichen. Das wollen wir 
in aller Breite überprüfen und Ihnen etwas gut Fundiertes vor­
legen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entreren matiere 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et preambule 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Bührer 
Abs.2 
a ..... 310 760 000 Fr. (Kürzung um 49 300 000 Fr. ohne Ein­
bezug der 3. Etappe) 

Art.1 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition Bührer 
Al. 2 
a ..... 310 760 ooo fr. (Reduction de 49 300 ooo fr. sans inte­
gration de la 3e etape) 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen -Adopte 

Abs. 2Bst. a-AI. 2/et. a 

Frau Bührer: Ich beantrage Ihnen, den Kredit für den in An­
hang 1 unter Ziffer 232 aufgeführten Waffenplatz Herisau­
Gossau nicht zu bewilligen. Damit würde aus der momenta­
nen Baupause ein Baustopp. Mein Antrag tangiert die dritte 
Etappe, die vom Nationalrat ins Bauprogramm aufgenommen 
wurde, nicht. Das Parlament hat vor einem Jahr die erste 
Etappe bewilligt. Das EMD konnte sich also auf eine klare und 
rechtsgültige Grundlage stützen, als es die Bauarbeiten in An­
griff nahm. 
Trotzdem, rechtlich einwandfrei zu handeln - was ich dem 
EMD attestiere - und klug zu handeln, muss nicht deckungs· 
gleich sein. Ich bin der Meinung, dass sich ein Vorhaben in je­
dem Zeitpunkt die Frage gefallen lassen muss, ob Ziel und 
Richtung stimmen, noch stimmen. Selbst wer im falschen, be­
reits fahrenden Zug sitzt, tut gut daran, sich zu überlegen, ob 
und wie es möglich wäre, so rasch wie möglich auszusteigen, 
und sei es durch die Betätigung der Notbremse. 
Mit Neuchlen-Anschwilen sitzen wir im falschen Zug, davon 
bin ich überzeugt. Ich befinde mich mit meiner Meinung in gu­
ter und zahlreicher Gesellschaft. Der neuste Stand der Unter-
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schriftensamm!ung ist beeindruckend. Es sind auch Organi- serne geräumt werden muss? Haben sie geschlafen? Oder ist 
sationen dazu gestossen, wie etwa der Naturschutzverein nicht vielmehr der Schluss zwingend, dass mit den Provisorien 
St. Gallen, die nicht einfach mit dem Etikett der Armeefeind- ganz gut über die Runden zu kommen war? Hätte in diesen 
lichkeit versehen werden können. Ich bin mir natürlich be- 20 Jahren eine sukzessive Renovation und Erneuerung der 
wusst. dass der sogenannte Druck von der Strasse nicht als als Ausweichquartiere benutzten Anlagen stattgefunden, 
gutes Argument gilt. Wozu haben wir ausgedehnte verfas- •· müsste man heute nicht auf die unzumutbaren Zustände hin-
sungsmässige Volksrechte? Wenn es ums Militär geht, muss 
man in Rechnung stellen. dass die direkte Demo­
kratie inexistent ist, und die Volksvertreter sind - wenn ich mir 
Sie, meine verehrten in Uniform vorstelle - vielleicht 
doch etwas gar militärlastig. 
Gegen die Realisierung des sprechen sachliche 
Gründe. Ein erster, wichtiger Stein des Anstosses betrifft den 
Natur- und Landschaftsschutz. Ich kenne die Landschaft aus 
eigener Anschauung. An Sonntagen wird die Gegend offen­
bar von der Bevölkerung rege besucht. Ein St. Galler Kollege 
sagte mir, so schön wie in der Gegend von Neuchlen­
Anschwilen sei es bei ihnen überall. Ich will dem nicht wider­
sprechen. nur spricht das nicht dagegen, diese Landschaft zu 
erhalten. 
Dass Naturschutzvereinigungen zu den Opponenten gestos­
sen sind, unterstreicht dies. Zwar verspricht der Departe­
mentsvorsteher in bezug auf den Natur- und Landschafts­
schutz sehr viel. Ich zitiere kurz aus seinem Votum im National­
rat: «Der Natur- und Umweltschutz wurde von Anfang an in der 
Planung berücksichtigt. Die Belange waren von Anfang an we­
sentlicher Bestandteil.» Oder: «Die Begehren des Natur- und 
Lan9schaftsschutzes werden soweit wie nur möglich berück­
sichtigt.» Und schliesslich ein letztes Zitat: «Wir werden alles 
tun, die Landschaft nicht unnötig zu zerstören.» Das sind Zusa­
gen. Aber beim genaueren Hinsehen muss man doch erken­
nen. dass sie meist unverbindlich sind. 
Ich will dem EMD und insbesondere dem Departementsvor­
steher den guten Willen keineswegs absprechen. Nur, wir 
müssen den Realitäten ins Auge blicken. Es geht nicht an. so 
zu tun, als wäre der Natur- und Landschaftsschutz geradezu 
Triebfeder des Tuns und Lassens des EMD. Ich zitiere wie­
derum den Departementsvorsteher, der sagt, dass Massnah­
men zur «Erhaltung und Erweiterung von Naturschutzgebie­
ten. Erhaltung und wenn möglich Erweiterung von Lebensge­
meinschaften von Tieren und Pflanzen» ergriffen würden. 
Oder ein weiteres Zitat: «Für mich besteht kein Zweifel, dass 
das ganze Waffenplatzgebiet Breitfeld Neuchlen-Anschwilen, 
so wie es bei anderen Waffenplätzen der Fall ist, in naturschüt­
zerischer Hinsicht ganz wesentlich aufgewertet wird.» Es ist 
doch eine Tatsache, dass beim Bau eines Waffenplatzes die 
Landschaft zwangsläufig verbetoniert wird. Und dies trotz all 
den Bemühungen und trotz Begrünung und obwohl an den 
Rändern - wie das bei anderen Waffenplätzen geschehen ist 
Nischen entstehen, die biologisch wertvoil sind. 
Heute erleben wir in Neuchlen-Anschwilen einen naturnahen 
Raum, eine eindrückliche Landschaft, auch wenn der wir­
kende Mensch dort eine Kulturlandschaft geschaffen hat. Das 
Vorhaben des EMD wird, muss schwerwiegende Beeinträchti­
gungen bringen im Landschaftsbild, durch den Lärm und den 
zusätzlichen Verkehr. 
Selbst wenn alles nur Erdenkliche zugunsten des Natur- und 
Landschaftsschutzes getan wird, ist der Eingriff zerstörerisch. 
Das schleckt keine Geiss weg. Etwas anderes zu sagen, ist 
schönfärberisch. 
Natürlich muss nun gefragt werden, ob tatsächlich alles nur 
Erdenkliche unternommen wurde und wird. Zweifel sind ange­
bracht. Am Technikum Rapperswil wurde eine Studie verfasst, 
die zu einem niederschmetternden Ergebnis kommt. Ich zi· 
tiere: «Wesentliche Auswirkungen wurden überhaupt nicht un­
tersucht in der Umweltverträglichkeitsprüfung.» Die Schluss­
folgerung der Studie steht in eklatantem Widerspruch zu derje­
nigen des EMD. Zitat: «Das Projekt Neuchlen-Anschwilen in 
der heute vorliegenden Form ist nicht umweltverträglich .» 

Ein weiterer Schwachpunkt des Vorhabens zeigt sich bei der 
Frage nach dem Bedürfnis. 1980 musste die Kaserne St. Gal­
len dem Nationalstrassenbau weichen und geräumt werden. 
Strassen werden nicht über Nacht gebaut. Ein Jahrzehnt der 
Planung geht voraus. Was taten die Verantwortlichen des EMD 
in den gut zwei Jahrzehnten, seitdem feststeht, dass die Ka-

weisen und damit unzulässigen Druck auf uns - die politi­
schen Entscheidungsträger- ausüben. 
Ich weigere mich, die Schuld für unzumutbare Verhältnisse in 
den heute benutzten Unterkünften auf mich zu nehmen. Ich 
widerspreche Ihnen, Herr Bundesrat Villiger, wenn Sie sagen­
ein Zitat aus Ihrem Votum im Nationalrat -: «Der Uebergang 
vom alten zum neuen Waffenplatz geht über Provisorien 
schrittweise und sehr logisch vor sich.» Von Logik kann nach 
Jahrzehnten des Provisoriums keine Rede sein. Von Logik 
kann auch angesichts der sinkenden Bestände und des Wan­
dels im Bedrohungsbild keine Rede sein. Die Einsicht- ich zi­
tiere Sie ein letztes Mal-: «Das Militärdepartement .... muss im 
wesentlichen mit dem auskommen, was wir jetzt haben. Das 
ist auch meine Politik. Wir wollen auf bestehenden Waffenplät­
zen die Infrastrukturen laufend verbessern. wir wollen die Nut­
zung der Waffenplätze besser koordinieren», diese Einsicht -
ich begrüsse diese Einsicht- muss sofort in die Tat umgesetzt 
werden und nicht erst, nachdem in Neuchlen-Anschwilen Irre­
versibles getan wurde. 
Der überraschend grosse Erfolg der Unterschriftensammlung 
für die Initiative «40 Waffenplätze sind genug» muss zu denken 
geben. Er zeigt, dass es für die Bevölkerung schwer verständ­
lich ist, dass im Zeichen der neuen Situation in Europa diese 
alten Pläne nicht überdacht werden. Ist die Realisierung wirk­
lich noch ·sinnvoll? Müsste nicht, bevor Irreversibles ge­
schieht, ein neues Leitbild für unsere Armee vorliegen? 
Müsste nicht nachgedacht, geprüft, allenfalls angepasst und 
redimensioniert werden? 
Mein Antrag öffnet die Möglichkeit dazu. Die Frage muss ernst­
haft und unvoreingenommen, wenn nötig mit auswärtigen Ex­
perten, geprüft werden, ob nicht die ausgewiesenen Bedürf­
nisse der Rekruten anders befriedigt werden könnten? Es 
hätte - ich betone das noch einmal - gar nie soweit kommen 
dürfen, dass von unzumutbaren Verhältnissen für die Rekru­
ten gesprochen werden muss. Die Verantwortung für diese Si­
tuation trägt das EMD. Niemand, auch die Unterzeichner der 
Initiative «40 Waffenplätze sind genug» nicht, wiinscht, dass 
die Rekruten Unzumutbares ertragen müssen. Aber es fehlt 
das Vertrauen, dass das Projekt Neuchlen-Anschwilen - die­
ser alte, überdimensionierte Hut - tatsächlich noch das Rich­
tige und einzig Richtige sein könnte, um die Bedürfnisse zu 
befriedigen. 
Der Vertrauensschwund im Volk ist unübersehbar. Das haben 
auch die Abstimmungen über Rothenthurm und über die Ab­
schaffung der Armee gezeigt. Wäre es in dieser Situation nicht 
angezeigt, anstatt des rechtlich Möglichen das politisch Kluge 
zu tun? Es könnte sonst sein, dass die Armee gar nicht von ih­
ren Gegnern abgeschafft wird. 

Küchler, Berichterstatter: Ich muss vorausschicken, es geht 
nun bei diesem Budget in der Tat nicht mehr um die Grund· 
satzfrage: Ja oder Nein zum Waffenplatz Neuchlen-Anschwi· 
len, sondern es geht lediglich um eine weitere Ausbautranche 
bzw. um die zweite und dritte Ausbautranche. Den Grundsatz­
entscheid haben wir letztes Jahr mit 36 zu O Stimmen eindeu· 
tig gefällt. Also Frau Kollegin Bührer, Sie haben letztes Jahr 
auch nicht gegen den Waffenplatz Neuchlen-Anschwilen ge­
stimmt. 
Ein Zweites: Sie haben das Schwergewicht vor allem auf. den 
Landschafts- und Naturschutz gelegt und haben gesagt, es 
sei mit grossen Beeinträchtigungen zu rechnen. Ich möchte 
erwähnen, dass das ganze Gelände eine Fläche von rund 
223 Hektaren, also 2,23 Quadratkilometer umfasst. Der Bund 
konnte das Gelände durch Abtausch mit dem Kanton St. Gal­
len einerseits und durch den Arrondierungskauf eines land­
wirtschaftlichen Betriebes erwerben. Für die eigentlichen mili­
tärischen Anlagen und Bauten benötigt man ganze 13 Hekt· 
aren. Rund 200 Hektaren stehen also den fünf Landwirt­
schaftsbetrieben weiterhin als Produktionsgrundlage zur Ver-
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fügung. Wo da von einer intensiven Beeinträchtigung der 
Landschaft in Zukunft die Rede sein kann, ist mir unerklärlich. 
Ein Weiteres: Wir haben in bezug auf diesen Waffenplatz eine 
_Umweltverträglichkeitsprüfung durchführen lassen, und zwar 
notabene zu einem Zeitpunkt, als noch keine rechtliche Ver­
pflichtung dazu bestand. Die UVP datiert vom Oktober 1988 

-und Februa!" 1989, ist also eine eine aktuelle 
UVP. Sie war bereits vorhanden, als Parlament über den 
Grundsatzentscheid urteilte. 
Frau Bührer, Sie das neue Leitbild für die Ar-

0mee müsse zuerst habe beim Eintreten ausge-
führt, dass wir auch bei neuen La-
gebeurteilung nach wie vor eine Armee benötigen, dass auch 
die Sicherheitspolitik der KSZE in Zukunft auf Armeen der ein­
zelnen Länder abstellen wird. Solange wir aber eine Armee ha­
ben, müssen wir dieser Armee auch Ausbildungsplätze zur 
Verfügung stellen können. Aus all diesen Gründen hat die Mili­
tärkommission den Kredit noch einmal eingehend diskutiert. 
Sie hat sich auch Ueberlegungen gemacht, ob die dritte 
Etappe mit einbezogen werden sollte. Dabei kam die Kommis­
sion aus folgenden vier hauptsächlichsten Ueberlegungen 
dazu, dem Nationalrat zugunsten der Aufstockung zuzustim­
men. 
1. Die Realisierung des gesamten Waffenplatzes ist wirklich 
überfällig. Die seit 10 Jahren bestehenden Provisorien müs­
sen baldmöglichst ersetzt werden? 
2.Das Vorziehen des Kreditbeschlusses gibt eine grössere 
Flexibilität bezüglich Bauprogramm, insbesondere des Zeit­
programmes für die Bauausführungen. Das Ganze ermöglicht 
so eine sinnvollere Baurealisierung. 
3. Wir können gleichzeitig mit dem Einbezug der dritten 
Etappe ein klares und unmissverständliches politisches Si­
gnal für die umfassende Erstellung des Waffenplatzes und für 
die neue Investitionspolitik des EMD setzen. Wir wollen näm­
lich künftig, wie wir ausgeführt haben -wie auch Herr Bundes­
rat Villiger unterstrichen hat-, vermehrt in den Menschen und 
in die Ausbildung investieren. 
4. Wir sollten in unserem Rate bedenken, dass es nicht klug 
wäre, in diesem Punkt eine Differenz zum Nationalrat zu schaf­
fen und damit erneute homerische und emotionale Diskussio­
nen auszulösen. Der Nationalrat hat mit einem klaren Ergeb­
nis, mit 128 zu 59 Stimmen, dem Einbezug der dritten Etappe 
beziehungsweise der Aufstockung des Kredites zugestimmt. 
Ich möchte Sie also bitten, keine Differenz zu schaffen und 
auch hier der Aufstockung zuzustimmen. 

Rüesch: Wir leben bekanntlich im Zeitalter der Betroffenheits­
demokratie. Ich spreche jetzt ebenfalls als Betroffener, denn 
ich bin in dreifacher Hinsicht betroffen: Einmal als ehemaliger 
Regierungsrat des Kantons St. Gallen, der sich während Jahr­
zehnten mit diesem Projekt befasst hat; zweitens liegt der Wei­
ler Anschwilen in meiner Heimatgemeinde, in der ich aufge­
wachsen bin, Frau Bührer, und in der ich noch einen Teilwohn­
sitz habe; drittens bin ich betroffen als Bekannter und Ver­
wandter vieler Rekruten, die mich immer wieder auf diese un­
zumutbaren Verhältnisse ansprechen. 
Ich bitte Sie, den Antrag Bührer aus der Sicht des Betroffenen 
aus folgenden Gründen abzulehnen: 
1. Frau Bührer, nicht wir sitzen im falschen Zug - unsere Re­
kruten sitzen im falschen Camion, in dem sie täglich 30 Kilo­
meter hin und her fahren müssen, um ihre Arbeitsplätze zu er­
reichen. Wo bleibt hier der Umweltschutz? 
2. Das Schweizervolk hat 'es abgelehnt, und zwar mit Zweidrit­
telmehrheit, die Armee. abzuschaffen. Unsere Pflicht ist es, 
jetzt auch dafür zu sorgen, dass sie nicht in Raten und unter fal­
schen Vorwänden abgeschafft wird. Einer dieser falschen Vor­
wände ist der von Ihnen so sehr bemühte Natur- und Land­
schaftsschutz. Ich kenne Anschwilen, ich habe es in den letz­
ten 50 Jahren Dutzende Male durchwandert. Als Kind mit mei­
nem Vater, als Vater mit meinen Kindern und heute als Gross­
vater. Ich kann Ihnen sagen: Dieses Gebiet war nie ein Naher­
holungsraum. Die Bauern hätten uns verjagt, wenn wir da 
oben in dieser Kulturlandschaft Naherholung betrieben hät­
ten. Naherholungsraum war das Breitfeld und ist es heute 
noch. Das Breitfeld ist ein militärisch genutzter Raum, der läng-
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stens überbaut wäre wie die andere Strassenseite Richtung 
Gossau, wenn es kein Militär gäbe. 
Das Militär hat schliesslich auch die Kreuzbleiehe mitten in der 
Stadt erhalten, weil dort ein Exerzierplatz war. Diese t<:reuzblei­
che das Militär nun der Bevölkerung als Naherholungs­
raum mittoo im Stadtgebiet. Ein wunderbares Gebiet ist hier 
dank dem Militär erhalten aet>lleloen 
Es stimmt auch nicht, dass es sich in Anschwilen um einen 

1111,,ttonn11<>t7 handelt. Man hat die Kaserne St. Gallen 
Kreuzbleiehe mitten in 

man Burentobel und das Sittertobel tre1!ge,qet)en 
diese Räume in die Naherholungszone ein. 
ist im Grunde genommen nichts anderes als ein Hm:ilA1·s;:i1r7 

der übrigens dafür sorgt, dass in den nächsten 50 Jahren die­
ses Gebiet ganz sicher nicht eingezont und überbaut werden 
kann. das man heute als Naherholungsgebiet so rühmt 
Frau Bührer, wenn Sie sagen, die Unterschrittensammlung 
mache Ihnen Eindruck: mir macht Eindruck, wie politische 
Wendehälse, die in diesem Hause noch für diese Vorlagen ge­
stimmt haben, nachdem die Stimmenzahl gegen die Armee 
ein bisschen grösser als angenommen war, plötzlich ihre Mei­
nung wechseln. Wenn wir uns so beeindrucken lassen, dass 
wir bei jeder Initiative, die lanciert wird, hier die Politik ändern, 
können wir zusammenpacken. 
Sie sind sicher auch nicht der Meinung, dass man die 
1 O. AHV-Revision nicht vornehmen soll, weil noch einige Initia­
tiven laufen. Die Politik muss weitergehen, bis neue Rechtsver­
hältnisse geschaffen sind, sonst kann man mit dem Druck ir­
gendeiner Initiative das Parlament jederzeit lahm legen. Wol­
len Sie eigentlich abdanken? 
Ich bin der Auffassung, dass es sich hier um einen wohler­
wogenen Realersatz handelt, ein Objekt, das in erster Linie un­
seren Rekruten dient Wenn gewisse Leute im Nationalrat un­
zumutbare Verhältnisse in der Armee wollen, so dass die Re­
kruten nicht mehr zufrieden sind, dann ist dies ein Versuch, die 
Armee auf diesem Umweg abzuschaffen. Ich stelle indes in 
St. Gallen fest, dass die Spitzenleute, die hier als Gegner an 
vorderster Front mitmachen, die gleichen sind, die für die Ar­
meeabschaffungs-lnitiative auf der Piste waren. Diese Leute 
sollen doch jene Initiative noch einmal lancieren und nicht auf 
Umwegen versuchen, die Armee kalt zu erledigen! 
Aus all diesen Gründen bitte ich Sie dringend, im Interesse un­
serer Jugend, die wir mit der Abstimmung letztes Jahr zum 
Dienst verpflichtet haben, dem Kredit zuzustimmen. 

Schoch: Ich habe jetzt ein bisschen Mühe mit Herrn Rüesch, 
nachdem er für sich in Anspruch nimmt, am intensivsten vom 
Kasernenprojekt Neuchlen-Anschwilen betroffen zu sein. Bis 
jetzt bin ich nämlich davon ausgegangen, ich sei davon am di­
rektesten betroffen, aber ich muss Ihnen gestehen, mit einer 
Heimatgemeinde am Standort des neuen Waffenplatzes kann 
ich nicht aufwarten. Ich konzediere also Herrn Rüesch, dass er 
die Situation vielleicht ein bisschen besser kennt als ich, aber 
das schliesst immer noch nicht aus, dass ich die Verhältnisse 
auch meinerseits sehr gründlich kenne, nicht erst seit gestern 
und nicht erst ,seit letztem Frühjahr, als die Bauarbeiten im 
Raum Neuchlen-Anschwilen begannen, sondern seit Jahr­
zehnten. 
Es liegt mir daran, aus dieser Optik heraus hier zwei, drei 
Ueberlegungen in die Diskussion einzubringen, Ueberlegun­
gen, die bis jetzt vielleicht ein bisschen zu kurz gekommen 
sind. Die Ausweichverhältnisse - Frau Bührer -, die Verhält­
nisse an den Ausweichstandorten Urnäsch und Bronschho­
fen, die nach dem Abbruch der Kaserne St. Gallen bezogen 
worden sind, sind gar nicht so schlecht. Es ist nicht so, dass 

, dort Probleme bestehen würden. Schlecht ist ·aber, dass im 
Raum Urnäsch und im Raum Bronschhofen keine Ausbil­
dungsplätze zur Verfügung stehen und dass die Rekruten von 
Bronschhofen und von Urnäsch laufend mit Camions ins Breit­
feld geführt werden müssen, um dort Ausbildung betreiben 
und schiessen zu können. 
Von Urnäsch her messen ein Weg ungefähr 15, zwei Wege un­
gefähr 30 km, von B.ronschhofen sind es über 30 km ein Weg, 
60 km zwei Wege. Ich brauche wohl nicht darauf hinzuweisen, 
dass diese Situation in verschiedener Hinsicht höchst unbe-
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friedigend ist. Es sind Zeitverluste in Kauf zu nehmen, es sind 
Unfallgefahren für die Rekruten in Kauf zu nehmen und auch 
für andere Teilnehmer am Strassenverkehr -, und es ist über­
dies aus umweltschutztechnischen Gründen unverwünscht, 
wenn zum Erreichen der Ausbildungsplätze täglich Fahrten 
von so grosser Distanz zurückgelegt werden müssen. Das ist 
der wesentliche Aspekt: die Tatsache, dass die Rekruten von 
Bronschhofen bei Wil und von Urnäsch ins Breitfeld gefahren 
werden müssen, damit sie eben ihrer Ausbildung obliegen 
können. 
Unbefriedigend ist demgegenüber die Situation in der .J<a­
serne Herisau, wo eine dritte Kompanie im Dachstock unterge­
bracht ist. Als ich meinerseits die Rekrutenschule in der Ka­
serne Herisau absolvierte - schon damals stand keine Turn­
halle zur Verfügung turnte man bei Regenwetter im Dach­
stock. Heute sind dort Rekruten untergebracht, und zwar eine 
Kompanie. Man hat einfach Eisengestelle in diesem Dach­
stock plaziert, keinerlei Infrastruktur angebracht. sowieso kein 
Wasser in den Dachstock hochgezogen; dort schläft jetzt eine 
Kompanie Rekruten, weil sie sonst nirgendwo Platz hat. Im 
Sommer ist es brütend heiss und im Winter eiskalt, und wer zur 
Toilette muss, der muss eine Treppe tiefer steigen, wer die 
Zähne putzen will ebenfalls, und dort teilt er dann Toiletten 
oder Waschräume mit der zweiten Kompanie, die in der unte­
ren Etage untergebracht ist. 
Einer meiner Söhne hat als Füsilierrekrut dort die Rekruten­
schule gemacht. Ich muss sagen, er hat es überstanden, ohne 
Schaden zu nehmen, er wird auch nie mehr in die Lage kom­
men, dort eine Rekrutenschule zu absolvieren. Die Resistenz 
ist bei unseren Rekruten schon so hoch, dass sie das hinter 
sich bringen, ohne an Leib oder Seele Schaden zu nehmen, 
aber auch mein Sohn war der Meinung, eine Verbesserung sei 
dringend notwendig; das ist in der Tat der Fall. Es ist notwen­
dig und es ist geboten, dass wir hier bessere Verhältnisse 
schaffen. 
Ich bin mit Ihnen einverstanden, Frau Bührer, man hätte die 
Verbesserung der Situation vor Jahren an die Hand nehmen 
müssen, das ist richtig. Und ich habe mich selber mehr als ein­
mal gründlich geärgert, denn das EMD hat hier geschlafen. 
Das trifft nicht den heutigen Chef des EMD, er muss ausbaden, 
was seine Vorgänger - aus welchen Gründen auch immer -
aufs Eis gelegt haben. Ich bedaure das, und ich hätte mich ge­
freut, wenn Herr Villiger seine Kräfte anderen Problemen hätte 
widmen können; es gäbe genügend Probleme zu lösen. Aber 
die Tatsache, dass das verschleppt worden ist, dispensiert 
uns nicht davon, das Problem heute anzupacken und einer 
sinnvollen Lösung zuzuführen. 
Es trifft zu, dass die Gegend um Neuchlen-Anschwilen natür­
lich heute grün ist und, wenn dann die Kaserne einmal steht, 
nicht mehr ausschliesslich grün sein wird. Aber dazu ist zwei­
erlei zu sagen: Es ist einfach eine grüne Landschaft, wie wir sie 
tatsächlich rund um St. Gallen, rund um Herisau in ungezähl· 
ter Wiederholung immer wieder vorführen können. Es handelt 
sich aber auch um eine Landschaft, deren Boden überdüngt 
und verdichtet vom vielen Befahren mit Druckfässern und 
Traktoren ist. Sie ist grün und schön, aber auch gezeichnet 
von intensiver landwirtschaftlicher Nutzung. Diese intensive 
landwirtschaftliche Nutzung wird in Zukunft einer extensiven 
Nutzung weichen, und ich meine, dass da vielleicht sogar ein 
gewisses Aequivalent zur Tatsache geschaffen wird, dass wir 
eben zum Teil auch Häuser in die Gegend hineinstellen. 
Wenn wir unseren Rekruten eine zeitgemässe Ausbildung ver­
mitteln wollen, dann brauchen wir Kasernen und Ausbildungs­
anlagen, z. B. Theorieräume und Turnhallen, Sporthallen und 
ähnliches. Ich meine, dass es richtig ist, wenn das im Raum 
Neuchlen-Anschwilen erstellt wird. 
Ich bitte Sie daher, dem Antrag von Frau Bührer nicht und je­
nem der Kommission dafür zuzustimmen. 

Schönenberger: Sie werden verstehen, dass ich als St. Galler 
zu dieser Frage ebenfalls kurz das Wort ergreife, obwohl im 
Grunde genommen alles gesagt ist. Aber auch ich will aus 
meinem Herzen keine Mördergrube machen. Die Sitation ist ja 
so furchtbar einfach, so schrecklich einfach: Die Kaserne 
St. Gallen, die der N 1 hat weichen müssen, muss ersetzt wer-

. 
den. Es hat gar keinen Sinn, uns heute lange darüber zu unter­
halten, dass wir mit dem Ersatz dieser Kaserne viel zu lange 
zugewartet haben, denn vor zehn Jahren noch wäre der Neu­
bau überhaupt kein Problem gewesen. Heute weiss jeder, der 
sich mit den Problemen auch nur am Rande befasst, dass die 
Effizienz der Ausbildung unter den gegebenen Verhältnissen 
stark leidet. Es weiss aber auch jeder und Sie, Frau Bührer, 
müssen das unbedingt wissen -, dass insbesondere die Um­
welt unter den gegebenen Verhältnissen leidet; Herr Rüesch 
hat auf die Distanzen hingewiesen, die täglich mit Lastwagen 
zurückgelegt werden, um die Rekruten zu transportieren. 
Der Gang der Dinge entwickelt sich weiterhin sehr einfach. 
Das Parlament hat praktisch in Einmütigkeit diesen Waffen­
platz gutgeheissen, hat ja gesagt. Und dann geschahen plötz­
lich Zeichen und Wunder: Im Zusammenhang mit der Abstim­
mung über die Initiative betreffend Abschaffung der Armee ha­
ben sich die Armeegegner - ich bezeichne sie auch heute als 
solche, auch wenn sie es nicht gerne hören - zusammengetan 
und haben in Neuchlen-Anschwilen mit Demonstrieren be­
gonnen. Und dann geschahen noch viel unglaublichere 
Dinge: Plötzlich waren Parlamentarier bei und unter diesen 
Demonstranten, die hier in Bern für diesen Waffenplatz den 
Finger hochgehalten hatten. Erst seit die Meinung eines ge­
wissen Teils der Bevölkerung geändert hat, sind diese glei­
chen Parlamentarier in Neuchlen-Anschwilen anzutreffen und 
wettern gegen den Waffenplatz. Dabei sind sie nicht einmal so 
ungeschickt vorgegangen. Sie haben gelernt aus Rothen­
thurm und gefunden, die wunderbare Moorlandschaft von Ro­
thenthurm sei mit der grünen Landschaft im sanktgallischen 
Neuchlen-Anschwilen zu vergleichen. So setzen sie wieder 
auf die gleiche Karte. Der Erfolg kann sein, dass die Natur­
schützer gutgläubig auf diesen Wagen aufspringen und im 
vermeintlichen Glauben, hier etwas ganz Besonderes schüt7 

zen zu müssen - ebenfalls gegen diesen Waffenplatz antreten. 
Wenn Frau Bührerfindet, sie befinde sich in guter und angese­
hener Gesellschaft bei diesen Waffenplatzgegnern, dann 
würde ich doch sagen: Ich für meinen Teil halte es mit den Be­
fürwortern dieses Waffenplatzes. Aber jeder, der denkt, weiss 
genau, dass dem Natur- und Landschaftsschutz viel mehr ge­
dient ist, wenn in Neuchlen-Anschwilen ein Waffenplatz ent­
steht - sie können darüber die Biologie-Professoren der ETH 
in Zürich fragen; sie haben sich schon in Rothenthurm seiner­
zeit entsprechend geäussert-, als wenn die Laiadwirte den Bo­
den recht intensiv bewirtschaften. Der Beweis dafür ist läng­
stens erbracht, aber man will dies nicht wahrhaben. 
Frau Bührer hat vom Vertrauensschwund gesprochen. Sie hat 
darüber gesprochen, dass jene die Armee abschaffen wür­
den, die gar nicht gegen die Armee seien. In diesen Vertrau­
ensschwund hat sie Rothenthurm miteinbezogen, und sie hat 
die Initiative über die Abschaffung der Armee beigezogen. Ich 
danke Ihnen, Frau Bührer, dass Sie hier Rothenthurm als Para­
debeispiel anführen. Bei Rothenthurm hat man nämlich immer 
behauptet, es gehe überhaupt nicht um die Armee, es gehe es 
lediglich um die Landschaft. Sie haben mir heute die Bestäti­
gung abgegeben, dass es in Rothenthurm, von den Urhebern 
aus gesehen, ebenfalls gegen die Armee ging. Aber auch dort 
sind die Gutgläubigen zuhauf auf den Karren der Initianten 
aufgesessen und haben diesem zum Abstimmungserfolg ver­
holfen. 
Ich möchte noch etwas sagen: Die Kritik am Finanzgebaren 
des EMD ist auf der Tagesordnung. Sie kommt aus den unge­
fähr gleichen Kreisen, die heute gegen diesen Waffenplatz an­
rennen, nachdem sie ihn ursprünglich - ich muss wieder 
daran erinnern - gutgeheissen haben. Niemand von diesen 
Leuten spricht aber davon, wie viele hunderttausend oder Mil­
lionen Franken der Bund für die Bewachung der Bauarbeiten 
auf dem Waffenplatz Neuchlen-Anschwilen auslegen muss. 
Wenn man schon immer von Demokratieverständnis spricht 
und wenn man immer das Demokratieverständnis in den Vor­
dergrund rückt, weshalb will man dann nicht einsehen, dass 
die Besetzermethode eine absolute Ungeheuerlichkeit in un­
serem Rechtsstaat darstellt, die von jedem vehement abge­
lehnt werden muss, der auch nur eine einigermassen demo­
kratische Gesinnung hat? Dasselbe gilt für die Initiative 
«40 Waffenplätze sind genug». Was bedeutet diese Initiative 

! 
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anderes als die Rückgängigmachung eines rechtens zu­
stande gekommenen Entscheides mittels der Rückwirkung ei­
ner Initiative? Ich glaube, darüber muss ich mich gar nicht 

_ lange auslassen. 
Ich möchte nur zu bedenken geben: Setzt der Vertrauens-
schwund beim nicht vielmehr ein, wenn gewisse Min-
derheiten, die nicht mit einem korrekt zustande gekom-
menen Mehrheitsbeschluss abfinden können, zu solch fragli­
chen Mitteln greifen, um den Staat in seinen Grundwerten zu 
erschüttern? 
Frau Bührer, Sie haben davon gesprochen, es liege ein unzu-
1<><>•=:un,~r Druck gegenüber uns als politischen Entscheidungs­
trägern vor. Nein, dieser Druck liegt keineswegs vor. Druck 
liegt höchstens von der Strasse her vor. Er stammt von einer 
kleinen Minderheit, der mich zu beugen ich nie und nimmer 
gewillt bin. Der unzulässige Druck kommt von jenen, die heute 
mit allen fraglichen und verwerflichen Mitteln gegen diesen 
Waffenplatz ankämpfen; gegen diese Leute heisst es sich in 
Position zu stellen. 
Ich bitte Sie daher, den Antrag Bührer abzulehnen. Es muss 
endlich ein Strich unter die Rechnung gemacht werden. Ich 
glaube, ich darf ruhig sagen, dass der Grossteil der Ost­
schweizer Bevölkerung hinter dem Waffenplatz Neuchlen­
Anschwilen steht, weil das infanteristische Ausbildungszen­
trum auch in der Ostschweiz eine Notwendigkeit darstellt, weil 
unsere jungen Leute es verdienen, in einigermassen akzep­
tablen Verhältnissen untergebracht zu werden. 

Onken: Herr Schönenberger hat davon gesprochen, dass 
sich Zeichen und Wunder ereignet hätten, und er sieht diese 
Zeichen und Wunder in der Präsenz von Politikern als Wende­
hälse auf dem Waffenplatz Neuchlen-Anschwilen. Ich finde 
auch, dass sich Zeichen und Wunder ereignet haben, aber an 
einem ganz anderen Ort. Ich sehe sie in der friedlichen Revolu­
tion, die im Osten stattgefunden hat, im Weg zur Demokratie, 
den diese Länder jetzt gehen, im Zerfall der Machtblöcke, im 
Schwinden alter Feindbilder. Das ist doch das wahre Wunder, 
das sich vor kurzem, für uns alle völlig überraschend, ereignet 
hat. Und das begründet doch die völlig neue Situation, vor der 
wir jetzt stehen, die in den siebziger und achtziger Jahren nicht 
vorauszusehen war, als diese Planungen stattgefunden ha­
ben. 
In dieser Situation findet jetzt auch hierzulande ein Ueberden­
ken statt. Es hat auch das EMD erfasst. Wir werden bald einen 
Bericht über die Sicherheitspolitik diskutieren. Wir werden 
über ein neues Armeeleitbild beraten. Wir wissen bereits - das 
ist in Aussicht gestellt -, dass die Bestände reduziert werden 
sollen. Man spricht davon, von 550 000 auf 400 000 Mann zu 

, reduzieren usw. Es wird also ganz erhebliche Auswirkungen 
auf die Konzeption unserer Sicherheitspolitik, auf die Ausge­
staltung unserer Armee geben. 
Da stellt sich doch nun die Frage: Soll nicht eine Denkpause 
stattfinden? Soll etwas einfach durchgezogen werden, das un­
ter ganz anderen Voraussetzungen, in einer ganz anderen 
Konstellation erarbeitet und entwickelt worden ist und aus der 
damaligen Sicht sogar richtig war? Heute sind doch die Vor­
aussetzungen andere, und da meine ich, ist eine Denkpause 
erforderlich. 
Was kürzlich der Nationalrat gemacht hat- und der Ständerat 
will sich dem jetzt anschliessen - mit der Aufstockung des Kre­
dites, mit dem Einbezug der dritten Tranche, das kommt mir 
nachgerade wie eine Trotzreaktion vor. Es sei ein Signal für die 
neue Investitionspolitik - so hat Herr Kollege Küchler gesagt-, 
aber es ist eigentlich ein Signal in die andere Richtung, nicht in 
die Richtung, die selbst Herr Bundesrat Villiger mit dem Zu­
rückschrauben, mit dem Opferbringen angedeutet hat. Da 
wäre meines Erachtens ein grösseres Masshalten auch von 
unserer Seite notwendig gewesen. 
Hier jedoch meine ich, ist eine Denkpause sicher vertretbar, 
begründbar. Viele Menschen sind von dieser Sorge erfüllt. Es 
ist nicht so, dass alles so «furchtbar einfach» ist, wie Kollege 
Schönenberger gesagt hat. Es gibt auch die «terrible simplifi­
cation», die da manchmal stattfindet. Viele Menschen spüren, 
dass sich da etwas bewegt, dass sich etwas verändert hat, und 
viele - vielleicht auch aus dieser momentanen Unsicherheit 

heraus - sind bereit zu sagen: Nein, hier soll jetzt nichts übers 
Knie gebrochen werden, hier ist es vertretbar, dass man zu­
nächst einmal innehält, die neuen Konzeptionen durchdenkt, 
bearbeitet und erst dann einen Schritt weitermacht. Es kann ja 
sein, dass wir ohne weiteres mit den bestehenden Waffenplät­
zen ausl<Ommen. dass dieses Neuchlen-Anschwilen unter 
neuen Voraussetzungen - vielleicht gar nicht gebaut werden 
muss. Da meine ich, es sollte nicht mit der Brechstange etwas 
durchgesetzt werden, was vielleicht sinnvollerweise nochmals 
überdacht werden kann. 

Rüesch: Herr Onken, zu den Zeichen und Wundern: Die Initia­
tive kam nach dem Fall der Berliner Mauer zur Abstimmung. 
Diese war bereits gefallen. Das Wunder war geschehen, und 
dass trotzdem zwei Drittel des Volkes uns den Auftrag erteilt 
haben, diese Milizarmee aufrechtzuerhalten, ist auch ein Wun­
der, auch ein Zeichen für uns - ein Zeichen, diese Armee nun 
weiterzuführen. Wir führen sie weiter als Milizarmee, und wenn 
wir die Bestände kürzen, dann von oben nach unten und nicht 
in der Breite. Wir brauchen also weiterhin Ausbildungsplätze 
für alle jungen Männer eines Jahrgangs. 
Dieser Auftrag ist uns vom Volk gegeben worden. Deshalb 
müssen wirfür Ausbildungsplätze sorgen. Das Zeichen ist uns 
vom Volk gegeben, und die Rekruten erwarten von uns noch 
Wunder. 

Bundesrat Villiger: Herr Schoch hatte natürlich recht, als er 
vorhin sagte, wahrscheinlich würde sich der Departements­
vorsteher lieber mit andern Fragen beschäftigen als mit dieser 
Kaserne. In der Tat hätten wir existenziellere Probleme als die­
ses, aber es steht nun einmal im Raum und muss in irgendei­
ner Art bewältigt werden. 
Ich möchte kurz zur Bedürfnisfrage etwas sagen und kann 
dann nachher noch einige rechtliche und politische Feststel­
lungen machen. 
Im Prinzip stimme ich Herrn Onken zu, wenn er von Zeichen 
und Wundern beim Umbruch in Europa spricht. Das ist ein­
drücklich, und es mahnt fast an ein Wunder, wie positiv sich 
eine Kette von Abläufen in Europa bewegt hat. Ich habe ja vor­
hin gesagt, dass wir Grund haben, auf ein besseres Europa zu 
hoffen. 
Das alles akzeptiere ich, und wir werden es einbeziehen mOs­
sen in unsere Ueberlegungen zur Zukunft der Armee und ihrer 
Aufgaben. Aber ich glaube, dies steht nicht im Zusammen­
hang mit dem Objekt hier. Ich habe zwar ein gewisses Ver­
ständnis dafür, dass sich gewisse Mitbürgerinnen und Mit­
bürger, die sich nicht mit den Details befassen, fragen: Ist das 
nun wirklich nötig, soviel in eine Kaserne zu investieren, wo an­
dere abbauen? Ich meine, dass es sicher nicht existenziell ist 
für unsere Armee. Es hängt davon ab, was Sie den Rekruten 
dort noch gönnen oder nicht. Aber das Projekt ist vertretbar 
und - meine ich -auch richtig; es hat nichts mit martialischem 
Imponiergehabe oder ähnlichem zu tun. 
Ich gehe jetzt nicht mehr auf die Geschichte ein. Diese wurde 
von einigen Rednern hier erwähnt: von Herrn Schönenberger, 
von Herrn Rüesch. Das Projekt ist ein Ersatz für eine Kaserne. 
Seit 1878, also seit mehr als hundert Jahren, wird die. Infanterie 
aus Appenzell, St. Gallen und Thurgau auf dem Waffenplatz 
St. Gallen-Herisau ausgebildet, und seit dieser Zeit gehört 
auch das Breitfeld, ein Teil des Uebungsgeländes, dem Bund. 
Es ist genau das passiert, was in Basel, Zürich, Lausanne auch 
passiert ist: Die Kaserne ist aus der Agglomeration verdrängt 
worden und braucht ein neues Gelände. Nur darum geht es. 
Das Ersatzgelände in Neuchlen-Anschwilen gehört dem Bund 
seit 1975, also auch schon sehr lange. Ursprünglich war vor­
gesehen, im Burentobel weiterzumachen, was wegen der Au­
tobahn nicht möglich war. Es musste erneut abgetauscht wer­
den. Die Planungsarbeiten laufen nun seit 1979 einvernehm­
lich mit Kanton und Gemeinden. Ich möchte hier ausdrücklich 
den Behörden in Kanton und Gemeinden für ihre kooperative 
Mitarbeit danken, obschon sie für uns nicht einfache Ge­
sprächspartner waren. Ich habe dann selber am 6. Mai 1989 
als eine meiner ersten Amtshandlungen ein umfangreiches 
Vertragswerk mit diesen Partnern über den Bau und Betrieb 
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der Kaserne unterschrieben, etwas, was wir rechtlich nicht rem Lande. Ich habe gesagt, dass wir mit dem zufrieden sein 
müssten, aber was wir im Hinblick auf ein gutes Einvernehmen müssen, was wir haben. 
mit der ansässigen Bevölkerung natürlich gerne tun. Es waren Unsere Waffenplätze sind ausgelastet. Die Bettenbelegung im 
nicht einfache Verhandlungspartner, aber wir haben vertret- Moment beträgt bezogen auf die Betriebstage 51 Prozent, be-
bare Kompromisse gefunden. zogen a~ das ganze Jahr 44 Prozent. Ich darf Sie daran erin-
Der Ständerat hat dann vor einem Jahr einstimmig der ersten ·- nern, dass die Hotellerie nur zu 34 Prozent ausgelastet ist, also 
li:tappe zugestimmt, der Nationalrat mit 130 zu 15 Stimmen. - wesentlich schlechter. Die Bettenbelegung ist zudem nur ein 
Eigentlich wäre es klüger gewesen, sollte man dieses Projekt Element der Auslastung der Waffenplätze. Wenn z. B. eine 
nicht wollen, die erste Etappe auch schon nicht zu bewilligen. Zentralschule oder andere Kurse auf einem Waffenplatz statt-
Nach einer ausgedehnten Redeschlacht hat dann der Natio- finden, ist nur ein kleiner Teil der Betten belegt, aber der Waf­
nalrat der zweiten Etappe im Verhältnis von 2 zu 1 Stimmen-- fenplatz trotzdem vollständig. 
noch etwas klarer zugestimmt. Zudem müssen wir von den Rekrutenschulzeiten ausgehen. 
Erst nach Bewilligung der ersten Ausbauetappe ist die Oppo- _ Wir können nicht sagen: Wir haben über Weihnachten/Neu­
sition eigentlich virulent geworden, und nach Beginn der Bau- jahr freie Kapazität, also verlegen wir eine Rekrutenschule auf 
arbeiten haben dann klar rechtswidrige Behinderungen einge- Weihnachten und Neujahr. Das geht nicht. 
setzt, wobei wir wissen, dass ein grosser Teil der Demonstran- Wenn man das alles berücksichtigt, sind die Waffenplätze gut 
ten sich von ausserhalb der Region rekrutiert. ausgelastet. Eine Aufteilung der Rekrutenschule auf andere 
Ich möchte nun auf die hauptsächlichsten Einwendungen ein- Waffenplätze ist nicht denkbar, und ich fände es auch falsch, 
gehen: Dass es sich nicht um einen neuen Waffenplatz han- weil die Ostschweizer meines Erachtens Anrecht auf eine ei-
delt, habe ich gesagt. Ich bedaure es natürlich auch, dass man gene Rekrutenschule haben. 
nicht vor zehn Jahren den Entscheid gefällt und die Bauten Zum Problem der Natur und Umwelt: Ich kenne die Studie von 
eingeleitet hat. Das wäre problemlos gegangen; es hätte nie- Rapperswil nicht; ich hatte noch nicht die Ehre, sie zugestellt 
mand vom Naturschutz gesprochen und von der schönen zu bekommen, obschon ich sehr viel zugestellt bekomme. Ich 
Landschaft. Ich habe mir übrigens sagen lassen, dass sie erst möchte aber einige Bemerkungen zum Verhältnis von Umwelt 
von Spaziergängern überflutet wird, seitdem in der Zeitung im- und Armee machen. 
mer davon gesprochen wird. Das war früher nicht der Fall. Natürlich, Frau Bührer, hat der Umweltschutz beim EMD nicht 
Aber ich gebe zu, es ist eine schöne Landschaft; ich habe sie die erste Priorität; es muss die Landesverteidigung betreuen. 
selber besichtigt. Aber ich kann Ihnen sagen, dass uns die Umwelt ein Anliegen 
Ich hätte es auch lieber gehabt, man hätte mit dem Bau früher ist, besonders mir. Ich glaube, wir tun auch gut daran; wirwol-
begonnen. Man hat es aus finanziellen Erwägungen nicht ge- len ja nicht noch weitere Fronten gegen uns aufbauen, die 
tan und andere Prioritäten gesetzt. Ich will jetzt nicht sagen, nicht nötig sind. 
dass man andere Prioritäten gesetzt hätte, wenn ich damals Ich behaupte einmal schlicht und einfach: Das EMD nimmt seit 
schon im Departement gewesen wäre; man hätte sie wahr- Jahren aktiv und systematisch die Belange des Umweltschut-
scheinlich gleich gesetzt. Heute würde ich natürlich gerne sa- zes wahr und hat hier viel Pionierarbeit geleistet. Gewässer-
gen, ich hätte es schon von Anfang an anders gemacht. schutz: Ueber 300 Millionen haben wir in Sanierungen inve-
Das zweite ist das Bedürfnis! Ich will nicht mehr darauf einge- stiert, die nitht alle nötig gewesen wären, wenn man nicht an 
hen, was die Rekruten da erdulden müssen: Nasse Wäsche den Gewässerschutz gedacht hätte. Ich denke an die Wärme-
kann nicht trocknen, Gamellen müssen ohne fliessendes Was- versorgung und an die Luftreinhaltung, wo wir in Zusammen-
ser geputzt werden, unhygienische Unterkünfte, zu wenig Du- arbeit mit dem Amt für Bundesbauten viel Pionierarbeit gelei-
schen, Feuergefahr usw. Das hätte man wahrscheinlich alles stet haben. Wir werden jetzt für 60 Millionen die Benzindampf-
irgendwie sanieren können, wenn man davon ausgegangen rückführung einführen. Wir haben bei den Sonder- und Sied-
wäre, es werde nie eine andere Kaserne geben. Man hat es lungsabfällen umfassende Erhebungen durchgeführt, welche 
nicht gemacht, weil man damit rechnete, dass es eine Kaserne zu detaillierten Entsorgungskonzepten führen wel!(len. Die Rü-
geben wird. Aber das hätte das Problem auch nicht gelöst, stungsbetriebe haben klare Konzepte. Wir tun also seht viel 
weil eben die Distanzen zu gross sind. Heute ist die Fahrt auf und werden trotz bescheideneren Mitteln noch weiter investie-
ladebrücken von Lastwagen für verschwitzte Rekruten - ich ren. 
habe dort selber mit solchen gesprochen - und auch umwelt- Ich behaupte auch - und das haben wissenschaftliche Stu-
mässig nicht zumutbar. Wir müssen auch Uebungsgelände, dien erhärtet-: Die Existenz der Armee in unserem Raum hat 
z. 8. das Sittertobel, das wir jetzt brauchten, aufgeben. Auch neben gewissen negativen Effekten, die ich nicht abstreiten 
ohne. Kaserne fehlt ein Uebungsgelände. Ich habe noch nie- will - zum Beispiel Lärm da und dort-, auch eine Reihe von 
manden gesehen, der in der Zeitung gerühmt hätte, dass jetzt positiven Effekten, welche unterbewertet und zum Teil be-
das Sittertobel für Spaziergänger wieder völlig frei werde. Es wusstverschwiegen werden. Wir haben im Rahmen von Kobe-
gibt also auch ein Gegengeschenk der Armee an die andere rio III eine wissenschaftliche Untersuchung gemacht über die 
Seite. Oekobilanz der militärischen Aktivitäten - Langzeitwirkung der 
Für mich ist die Dezentralisation das Hauptproblem. Die Unter- militärischen Aktivitäten, militärische Belastungen im Ver-
künfte wären wahrscheinlich zu sanieren, aber nur schlecht gleich zu anderen Bereichen - und können heute die Märvom 
und recht. Weil die Räumlichkeiten nicht entscheidend verbes- · umweltzerstörenden EMD zurückweisen. Die irreversiblen 
sert werden können, wurden damals bewusst Provisorien be- Auswirkungen auf die Oekosphäre sind im Gegensatz zu.an-
zogen. deren Bereichen relativ unbedeutend. Interessant ist, dass 
Nun komme ich zur Frage, die vielleicht entscheidend ist, zur dort, wo das Militär. land nutzt, eine naturkonservierende 
Belegung der Waffenplätze überhaupt: · Funktion des Militärs festzustelfen ist. Das muss hier auch ein· 
Für die Ausbildung der Rekrutenschulen stehen uns heute mal gesagt werden. Wir werden vielleicht einmal mehr darüber 
40 Waffenplätze zur Verfügung. Rothenthurm wäre der 41., publizieren können. . 
nicht Neuchlen, das ja schon ein 1Waffenplatz ist. In der Zahl 40 Zu Neuchlen: Wir haben noch vor dem Inkrafttreten der UVP-
ist Herisau-Gossau natürlich inbegriffen. Verordnungen eine solche Prüfung gemacht. Wir haben die 
In den Frühjahrsschulen müssen heute 19 Kompanien und in Empfehlungen, und wir können sie weitgehend berücksichti-
den Sommerschulen 34 Kompanien ausserhalb der Waffen- gen. In der Detailprojektierung wird jetzt dauernd weiter opti· 
plätze stationiert werden, weil sie keinen Platz auf den Waffen- miert. Wir haben sogar einen Landschaftsspezialisten beige-
plätzen haben. Sollten die Rekrutenzahlen infolge Geburten- zogen, der nichts anderes tut. 
rückgang abnehmen, würden wir natürlich diese Aussen- Das Waffenplatzgelände wird zukünftig zum Teil nur noch ex-
standorte, die Provisorien sind und zum Teil auch nicht sehr tensiv bewirtschaftet werden, und die Beispiele Thun, Frauen-
elegant - es gibt noch Schlimmeres als in Herisau-Gossau - feld, Reppischtal und andere belegen eindrücklich, dass die 
aufheben. Hier besteht noch das Potential von mehreren Ka- militärische Nutzung Raum für naturschützerische Anliegen 
sernen. Es bestehen aber - und das sage ich ausdrücklich - gibt, die andere Nutzungen nicht geben. 
weder Pläne noch Absichten für weitere Waffenplätze in unse- Frau Bührer, Sie haben auf den Naturschlitzverein hingewie-
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sen. Ich habe hier eine etwas andere Information; ich weiss 
nicht. welches Datum Ihre trägt. Die Verhandlungen mit dem 
Naturschutzverein der Stadt St Gallen dürfen als positiv be-

- zeichnet werden. obwohl ich nicht verhehlen will. dass es am 
Anfang Verständigungsschwierigkeiten gegeben hat Wir stel­
len jetzt fest. dass wir über weite Strecken die gleichen Vorstel­

über die Gestaltung der Landschaft haben. Wir können 
überall weil wir mit Gemeinden 

ae1Nis:ser Stras,;en vArtrtt,1lir:h gebunden sind. weil wir 
Landwirten Lebensraum müssen. Wir sind 

im EMD immer «zwischen Ross und Wand». Wir haben die 
Landwirte, die ihre Anliegen haben; wir haben den Natur­
schutz. der auch berechtigte Interessen hat, und haben die 
Gemeinden. Wir können tun, was wir wollen: irgendeiner die­
ser drei Partner wird nicht gleich befriedigt sein wie der an­
dere. Dennoch versuchen wir, allen Anliegen Rechnung zu tra­
gen. 
Ich habe hier eine Pressemitteilung vom 8. Dezember 1990, 
wonach sich der Vorstand des Naturschutzvereins gegen die 
Unterstützung der Initiative der 40 Waffenplätze ausgespro­
chen hat Ich glaube, dass dieser Entscheid realistisch ist. 
Denn ich muss eines sagen: Wenn dieser Waffenplatz nicht 
entsteht, wird dort oben in den nächsten Jahrzehnten intensiv­
ste Landwirtschaft betrieben, und es wird nichts für den Natur­
schutz getan werden. Ich glaube auch nicht dass die Land­
schaft so viel hässlicher wird, weil wir uns wirklich Mühe gege­
ben haben, entsprechend zu planen, und die Spaziergänger 
sind dort oben auch nach dem Bau der Kaserne willkommen. 
Noch einige rechtliche und politische Bemerkungen: Dort 
oben wurde - Sie wissen es - sogenannt gewaltloser Wider­
stand praktiziert. Es beschäftigt mich auch, was junge Leute 
dazu bewegt, gewaltlos Zäune zu zerschneiden usw. Die Bau­
arbeiten werden laufend behindert. Wir mussten Zäune errich­
ten und der Kanton St. Gallen Polizeischutz gewährleisten. Es 
wurde erwähnt: Die Kosten für die Gewährleistung des Schut­
zes stehen bis jetzt in einem eigentlichen Missverhältnis zur 
verbauten Summe. Wer trotz Verbot und Umzäunung ins Bau­
gelände eindringt, muss mit einer Strafverfolgung rechnen. 
Bei den Politikern wird das davon abhängen, wie die lmmuni­
tätsfrage durch die Instanzen beurteilt wird. Aber wir konnten 
nicht Politiker und normale Bürger unterschiedlich behandeln. 
Das hätten die normalen Bürger wahrscheinlich nicht-und zu 
Recht nicht - verstanden. Wir haben auch einen unserer An­
wälte damit beauftragt, Schadenersatzforderungen adhäsi­
onsweise geltend zu machen. Es wird sich zeigen, was damit 
passiert. • 
Ich bedaure diese Polarisierung. Ich glaube aber nicht, dass 
man die Verantwortung den Behörden anlasten darf, die alles 
getan haben, um ein bevölkerungsverträgliches Projekt zu er­
arbeiten. 
Neue Aspekte bringt die Initiative «40 Waffenplätze sind ge­
nug». Mir ist klar, dass diese Initiative zustande kommen wird. 
Mich überrascht angesichts des politischen Klimas auch das 
Tempo, wie das verläuft, nicht; ich hätte es sogar noch schnel­
ler erwartet. 
Der neue Verfassungszusatz ist kein verfassungsrechtliches 
Meisterstück, sondern eher ein Beispiel für die - es wurde 
heute auch erwähnt - modische Betroffenheits- und Moratori­
umsdemokratie, die vordergründig etwas anvisiert, was hinter­
gr(indig anders gemeint ist. Ich glaube nicht, dass unsere Vä­
ter die Verfassung für derartige Initiativen geschaffen haben, 
aber diese sind nun einmal möglich. Wir werden die Frage der 
Gültigkeit sehr ernsthaft prüfen müssen. 
Es gibt einige Probleme. Einmal das Problem der Einheit der 
Materie: Es werden sehr unterschiedliche Dinge in den Verfas­
sungstext verpackt. Es gibt die Unbestimmtheit der Begriffe: 
Was ist ein Waffenplatz? Nach bestehender Terminologie ist 
das nicht das gleiche wie ein Uebungs- oder Schiessplatz~ 
Aber so wird es zum Teil von den interessierten Kreisen aus­
gelegt, wenn ich daran denke, was .ich jetzt wieder über den 
neuen Tow-Schiessplatz in den Berner Alpen höre. Was sol­
che unbestimmte Begriffe in der Verfassungspraxis bedeuten, 
wissen wir seit der Rothenthurm-Initiative. Noch heute ist es 
unklar, was eine Moorlandschaft ist, und das schafft uns - die 
Schwyzer und die lnnerschweizer nicken beifällig - heute Pro-

b!eme. Es geht auch um die Frage der Rückwirkungsklausel, 
die im Rechtsstaat verpönt ist. Aber wir haben Sündenfälle ge­
sehen: Rothenthurm oder auch die Kleeblatt-Initiativen. 
Natürlich haben wir - wohl zu Recht- in der Schweiz die Tradi­
tion, politisch grosszügig mit der Gültigkeit einer Initiative um­
zugeherr.-·Wir werden uns auch hier dieser Grosszügigkeit be­
fleissigen. Aber wir müssen das Problem prüfen. Wir haben ein 
Rechtsgutachten in Auftrag gegeben, um zu einer neutralen 
Beurteilung zu kommen. 
Ich habe mir auch die Frage eines Bauaufschubs lange über-

weil ich sehe, dass sich viele Bürger vielleicht fragen. ob 
man die Bauten denn wieder abbrechen solle, wenn sie be­
reits geqaut sind und das Volk anders entscheidet. Sollte das 
Volk anders entscheiden, wird abgebrochen, das ist völlig klar. 
Ich bin, nicht zuletzt im Interesse einer sauberen Politik, froh, 
dass dies hier erwähnt worden ist 
Im Kampf gegen die Rechtsverwilderung bin ich nicht bereit, 
schon heute dem lnitiativbegehren eine Vorwirkung zuzuge­
stehen und zum Beispiel auf die Unterbreitung der Kreditvor­
lage zu verzichten oder die Bauarbeiten einzustellen. Es ist 
doch ein grosses staatspolitisches Grundsatzproblem, ob 
man einfach mit einer Initiative alles blockieren kann, was in 
diesem lande rechtlich einwandfrei beschlossen worden ist 
Wenn wir das zur Regel werden lassen, wird jeder, der im Par­
lament unterlegen ist, das versuchen; dann kann in diesem 
Land gar nichts mehr realisiert werden. Das müssen wir uns 
auch aus Präjudizgründen in diesem Zusammenhang sehr 
ernsthaft überlegen. 
Es fällt mir nicht leicht so zu entscheiden. Es wäre bequemer 
zu sagen, ja, ja, jetzt warten wir einmal ab, aber das könnte ein 
Präjudiz sein, das für die Schweiz schmerzlich werden könnte. 
Ich bitte Sie, auch das in Ihren Ueberlegungen zu berücksich­
tigen. 
Obwohl nun behauptet worden ist, wir würden die Bauarbeiten 
einstellen, kann ich Ihnen sagen, dass dies nicht der Fall ist. 
Wir haben nur auf Wunsch der St. Galler Regierung den Ablauf 
optimiert. Es wäre falsch, jetzt lauter Kleinigkeiten aufzustel­
len, die fast nicht zu schützen sind, da es doch um den gros­
sen Brocken geht. Deshalb wollen wir jetzt und das können 
wir aus rechtlichen Gründen erst nach dem Entscheid der 
Räte machen - die Kaserne rasch zu planen beginnen und 
den Grossbau in Angriff nehmen, wenn die Planung fertig ist. 
Gleichzeitig werden wir aber die Sanierung der Land~irt­
schaftsbetriebe an die Hand nehmen. Es hat geheissen, man 
wolle auch diese behindern; das Baubewilligungsverfahren ist 
allerdings nach normalem, zivilen Recht über die Bühne ge­
gangen. Ob die Bauern sich über derartige Behinderungen 
freuen werden, wird sich zeigen. Wir werden auch im Breitfeld 
weiterbauen, wo bereits ein Schiessplatz besteht. 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie den Kreditbetrag auf­
stocken würden, weil es sinnvoller ist, dies in einem Zug zu tun 
und nicht nochmals die gleiche Diskussion zu führen. Wir wol­
len fertigbauen, wenn wir schon einmal angefangen haben; 
dazu gehört auch die dritte Etappe. Wir haben diese aus fi­
nanzpolitischen Gründen noch nicht in die Botschaft einge­
baut. 
Gestatten Sie mir trotzdem noch eine letzte, grundsätzliche 
Bemerkung. Mich beschäftigt die Frage dieses sogenannt ge­
waltlosen, aber sehr aggressiven Widerstandes in einer De­
mokratie schon. Ich weiss, dass dieser junge Leute reizen 
kann, und ich habe darauf hingewiesen, dass ich sogar ein ge­
wisses Verständnis dafür habe, dass man sich auch Fragen im 
Zusammenhang mit der neuen Weltlage stellt. Ich habe aber 
auch nachgewiesen, dass das Projekt damit keinen Zusam­
menhang hat. Europa wird sicherheitspolitisch nicht sicherer 
und nicht besser, wenn diese Kaserne für die Rekruten der 
Ostschweiz nicht gebaut wird. 
Auch ich halte eigentlich ein Widerstandsrecht für legitim, und 
zwar dort, wo es darum geht, wenn Diktaturen Menschen­
rechte und Demokratie unterdrücken; ich würde Widerstand 
auch für legitim halten, wenn eine Demokratie sich selber an­
schicken würde, eine Demokratie abzuschaffen oder zu unter­
drücken. Ein solcher Zustand ist in unserem Lande nun wirk­
lich bei weitem nicht abzusehen. Ich kenne kein anderes Land, " 
in welchem die Bürger so viele Möglichkeiten der politischen 
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Einflussnahme haben. Ich frage mich sogar manchmal, ob der 
Bürger das überhaupt noch schätzt und würdigt, wenn ich die 
Stimmbeteiligungen sehe oder in einer Umfrage lese. dass 
40 Prozent der Schweizer auf eine Suggestivfrage antworte­
ten, dass wir nur noch eine Scheindemokratie hätten. 
Wenn wir eine Scheindemokratie haben, wo auf der Welt fin--· 
den Sie dann überhaupt noch eine Demokratie? Es gibt kein 
Land, in welchem der Bürger, wenn er will, so vor die Haustür 
treten und zum Rechten schauen kann. Er kann sogar die Ar­
mee abschaffen, wenn er will. Aber wir erwarten auch, dass -
wenn die Mehrheit der Bürger die Armee nicht abschaffen will 
- die anderen das akzeptieren. 
Wer den Eindruck hat, das geltende Recht sei nicht mehr rich­
tig, kann es abändern, und das geschieht auch laufend. 
Es kann deshalb nicht angehen, gerade in unserem Land 
nicht, dass sich einzelne politische Gruppen anmassen, nach 
ihrem Gutdünken festzulegen, was in diesem Land recht sei 
oder nicht Wenn das in diesem Staat üblich werden sollte, 
würden wir uns wirklich Richtung Anarchie bewegen. Mit glei­
chem Recht könnten dann irgendwelche Verlierer verweigern, 
z. B. auf der Autobahn langsamer zu fahren oder die Luftrein­
halteverordnung nicht einzuhalten. 
Ich glaube auch, dass die Schwachen in diesem Land die Ze­
che bezahlen, wenn das Recht verwildert. Es ist ein gefährli­
ches Tun, wenn man in diesen Betrachtungen das Recht im­
mer mehr aufweicht und einem gewissen Recht zum Wider­
stand im Rechtsstaat das Wort redet. 
Ich bedaure, dass wegen dieses Waffenplatzes eine politische 
Stimmung entsteht, die eher noch mehr polarisiert. Ich weiss 
auch, Frau Bührer, dass das meinem Departement nichts 
nützt, aber ich muss nun einmal Ihre Beschlüsse vollziehen, 
ob ich sie vernünftig finde oder nicht - diesen Beschluss finde 
ich im übrigen vernünftig. Es gäbe Wichtigeres zu tun, aber ich 
möchte doch - wie ich es im Nationalrat schon getan habe -
noch ein letztes Mal an die Gegner des Waffenplatzes appellie­
ren: Akzeptieren Sie den Beschluss der Räte als rechtlich ein­
wandfrei und lassen Sie die Realisierung des Waffenplatzes 
ohne Widerstand zu. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Bührer 

Abs. 2Bst. b-Al.2/et. b 

32Stimmen 
3Stimmen 

Mme Jaggi: J'aimerais intervenir apropos du credit addition­
nel 341 intitule «Agrandissement et adaptation des infrastruc­
tures pour fe jet-ecole Hawk». Je voudrais insister sur le carac­
tere partielfement trompeur de ce titre. Certes, il s'agit d'infra­
structures pour le jet-ecole Hawk, mais l'agrandissement et 
l'adaptation de ces infrastructures ne sont pas pour le Hawk, 
mais pour un autre appareil, a savoir pour le nouvel, eventual, 
futur avion de combat. 

, Nous avons decide, avec le programme de construction des 
ouvrages militaires de 1988, la construction de douze garages 
boxes pour ce tameux jet-ecole Hawk. Ace jour six sont cons­
truits sur les douze votes, avec des dimensions superieures a 
ce qui etait prevu initialement; on a allonge ces six boxes de 
2,50 metres et ils sont elargis de 2,25 metres, le tout pour un 
coOt de 970 000 francs. D'autre part, on a consacre un million 
a d'autres adaptations, telles qu'une augmentation de la con­
tenance des citernes, un renforcement de l'alimentation en 
electricite, en fluides et en produits courants ainsi qu' a la cons­
truction de boxes supplementaires pour les reserves de muni­
tions. 
A cela s'ajoutent encore 21 O 000 francs pour le renforcement 
des esplanades et des dalles. Bref, on arrive a un peu plus de 
3 millions de francs au total d'adaptations et d'agrandisse­
ments pour, non pas le Hawk, mais pour un eventual avion de 
combat dont tous les modales exigent des dimensions supe~ 
rieures et des renforcements divers. 
Je tiens simplement a. faire remarquer ici la portee prejudicielle 
de notre decision concernant ces ameliorations d'infrastructu­
res soi-disant pour le jet-ecole Hawk. C'est une portee prejudi-' 

cielle sur le principe meme de l'acquisition d'un nouvel avion 
de combat (qu'il s'aglsse du FN18 ou de tout autre). 
M. le conseiller federal ne manquera pas de rappeler que, 
s'agissant du budget militaire, on ne cree pas des faits accom­
plis pour la modique somme d'un peu plus de 3 millions. 
Meme en y ajoutant tous les frais lies a la procedure d'evalua­
tion pour t'appareil de combat, on n'a encore pas la necessite 
de depenser 3 milliards parce qu'on a prepare cette depense 
pour 3 ä 5 millions. 
II n'empeche que, et cela doit me semble-t-il etre mis en evi­
dence, l'on a construit d'ores et deja six boxes adaptes non 
seulement aux besoins d'un jet-ecole pour lequel ils ont ete 
faits et pour lequel ils avaient ete annonces et votes, mais aussi 
pour un eventuel nouvel avion de combat. D' autre part on pre­
voit de construire six autres boxes egalement adaptes aux 
nouvelles dimensions et aux nouveaux besoins, sans que l'on 
sache exactement quand on va les construire. 
Le message est remarquablement flou ä ce sujet. II faut dire 
qu' entre le moment ou il a ete redige et celui de l'examen, la si­
tuation a change du fait de la decision du Conseil federal de 
reprendre f'evaluation a un stade anterieur et notamment d'in­
troduire le Mirage dans cette evaluation. La page 54, 
chiffre 341 du message, edition fran~ise, parle du nouvel 
avion de combat, de l'acquisition qui sera soumise avec le pro­
gramme d'armement 1990 - on sait ce qu'il en est advenu -et 
l'on dit que, dans ces conditions, on va attendre pour les six 
autres boxes que l'on ait ce programme d'armement 1990, 
mais qu'il faudra tout de meme avoir ces boxes de parcage de 
I 'avion-ecole en 1990/91. Toutefois, si le refus est prononce on 
reviendra au projet anterieur. Bref, l'on ne sait absolument pas 
ou on en est; un minimum de clarification sur ce sujet ne serait 
pas superflu. 
Cela dit et contrairement a M. Rebeaud au Conseil national, je 
ne fais pas la proposition de biffer le supplement qui nous est 
demande, je voulais simplement, par cette intervention, mettre 
en evidence devant ce conseil le caractere prejudiciel de notre 
decision qui n'est pas si innocente qu'efle en a l'air, teile 
qu'elle nous est demandee sous chiffre 341 du message en 
question. 

Küchler: Frau Jaggi hat bereits in der Kommission auf diese 
Problematik aufmerksam gemacht. Wie Sie wissen, handelt es 
sich um einen Zusatzkredit zu einem Verpflichtwigskredit, den 
wir 1988 bereits beschlossen haben. Es geht darum, für das 
Schulflugzeug Einstellzellen zu errichten. Kurz nach diesem 
Grundsatzentscheid kam die Beschaffung eines neuen 
Kampfflugzeugs in die Diskussion. Damit hat sich auch die 
Frage gestellt, ob nun allenfalls die neuen Flugzeugtypen in 
diese Einstellboxen hineingestellt werden könnten oder nicht. 
Es hat sich gezeigt, dass dies, welchen Typ wir auch immer 
anschaffen werden, nicht der Fall sein wird. Aus,diesem Grund 
ist es eigentlich klug, vorauszuschauen und ein Projekt, bevor 
es abgeschlossen ist, noch zu optimieren. 
Mit diesem Zusatzkredit besteht nun die Möglichkeit, bevor 
das Projekt beendet ist, noch eine Optimierung in dem Sinne 
vorzunehmen, dass die Einstellboxen allenfalls auch für ein 
neues Kampfflugzeug, welcher Typ es auch immer sein mag, 
benützt werden können. Auch die neuen Kampfflugzeuge wer­
den vom Flugplatz Sitten aus Trainingsflüge absolvieren, und 
ihre Bereitstellung kann somit verbessert werden. Es ist also 
kein Präjudiz für einen gewissen Flugzeugtyp. Für den Fall al­
lerdings, dass wir zu. keiner Beschaffung von Flugzeugen kä­
men, würde sich diese Investition als unnütz erweisen. Es ist 
also gleichsam eine Versicherungsprämie, über die wir nun 
heute beschliessen. 
Aus all diesen Gründen hat sich die Kommission für diesen 
Zusatzkredit ausgesprochen, in der Meinung, damit für die Zu­
kunft eine Optimierung des Vorhabens zu ermöglichen. 

Bundesrat Villlger: Gestatten Sie mir nur eine Bemerkung. 
Sachlich hat der Kommissionspräsident das Wesentliche ge• 
sagt. Es ist in der Tat kein Präjudiz, sondern eine Versiche­
rungsprämie. Ich wäre froh, Frau Jaggi, wenn die Zustimmung 
zu diesen drei Millionen mir gleichzeitig auch die Zustimmung 
zum Kampfflugzeug bringen würde. Ich bin mir aber durchaus 
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bewusst, dass es nicht so einfach geht, und Sie dürfen später. 
beim Kampfflugzeug, völlig frei entscheiden. Ich glaube, es ist 
auch deshalb kein Präjudiz, weil die drei Millionen zu den un-

-gefähr drei Milliarden für das Kampfflugzeug nur ein Promille 
darstellen. also diesen Entscheid nicht präjudizieren. 

ergreife aber das Wort, weil ich fand, Ihr Hinweis, der Titel 
einen «caractere trompeur», sei nicht so ganz nett. Wir 

haben auf Seite 52 in der deutschsprachigen Botschaft aus­
drücklich darauf hingewiesen, dass es sich um das neue 

handelt; Sie können uns also nicht unter­
schwellig vorwerfen. wir hätten hier etwas vertuschen wollen. 

Angenommen -Adopte 

Art.2, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung- Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Bundesrat -Au Conseil federal 

27 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Su ventionierung von Lärmschutz­
Sa erungen von Schiessanlagen 
Inst lations detir. Subventions a 
l'ass 'nissement des protections antibruit 

Wortlaut der otion vom 7. Juni 1990 
Aufgrund der eltenden Rechtsordnung haben die Gemein­
den Anlagen f die Erfüllung der ausserdienstlichen Schiess-
pflicht zur Vertu zu stellen. doch sie erhalten für deren In-
standhaltung - as heisst heute vor allem für ihre umwelt-
gerechte Sanieru - keine Bundesbeiträge. 
Bereits im Jahre beantragte die eidgenössische Kom-
mission für die P g des ausserdienstlichen Schiesswe-
sens. es seien an di terstützungswürdigen, umweltgerech-
ten und nach den V en des Bundes erstellten Schiess-
anlagen Bundesbeiträg in der Höhe von etwa 30 Prozent zu 
gewähren und die Kanto anzuhalten, gleich hohe Anteile zu 
gewähren. Dieser Bericht t in Vergessenheit geraten. 
Unterdessen hat die Bautä keit vielerorts dazu geführt, dass 
Wohngebiete in der Nähe n Schiessanlagen oder gar um 
diese herum gewachsen sin Das allgemein gesteigerte Um­
weltbewusstsein trägt dazu be dass immer mehr Klagen über 
den Schiesslärm laut werden. le Gemeinden stehen vor der 
Aufgabe, ihre Schiessstände mi en Anforderungen des Um­
weltgesetzes bzw. der Lärmschu erordnung in Einklang zu 
bringen, was indessen ihre finan ·e11en Möglichkeiten über­
steigt. 
An sich wäre es richtig, über die In gration des «Obligatori­
schen» in die ordentliche Militärdien eit nachzudenken, Re­
gionalschiessanlagen zu erstellen un die Schussdistanz zu 
verkürzen, um weniger Raum in Ansp eh nehmen zu müs­
sen. Bis Massnahmen dieser Art verwir 'cht werden - wenn 
überhaupt-, stellen sich den Gemeinden tgaben wie 
- massiver Ausbau der Schützenhäuser, 
- Einbau von Seitenblenden, 

- au von Wällen und Aufschüttungen, 
ehung ganzer Schiessanlagen mit neuem Schützenhaus 

ugeltang, 
el ronische Trefferanzeige zur rascheren Abwicklung des 

Schi sbetriebes, 
den sogar unterirdische Anlage. 

mt sehr teuer zu stehen. Sogar einem Bericht 
rungsrates des nicht eben armen Kantons Basel­

ser Fr 
lage die 
nach den s 
ten. Dabei da 
enormem fina 
Ich ersuche da 
des Bunde 

e ich die besorgte Aeusserung: «Es steht aus­
s bei einer Ablehnung der unterirdischen An­

nden Gebäulichkeiten des Schiessplatzes 
n Richtlinien der LSV saniert werden müss-
icht unbeachtet bleiben, dass dies nur mit 
len Aufwand möglich sein wird.» 

Bundesrat, eine Revision von Artikel 32 
über die Militärorganisation einzuleiten 
einer Rechtsgrundlage für die Bundes­

ärmschutz-Sanierungen von Schiess-
und diesen Artikel 
Subventionierung vo 
anlagen zu ergänzen. 

Texte de la motion du 7 jw 
Selon l'ordre juridique ex 
des installations perme 
remplir leur devoir de tir hors 
rei;:oivent aucune subvention 
tenir les Installations, c'est-a­
assainir de maniere a respect 
Deja en 1974, la Commissio 
vice avait demande que des 

t, les communes doivent fournir 
x personnes concernees de 
service. Or, ces communes ne 

la Confederation pour entre­
aujourd'hui surtout pour les 
nvironnement. 

30 pour cent soient accordees a 
tant que leur soutien financier se 

le pour le tir hors du ser­
tions federales d'environ 
stallations de tir pour au­
tifie, qu'elles ne portent 

pas atteinte a l'environnement e 
place en respectant les disposition 
commission avait en outre demand 
tent leur contribution en versant des 
tant equivalent. Ce rapport est tombe d 
De plus, le developpement immobilier a 
breux endroits, des zones d'habitation 
ou meme autour des installations de tir. 
gique qui s'affirme aujourd'hui un peu p 
multiplication des plaintes contre le br 
exercices de tir. De nombreuses comm 

les soient mises en 
la Confederation. La 
e les cantons appor­
bventions d'un mon­
s l'oubli. 
it que, dans de nom­

t etendues pres 
nscience ecolo­
a contribue a la 
ovoque par les 
doivent mainte-

nant rendre leurs installations de tir conform 
de la loi sur l'environnement et a celles de l'or 
protection contre le bruit (OPB), täche qui po 
leurs moyens financiers. 
II conviendrait en fait, afin d'occuper moins de pi e, d'envisa­
ger l'integration du tir obligatoire dans la perio reglemen­
taire du service militaire, de mettre en place des i stallations 
de tir regionales et de raccourcir la distance de ti En atten­
dant que de telles mesures soient concretisees - i elles le 
sont un jour- les communes doivent remplir les täch 
tes: 
- agrandir les stands de tir; 
- ajouter des pare-balles lateraux; 
- construire des pare-balles et des remblais; 
- intervertir et renouveler les stands de tir et les buttes 
balles dans les installations de tir; 

mettre en place des installations electroniques de signa a­
tion de touches afin d'accelerer les tirs; 
- bätir, selon les cas, des installations souterraines. 
Tout cela coute tres eher. Meme le Conseil d' Etat du canton e 
Bäle-Ville - canton qui est loin d'etre pauvre - ne cache p 
soninquietude,Pour lui, il ne fait aucun doute que si la con 
truction d'installations souterraines etait refusee, il taudra 
amenager les installations existantes conformement aux seve-. 
res directives de l'OPB. Dans ce cas, on ne peut ignorer que •. 
seuls des moyens financiers considerables permettraient de 1 

mener a bien ce projet. 
Je charge donc le Conseil federal de proceder a une revision 
de l'article 32 de la loi federale sur l'organisation militaire et 
d'ajouter a cet article une base legale relative a l'octroi de sub­
ventions federales pour l'assainissement des protections anti­
bruit des installations de tir. 
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